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Vorbemerkung 

Vor 40 Jahren - im Jahre 1942 - wurden die letzten 36 Juden aus Marburg und 
Umgebung in die Vernichtungslager des Ostens deportiert. Nach dieser „Eva­
kuierung" war auch Marburg „judenfrei ''. 
Dem systematischen Erfassen und Abtransport der Menschen war am 20. Ja­
nuar 1942 eine Besprechung am Großen Wannsee in Berlin im Büro der Inter­
nationalen Kriminalpolizei-Kommission vorausgegangen. Bei dieser „Wann­
see-Konferenz" ging es um die „Endlösung der Judenfrage" , wie Heydrich, 
Chef der Sicherheitspolizei, erläuterte: 
„In großen (Arbeits-) Kolonnen, unter Trennung der Geschlechter, werden die ar­
beitsfähigen Juden straßenbauend in diese Gebiete (in die besetzten Ostgebiete) 
geführt, wobei zweifellos ein Großteil durch natürliche Verminderung ausfallen 
wird. Der allfällig endlich verbleibende Restbestand wird, da es sich bei diesem 
zweifellos um den widerstandsfähigsten Teil handelt, entsprechend behandelt 
werden müssen, da dieser, eine natürliche Auslese darstellend, bei Freilassung 
als Keimzelle eines neuen jüdischen Aufbaus anzusprechen ist". (Nach: G. Reit­
finger, Die Endlösung, S. 107 f) 
Hier wurde die Ausrottung eines ganzen Volkes geplant. Die Durchführung des 
Völkermords begann noch im Verlauf desselben Jahres, im Raum Marburg war 
sie bis zum September 1942 organisatorisch abgeschlossen. 
In den letzten Jahren gibt es zunehmend öffentliche Diskussionen zu Proble­
men der Aufarbeitung der jüngsten deutschen Geschichte: so z. B. aus Anlaß 
des Gedenkens an die „Reichskristallnacht" vom 9./10. November 1938, an 
den Kriegsbeginn vom 1. September 1939 oder durch die Ausstrahlung des 
Fernsehfilms ,Holocaust' 1978. 
Die Resonanz auf diese Vorgänge der NS-Zeit war groß und wäre sicherlich 
noch vielfältiger gewesen, gäbe es nicht jene Verhaltensweise eines öffentlich 
betriebenen Verschweigens bzw. Verdrängens der NS-Vergangenheit, die als 
Kennzeichen der fünfziger Jahre in der Bundesrepublik gewertet werden kann 
und auch heute keineswegs überwunden ist. 
Seit Ende der siebziger Jahre hat sich das öffentliche Interesse an diesen Jah­
ren der deutschen Geschichte stärker lokalen und regionalen Alltagserfahrun-
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gen von Zeitgenossen der NS-Zeit zugewandt, nämlich Wahrnehmungsweisen 
und Verhaltensformen von einzelnen oder Gruppen und ihrer Betroffenheit 
durch Auswirkungen des politischen Systems. 
In diesem Zusammenhang steht auch diese Arbeit. 
Sie wurde verfaßt von - inzwischen - ehemaligen Schülern des Gymnasiums 
Philippinum aus Anlaß des Schülerwettbewerbs „Deutsche Geschichte" um 
den Preis des Bundespräsidenten 1980 (Thema: „Alltag im Nationalsozialis­
mus vom Ende der Weimarer Republik bis zum Zweiten Weltkrieg" ). Für ihre 
Leistung wurden die Verfasser im Herbst 1981 mit einer Studienreise nach Is­
rael ausgezeichnet. Die Arbeit ist zugleich ein Beispiel für entdeckendes Ler­
nen, d. h. ein Nachweis für eigenständiges Arbeiten einer Schülergruppe unter 
methodischer Beratung durch einen Mentor - ein Arbeitsverfahren, das auch 
das Erarbeiten der Dokumentation und Ausstellung 'Juden in Marburg' (Mentor 
L. Potthoff) bestimmte. 
Die vorliegende Fassung ist eine Überarbeitung des ursprünglichen Wettbe­
werbsbeitrags. 
Die öffentliche Erörterung von Fragen zur NS-Zeit ist noch längst nicht been­
det; und sie sollte so weitergeführt werden, daß alle Einwände und alles Unbe­
hagliche an diesem Thema zur Sprache kommen, wenn Erinnern nicht nur Ge­
denken sein, sondern bei der Aufarbeitung der Vergangenheit helfen soll : bei 
der Auseinandersetzung mit den Wurzeln und Ursachen, den Geschehnissen 
und aktuellen Konsequenzen der nationalsozialistischen Gewaltherrschaft so­
wie bei der Ermutigung, Solidarität zu zeigen, wenn es gilt, Gefahren, die aus 
diesem immer noch fruchtbaren Schoß kommen, zu begegnen. 
Dazu will die vorliegende Arbeit einen Beitrag leisten. 

Hans-Joachim Kraschewski 
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Einleitung 

Mahnmale für Opfer des Nationalsozialismus dienen in besonderer Weise der 
Begegnung mit unserer jüngsten Vergangenheit, denn sie fordern auf zu Ant­
worten auf Fragen, die immer wieder gestellt werden. In der Universitätsstraße 
in Marburg steht ein Gedenkstein mit folgender Inschrift: 
„Zum Gedenken an die am 10. November 1938 frevlerisch zerstörte Synagoge 
und an unsere ermordeten jüdischen Mitbürger" 
Das jüdische Gotteshaus war 1896/97 erbaut worden und trug über seinem 
Portal die Inschrift: 
„Religion, Arbeit und Menschenliebe mögen dieses Haus tragen " 
Wie kam es zu dieser Zerstörung? Was geschah vor und nach dieser Zerstö­
rung mit den Juden in Marburg und Umgebung während der Zeit des National­
sozialismus? 
Auf diese Frage versuchen wir Antwort zu geben, indem wir die Entwicklung 
der jüdischen Gemeinschaft während dieser Zeit näher untersuchen, insbe­
sondere die Repressalien gegen die damals hier lebenden jüdischen Men­
schen. 
Die einzelnen Phasen dieser Entwicklung lassen sich chronologisch und in­
haltlich untergliedern. 
Als erstes Stadium wählten wir die Zeit von der „Machtergreifung" 1933 bis 
zum Erlaß der „ Nürnberger Gesetze" im September 1935, in dem wir die Juden 
noch als Mitglieder der Marburger Gesellschaft erkennen können, während sie 
in der Zeit nach der Nürnberger Gesetzgebung (Sept. 1935) bis zur Reichspo­
gromnacht (9./10. November 1938) als Menschen ohne Staatsbürgerschaft 
und damit minderwertig behandelt wurden. 
Den nächsten Einschnitt setzt die Reichspogromnacht; denn nach dem 10. No­
vember 1938 war die jüdische Gemeinschaft von der ,Volksgemeinschaft' iso­
liert und wurde immer mehr der Staatsmacht gegenüber zu einer recht- und 
wehrlosen Minderheit. 
Das anschließende Kapitel befaßt sich mit den Ereignissen, die der Verord­
nung Heydrichs, daß Juden als Kennzeichen ihrer „auszurottenden Rasse" 
den Judenstern zu tragen hätten, folgten: Die Juden wurden zu „Menschen-
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und Zahlenmaterial ", als nach Beschluß der Wannsee-Konferenz vom 20. Ja­
nuar 1942 die ersten Deportationen im Frühjahr desselben Jahres einsetzten. 
Nach 1945 leben wieder Juden in Marburg, und wir versuchen aufzuzeigen, 
wie ihre Lebensbedingungen unter den Nachkriegsumständen aussehen. 
Abschließend wollen wir die aus der Darstellung gewonnenen Erkenntnisse 
der Judenverfolgung zusammenfassen und beurteilen , welche Bedeutung ih­
nen aus heutiger Sicht zukommt. 
An den Schluß unserer Arbeit stellen wir einen Quellenteil , der unsere Be­
schreibung des jüdischen Lebens in Marburg und Umgebung dokumentiert. 
Zu unserer Arbeit wurden wir einerseits durch persönliche Begegnungen mit 
Juden angeregt: So gibt es heute wieder Juden in Marburg, mit denen wir über 
ihre Verfolgung im Dritten Reich gesprochen haben. Wir haben aber auch Ju­
den bei einem Aufenthalt in den USA kennengelernt, die uns aus eigenem Erle­
ben über das Konzentrationslager Buchenwald berichteten. 
Zum besseren Verständnis ihrer Schicksale soll diese Arbeit auch dienen. 
Denn nur die intensive Beschäftigung mit den Ereignissen der damaligen Zeit 
vermag einem distanzierten Betrachter, - also jemandem, der, wie wir, sie nicht 
selbst miterlebt hat - einen Einblick in die „Verplanung" des Schicksals der 
Juden unter dem NS-Regime zu vermitteln. Andererseits wurden wir durch das 
Buch des Amerikaners J. K. Dickinson „ German and Jew" zu dieser Arbe it mo­
tiviert, das über den jüdischen Marburger Rechtsanwalt Hermann Reis, gebo­
ren 1896, (unter dem Pseudonym Sigmund Stein) berichtet, der durch seinen 
Einsatz vielen Juden bei der Auswanderung geholfen hat und sie damit vor der 
Deportation nach Theresienstadt bewahrte.1 l 
Ziel unserer Arbeit ist es, die antisemitischen, menschenverachtenden Maß­
nahmen des NS-Regimes am Beispiel der in Marburg und Umgebung lebenden 
Juden aufzuzeigen und ihre Ergebnisse zu verdeutlichen . Dabei soll die Juden­
verfolgung so konkret wie möglich dargestellt werden, wobei wir keine Voll­
ständigkeit in der Beschreibung antijüdischer Maßnahmen erstreben. 
Durch die Auswahl einiger Einzelbeispiele, die in der Zahl von etwa 850 Juden 
enthalten sind, wollen wir die Judenverfolgung begreifbar werden lassen. 
Als Material für unsere Arbeit benutzten wir vor allem Akten aus dem Marbur­
ger Staatsarch iv, Akten aus dem Magistratsarchiv der Stadt Marburg sowie 
Artikel der einzigen lokalen Presse zu dieser Zeit, der Oberhessischen Zeitung, 
die in der Marburger Universitätsbibliothek magaziniert ist. 
Durch Gespräche mit noch lebenden Zeitgenossen der damaligen Ereignisse 
- Hermann Bauer, Eleonore Kaufmann , Margot Müller - bemühten wir uns, wei­
tere konkrete Informationen über die Situation der Juden zu erhalten. Außer­
dem werteten wir die Sekundärliteratur, die die Vorgänge in Marburg und Um­
gebung behandelt, aus. 

1) Über sein Schicksal vgl. Paul Arnsberger, Die jüdischen Gemeinden in Hessen, 2 Bde., 1971 , hier Bd. 2, 
S. 58. 
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Für wichtige Hinweise und Hilfen danken wir dem Leiter des Presseamtes der 
Stadt Marburg, Magistratsoberrat Erhart Dettmering und Herrn Dr. Rudolf 
Grenz sowie Herrn Dieter Woischke und dem Direktor der Gedenkstätte Yad 
Vashem in Jerusalem, Herrn Benjamin Armon. 
In seiner Rede zum 40. Jahrestag des Brandes der Marburger Synagoge am 
10. November 1978, sagte Oberbürgermeister Dr. Hanno Drechsler u. a.: 
„ Wer heute der verbreiteten Meinung nachgibt, über das schreckliche Geschehen 
der Vergangenheit den Mantel des Verschweigens, des Vergessens zu breiten, 
der hat bereits den ersten Schritt getan, erneut der Inhumanität den Weg zu berei­
ten. Historische Ereignisse sind zwar aus ihrer Zeit bedingt einmalig, aber das 
Grundmuster menschlicher Verhaltensweisen kann sich stets wiederholen. 21 

Wenn erst einmal Bücher verbrannt werden 
-wie 1933-

und Synagogen brennen 
- wie 1938 -

Dann ist es zu spät, noch Schlimmeres zu verhindern. "3! 

Günther Rehme 
Konstantin Haase 

2) Eri nneru ng und Gedächtnis. Zum Gedenken an den 9. November 1938. Hg. Presseamt der Stadt Marburg . 
Marburg 1 g79. S. 4, Rede des Marburger Oberbügermeisters Dr. Hanno Drechsler. 

3) Erinnerung und Gedächtnis, a. a. 0 ., S. 1. 

Die Drucklegung der vorliegenden Arbeit förderten durch einen 
Zuschuß: 

die Evangelische Landeskirche von Kurhessen-Waldeck 
der Bischof der Diözese Fulda 
der Landesverband der Jüdischen Gemeinden in Hessen 

Gerhard Jahn, MdB 
Friedrich Bohl, MdB 
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Die Veröffentlichung der vorliegenden Untersuchung erfolgt mit Zustimmung 
der Kurt A. Körber Stiftung. 
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1. Jüdische Bürger 

1. Juden um 1933 in Marburg und Umgebung 

Wie zur Zeit der Weimarer Republik war auch um 1933 Marburg eine Universi­
täts-, Beamten- und Rentnerstadt in bäuerlichem Umland, nahezu ohne Fabrik­
arbeiterschaft, aber mit komplizierter und individueller Mittelstandsschichtung. 
So charakterisiert der Historiker Heilmut Seier die Eigenheiten der Struktur der 
Stadt, die kaum Industrie besaß, aber Kreismittelpunkt und Garnison war, so­
wie eine extrem hohe Studentenquote im Verhältnis zur Einwohnerzahl auf­
wies. Hier lebten mehr Menschen ohne Beruf, ohne auf Arbeit gegründetes Ein­
kommen, mehr Pensionäre, Witwen und Bezieher von Kapitalerträgen als in 
vergleichbaren Städten (wie z. B. Wiesbaden oder Jena)4l. 
„Das Marburg der Weimarer Zeit stand rechts."5) Diese Schlußfolgerung zieht 
Seier aus einer sorgfältigen Analyse der Wahlergebnisse dieser Zeit. Denn: 1. 
lag der Anteil an Stimmen für die bürgerlichen Parteien weit über dem Reichs­
durchschnitt, 2. vollzog sich innerhalb der bürgerlichen Mehrheit nach und 
nach eine Rechtsverschiebung. „Diese begann in Marburg früh und verlief un­
gewöhnlich drastisch" .6> 
Bereits 1930 hatte die NSDAP die relative und 1932 die absolute Mehrheit an 
Stimmen in dieser Stadt erreicht. Dennoch war Marburg sicherlich keine Hoch­
burg des Nationalsozialismus, denn - und darin ist Dickinson zuzustimmen -
der Radikalismus der nationalsozialistischen Bewegung übte nie eine große 
Anziehungskraft auf das konservative Bürgertum dieser Stadt aus.7> Ähnlich 
urteilt auch Seier, wenn er sagt: „Abneigung gegen die Republik schloß Ab­
stand von einer Bewegung nicht aus, deren Gesicht und Gebaren auch poten­
tielle Sympathisanten abstieß. "8> 
Unter diesen Bedingungen fühlten sich die Marburger Juden zu dieser Zeit als 
Deutsche mit patriotischer Gesinnung.9l Sie neigten vor 1933 eher den poli-

4) Heilmut Seier, Marburg in der Weimarer Republik 1918-1933, in: Marburger Gesch ichte, S. 560. 
5) Seier, a. a. 0 ., S. 560. 
6) Seier, a. a. o„ S. 561 . 
7) Dickinson, John Kellog, German and Jew, Chicago, 1967; S. 27: 

„ lt is said that Hochburg-on-the-Felsen (Pseudonym für Marburg, Anm. d. Ver!.) never really accepted Natio­
nal Socialism because the radical ism of the movement had little appeal for the conservatism of the town." 

8) Seier, a. a. o„ s. 562. 
9) Gespräch mit Eleonore Kaufmann in Marburg am 18. 1. 1981 . 
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tisch konservativen Parteien zu, wie aus einer Einschätzung Hermann Bauers 
hervorgeht.10) Sie waren bereit, an einem demokratischen Staatswesen bür­
gerlicher Prägung festzuhalten, auch wenn die politischen Auswirkungen der 
wirtschaftlichen Schwierigkeiten Deutschlands zwischen 1930 und 1933 An­
laß zum Nachdenken gaben. 
Die Juden der Stadt Marburg gehörten größtenteils dem Mittelstand an. Sie 
waren Geschäftsleute, Rechtsanwälte, Beamte oder Hochschullehrer. Die Ju­
den im Landkreis Marburg betrieben vor allen Dingen den Viehhandel und gele­
gentlich Großhandel mit anderen landwirtschaftlichen Erzeugnissen (Getrei­
de). Im Vergleich zu den Juden in der Stadt lebten die Juden in Marburgs Um­
gebung in eher ärmlichen Verhältnissen. Die Mitglieder der jüdischen Gemein­
de verstanden sich auch nach dem 30. Januar 1933 als Teil der städtischen 
Gesellschaft. Hier gab es eine israelitische Kultusgemeinde mit Synagoge und 
Provinzialrabbinat, einer Volks- oder Elementarschule, Friedhof, jüdischem 
Vereinsleben und einer jüdischen Studentenverbindung sowie einer Mensa 
academica judaica. 
Eine Einrichtung verdient hierbei besondere Erwähnung, weil sie im Deutschen 
Reich einmalig war. Im Jahre 1927, gegründet auf Initiative der Reichsvertre­
tung der deutschen Juden, war das „Israelitische Heilerziehungsheim in Mar­
burg/Lahn" eröffnet worden. Unter Beratung des Psychiaters Professor Dr. 
Kretschmer von der Philipps-Universität leitete der Rabbiner Dr. Jacob Horwitz 
aus Frankfurt/Main dieses Institut, in dem jüdische, psychisch gestörte Kinder 
aus zerrütteten Ehen (infolge der Auswirkungen der Nachkriegszeit) betreut 
wurden . Die Zahl der zu betreuenden Kinder sollte 30 nicht übersteigen; sie 
kamen aus Großstädten, besonders aus Berlin. Später wurden auch Kinder 
aus Polen und Litauen aufgenommen. 
Mit dem Heim war eine staatlich genehmigte Volksschule verbunden, wodurch 
diese Kinder in einem ihnen religiös vertrauten Milieu Unterricht erhielten. Hier 
fanden auch Lehrer und Kindergärtnerinnen Gelegenheit, als Praktikanten zu 
arbeiten. Alljährlich fand am Chanukkafest eine Feier statt, zu der die Mitglie­
der der jüdischen Gemeinde und Freunde des Heims eingeladen wurden. Das 
Heim in der Schulstraße 7, in dem zunächst ausschließlich Knaben aufgenom­
men wurden, sollte durch eine Abteilung für Mädchen ergänzt werden. Dazu 
kam es nach 1933 nicht mehr.11 > 

Ein erstes Anzeichen für das sich wandelnde Verhältnis zwischen Juden und 
Deutschen markiert der Aufruf zum Boykott der jüdischen Geschäfte vom 
1. 4. 1933, denn die rigorose Durchführung des Boykotts der jüdischen Ge­
schäfte deutet darauf hin, daß ein Teil der Marburger Bevölkerung dem 
Wunsch der Nationalsozialisten nach gesellschaftlicher Ausgrenzung der Ju­
den mehr oder minder freiwillig nachkam. 

10) Gespräch mit Hermann Bauer am 24. 1. 1981, vgl. auch Dickinson a. a. O .• S. 80. 
11) Bericht über das „ Israelitische Heilerziehungsheim in Marburg/Lahn." Archiv Yad Vashem, E/ 4526, Jerusa­

lem, dankenswerterweise zur Verfügung gestellt von Herrn Direktor Benjamin Armon, 24. Februar 1982. 
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Marburgs Juden nahmen bereits am 30. März 1933 - vermutlich aufgrund un­
mittelbaren Druckes der Nazis - zum geplanten Boykott Stellung. In einem 
Schreiben ging die israelitische Gemeinde auf die im Ausland verbreiteten, an­
geblichen „Greuelnachrichten" ein, nach denen Juden von Deutschen mißhan­
delt worden seien. Die Marburger Juden stellten dazu fest, daß solche „Greuel­
nachrichten" nicht den Tatsachen entsprächen und lehnten den Boykottdeut­
scher Waren im Ausland ab. Weiterhin bekräftigten sie, daß sie sich sowohl im 
Krieg als auch im Frieden als Deutsche gefühlt hätten und eine große Zahl von 
Juden „an der Front für Deutschlands Größe gekämpft und geblutet" habe.12) 
Abschließend drückte die israelitische Gemeinde ihre Überzeugung aus, die 
nationale Regierung werde jedem Anständigen Gerechtigkeit widerfahren las­
sen. Die öffentliche Erklärung, - sofern sie freiwillig abgegeben worden war 
-zeigt, wie patriotisch der größte Teil der hiesigen Juden in seiner Einstellung 
war. 
Diese Haltung bestätigt auch der amerikanische Autor Dickinson, der berich­
tet, daß Hermann Reis einmal gesagt haben soll: „Wenn da nicht der antisemi­
tische Unsinn wäre, hätte ich vielleicht Hitler gewählt."13) Das Zitat gibt einen 
Hinweis auf die Einstellung mancher bürgerlichen jüdischen Familie, die dur­
chaus für Hitler und ein nationales Deutschland gestimmt hätte, wäre nicht der 
propagierte Antisemitismus so stark zu Tage getreten. 
Eine im 19. Jahrhundert entstandene, wenn auch nicht immer offen zu Tage 
tretende antisemitische Einstellung großer Teile der Marburger Bevölkerung14) 
läßt sich treffend und anschaulich in einem Spruch darstellen, der von Marbur­
ger Nationalsozialisten geprägt wurde: „Das Hakenkreuz in seinem Lauf hält 
weder Jud' noch Landrat auf."15) Diesen Spruch zitierte der Kreisleiter der 
NSDAP, Hans Krawielitzki, als Oberbürgermeister Müller, der den Nationalso­
zialisten in seiner politischen Einstellung nicht paßte, zwangsweise pensio­
niert wurde. 
Die ersten Zahlen für die nach der nationalsozialistischen Machtergreifung im 
Landkreis Marburg lebenden Juden liefert eine Statistik vom März 1934: Zu 
diesem Zeitpunkt gab es 778 Juden, die in 31 Gemeinden wohnten. Der Land­
kreis hatte insgesamt 127 Gemeinden mit 65.461 Einwohnern.10) Der jüdische 
Bevölkerungsanteil betrug also gerade 1, 18 %. Gemeinden mit einer nennens-

12) Oberhessische Zeitung (OZ), 30. 3. 1933, s. Dokum. 3 auf S. 64 
13) Dickinson, a. a. 0 ., S. 99; „ Knopf also says that Sigmund (gemeint ist Sigmund Stein alias Hermann Reiss, 

Anm. d. Verf.) once made the statement, 'II it weren't for the anti-Semitic nonsense, 1 might have voted for 
Hitler.' Knopfsstory may be questioned, yet there ist no need flatly to disbelieve it." 
Ähnliches berichtet auch der Marburger Soziologe Max Graf zu Solms über einen seiner Studenten unter 
dem Datum vom 5. 5. 1932 = „Herr Selig Cohn ... sprach sich gestern zustimmend zum Nationalsozialismus 
aus! ... Er sagte, er als Jude werde darunter persönlich wohl sehr zu leiden haben , aber etwas, woran Millio­
nen glauben, könne doch nicht etwas sinnloses sein! Jedenfalls bemühe er sich sehr ernst, mit diesem Phä­
nomen sich auseinanderzusetzen! " (Max Graf zu Solms. Ein Lebensgang, Briefe, Selbstzeugnisse, Berichte. 
Marburg 1982, S. 284) 

14) vgl. dazu B. vom Brocke, Marburg im Kaiserreich 1866-1918, in : Marburger Geschichte, S. 482 ff. 
15) OZ, 13. 7.1933; zur Pensionierung des Oberbürgermeisters Müller erklärte Kreisleiter Krawielitzki: „ ... 'Das 

Hakenkreuz in seinem Lauf . . .' .Dieses Wort paßt auf den bisherigen Oberbürgermeister Müller." 
16) vgl. zur Statistik auch S. 18 u. 53 
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werten Zahl jüdischer Bürger waren Kirchhain, Neustadt und Wetter. Hier gab 
es auch relativ viele jüdische Vereine. In Kirchhain gab es einen bedeutenden 
Viehmarkt. Das gleiche war in Neustadt, Wetter und Lohra der Fall. H l 

In anderen Orten lebten nur zwei oder drei Juden, die sowohl von der jüdischen 
Gemeinde im Landkreis Marburg als auch von der Dorfbevölkerung nach der 
„Machtergreifung" abgekapselt leben mußten. Da aber gerade in den ersten 
Jahren des NS-Regimes die Auswanderung sehr groß war, kann man um 1933 
eine Zahl von mindestens 850 Juden annehmen, die im Landkreis lebten. In der 
Stadt Marburg lebten nach der „Machtergreifung" 325 jüdische Bürger.18) 
Die Juden im Landkreis Marburg waren vor allem Händler, Kaufleute, gelegent­
lich auch Metzger und Landwirte. Aus diversen Akten geht hervor, daß sie in 
ärmlichen Verhältnissen lebten und nicht den Wohlstand von Deutschen ande­
rer Konfession erreichten. Es entsprach also nicht der damals verbreiteten öf­
fentlichen Meinung, jüdische Geschäftsleute, Metzger oder Landwirte seien 
besser gestellt als andere Deutsche. 

2. Die Situation der Juden nach der „Machtergreifung" 

a) Jüdische Geschäftsleute und Viehhändler 

Die erste große geplante antisemitische Aktion in Marburg und Umgebung 
stellt der Boykott der jüdischen Geschäfte am 1. April 1933 dar, der durch das 
Ankleben von Plakaten an die jüdischen Schaufenster am 28. 3. 1933 vorbe­
reitet wurde. Sie enthielten die Aufforderung, nicht bei Juden zu kaufen. Solche 
Plakate wurden von SS-Angehörigen angebracht, und die SA sorgte dafür, daß 
diese Schilder nicht entfernt wurden.10) 
Als Reaktion auf diesen Boykott kleideten sich einige jüdische Geschäftsleute 
besonders sorgfältig, hefteten das Eiserne Kreuz 1. Klasse an ihre Brust und 
stellten sich vor ihren Geschäften auf die Straße. Andere wiederum legten ihre 
Orden aus dem 1. Weltkrieg in ihre Schaufenster. Derartige Handlungen wur­
den bisweilen mit der gehässigen Bemerkung kommentiert: Wo haben die das 
gekauft?20) NSDAP und Oberhessische Zeitung (OZ) stellten die Behauptung 
auf, angebliche Greuelmeldungen im Ausland hätten diese spontane Reaktion 
in der Bevölkerung ausgelöst. Der Artikel vom 29. 3. 1933 läßt jedoch keinen 
Zweifel , daß der Boykott minutiös geplant war, denn am Ende des Artikels wird 

17) StaM, 180 L. A. Mbg., Nr. 4822, „ Juden (Allgemeines und Besonderes)" enthält: Listen 1938- 1942; vgl. Ge­
spräch mit Hermann Bauer. Mbg. 

18) Arnsberger, a. a. 0 ., S. 1949. (1932). 
19) OZ vom 29. 3. 1933; unter der Überschrift „Gegenmaßnahmen" war zu lesen: 

„ Anläßlich der Deutschfeindlichen Auslandspropaganda ist man, wie allerorts, auch in unserer Stadt zu Ge­
genmaßnahmen geschritten. Im laufe des gestrigen Nachmittags durchfuhren Autos mit SS.-Leuten die 
Straßen der Stadt und klebten an die Schaufenster der jüdischen Geschäfte Plakate ... 
zu Zwischenfällen ist es nicht gekommen. Vor den Häusern hatten SA-Posten Aufstellung genommen, die 
dafür Sorge trugen, daß die Plakate nicht entfernt wurden . " 

20) Dickinson, a. a. 0 ., S. 134 ff. 
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die Frage aufgeworfen, „ . . . ob es noch nötig ist, den Boykottaufruf herauszu­
geben und die bis ins kleinste fertige Boykottorganisation in Gang zu 
setzen."21 ) 
Am 30. und 31 . März folgten weitere Aufrufe zum Boykott. 
Am 30. März setzte die israelitische Gemeinde Marburgs jenes oben schon er­
wähnte Inserat in den Anzeigenteil der Oberhessischen Zeitung, in dem sie 
sich von angeblichen „Greuelnachrichten aus dem Auslande"22) distanzierte 
und ihre patriotische Gesinnung bekundete. Ohne Erfolg - wie zu erwarten 
war-, denn am 1. April kam es dennoch zu dem organisierten Boykott, der 
ohne „jegliche Zwischenfälle unter strengster Disziplin und ohne jede Störung 
durchgeführt wurde."23) In der 0 Z stand anschließend, ein großer Teil der Be­
völkerung habe den Boykott positiv aufgenommen und die Resonanz bei Mas­
senkundgebungen sei angeblich groß gewesen. 
Die zweite große antisemitische Aktion bestand darin, daß innerhalb kurzer 
Zeit sämtliche Viehmärkte der Umgebung Marburgs „judenfrei" gemacht wur­
den. Am 7. 9. 1933 fand der erste Viehmarkt in Lohra statt, von dem Juden aus­
geschlossen waren. In der 0 Z heißt es dazu, dieser erste „judenfreie" Vieh­
markt habe großen Anklang bei der Bevölkerung gefunden.24) Es folgten in di­
versen Gemeinden weitere „judenfreie" Viehmärkte. Danach wurden die im 
Landkreis lebenden Juden auch von dem Handel auf Krammärkten 
ausgeschlossen.25) 1934 wurde ein Gesetz erlassen, das ihnen den Handel 
auf Viehmärkten untersagte.26) 
Dazu erfolgten mehrere Stellungnahmen in der örtlichen Presse. Zum Beispiel 
fand in Kirchhain eine Veranstaltung statt, auf welcher der Redner der NSDAP, 
Graf Schwerin, das Judentum dadurch diskriminierte, daß er behauptete, die 
Juden seien von „unheilvollem Einfluß" auf die Landwirtschaft. Er stellte den 
„deutschen seßhaften germanischen nordischen Bauern" dem jüdischen „No­
maden- und Raubvolk" gegenüber. Außerdem griff der Redner ein weit verbrei­
tetes, verleumderisches Vorurteil auf, indem er zu zeigen versuchte, daß „der 
Talmud dem Juden das Recht gibt, Andersgläubige auszubeuten und zu 
21) vgl. Anm. 19). 
22) vgl. Anm. 12). 
23) OZ, 3. 4. 1933, anläßlich der Boykottkundgebung auf dem Marbuger Marktplatz erscheint dieser Artikel un­

ter der Überschrift „Der Abwehrkampf" : „. . wurden am Sonnabend die Maßnahmen, die von der Parteilei­
tung der NSDAP angeordnet worden waren, unter strengster Disziplin und ohne Störung durchgeführt. 
(Es) .. . fand ... eine Boykottkundgebung statt, zu der sich die SA und SS sowie die Bürgerschaft in großer 
Anzahl eingefunden hatten." 

24) OZ vom 7. 9. 1933. 
25) OZvom 23. 9.1933. 
26) Bezieht sich auf die „ judenfreien" Viehmärkte, vgl. als Beispiel OZ, 27. 9. 1933. 
27) OZ vom 23. 6. 1935; Dieses Vorurteil verkehrt die tatsächlichen Inhalte des Judenglaubens. (vgl. hierzu 

Trepp, Leo, Das Judentum (Geschichte und lebendige Gegenwart), Hamburg, März 1970, S. 16): „Die Thora 
kennt zweierlei Mitzwoth (=Mehrzahl von Mitzwah): religiöse Vorschriften, die der Mensch Gott gegenüber 
zu befolgen hat, Gebote, die die Menschen untereinander einhalten sollen .... Die Mitzwah ist also ein Ja­
sagen, ein Bekenntnis zu Gott. In diesem Sinn sind auch jene Mitzwoth, die wir unseren Mitmenschen gege­
nüber zu erfüllen haben, Mitzwoth gegenüber Gott .. 
(3. Mose, „ Er rief", 19:18; 'Du sollst deinen Nächsten lieben wie dich selbst'), ist mithin die grundlegende 
Mitzwah überhaupt, und die Weisen und Schriftgelehrten haben sie ganz zu Recht als den Grundstein des 
Judenglaubens herausgestellt. 
Soziale Gerechtigkeit ist Mitzwah. Sowohl dem Gebenden wie auch dem Empfangenden verleiht sie den 
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begaunern. "27) Ferner benutzte er die Gelegenheit, die Juden zum Sünden­
bock für die schlechten wirtschaftlichen Verhältnisse Deutschlands zu ma­
chen und sagte ihnen den Kampf an. 
Während einerseits die jüdische Gemeinde diskriminiert wurde, brachte die 
Oberhessische Zeitung andererseits Meldungen, die eine Welt von Ordnung 
und Unbeschwertheit darstellten. So wurde beispielsweise dem Leser über 
Fremdenbesuche berichtet oder über ein KdF-Verlobungspaar, das sich zur 
Zeit in Marburg aufhielt. Diese Artikel weisen meist ein hohes Maß an Trivialität 
auf, weil sie deutlich zeigen sollen, wie persönliches Glück sich in nationalso­
zialistischen Organisationen wie etwa der Organisation „Kraft durch Freude" 
(KdF) verwirklichen lassen könne. 

b) Beamte und Rechtsanwälte 

Bis zum 5. März 1933, dem „Tag der Wiedereinführung des Berufsbeamten­
tums", gab es im Landkreis Marburg insgesamt vier jüdische Rechtsanwälte. 
Nach diesem Tag wurde drei von ihnen die Ausübung ihres Berufes 
verboten.28) Auch der letzte jüdische Rechtsanwalt, Dr. Bachrach, wurde sie­
ben Monate später, am 4 . 1 0 . 33 von seinem Amt suspendiert.29) Die jüdischen 
Referendare am Gericht erhielten ebenfalls ihre Entlassung. Somit war die For­
derung nationalsozialistischer Juristen anläßlich einer Versammlung in Mar­
burg am 8. 4. 33 erfüllt: ein neues „deutsches" Recht zu schaffen, das frei von 
„talmudischer Haarspalterei und jüdischer Dialektik" sein sollte.3o) 
Ähnlich wie den Juristen erging es den jüdischen Professoren an der Universi­
tät: sie wurden zwangsemeritiert. Zwei jüdische Hochschullehrer wählten noch 
im Jahr ihrer Entlassung, 1933, bzw. einige Zeit später, den Freitod.31) 
Zusätzlich erhielten einige von ihnen Redeverbot, wenn sie auf öffentlichen 
oder geschlossenen jüdischen Veranstaltungen auftreten wollten. Dies geht 
aus einer Anordnung der Gestapo aus Kassel hervor, die am 25. 2. 1935 an 
den Oberbürgermeister in Marburg weitergeleitet wurde.32) 

Rang und die Würde von Kindern Gottes. Das Judentum hat darum sozialer Gerechtigkeit auch überragende 
Wichtigkeit beigelegt. " 

28) OZ vom 5. 4. 1933; die jüdischen Anwälte sollten „ ... entsprechend dem Verhältnis der Bevölkerungszif­
fer ... " entlassen werden. 

29) OZ vom 4. 10. 1933. 
30) OZ, 13. 7. 1933; Der Bezirksobmann des BNSDJ, Rechtsanwalt und Notar Dr. Böttcher, sagte in seiner Be­

grüßungsansprache: „ ... Die altrömische Rechtsordnung , die rezipiert worden sei, sei materialistisch und 
individualistisch gewesen. Ein über dem Einzelnen stehendes Recht der Volksgemeinschaft habe es nicht 
gekannt. Es gelte aber heute nicht nur den römisch rechtlichen Einfluß zu beseitigen, sondern auch den jü­
disch marxistischen Geist. Das neue Recht werde frei sein von talmudischer Haarspalterei und jüdischer 
Dialektik. 
Die Juden seien ein Schaden für das Ansehen dSchaden für das Ansehen der Justiz. Deshalb habe auch der 
Reichsleiter des BNSDJ, Dr. Frank II, am 18. Mai 1933 gesagt: Die Juden müssen aus der Justiz verschwin­
den. Der deutsche Mensch will , daß ein deutscher Mensch Recht spreche." 

31) Dickinson a. a. 0 ., S. 155; vgl. auch Gespräch E. Kaufmann. 
32) StaM, 180 L. A. Mbg., Nr. 4823, „Judenangelegenheiten (Allg. und Bes.)" Bd. 1, 1933-1935; 
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Als Beispiel hierfür mag Prof. Martin Buber dienen, dem „ aufgrund des § 1 der Verordnung des Herrn Reich­
spräsidenten zum Schutze von Volk und Staat am 28. 2. 33 bis auf weiteres jede Betätigung als Redner in öf­
fentlichen Veranstaltungen und in geschlossenen Tagungen jüdischer Organisationen" untersagt ist. 
Schreiben der Staatspolizeistelle für den Regierungsbezirk Kassel vom 25. 2. 1935 an den Oberbürgermei­
ster in Marburg. 



3. Antisemitismus auf dem lande 
Direkt nach der „Machtergreifung" Hitlers am 30. 1. 33 untersagte die Gestapo 
„spontane" Aktionen gegen Juden. In Kassel veranlaßte sie am 27. 11. 1934, 
das Aufstellen antisemitischer Schilder auf öffentlichen Plätzen sei zu verbie­
ten. Trotz dieser Anordnung kam es in vereinzelten Fällen zur Aufstellung anti­
semitischer Tafeln vor Ortschaften und auf öffentlichem Gelände oder zu an­
deren Aktionen, so z.B. in Cölbe, wo am 15. April unbekannte Täter Häuser von 
„Ariern" beschmierten, die mit Juden Geschäftsbeziehungen unterhalten hat­
ten. 
Der Marburger Landrat fragte bei der Gestapo in Kassel an, wie er den Fall zu 
behandeln habe. Ihm ging es also ganz offensichtlich weniger um eine gerech­
te Ahndung der Straftat, als viel mehr um eine gesonderte Behandlung von De­
likten, die mit der ,Judenfrage' zu tun hatten. 
Im Jahre 1935 häuften sich antijüdische Einzelaktionen. „Arier" wurden von 
anderen „ Volksgenossen" verfolgt, wenn sie mit Juden Handel trieben. So 
wurden in der Nacht vom 28. auf den 29. August bei drei Landwirten aus Wit­
telsberg die Fensterscheiben eingeworfen und ihre Häuser beschmiert: 
„Volksverräter, du Judenfreund, wir wollen dir helfen, fahre ab nach Palästina 
oder wir schlagen dir die Knochen kaput(t) . Im Kahn wirst du erschlagen"; oder 
„Du fährst mit Juda im Auto spazieren. Wir wollen dich mal photografieren. Pfui, 
du Lump. Deutscher erwache, Judafreund."33) 
Der Druck auf Juden oder „Arier", die mit Juden Kontakt hatten, führte zuneh­
mend zur Isolierung der Juden von der „Volksgemeinschaft". So stellte z.B. 
die Ortsgruppe der NSDAP in Cölbe Schilder am Ortseingang auf mit dem Hin­
weis: „Juden sind in diesem Orte unerwünscht." 
Solche Schilder wurden auch an die Häuser einiger Einwohner Cölbes ge­
hängt. Wer sich weigerte, sie an seinem Haus anbringen zu lassen, lief Gefahr, 
von den anderen Einwohnern der Gemeinde angepöbelt zu werden oder Scha­
den an seinem Haus zu nehmen.34) 
Aber auch schon vor den Nürnberger Gesetzen wurden Juden verfolgt, wenn 
sie mit „arischen" Mädchen bzw. Frauen intime Beziehungen hatten. Als Bei­
spiel hierfür mag der Jude Alfred Stern aus Wetter gelten, der schon am 
4. September 1933 in Schutzhaft genommen wurde, da er mit dem „arischen" 
Mädchen Grete Sch. aus Wetter befreundet war. Dieses „Sittlichkeitsverge­
hen" führte dazu, daß Alfred Stern 24 Tage in Schutzhaft saß und wahrschein­
lich auch dort geschlagen wurde, wie aus einem ärztlichen Zeugnis vom 14. 9. 
1933 hervorgeht.35l 
33) StaM, 180 L. A. Mbg„ Nr. 4829, „Ausschreitungen gegen Juden (1934-1948)"; Mitteilung des Gendamerie­

Hauptwachmeisters an den Amtsanwalt in Marburg vom 1. 9. 1935 s. Dokum. 7 auf S. 6811. 
34) StaM, 180 L. A. Mbg. Nr. 4829; es handelt sich in diesem Fall um den Lehrer Heinrich Naumann aus Cölbe. 

Aufgrund seiner Weigerung, die Erlaubnis zur Aufhängung antisemitischer Plakate zu erteilen, wurde sein 
Haus mit folgenden Worten beschmiert: „ Judenfreund, Volks-Verräter, Du bist kein Volkserzieher." 
Schreiben des Gendamerieamtes Cölbe vom 2. 8. 1935 an den Landrat in Marburg. 

35) StaM, 180 L. A. Mbg., Nr. 4828, „ Erfassung von Juden 1933-1946"; Ärztliches Zeugnis des Oberstabsarz­
tes a. D. Löhlein aus Wetter vom 14. 9. 1933; s. Dokum. 30 auf S. 89. 
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Tatort Marburg am 24. 8. 1933: SA treibt einen jüdischen Studenten durch die Stadt 
(hier: an der Weidenhäuser Brücke) (Archivfoto) 

Ein anderes Beispiel liefert ein jüdischer Student, der unter dem gleichen Vor­
wurf von der Marburger SA am 24. 8. 1933 durch die Stadt getrieben wurde. 
Unter der Überschrift „Am Pranger" schilderte die OZ den Vorfall, daß sich ein 
Jude „an einem Christenmädchen vergangen" haben sollte. In Wahrheit je­
doch hatte er sich mit ihrem und ihrer Eltern Einverständnis verabredet.36) 
Die antisemitische Pogromhetze der Oberhessischen Zeitung ist nicht zu über­
sehen. Am 16. November 1935 schrieb sie in einem Artikel mit der Überschrift 
„Junge Deutsche - Lakaien beim Juden": „Dort wo das deutsche Mädchen ge­
setzlich davor bewahrt wird, im jüdischen Haushalt an Leib und Seele zu ver­
derben, dort wollen wir in Zukunft auch nicht das entsetzliche Bild des jungen 
deutschen Mannes als Schuhputzer für die Angehörigen einer fremden 
Rasse."37) Solche Artikel sollten bei der Bevölkerung sowohl das „Rasseden­
ken" als auch das Bewußtsein für die Selbstverständlichkeit der antisemiti­
schen Maßnahmen fördern. 

36) OZ 24. 8. 1933: „ Am Pranger" s. Dokum. 4 auf S. 65, vgl. dazu auch Dickinson a. a. 0„ S. 154 ff und Willertz, John 
R„ Marburg unter dem Nationalsozialismus (1933-1945) in: Marburger Geschichte, S. 600. 

37) OZ vom 16. 11 . 1935, vgl. Anm. 86). 
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4. Folgerungen 

In den ersten drei Jahren nach der „Machtergreifung" Hitlers bis zu den „Nürn­
berger' ' Gesetzen trat keine schlagartige Veränderung für die Juden ein. Ob­
wohl sich die antisemitschen Maßnahmen der Reichsregierung häuften, war es 
den Juden immer noch möglich, sich als Mitbürger zu fühlen, da sie noch die 
deutsche Staatsbürgerschaft besaßen.38) 
Zwar konnten jüdische Rechtsanwälte und Professoren entlassen und der 
Handel den Juden auf Viehmärkten verboten werden , doch brachen die vor­
handenen Beziehungen zwischen Juden und „Ariern" nicht ab. Der Bruch 
konnte erst durch die „Nürnberger Gesetze" erreicht werden, die die Juden zu 
Bürgern zweiten Ranges machten. Auch muß erwähnt werden, daß der Vieh­
handel zwischen Juden und „Ariern" erst nach der Reichspogromnacht 1938 
ausgeschaltet werden konnte, da vorher „arische" Landwirte immer noch Ju­
den das Vieh anboten , weil diese es für höhere Preise weiterverkauften als an­
dere. 
Es gab auch keine breite Mehrheit in der Bevölkerung, die sich an antisemiti­
schen Maßnahmen aktiv beteiligte. Viele Menschen verhielten sich indifferent 
und ließen die NS-Regierung und Funktionäre mit den Juden machen, was sie 
wollten. Ihr Verhalten war opportunistisch, sei es aus Angst, Erpressung, Igno­
ranz oder aus allem zusammen. 
Hermann Bauer berichtet, daß einflußreiche „arische" Chemiker der Behring­
Werke - weil sie jüdische Frauen hatten - Rundschreiben verschickten und er­
klärten, ihre Frauen seien „arisch". Nach dem Kriege hätten sie beansprucht, 
als Verfolgte des Nazi-Regimes zu gelten, da sie ja jüdische Ehefrauen 
hätten.39) Dieser Umstand darf aber nicht nur negativ gedeutet werden, son­
dern aus dieser Verhaltensweise wird zugleich Angst deutlich. 
Es gab auch „Arier", die vor 1933 die Freundschaft mit jüdischen Bürgern ge­
sucht hatten und diese nach der „ Machtergreifung" Hitlers nicht mehr kennen 
wollten bzw. durften. Als typisches Beispiel mag die Erfahrung der Familie Ja­
cobson gelten: Sie war mit einer „arischen" Marburger Familie bis zum 30. Ja­
nuar 1933 sehr gut befreundet, die jedoch nach der „ Machtübernahme" gruß­
los „voller Ignoranz" - so das Empfinden Frau Jacobsons - an ihnen 
vorüberging.4o) 

38) Gespräch mit E. Kaufmann in Marburg am 18. 1. 1981 . 
39) Gespräch mit H. Bauer in Marburg am 24 .. 1. 1981 . 
40) Gespräch mit E. Kaufmann in Marburg am 18. 1. 1981 . 
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II. „Minderwertige Bürger" 

1. Systematische Erfassung der Juden in Listen 

Am 11 . Juli 1933 erließ die Geheime Staatspolizei in Kassel die strengvertrau­
liche Verordnung, alle politisch organisierten Juden in Listen zu erfassen. Die­
se Verordnung wurde an die Ortspolizei in Marburg geschickt, die diese Erfas­
sung durchzuführen hatte. Die Listen liefen über den Instanzenweg an den 
Landrat in Marburg, der sie dann weiter an die Gestapo in Kassel leitete. Die Li­
sten selbst erstellten die einzelnen Ortspolizeibehörden der verschiedenen 
Gemeinden. 
Wie oben gezeigt, stellte die jüdische Gemeinschaft eine klare Minderheit 
dar.41) Ihr Anteil an der Gesamtbevölkerung betrug kaum mehr als 1 %, in ein­
zelnen Orten lag er jedoch zwischen 5-10 %. 
- Schon im August 1935 nahm die Zahl der jüdischen Einwohner im Landkreis 

um 151 ab. infolge von Auswanderung waren zu diesem Zeitpunkt nur noch 
624 der ehemals 778 Juden in Marburgs Umgebung ansässig. 

- Am 1. 1. 1936 gab es wieder 698 jüdische Einwohner (infolge von Zuwande-
rung). Noch im selben Jahr sank die Zahl auf 610 Einwohner. 

-Am 1. 1. 38 lebten 491 und 
-Am 1. 7. 38 nur noch 422 jüdische Bürger im Landkreis Marburg. 
Diese Statistik läßt sich bis zur letzten Deportation im September 1942 weiter­
führen. 
Die Abnahme der im Landkreis Marburg lebenden Juden in einer Zeitspanne 
von nur fünf Jahren um mehr als die Hälfte zeigt, welche Auswirkungen die er­
sten antisemitischen Maßnahmen hatten. Der größte Teil der Juden sah sich 
gezwungen, schon vor der Reichspogromnacht am 9. 11 . 38 auszuwandern. 
Denn in den ersten Jahren nach der „Machtergreifung" war die Auswanderung 
noch relativ leicht möglich, obwohl die Juden ihr Hab und Gut weit unter Wert 
an „Arier" verkaufen mußten. Viele der ehemalig patriotisch gesinnten Juden 
zögerten jedoch vor diesem Schritt, weil sie sich noch zu sehr mit ihrer Heimat 
verbunden fühlten und auf eine Abschwächung der antisemitischen Maßnah­
men hofften. Durch die genaue Kenntnis der Zahl der Juden konnte die Gesta­
po die jüdische Gemeinschaft zu einer kalkulierbaren Größe machen und sie 
jeglicher Initiative berauben. 
41 ) s.o. S.11 . 
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2. Jüdische Vereine 

Am 11. Mai 1934 wies die Staatspolizei in Kassel den Landrat in Marburg an, 
bis zum 5. 6. 1934 Listen anzufertigen von den im „dortigen Bezirk vorhande­
nen 
a) jüdischen politischen Vereinen pp sowie ihren Nebenorganisationen jeder 

Art, 
b) jüdischen angeblich unpolitischen Vereinen und deren Nebenorganisatio-

nen 
c) jüdischen Logen oder logenartigen Verbänden, 
d) ausländischen Juden -
e) inländischen Juden -
die bisher in irgendeiner Form in politischer Hinsicht in Erscheinung getreten 
sind."42) 
Am 9. Juli desselben Jahres erließ die Geheime Staatspolizei in Kassel noch­
mals eine Verordnung, alle im Landkreis Marburg existierenden jüdischen Ver­
eine zu erfassen. Diese angeforderten Listen mußten bis zum 10. 8. 1934 er­
stellt sein und waren in dreifacher Ausfertigung einzureichen.43) Auch sie soll­
ten über die politische Betätigung der in diesen Vereinen organisierten Juden 
Auskunft geben. Aufzuführen waren jeweils der Vorstand des Vereins, die Or­
ganisationen, die ihm angeschlossen waren, und etwaige selbständige Unter­
organisationen. 
Aus den erhaltenen Listen geht hervor, daß es in jenem Zeitraum 18 jüdische 
Vereine im Landkreis Marburg gab. Unklar bleibt, welche der Vereine gemischt 
und welche rein jüdisch waren. 
Nach einer am 5. März 1935 aufgestellten Liste gab es im Landkreis 1 6 rein jü­
dische Vereine, in denen zu diesem Zeitpunkt fast 500 Mitglieder organisiert 
waren. 
Demnach sind 70-80% aller Juden Mitglieder in Vereinen gewesen. 
Am 27. August 1935 wurden nochmals Listen der jüdischen Vereine von der 
Gestapo in Kassel beim Landrat angefordert, die bis zum 1. Oktober erstellt 
sein und dann vierteljährlich auf den neuesten Stand gebracht werden sollten. 
Sie gaben Auskunft über den Abgang von Mitgliedern, getrennt nach Austritt, 
Tod und Auswanderung, und den Zugang von neuen Mitgliedern. Bei der Auf­
stellung der Listen waren die Verantwortlichen verpflichtet, sich in jedem Fall 
an die örtlichen jüdischen Vereine und Ortsgruppen zu wenden, nicht an die 
Landesverbände.44) 

42) StaM, 180 L. A. Mbg., Nr. 4823 (s.o.), Anweisung des Polizeipräsidenten der Stapo in Kassel an den Landrat 
und den Oberbürgermeister in Marburg vom 11. Mai 1934, s. Dokum. 1 O auf S. 73. 

43) SfaM, 180 L. A. Mbg„ Nr. 4823, Verordnung der Gestapo in Kassel an den Landrat und den Oberbürgermei­
ster in Marburg vom 19. Juli 1934, s. Dokum. 11 auf S. 7 4. 

44) StaM, 180 L. A. Mbg„ Nr. 4828, „ Erfassung von Juden 1933-1946"; Verordnung der Stapo in Kassel an den 
Landrat und den Oberbürgermeister in Marburg vom 27. August 1935; s. Dokum. 12 auf S. 75. 
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Am 15. 10. 1935 schickte der Marburger Landrat die ersten Listen an die Ge­
stapo: Es waren nur noch acht Vereine im Landkreis Marburg vorhanden. Dies 
waren in Kirchhain: 
- der „Verein der jüdischen Frontsoldaten" 
- der jüdische „Männerverein " 
- der „Israelitische Frauenverein " und 
- der „Israelitische Wohltätigkeitsverein ". 
Im allgemeinen war die politische Einstellung dieser Vereine neutral. 
In Neustadt gab es: 
- den „ Israelitischen Frauenverein " 
- den „ Reichsbund jüdischer Frontsoldaten " und 
- „ Habonim Noar Chaluzi " (Siedlerverein Noah) (zionistisch eingestellt) der 

1938 aufgelöst wurde. 
In Halsdorf existierte der: 
- „Habonim Mose Chaluzi" (Siedlerverein Mose) (zionistisch eingestellt) 

( 1938 aufgelöst)45l 
Die Mitgliederzahl dieser Vereine umfaßte nun nur noch 180 Personen. 
Grundsätzlich sollte mit dieser Erfassung 1. eine Trennung von „Ariern" und 
Juden erwirkt, und 2. eine politische Einordnung und Kontrolle der Juden vor­
genommen werden. Da viele der jüdischen Vereine im Landkreis Marburg nicht 
politisch aktiv waren, widersetzte sich die jüdische Gemeinschaft nicht ge­
schlossen antisemitischen Maßnahmen. 

3. Die jüdische Volksschule in Marburg 

Die einklassige, öffentliche jüdische Elementarschule befand sich in der heuti­
gen Schulstraße in einem Haus, das gleichzeitig auch als katholisches Ge­
meindehaus diente. Diese jüdische Schule bereitete ihre Schüler auf den Ein­
tritt in die nicht konfessionell getrennten höheren Schulen vor.46) 
Nach der „Machtergreifung" wurde die Schulstraße in „ Otto-Böckel-Straße" 
umbenannt (Otto Böckel war der erste antisemitische Reichstagsabgeordnete 
von 1887-1903 für den Wahlkreis Marburg-Land) . 
Am 1. 5. 33 wurde der Lehrer der israelischen Elementarschule, Salomon Pfif­
ferling, „ bis auf weiteres beurlaubt" und hatte sich „jeder dienstlichen Tätig­
keit zu enthalten".47) Die Schule wurde aufgelöst, und die Schulkinder sollten 
in die Marburger evangelischen und katholischen Volksschulen umgeschult 

45) StaM, 180 L. A. Mbg., Nr. 4828 (s.o.); Schreiben des Landrats an die Stapo in Kassel vom 15. Oktober 1935; 
s. Ookum. 13 auf S. 76. 

46) Dickinson, a. a. 0 ., S. 84/85; „Small as it (die jüdische Schule, Anm. d. Verf.) was, however, and located in 
the building which served as the Catholic parish house and parchochial school, it provided no strong focus of 
communi ty interest - and it prepared the children who attended it for their entrance into the entirely non­
segregated environment of the higher schools." 

47) StaM, 330 Mbg. C, Nr. 4454, „ Jüdische Volksschule. Zuschüsse der Stadt. II. Teil "; Schreiben des Schulrats 
an den Rektor der „ Schlageterschule", Scholz, vom 30. April 1933, s. Dokum. 14 auf S. 77. 
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werden, wobei die Verteilung der Kinder „unter Berücksichtigung ihrer Woh­
nung und unter Beachtung der Schulbezirksgrenzen" vorgenommen wurde.48) 
Tafel und Katheder der Schule waren der kaufmännischen Berufsschule zu 
überlassen. 49) 
1934 wurde die Schule jedoch wiedereröffnet und die oben erwähnten Gegen­
stände mußten zurückgegeben werden . Lehrer Pfifferling durfte weiterhin sei­
ne Schüler unterrichten. In demselben Jahr mußte die Schule in das Synago­
gengebäude umziehen. Dieses brannte 1938 aus, und Lehrer Pfifferling wurde 
-wie andere Juden - in Schutzhaft genommen. (s. Kap. 111) 50) 
Am 17. 12. 1938 ordnete der Reichs- und Preußische Minister für Wissen­
schaft, Erziehung und Volksbildung an, daß jüdische Schulen weiter bestehen 
sollten. Jüdische Schulpflichtige dürften „nicht ganz ohne Unterricht" gelas­
sen werden. Die bestehenden Schuleinrichtungen konnten weiterhin genutzt 
werden, aber der Unterricht „an deutschen und jüdischen Schülern im gleichen 
Gebäude" kam „ nicht mehr in Betracht",51 ) Jüdische Privatschulen erhielten 
weiterhin Zuschüsse, Lehrer bekamen ihr Gehalt weiter gezahlt. 
Am 11. Juli 1939 machte der Regierungspräsident in Kassel Lehrer Pfifferling 
darauf „aufmerksam", daß er sich „nach § 9 der Zehnten Verordnung zum 
Reichsbürgergesetz . . . mit Ablauf des 30. Juni 1939 im Ruhestand" 
befinde.52) 
Die Unterrichtsräume selbst wurden (nach dem Synagogenbrand) im Rahmen 
der Re-Ghettoisierung (s. Kap. IV.3.) in das Haus der Familie Katz, Untergasse 
1 7, verlegt. 
Nach der o. g. 10. Verordnung zum Reichsbürgergesetz vom 4. 7. 1939 war die 
„Reichsvereinigung der Juden für die Förderung zur Auswanderung der Ju­
den" geschaffen worden. Diese sollte das jüdische Schulwesen organisieren, 
damit „die letzten Mißstände ausgeräumt werden, die durch die Unterbringung 
jüdischer Kinder in deutschen Schulgebäuden noch vereinzelt bestehen. "53) 
„Es sollen Unterrichtskurse unterhalten werden, die der Auswanderung der Ju­
den förderlich sind. "54) 
48) vgl. Anm. 47). 
49) StaM, 330 Mbg. C, Nr. 4454, Schreiben des Direktors der Berufs- und Fachschulen an den Oberbürgermei­

ster vom 23. April 1934: ,.Im vergangenen Schuljahr wurde die israelitische Volksschule aufgelöst und der 
Kaufmännischen Berufsschule - mit Genehmigung der jüdischen Gemeinde - Tafel und Katheder überlas­
sen. Da nun nach Angaben des Herrn Lehrer Pfifferling die Schule in Kürze wieder geöffnet wird, muß ich das 
Inventar zurückgeben . Ich benötige deshalb für ein Klassenzimmer einen Tisch und für den Lehrer eine Ta­
fel. " s. Dokum. 15 auf S. 78. 

50) StaM, 330 Mbg. C, Nr. 4454 (s.o.); Schreiben der Stadtkasse an den Kreisschulrat in Marburg vom 11 . No­
vember 1938: 
„Die Synagoge, in der die jüdische Schule untergebracht war, ist am 10. November 1938 abgebrannt. 
Lehrer Pfifferling von der jüdischen Schule ist zu seiner persönlichen Sicherheit von der Pol izei in Schutzhaft 
genommen worden. Ich gebe hiervon Kenntnis und bitte das weitere veranlassen zu wollen ... "; s. Dokum. 
16aufS. 79. 

51) StaM, 330 Mbg. C, Nr. 4454; Erlaß des Reichs- und Preuß. Ministers für Wissenschaft, Erziehung und Volks­
bildung an den Regierungspräsidenten in Kassel vom 17. Dezember 1938; s. Dokum. 17 auf S. 80. 

52) StaM, 330 Mbg. C, Nr. 4454; Schreiben des Reg ierungspräsidenten an Lehrer Salomon Pfifferling vom 11 . 
Juli 1939. 

53) StaM, 330 Mbg. C, Nr. 4452, Artikel „868. Jüdisches Schulwesen"' des Nachrichtendienstes DGT vom 
21 . 7. 1939; s. Dokum. 18 auf S. 81 . 

54) vgl. Anm. 52). 
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Die Stadt Marburg strich daraufhin alle Zuschüsse für die Schule.55> Diese war 
damit nicht mehr öffentlich; sie mußte fortan als Privatschule von der Reichs­
vereinigung getragen werden.SB> Pfifferling durfte jedoch weiterhin unterrich­
ten, nachdem von der Gestapo in Kassel „keine Bedenken" gegen ihn erhoben 
wurden.57) 
Am 22. Mai 1940 schließlich verlegte man die jüdische Volksschule in ein an­
deres jüdisches „ Sammelhaus" , nämlich in die Schwanallee 15 parterre.SB> 
Nicht nur Schullehrer, Ort und Unterhalt der Schule, sondern auch der Unter­
richt selbst wurden von nun an ständig kontrolliert. Wollte z. B. die israelitische 
Gemeinde „ einen Nähkursus für jüdische Frauen und Mädchen" abhalten, so 
konnte dies nur mit Erlaubnis der Geheimen Staatspolizei geschehen, und der 
Oberbürgermeister mußte dann seine Genehmigung erteilen.59) 
Am 1. Oktober 1940 wurde die jüdische Volksschule endgültig aufgelöst und 
die Schulkinder in Frankfurt eingeschult.SO> Lehrer Salomon Pfifferling wurde 
1941 mit einem „unbekannten Bestimmungsort" deportiert.s1 > 

4. Striktes Verbot, mit „Ariern" zu verkehren 

Das Verbot für Juden, mit „ Ariern" zu verkehren, trat in vielen Formen zutage. 
Auf der einen Seite wurden Maßnahmen von der Reichsregierung erlassen, die 
sowohl den persönlichen Kontakt von „Ariern" zu Juden, als auch die gemein­
same Betätigung in Vereinen verbot. So erließ Hitlers Stellvertreter, Rudolf 
Heß, am 11 . 4 . 1935 eine Anordnung, die allen Parteigenossen den persönli­
chen Verkehr mit Juden untersagte. Außerdem sollte die Bevölkerung von 
„Parteigenossen und Angehörigen der Gliederungen der Partei über . . . den 
Krebsschaden der Juden im deutschen Staat immer wieder" aufgeklärt wer­
den.s2> Gleichzeitig wurden z. B. Thorafeste laut Erlaß der Stapo_ vom 
55) StaM. 330 Mbg. C, Nr. 4452; Notiz der Stadt Marburg vom 28. Juli 1939. Unter Punkt 2 heißt es dort: 

„2. Die jüdische Schule in Marburg a. d. Lahn erhält ab Rechnungsjahr von der Stadt aus keinen Zuschuß 
mehr zu der Schule. Irgendwelche Einrichtungsgegenstände (Bänke usw.) seitens der Stadt Marburg hat die 
Schule 11icht in Gebrauch." S. Dokum. 18 auf S. 81 . 

56) StaM, 330 Mbg. C. Nr. 4452; Der Oberbürgermeister ordnete am 9. 8. 1939 an: 
.. 1) In der 10. Verordnung zum Reichsbürgergesetz vom 4. 7. 1939 ... wird das jüdische Schulwesen näher 
geregelt. Nach dieser Verordnung werden die Juden in einer Reichsvereinigung zusammengeschlossen. 
Diese Reichsvereinigung ist verpflichtet, für die Beschulung der Juden zu sorgen. Weiterhin hat die Reichs­
vereinigung die notwendige Zahl von Volksschulen zu errichten und zu unterhalten . Oie von der Reichsverei­
nigung unterhaltenen Schulen sind Privatschulen. S. Dokum. 20 auf S. 83. 

57) StaM, 330 Mbg. C, Nr. 4452; Schreiben der Gestapo in Kassel an den Landrat in Marburg vom 26. Januar 
1940; s. Dokum. 22 auf S. 84. 

58) StaM, 330 Mbg. C, Nr. 4452; Schreiben der Israelitischen Gemeinde an den Oberbürgermeister in Marburg 
vom 22. Mai 1940; s. Dokum. 21 auf S. 83. 

59) StaM, 330 Mbg. C, Nr. 4452; Schreiben der Israelitischen Gemeinde an den Oberbürgermeister der Stadt 
Marburg vom 3. Juli 1940; s. Dokum. 23 auf S. 84. 

60) StaM. 330 Mbg. C, Nr. 4452; Schreiben der Israelitischen Gemeinde an den Oberbürgermeister der Stadt 
Marburg vom 5. Oktober 1940; s. Dokum. 25 auf S. 85. 

61 ) Arnsberger, a. a. 0 ., S. 58; vgl. auch Moeller, Gabriel B., Die „Endlösung der Judenfrage" im Stadt- und Land­
kreis Marburg/Lahn. Eine Dokumentenauswahl, Marburg 1978, Dokument Nr. 2, (s. Anhang), vgl. dazu auch 
Willertz, a. a. 0 ., S. 639, bes. Anm. 131 ); vgl. auch Bernhard Unckel, Die Entwicklung des Schulwesens der 
Stadt Marburg seit der Reformation, in: Marburger Geschichte, S. 261 . 

62) StaM, 180 L. A. Mbg., Nr. 4823; Rundschreiben von Rudolf Heß vom 11 . April 1935 an alle Polizeibehörden, s. 
Dokum. 8 auf S. 69ff. 
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11 . 1 2. 1935 nur dann genehmigt, wenn an diesen Festen ausschließlich Ju­
den teilnahmen. Auch jüdischen Sportorganisationen durfte ihre sportliche Be­
tätigung nicht untersagt werden . Allerdings war zu beachten, daß Kontakte 
zwischen „Ariern" und Juden nicht stattfanden. Dies verordnete die Gestapo in 
Berlin am 9. August 1935; der Marburger Landrat mußte die Verordnung 
durchführen.63) Im Juli 1935 verbot der Reichs- und Preußische Minister für 
Wissenschaft, Erziehung und Volksbildung Wanderfahrten von „Ariern" mit Ju­
den. Selbst rein jüdische Wanderfahrten, an denen mehr als 20 Personen teil­
nahmen, waren künftig nicht mehr erlaubt; „Gleichtracht" und „geschlossene 
Ordnung" waren zu verhindern.64l Die Unterbindung des persönlichen Kon­
takts ging weiter: 
Am 24. August 1935 meldete der Gendarmerie-Posten in Schröck an den 
Landrat, daß aufgrund einer Zeugenaussage der Katharina Sch. angenommen 
werden müsse, „der Jude" Mendel habe sie verführt. Den Fall leitete der Mar­
burger Landrat an den Oberstaatsanwalt, der ihn aber nicht weiterbehandelte, 
da er die Zeugin für geisteskrank erklärte. Mendel kam deshalb nicht in 
Schutzhaft.65) Die Nazis versuchten, derartige Fälle aufzubauschen und damit 
zu demonstrieren, daß „der Jude" wegen seiner „Unreinheit" danach trachte, 
„reine" „arische" Frauen oder Mädchen zu „beschmutzen".66) 

5. Wirtschaftliche Restriktionen 

Auch im Landkreis Marburg war der Viehhandel eine Domäne der Juden. Sie 
waren den Bauern, die Vieh erwerben oder verkaufen wollten, geradezu unent­
behrlich geworden, weil sie sich aufgrund ihrer strengen rituellen Schlachtvor­
schriften (Schächten) Spezialkenntnisse bei der Qualitätsprüfung des Viehs 
erworben hatten.67l 

63) StaM, 160 L. A. Mbg., Nr. 4623; Verordnung der Gestapo in Berlin an den Marburger Landrat vom 9. August 
1935. 

64) StaM. 160 L. A. Mbg., Nr. 4623. Dies geht aus einem Schreiben vom 10. 7. 1935 des Reichs- und Preußi­
schen Ministers für Wissenschaft, Erziehung und Volksbildung hervor. Weiterhin heißt es in dieser Anord­
nung: „ 1. Die Errichtung von jüdischen Jugendherbergen ist zu gestatten, wenn diese nicht in unmittelbarer 
Nähe geschlossener Ortschaften oder von einzelnen Wohnungen liegen, so daß deren Bewohner durch die 
Nähe der jüdischen Jugendherberge sich nicht beruflich benachteiligt oder sonst unangenehm fühlen kön­
nen. 
Fernerhin ist dabei zu berücksichtigen, daß die Lage der jüdischen Jugendherbergen eine einwandfreie Be­
obachtung durch die zuständigen Polizeidienststellen gestatten muß. 
2. Zeltlager für jüdische Jugendliche sind nicht zu gestatten. Auf jüdischen Privatgrundstücken sind sie nach 
vorausgehender Anmeldung erlaubt, sofern die Lage der Grundstücke den Bedingungen in Abschnitt 1.) ent­
spricht. " 

65) StaM, 160 L. A. Mbg., Nr. 4624, Bd. 2, „Judenangelegenheiten (Allg. und Bes.) 1935- 1936" ; Vermerk des 
Oberstaatsanwalts vom 26. 9. 1933. 

66) Dickinson, a. a. 0., S. 139; „ Since the Nazis reveled in projecting the satyr-like Jew who lusted alter pure 
Aryan girls, Hagen's reputation gave the Nazis antagonism to him a special and ominous spiee . " 

67) Wiesemann, Falk, Juden auf dem lande: die wirtschaftliche Ausgrenzung der jüdischen Viehhändler in 
Bayern, in: Alltag im Nationalsozialismus, Sonderauflage der Körber Stiftung, Hg. Detlev Peukert und Jürgen 
Reulecke, Wuppertal 1961 , (Im Buchhandel erschienen unter dem Titel: Die Reihen fast geschlossen), 
S. 361 . 
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Kraft eines Gesetzes konnte man die Juden deshalb nicht von heute auf mor­
gen aus dem Wirtschaftsleben ausschalten. Vom 1. März 1934 an wurde je­
doch versucht, die Juden planmäßig aus der Wirtschaft auszugrenzen. 
Gerade in der Landwirtschaft und im Einzelhandel - als wesentlichen Bestand­
teilen der NS-Ideologie - sollten die Verbindungen zwischen Juden und 
„ Ariern " stark eingeschränkt werden . 
Zu diesem Zweck wurden zunächst „Aufklärungskampagnen " gestartet: 
„ Kauft nicht beim Juden, und er wird von selbst das Feld räumen."68) 
Die Juden konnten als Zwischenhändler im Viehhandel zwar nicht gänzlich 
ausgeschaltet werden, weil sie für die einander mißtrauenden Bauern als neu­
trale Vermittler notwendig waren69l , aber es wurde schon 1935 ein gesetzlich 
geregelter Viehhandel mit Festpreisen gefordert, der die vermittelnde Funktion 
der Juden ersetzen sollte70l. 

Für einen Bauern war es nicht leicht, auf den jüdischen Zwischenhändler zu 
verzichten, denn schon vor der „Machtergreifung" - und in den Jahren danach 
- war es den hessischen Bauern angenehmer, Kredite von Juden zu nehmen 
als von größeren, anonymen Institutionen wie z. B. den Raiffeisengesellschaf­
ten, weil Juden günstigere Zinsbedingungen und Laufzeiten gewährten. Ein jü­
discher Viehhändler sagte dazu: „Wir können ohne die Bauern auskommen, 
aber ich weiß nicht, wie sie ohne uns auskommen werden " .71 l Selbst Parteige­
nossen der NSDAP, die im Landkreis ein öffentliches Amt bekleideten, trieben 
weiterhin mit Juden Handel. Um dem Einhalt zu gebieten , forderte die Gestapo 
in Kassel am 5 . 6 . 35 beim Marburger Landrat Listen dieser Personen an.72l Sie 
wurden bis zum 11 . Juli 1935 aufgestellt.73) Die „ Aufklärungsarbeit" wurde da­
raufhin verstärkt. Am 15. 6. 35 meldete z. B. der Bürgermeister Neustadts, daß 
„ Dank der Aufklärungsarbeit durch den Stürmer .. . hier keine Klagen mehr zu 
führen (sind) über Gemeinderäte oder Persönlichkeiten, die im öffentlichen Le­
ben stehen. Geschäfte mit Juden werden von diesen Personen nicht mehr 
getätigt.74l Oder es fuhren „Kraftwagen" mit Transparenten durch Orte, auf de­
nen u. a. zu lesen war: „ 1. Es gibt nur einen Staatsfeind, das ist Juda. 2. Wer 
beim Juden kauft, ist ein Volksverräter. 3. Die SA lebt noch."75) 

68) OZ vom 8. 12. 1936: Unter der Überschrift „ Politischer Abend " in Erfurtshausen erfuhr der Leser: 
„'Kauft nicht beim Juden und er wird von selbst das Feld räumen ' erklang die Mahnung. Die Veranstaltung 
endete mit einem Sieg-heil auf den Führer." 

69) Gespräch H. Bauer. 
70) StaM, 160 L. A. Mbg„ Nr. 4624, Schreiben des Gendr.-Meisters aus Wetter an den Landrat vom 9. 10. 35. 
71) Dickinson, a. a. 0 „ S. 169: 

„But a remark which the lawyer, Muehlenbach, says was made to him in late 1933 by a Jewish cattle dealer 
seems to have proved true: 'We' ll be able to get along without the peasants, 'the dealer said, 'but 1 dont't see 
how they'll be able to get along without us." 

72) StaM, 180 L. A. Mbg., Nr. 4175, „ Handel mit Juden 1935-1939"; Schreiben der Gestapo in Kassel an den 
Marburger Landrat vom 6. 5. 1935: „Es wird um Mittei lung ersucht, welche Gemeinderäte usw. auch heute 
noch Geschäfte mit Juden tät igen. . " 

73) StaM, 180 L. A. Mbg, Nr. 4175; Der Landrat stellte bis zum 11 . Juli 1935 ein „ Verzeichnis: der Personen, die 
ein öffentliches Amt bekleiden und noch nach dem 1. 8. 1934 G°•>schäfte mit Juden getätigt haben" auf. 

74) StaM, 180 L. A. Mbg„ Nr. 4175; Schreiben des Bürgermeisters von Neustadt an den Landrat in Marburg vom 
21 . 6.1935. 

75) StaM, 180 L. A. Mbg„ Nr. 4175; Schreiben des Gendarmerie-Meisters in Cölbe an den Landrat vom 10. Au­
gust 1935; s. Dokum. 36 auf S. 95. 
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Das städtische Elektrizitätswerk stellte der SA seinen Wagenpark zur Verfügung z. B. 
für den Propagandaeinsatz am 10. 8. 1935 (Archivfoto) 

Wer jedoch weiter mit Juden in Geschäftsverbindung stand, hatte mit härteren 
Maßnahmen zu rechnen. 
So beschmierten z. B. unbekannte Täter in Wittelsberg (nach einem Bericht an 
die Gestapo) die Häuser einiger Einwohner mit „roter Farbe", weil sie mit „jüdi­
schen Händlern in Verbindung gestanden hätten."76) 
Für die Stadt Marburg ergeben die Quellen ein ähnliches Bild. Auch hier wurde 
versucht, die Juden aus Geschäft und Handel auszuschalten, wie z.B. aus dem 
Marburger Schlachthaus, um „nationales Bewußtsein" zu demonstrieren.??> 
Waren noch 1933 die jüdischen Viehhändler das Hauptziel wirtschaftlicher Re­
striktionen, so wurden nun auch einzelne jüdische Geschäfte getroffen: Ge-

76) StaM, 180 L. A. Mbg., Nr. 4823; Diese Mitteilung, die vom kommissarischen Landrat in Marburg am 
15. 4. 1935 an die Stapo in Kassel geschickt wurde, ist als Konsequenz von fünf Beschwerden Wittelsberger 
Einwohner zu verstehen, die „ nachgewiesenermaßen in letzter Zeit mit jüdischen Händlern in Geschäftsver­
bindung" gestanden hätten. Die Beschwerden wurden von Andreas Emmrich , Ludwig Staubitz, der Tochter 
Heinrich Schneiders und Andreas Sohl erhoben. Beispielsweise war das Haus von Ludwig Staubitz mit fol­
gendem „Text" beschmiert: 

„Am Haus: Flachsmoses 
An der Scheune: Du bist ein weißer Jude 
Am Stall: Hier wohnt ein Judasgenosse". 

77) Dickinson, a. a. 0 ., S. 188; „ 'For about a week now there has been an the Hochburg slaughterhouse a sign 
which reads 'Jews are forbidden to enter." With this, the slaughterhouse has at last become Jew-free, and 
this fulfills a lang held wish of those among the local citizens who give positive affirmation to their German­
ness.'" 
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schäfte wurden „entjudet"78), d. h. sie wurden an NS-treue Geschäftsleute 
verkauft. Andererseits sollten Juden nicht in deutschen Geschäften einkaufen. 
Sie bekamen auch keine Postwurfsendungen mehr mit Werbung für deutsche 
Waren.79l 
Aber auch in der Stadt war das Ausschalten des jüdischen Einzelhändlers 
nicht so leicht möglich: Erstens war der Anteil der jüdischen Geschäfte relativ 
hoch, und zweitens besaßen sie z. T. qualitativ bessere Waren und umgängli­
chere Verkaufsmethoden als die „Arier".SOl 
Die jüdischen Geschäftsleute waren zudem in Marburg angesehene Bürger: 
der Jude Sally Haas z.B. hatte bis 1932 den Vorsitz des „Kaufmännischen 
Vereins" geführt.81) Jüdische Geschäfte waren reeller, und noch heute loben 
u. a. frühere Angestellte des Textilgeschäftes Ellenzweig den sozialen Ton, der 
zwischen ihnen und ihrem Arbeitgeber geherrscht habe.S2l Viele Bürger kauf­
ten dennoch in diesen Geschäften nicht mehr: nicht, weil sie von Juden geführt 
wurden, sondern aus Angst, von den Nazis dabei „erwischt" zu werden. 
Schließlich wurde in Presseartikeln wie „Die nationale Erziehung des deut­
schen Käufers"83l der Leser aufgefordert, nicht bei Juden zu kaufen. Gleichzei­
tig erschienen Rechenschaftsberichte einzelner Institutionen, wie z. B. der 
Stadtsparkasse, oder Haushaltspläne der Stadt84>, die durch ihre positiven Bi­
lanzen dem Bürger suggerieren sollten, in der Wirtschaft gehe es - gerade 
ohne die Juden - wieder aufwärts. 

6. Judenhaß - der Alltag in nationalsozialistischer Sicht 

a)Judenhaß 

Mit den „Nürnberger Gesetzen" von 1935, die die OZ in einem ganzseitigen 
Artikel abdwckte, setzte eine besondere Hetzkampagne gegen die Juden in 
der Presse ein.S5l Noch in derselben Ausgabe (16. 11.) wurde behauptet, ein 
deutscher Mann verderbe an Leib und Seele, arbeite er in einem jüdischen 
Haushalt als Angestellter, was den deutschen Frauen mittlerweile verboten 
war.SBl In der lokalen und überregionalen Berichterstattung versuchte man von 
nun an, ein Feindbild aufzubauen, das aus einer Kombination ,Jude' und ,Kom­
munismus' gebildet war. 
78) OZ, 22. 7. 1938: „ Ein Geschäft entjudet. 

Schiffelbach, 20. Juli. Der Stützpunktleiter, Pg. Hauck, hat durch Kauf das seither jüdische Warenhaus 
S. Baer u. Co. in Alsfeld erworben. In dem erworbenen Anwesen wird Hauck ein vertrauenswürdiges deut· 
sches Geschäft einrichten." 

79) OZ, 17. 8. 1938, Die OZ schrieb, daß „ arische Absender" ihre Postwurfsendungen mit dem Zusatz „ Nicht an 
Juden" ergänzen dürften. (Verfügung des Reichspostministers). 

80) Gespräch H. Bauer. 
81) vgl. Anm. 80). 
82) vgl. Anm. 80). 
83) OZ vom 31 . 2. 1933. 
84) Gespräch H. Bauer. 
85) OZ vom 16. 11 . 1935, „ Die Nürnberger Gesetze". 
86) OZ vom 16. 11 . 1935, „ Junge Deutsche -Lakaien beim Juden. ", vgl. Anm. 37. 
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Im Jahre 1936 finden sich viele derartige Artikel - zentralgesteuert vom 
Reichspropagandaministerium - in der OZ: Reden von Rosenberg, Goebbels 
u. a. über „Judentum und Bolschewismus"87), den „Staat des Judentums"88) 
oder ein „Tatsachenbericht" über die „Volksverelendung in Rußland"89) wur­
den mit dem Ziel abgedruckt, dieses Feindbild auf suggestive Weise als Reali­
tät hinzustellen. 
In Vorträgen in verschiedenen Ortschaften des Landkreises bezeichneten die 
Redner die Juden z. B. als „Weltfeind Nr. 1 "90) und machten sie für den Bol­
schewismus verantwortlich, den es zu bekämpfen gelte.91 ) 
Teilnehmer an diesen „Politischen Kundgebungen"92) nahmen entweder „eine 
klare Haltung mit nach Hause", oder sie dankten „dem Redner für seine vor­
trefflichen Ausführungen" mit lebhaftem Beifall. Für die Reaktion in der Bevöl­
kerung bei dem Miterleben antisemitischer Hetze mag der Bericht einer Mar­
burgerin als Beispiel dienen, die sich an einen Vorfall erinnert, der sich zwi­
schen 1935 und 1938 ereignete: Sie sei eines Morgens aufgewacht und habe 
sich „unbeschwert und glücklich " gefühlt bis zu dem Augenblick, als SA an ih­
rem Fenster vorbeigezogen sei und gesungen habe: „Wenn das Judenblut vom 
Messer spritzt, geht's nochmal so gut."93) 
Weitere Beispiele antisemitischer Ausschreitungen sind die Beschädigungen 
von Synagogen und jüdischen Grabsteinen auf Friedhöfen. So wurden auf dem 
jüdischen Friedhof am Fuße des Wollenbergs (bei Wetter) am 24. 3. 1938 sie­
ben .Denkmäler umgestoßen und in der Nacht vom 8. auf den 9. April die Syna­
goge beschädigt.94) Auch der Hausmeister der Marburger Synagoge berichte­
te, daß des öfteren Scheiben eingeworfen wurden und er Parolen wie „Tod den 
Juden" entfernen mußte.95) 
Unter der Überschrift „Synagoge wird zur Scheune benutzt" stellte die OZ dar, 
wie die Juden aus Josbach aus dem öffentlichen Leben entfernt werden soll­
ten. Am Schluß des Artikels wurde die Erwartung geäußert, daß der letzte Jude 
wohl alsbald aus Josbach abgezogen sein dürfte.96) 
Gelegentlich trat dieser Judenhaß auch in Form von spontanen Aktionen auf. In 
Wittelsberg z. B. wurden - wie oben schon erwähnt - die Scheiben der Häuser 

87) OZ vom 11 . 9. 1936. 
88) OZ vom 11 . 9. 1936, „ Der Staat des Judentums". 
89) OZ vom 27. 10. 1936, „ In den Krallen der jüdischen Sowjets. Ein Tatsachenbericht über die Volksverelen­

dung in Rußland ". 
90) OZ, 30. 11 . 1936: „ Weltfeind Nr. 1 " 

„ ... Die Sprache des Bolschewismus sei Mord, Brand und Zerstörung, Bürgerkrieg .... Es gelte wachsam zu 
sein gegen diese uns umlauernden Gefahren. Der Jude sei der Schrittmacher des Kommunismus. Ihn zu be­
kämpfen, heiße den Kommunismus bekämpfen. Starker Beifall dankte dem Redner für seine packenden und 
mitreißenden Ausführungen. Nach Vorträgen der Kirchhainer Ortsgruppenkapelle wurde die gut verlaufene 
Kundgebung mit einem Sieg-Heil auf den Führer beschlossen."' 

91 ) vgl. Anm. 90). 
92) OZ, 3. 12. 1936, „Gauschulungsleiter Weibezahn '', „ Dem Weltfeind gilt's' '. 
93) Gespräch E. Kaufmann. 
94) StaM, 180 L. A. Mbg., Nr. 4829, „ Ausschreitungen gegen Juden 1934-1948". Schreiben aus Wetter vom 

24. 3. 1938. 
95) Dickinson, a. a. 0 „ S. 217, ..... clean ing the walls which had been scrawled with, 'death to the Jews' and si­

milar sentiments." 
96) OZ vom 25. 10. 1938. 
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einiger Landwirte eingeworfen, weil sie angeblich Judenfreunde waren.97) 
Spontane Aktionen waren jedoch nicht im Sinne der Parteiführung. „ Demolier­

te Judengeschäfte" sollten „in kürzester Zeit auf Kosten der Juden wieder in 
Ordnung gebracht werden."98) Es war beabsichtigt, eine Reihe von Maßnah­
men gegen die Juden auf dem „Gesetzes- und Verordnungswege" 
durchzuführen.99) Grundsätzlich wurden die „Nürnberger Gesetze", die die „le­
gale" Grundlage zum Judenhaß schufen, von der Bevölkerung Marburgs nicht 
abgelehnt.100> 

Es gab Menschen, die stolz auf ihre antisemitische Vergangenheit waren, wie 
ein Artikel der OZ beweist, der über „50 Jahre antisemitische Bewegung im 
Kreise Biedenkopf" berichtet.101 ) Bürgern, die sich noch nicht mit solchen anti­
semitischen Aktionen identifizieren konnten, wurde erklärt, sie sollten „Kein 
falsches Mitleid aus übertriebener Objektivität"102> gegenüber den Juden zei­
gen. Wurde auf der einen Seite gegen die Juden gehetzt, so wurde auf der an­

deren versucht, das Bild der unterdrückten, „minderwertigen" Juden abzu­
schwächen oder vor der Öffentlichkeit zu rechtfertigen. Besonders der Ein­
druck, den das Ausland gegenüber Deutschland haben sollte, hatte positiv zu 
sein. So kommentierte der Verleger der OZ, Hitzeroth, am 8. 9. 1936, daß ein 
Engländer im „Sunday Chronicle" schreibe, in Deutschland gäbe es soviel 
„Schönes und Großartiges". Er könne nichts dafür, „daß man die ganze Zeit 

die Deutschen als eine Nation von wilden Tieren hingestellt habe, die Juden rö­
steten, Säuglinge umbrächten und das Gewehr präsentierten."103> 
Solche oder ähnliche Artikel, in der Regel aus Berlin vom Goebbels­
Ministerium vorgefertigt und lokal abgedruckt, sollten die Repressalien decken 
und verharmlosen. 

b) Rassenhygiene 

Um dem Judenhaß ein pseudowissenschaftliches Fundament zu geben, be­
gann im Herbst 1938 eine Kampagne „zur Reinhaltung der Rasse"104). Partei­
dienststellen verteilten antisemitisches Propagandamaterial, das im Büro der 
NS-Volkswohlfahrt vorbereitet worden war. 
Bereits Anfang Oktober 1934 war in Marburg eine Ortsgruppe der „Deutschen 
Gesellschaft für Rassenhygiene" eingerichtet worden, deren Vorsitz der Mar-

97) StaM, 180 L. A. Mbg. Nr. 4829 (s.o.), Schreiben des Postenbereichs Schröck an den Amtsanwalt in Marburg, 
Wittelsberg.den 1. 9. 1935, s. Dokum. 36 auf S. 95 und oben S. 24ff. 

98) StaM, 180 L. A. Mbg„ Nr. 4827, „In Schutzhaftnahme von Juden, 1938-1939", Verordnung des Reichspro­
pagandaleiters der NSDAP Goebbels an den Regierungspräsidenten in Kassel vom 11 . November 1938. Ob­
wohl diese Verordnung erst nach der Reichspogromnacht gültig wurde, stellen wir sie hier vor, weil zu die­
sem Zeitpunkt schon die allgemeine politische Tendenz deutlich wurde. 

99) vgl. Anm. 98). 
100) Dickinson, a. a. 0„ S. 185. 
101 ) 0Zvom21 . 7.1938. 
102) OZ vom 16. 8. 1938. 
103) OZ vom 8. 9. 1936. 
104) Willertz, a. a. 0„ S. 610, bes. Anm. 57) und 58). 
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burger Professor für Eugenik und SS-Untersturmbannführer, Dr. Wilhelm Pfan­
nenstiel, führte.105) 

In der OZ erschienen „Rassenbotschaften des Tages" , die Juden als „Barba­
ren " , die „arisches" Blut schändeten, bezeichneten.106) In öffentlichen Vorle­
sungen Dr. Pfannenstiels, die großen Zuspruch bei Marburger Parteigenossen 
fanden, dozierte der Rassehygieniker z.B. (lt. Bericht der OZ): 
„Die deutsche Erbhochwertigkeit bestehe schon seit Jahrmillionen und habe 
sich auf uns vererbt. Unsere Aufgabe ist es, sie rein weiterzugeben. Nach un­
serer Weltanschauung vernichtet der Schöpfer das Erbminderwertige und för­
dert das Hochwertige. Daher stamme das alte nordische Wort: ,Gelobt sei, was 
hart macht' ". 10;> 
Im Januar 1934 kam der Leiter des „Aufklärungsamts für Bevölkerungspolitik 
und Rassenpflege", Dr. med. Walter Groß, nach Marburg und hielt in den Stadt­
sälen einen Vortrag über das Thema „Arzt und Volk". Er meinte u. a., ein Arzt 
trete „in dem Augenblick in Beziehung zur Politik, wenn er sich beruflich und 
persönlich einsetzt für Volksgesundheitspflege, Volkskrankenpflege, Erbge­
sundheitspflege, Rassenschutz und rassische Aufwertung'' .100) 
Presseartikel, Vorträge, aber auch die Mittel des Films verwendeten die Nazis 
bei solchen „Aufklärungskampagnen". So konnte sich z. B. der Bürger 1940 in 
dem Marburger Lichtspielhaus „Capitol" durch den Film „Der ewige Jude" auf­
klären lassen. Die OZ gab zu diesem „Dokumentarfilm" folgende Inhaltsbe­
schreibung: „.Dokumente mit einer deutschen Unterschrift haben Wert und Be­
stand. Das mittelalterliche Sprichwort: ,Trau keinem Fuchs auf grüner Heid und 
keinem Jud bei seinem Leid' , beruhte auf der alltäglichen Erfahrung. Richard 
Wagner hatte die unerbittlich klare Erfahrung für sich, als er den Juden als ei­
nen ,verkörperten Dämon des Verfalls' bezeichnete ... . Wir, die wir schon im 
Weltkrieg im Osten gestanden haben, kennen das schmutzhafte polnische 
Ghetto . . . . Es ist in seiner Struktur unverändert geblieben, nur neue Mengen 
von Menschen und Dreck und Ungeziefer sind dazu gekommen . . . . Das wim­
melt durcheinander wie in einem Rattenhaufen, und der Film zieht mit aller 
Schärfe den Vergleich zwischen zweibeinigen jüdischen Ratten und den vier­
beinigen Schmarotzern aus der Tierwelt ... " 109) 
Ein anderer Förderer des Nationalsozialismus, der Marburger Psychologe 
Dr. E. R. Jaensch, veröffentlichte 1938 das Buch „Der Gegentypus" . In einer 
Rede vor der Marburger Studentenschaft im Juni desselben Jahres stellte er 
den neuen „Geist" des Dritten Reiches seinem „Gegentypus" (Juden und Li­
berale) gegenüber. „Die Haltung ist nicht mehr die kontemplative, mediterrane, 
sondern die nordisch-deutsche der ,Ritterlichkeit des Erkennens', die den 
Geist in den Dienst der Höherführung des Lebens und der Gesamtheit stellt. 

105) Willertz, a. a. 0 „ S. 641 , vgl. auch dazu OZ vom 18. 1. 1934, „ Die Kurarthygiene". 
106) vgl. Anm. 104. 
107) Zitiert bei Willertz, a. a. 0 „ S. 628 (nach OZ vom 8. 3. 1937). 
108) OZ vom 20. 1. 1934, „ Die Rassenhygiene". 
109) OZ vom 7. 12. 1940, „ Der ewige Jude", s. Dokum. 39 auf S. 97. 
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Sie ist keine Kultur des reinen Geistes wie unter der Herrschaft des ,Gegenty­
pus', sondern eines Geistes der in vollem und ganzem, echt deutschen Men­
schentum gründet." 11oi 
Jaensch vertrat die These, der „Gegentypus" sei durch „eine Verwirrung der 
Sinneseindrücke, Unmännlichkeit, politischen Liberalismus und (oft) ausge­
brochene oder doch latent vorhandene Tuberkulose '' charakterisiert.111 l 
Diese Merkmale galten dann später als Kriterien für die Annahme oder Ableh­
nung eines Einbürgerungsgesuchs. Der Anstragsteller wurde vom staatlichen 
Gesundheitsamt auf seine „erbgesundheitlichen Verhältnisse" (Stammbaum), 
auf seine „rassischen, körperlichen und seelischen" Merkmale und „das Vor­
liegen einer Tuberkulose" untersucht. 
Konnte er „rassisch als dem deutschen Volk ähnlich und erscheinungsbildlich 
als gesund angesehen werden", gab die zuständige Behörde seinem Antrag 
statt.112i 

c) Die Sehring-Feier 1940: Opportune Korrektur der Ideologie 

Auch die Familie Behring hatte unter der antisemitischen Politik der National­
sozialisten zu leiden. 
Emil von Behring war wegen der Entdeckung seiner Serumtherapie 1901 der 
erste Nobelpreisträger überhaupt gewesen und genoß internationalen Ruf. In 
Deutschland wurde die Impfung der Soldaten gegen Wundstarrkrampf auf Ak­
tivitäten der Sehring-Werke durchgesetzt - eine Maßnahme, die z. S. die fran­
zösische Armee schon Jahrzehnte vorher getroffen hatte.113i 
Die Ehefrau Behrings, Eisa, geb. Spinola, hatte letztlich seine Versuche und 
seinen erheblichen Grundbesitz mitfinanziert. Sie war Jüdin. infolge ihres so­
zialen Engagements war sie in Marburg bekannt, u. a. war sie Vorsitzende des 
Deutschen Roten Kreuzes in dieser Stadt.114) Sie starb 1938. 
Sehrings sechs Kinder galten demnach als Halbjuden. 1935 liefen Anfeindun­
gen gegen von Behring in Julius Streichers Zeitschrift „Der Stürmer" an, weil 
er bei seinen Versuchen „Tierblut" mit „wertvollem arischen Blut vermischte". 
Trotzdem konnten die Nazis 1940 aufgrund seines Weltruhms nicht umhin, 
vom 4.-6. Dezember eine „50-Jahre Serumtherapie" -Feier abzuhalten, bei der 
das Emil-von-Sehring-Denkmal am Pilgrimstein eingeweiht wurde. Die Enthül-

110) Willertz, a. a. 0 „ S. 628, bes. Anm. 104). 
111 ) vgl. Anm. 110. 
112) StaM, 180 L. A. Mbg„ Nr. 3493, „ Verlust der deutschen Staatsangehörigkeit 1922-1944"; 

Beispiel soll hier das Einbürgerungsgesuch von Maria G. vom 18. Dezember 1943 sein, s. Dokum. 42 auf 
S. 100ff. 

113) „ Wann das Sehring-Denkmal errichtet wurde." Auskunft von Frau Ulrich aus dem Behringarchiv an das 
Presseamt der Stadt Marburg vom 16. 12. 1981. 

114) Rumpf, Wolfgang , freundlicherweise zur Verfügung gestellter Bericht vom 3. März 1982; 
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vgl. auch OZ vom 3. 12. 1940, „ Emil von Behring: Retter der Kinder und Wohltäter der Menschheit" ; in dem 
Artikel heißt es u. a.: „ Marburg war ihm Schicksal geworden in vieler Hinsicht. Hier war er glücklicher Gatte 
und Vater. 'Du mußt durchaus hierherkommen ', schreibt er an seinen Freund Wernicke, Dez. 1915 ... ". 



Unterschrift zu diesem Foto in der OZ vom 3. 12. 1940: „Kinderreiche Mütter ehren 
den großen Forscher." 

lung nahm Oberbürgermeister Scheller vor. Die Büste selbst hatte Prof. 
Dr. Georg Müller aus München geschaffen. 
Zur Feier erschienen umfangreiche Artikel in der Oberhessischen Zeitung, die 
das Werk Behrings priesen. Eine offizielle Sehring-Monographie wurde her­
ausgegeben, in der über Frau v. Behring nur stand, daß sie aus einem reichen 
Mailänder Bankhaus stamme. Die Kinder wurden praktisch zu „Ariern" erklärt. 
In den Presseartikeln wurden die Familienangehörigen nicht gesondert er­
wähnt, „glücklicher Gatte und Vater" sei er gewesen, war das einzige, was der 
Leser über die Familiensituation erfuhr.115) 
Die Nazis feierten nur Behring selbst. Die Familienangehörigen wurden zu den 
Feierlichkeiten nicht eingeladen. Zu diesen waren jedoch Größen der Partei­
prominenz nach Marburg gekommen. „Ja, wir stehen im Krieg, trotzdem kön­
nen nur (wir) es uns im Großdeutschen Reich leisten, Kulturfeste zu feiern!"11si 
Neben dem Rektor der Universität, Prof. Dr. Th. Mayer, dem Reichsminister für 
Wissenschaft, Erziehung und Volksbildung, Dr. B. Rust, und dem Reichsge­
sundheitsführer, Staatssekretär Dr. L. Conti, waren zahlreiche Gäste sogar 
aus dem Ausland nach Marburg gekommen.111i 

115) vgl. Anm. 114 und H. Zeiss/ R. Bieling: •• Behring, Gestalt und Werk". Berlin 1941 . S. 454. Else Spinola, Toch­
ter des Direktors der Köngl. Charite in Berlin. 

116) OZ vom 4. Dezember 1940; „ Erinnerungsfeier an Emil von Behring". 
117) OZ vom 30. 11 ./1. 12. 1940; „Erinnerungsfeier an Emil von Behring". 
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Selbst Adolf Hitler zollte trotz der nunmehr modifizierten Anfeindungen Strei­
chers dem „genialen Forscher" seinen Respekt. In einem Antworttelegramm 
an den Rektor der Philipps-Universität heißt es: 
„Den am 50. Jahrestag des Bestehens der Serum-Therapie zur Erinnerungsfeier 
für Emil von Behring in Marburg Versammelten der medizinischen Wissenschaft 
und Praxis danke ich für die mir telegraphisch übermittelten Grüße. Ich erwidere 
sie herzlich mit meinen besten Wünschen für Ihre Weiterarbeit im Dienste der 
Heilkunde und der Gesundheitspflege. 

Adolf Hitler. "11s1 

d) Der Alltag in nationalsozialistischer Sicht 

Für die Bevölkerung waren die Hetztiraden gegen die Juden nur ein Teil des 
alltäglichen Lebens. Dennoch läßt sich auch für den ,normalen' Alltag eine Ver­
planung und Durchorganisation erkennen. Es ist bezeichnend, daß z. B. in der 
Presse nationalsozialistische Tagesmeldungen neben hetzenden und diffa­
mierenden Artikeln zu finden sind. 
Während der Leser auf der einen Seite etwas über die „Kennkarte"119) als 
neuen deutschen Personalausweis und über den Sonderstatus der Juden er­
fuhr, las er ~uch auf der anderen, daß die nationalsozialistische Volkswohlfahrt 
(NSV) Ferienfreuden schatte für 120 Kinder, die aus Wien nach Marburg ge­
kommen seien. Diese Fahrt „in das alte Reich ... war für sie ein großes Ereig­
nis!', denn einige waren noch nie mit dem Zuge gefahren. Mit Kaffee und beleg­
ten Broten für die Fahrt ausgerüstet, erreichten die ,Buben und Madeln ' die 
,neue Heimat', wo sie von Pflegeeltern freundlich aufgenommen wurden.''120) 
Andere Artikel berichteten über Wehrsportversammlungen, zu denen Reservi­
sten herangezogen werden konnten. Nachrichten über das Militär sollten den 
Nationalstolz der Bürger steigern, wobei nebenstehende antisemitische Artikel 
dieselbe Funktion durch negativen Kontrast erfüllten. 
Auch die Universität nahm in der Berichterstattung einen zentralen Platz ein. 
So führte sie u. a. „Volksdeutsche Abende" zur ,,Wahrung des Deutschtums 
im Ausland" durch.121) Organisiert wurden diese Veranstaltungen vom Bund 
Deutscher Akademiker (BOA). Hauptaussage der Vorträge war, „ . . . unsere 
volksdeutschen Brüder zu hören und ihnen zu beweisen, daß wir Deutschen 
des Reichs die Volksgenossen von jenseits der Grenze nicht vergessen."122) 
Oder während der Reichskriegsminister z.B. Freiwillige für die Marine warb1 23), 
startete der Kreisleiter der NSDAP eine Kampagne für den Kauf der „Volks-

118) OZ vom 5. 12. 1940, „ Antworttelegramm des Führers", s. Dokum. 43 auf S. 102. 
11 g) OZ vom 28. 7. 1 g38, „Kennkarte" . 
120) OZ vom 27. 8. 1g38, „ NSV schafft Ferienfreuden". 
121 ) OZvom 5. 8.1938. 
122) vgl. Anm. 121 . 
123) OZ vom 17. 8. 1938). 
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gasmaske" in Friedenszeiten: sie sei nötig zur Ausbildung im Luftschutz sowie 
zum Selbstschutz. Außerdem könne schließlich „ .. . auch mal im Frieden etwas 
vorkommen ... "124), oder: „Vielleicht ist sie einmal Dein Lebensretter." Auch 
Aufrufe und Berichte über körperliche Ertüchtigung waren häufig zu lesen; so 
sollten Inhaber des SA-Sportabzeichens eine Wiederholungsübung im Klein­
kaliberschießen und Handgranatenweit- und -zielwurf absolvieren.125) 

7. Folgerungen 

Antisemitische Einstellung kann nicht quantitativ gemessen werden. Einzelbei­
spiele aber, die durch ihr häufiges Vorkommen eine Tendenz widerspiegeln , 
zeigen, wie in Teilen der Bevölkerung Antisemitismus nicht nur geweckt bzw. 
gefördert wurde, sondern sich zu einer inneren Grundhaltung verfestigte. Die­
ser Antisemitismus wurde durch die „Nürnberger Gesetze" legalisiert. 
Fortan ging es nicht mehr nur um ,spontane' Aktionen gegen Juden, sondern 
durch systematisches Vorgehen der Partei sollte öffentlich vor Augen geführt 
werden, wie „minderwertig" Juden seien und daß sie folglich nicht in die Ge­
meinschaft der Bürger gehörten. Das Zusammenspiel von überregionaler und 
lokaler Hetze, unterstützt durch akademische Vorträge, belegt, daß diese 
Kampagnen gut geplant und von oben nach unten durchorganisiert wurden. 
Die Nationalsozialisten verbanden mit ihren Hetztiraden zwei NS-Feindbilder 
miteinander, denn der Feind war nicht nur das Judentum, sondern der „jüdi­
sche Bolschewismus". 
Um die Ausschaltung der Juden aus der deutschen Wirtschaft wettzumachen, 
sorgten Aktionen von Parteigenossen dafür, daß z. B. dem „deutschen 
Bauern" freiwillig zu helfen sei, „ ... die reiche Ernte, die der Herrgott dem deut­
schen Volke gegeben hat, vor Brand und Zerstörung ... " zu bewahren.126) 
Planung und Durchführung von antisemitischen Aktionen, von der Staatspartei 
kontrolliert, sollten vor allem gegenüber dem Ausland, 121) aber auch gegenüber 
loyalen Staatsbürgern den Schein der Legalität wahren helfen. 

124) OZvom 18. 10.1938. 
125) OZ vom 17. 8. 1938, „ Heraus zum Kampf". 
126) OZ vom 24. 8. 1938. 
127) vgl. Anm. 103, Der Kommentar Dr. C. Hitzeroths zum bevorstehenden Reichsparteitag am 8. 9. 1936 mag 

hierfür ein Beispiel sein., s. Dokum. auf 44 S. 102ff. 
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111. Isolierte Menschen 

1. Reichspogromnacht 

Während der von den Nationalsozialisten sogenannten „Reichskristallnacht'', 
jenem Pogrom in der Nacht vom 9. auf den 10. November 1938, wurden in ganz 
Deutschland über 200 Synagogen in Brand gesteckt, 7500 jüdische Läden und 
Büros geplündert, 91 Juden ermordet und 26.000 Juden verhaftet.128) 
Die Marburger Synagoge befand sich in der Universitätsstraße. Noch zu ihrer 
Einweihung am 16. September 1897 hatte sich alles eingefunden, was „Rang 
und Namen in der Stadt besaß". Nach dem Einweihungsakt feierte man ge­
meinsam mit der jüdischen Gemeinde „einen ergreifenden und zu Herzen ge­
henden Einweihungsgottesdienst."129) In der Nacht zum 10. November ging 
diese Synagoge gleichfalls in Flammen auf. 
Eingeleitet wurde die Reichspogromnacht durch die Ermordung des deutschen 
Gesandtschaftsrats vom Rath in Paris durch den Juden Herschel Feypel 
Grynszpan am 7. November 1938, der nach einem Schuldigen für die Vertrei­
bung seiner Eltern suchte. 
In der OZ kommentiert Dr. H. C. Hitzeroth dieses Ereignis unter der Überschrift 
„Deutschland trauert" : 
Die Tat Hersehe! Grynszpans habe eine „neue Welle" des „Abscheus und der 
Empörung" erregt, „die jetzt durch die deutschen Gaue flutet gegen seine 
Landsleute und Rassegenossen. " 130> Die Geschichte der letzten fünf Jahre 
habe gezeigt, „daß das jüdische Element überall daran beteiligt ist, die Völker 
in Kampf und Haßstellung gegeneinander zu bringen." Weiterhin hieß es, der 
Tod vom Raths habe im ganzen Reich spontane judenfeindliche Kundgebun­
gen ausgelöst. 131 > 
Wie „spontan" die „Reichskristallnacht" in der Stadt Marburg ablief, belegen 
Prozeßakten der Marburger Staatsanwaltschaft aus dem Jahre 1947 gegen 
die Synagogenbrandstifter. Aus diesen Akten ergibt sich folgendes Bild: 
Am Abend des 9. November 1938 versammelte sich der Sturm 111/11 der SA im 
Fronhof (Universitätsstraße), um den damals an diesem Tage alljährlich übli-

128) Allen, William S., Die deutsche Öffentllichkeit und die „ Reichskristallnacht" in: Alltag im Nationalsozial ismus 
(s. o.), S. 397. 

129) Erinnerung und Gedächtnis zum 9. Nov. 1938, Presseamt der Stadt Marburg, (s. o.), S. 16. 
130) OZ vom 10. 11 . 1938, Dr. C. Hitzeroth , „ Ein Fanal der Vergeltung", s. Dokum. 45 auf S. 104. 
131) vgl. Anm. 130. 
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Die neue Synagoge an der Universitätsstraße wurde 1896/97 erbaut Die in den 
Grundstein eingemauerte Urkunde enthielt u. a. die Namen des regierenden Kaisers, 
des Oberbürgermeisters der Stadt Marburg, des Rektors der Universität und des 
Standortkommandanten. 

chen Appell durchzuführen (in Erinnerung an den Hitlerputsch vom 9. Nov. 
1923). Danach trafen sich noch ein ige SA-Männer zu einem Kameradschafts­
abend. ,,Im Laute der Nacht erschienen der damalige SA-Brigadeführer Viel­
stich und der SA-Standartenführer Stollberg im Sturmlokal (Fronhof). Es wur­
de Alkoholverbot gegeben, das Telefon besetzt. Gleichzeitig wurde befohlen, 
daß keiner der anwesenden SA-Männer das Lokal verlassen dürfte. Der SA­
Standartenführer gab dem Angeschuldigten Steih, dem damaligen Führer des 
SA-Sturmes III Jäger 11 , Befehl, die Synagoge in Brand zu setzen. Auf die Um­
frage Steihs meldeten sich dazu einige SA-Männer."132) Es waren ungefähr 
10-12 Männer. An die übrigen Anwesenden erging die Weisung: „Alles, was 
sich im Lokal befindet, muß hierbleiben, heute Abend erlebt ihr was."133) Nach 
einer Erkundung der Synagoge wurden aus dem Geräteraum des SA-

132) Prozeßakten der Staatsanwaltschaft Marburg beim Landgericht, 2 Kl s 13/ 49 der StA. Marburg, rechtskräf­
tig: Mbg„ den 17. August 1951 , gegen Hans Stei h u. a. wegen Brandstiftung. 
Hier: Bericht des Untersuchungsrichters vom 10. 7. 1947, Bd. 1, S. 109. S. Dokum. 46 auf S. 10511. 

133) Prozeßakten, a. a. 0 „ Bd. 1, S. 58. 
Zeugenaussage von Heinrich Völker vom 25. März 1947. 
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Nachrichtensturms im Landgrafenhaus zwei Kanister mit Fußbodenöl geholt, 

die zur lnbrandsetzung der Synagoge verwendet wurden. 

Die Polizei war inzwischen von dieser abgezogen worden, und die Feuermelder 
hatten SA-Leute besetzt, „um ein Alarmieren der Feuerwehr zu verhin­
dern." 134) „Danach zogen etwa 10-12 Mann zur Synagoge, kletterten über den 
Zaun und drangen - teils durch's Fenster - in die Synagoge ein. "135) Bald da­

rauf kam Qualm aus dem Gebäude. Ein Zeuge beobachtete von der Untergas­
se aus diesen Vorgang und schimpfte.136) 

Als die Synagoge in Flammen stand, rief der SA-Mann Heinrich Völker - als 
Elektriker fachkundig - , den Direktor des E-Werks an und fragte, „ob (er) die 
Sicherung aus der Verteilerstation, die sich in der Nähe der Synagoge befand, 
heraus nehmen sollte. Der Direktor sagte ja. (er) ... begab (sich) dann zu der 
Verteilerstation, die an der Ecke Universitätsstraße-Gutenbergstraße steht, 

... und nahm die Hauptsicherung heraus."137) 

Die Feuerwehr, die schon am Tag zuvor informiert worden war, kam erst 1-2 
Stunden nach der Brandstiftung, beschränkte sich aber darauf; die angrenzen­
den Häuser vor einem Übergriff der Flammen zu schützen.138) 
Ein vierzehnjähriger Junge, der dies beobachtete, rief: „Die löschen ja gar 
nicht!"139) 

Die Synagoge brannte vollständig aus; ihre Grundmauern wurden am Abend 

des 10. November gesprengt. 

Der Angeklagte soll sich später gerühmt haben, er besitze noch die Streich­
holzschachtel, mit deren Streichhölzern er die Synagoge in Brand gesteckt 
habe14o>. 
Der SA-Sturmführer erhielt für seine Teilnahme beim Anzünden der Synagoge 
aus der Adolf-Hitler-Dank-Kasse heimlich eine Belohnung von 250.­
Reichsmark.1 41) 

Auch im Landkreis Marburg war die Reichspogromnacht keine spontane Ak­
tion, wie sich aus Dokumenten des Staatsarchivs erkennen läßt. Noch am 
8. 11 . 38 fragte der Kriminal-Assistent Hermann beim Marburger Landrat an, 
ob es aufgrund der Ermordung vom Raths in Marburg zu antijüdischen Aus­
schreitungen gekommen sei.142lDie Antwort des Landrats lautete: „Fehlanzei­

ge". Am 10. 11. 38, also direkt nach der Reichspogromnacht, ordnete die Sta-

134) Prozeßakten. a. a. O .• Bd. 1, S. 1, Zeugenaussage von Friedrich Groos vom 19. Mai 1945. 
135) Prozeßakten, a. a. 0 ., Bd. I, S. 109, Bericht des Untersuchungsrichters vom 10. 7. 1947. 
136) Prozeßakten, a. a. 0 ., Bd. 1, Zeugenaussage von Friedrich Groos beim Untersuchungsrichter des Landge­

richts vom 19. Juni 194 7, S. 7. 
137) Prozeßakten a. a. 0 ., Bd. I, S. 59, Zeugenaussage Heinrich Völkers vom März 1947. 
138) Dickinson, a. a. 0 ., S. 222, „ . .. . Even in those overall aspects of the situation where a plan is most evident -

in the sluggishness of the police and fire departments, in the fact that the latter carefully doused the surroun­
ding houses without drenching thefire itself-there is ambiguity." 

139) Oberhessische Presse vom 11 . 11 . 1978, ein Artikel Hermann Bauers. 
140) Prozeßakten wie Anm. 153, s. Dokum. 47, Blait 387 auf S. 113. 
141 ) Willertz, S. 631 , bes. Anm.111). 
142) StaM, 180 L. A. Mbg., Nr. 4827; die Anfrage ist auf den 8. 11 . 1938 datiert. 
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Die brennende Synagoge an der Universitätsstraße am 10. November 1938 
(Dieses Foto machte der Chemigraph Karl Wagner, der am frühen Morgen des 10. No­
vember auf dem Weg zur Arbeit in der Druckerei der Oberhessischen Zeitung an der 
Brandstätte vorbeikam und einen Fotoapparat bei sich hatte) 
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po in Kassel an, daß bei antisemitischen Ausschreitungen Plünderungen und 
Diebstähle in jedem Fall zu vermeiden seien.143) 
Weiterhin sollten soviele arbeitsfähige Juden zwischen 16 und 60 Jahren fest­
genommen werden, als Haftraum zur Verfügung stehe. 
Der SSD in Berlin befahl, alle spontanen antisemitischen Aktionen müßten von 
Ordnungspolizei in Zivil begleitet werden, um Plünderungen zu vermeiden und 
„zerstörte offene Läden, Wohnungen, Synagogen und Geschäfte von Juden . .. 
zu versiegeln, zu bewachen, vor Plünderungen zu schützen."144) Außerdem 
sollten Brandlegungen vermieden werden. 
Bis 8.00 Uhr am 1 0. November war der Stapo in Kassel zu melden, wieviele Ju­
den bis dahin festgenommen und wieviele Synagogen demoliert worden seien. 
Mißhandlungen von Juden sollten in jedem Fall unterbleiben. Um 21 .00 Uhr 
ordnete die Staatspolizeidienststelle in einem Telegramm an, sämtliche ver­
hafteten Juden seien bis zum 11. November nach Kassel, Kaserne Hohenzol­
lernstraße 6, zu transportieren.145) Am gleichen Abend erging die Anweisung 
vom Regierungspräsidenten in Kassel, daß auf Anordnung der obersten Partei­
leitung alle spontanen antisemitischen Aktionen jeglicher Art zu unterbleiben 
haben. 
Auf Anweisung der Gestapo vom 14. November war von einem Wiederaufbau 
der zerstörten Synagogen bis auf weiteres abzusehen und alle Personen, die 
geplündert hätten, festzunehmen. Juden sollten aus der Haft entlassen wer­
den, wenn sich ihre Auswanderungsabsicht in einem konkreten Stadium be­
fände (Antrag auf Visumerteilung gestellt).146) 
In einer Anweisung vom 17. November veranlaßte die Gestapo den Landrat, 
auch dann einen Antrag auf Haftentlassung für Juden zu stellen, wenn diese 
ihren Besitz „arisieren" lassen wollten.141) Am 21 . November meldete der Gen­
darmerie-Obermeister Klawitter dem Landrat in Marburg, haftfähige Juden 
seien im Raum Marburg nicht mehr vorhanden.148) 
Nicht alle Verhafteten kehrten aus dem KZ Buchenwald zurück. Einer Marbur­
gerin schickte man die Asche ihres.Mannes.149) 

143) StaM, 180 L. A. Mbg„ Nr. 4827; Oie telefonische Anordnung der Stapo vom 10. 11 . 1938, 5.03 Uhr, richtete 
sich an alle Landräte in ihrem Machtbezirk. In ihr heißt es: „ Soweit im dortigen Bezirk Aktionen gegen Juden 
stattfinden, ist hiergegen einzuschreiten , als deutsches Leben und Eigentum gefährdet ist. Plünderungen 
und Diebstähle sind zu verh indern. Plünderer sind festzunehmen. Im dortigen Bezirk sind soviele Juden fest­
zunehmen, als Haftraum zur Verfügung steht. Mißhandlungen dürfen in keinem Fall vorkommen. festzuneh­
men sind nur gesunde, männliche und arbeitsfähige Juden, jedoch keine Ausländer, da Lagerüberführung 
von hier geplant ist. Nach Möglichkeit ist darauf zu achten, daß begüterte Juden festgesetzt werden ... ". 

144) StaM, 180 L. A. Mbg., Nr. 4827; Anweisung vom SSD in Berlin an den Kasseler Regierungspräsidenten, der 
sie an den Landrat weiterleitete, vom 10. Nov. 1938, s. Dokum. 48 auf S. 123. 

145) StaM, 180 L. A. Mbg., Nr. 4827; Schreiben der Stapo in Kassel an den Landrat in Marburg. S. Dokum. 49 auf 
S. 124. 

146) StaM, 180 L. A. Mbg., Nr. 4827; Anweisung der Gestapo in Kassel an den Landrat in Marburg vom 14. 11 . 
1938, s. Ookum. 52 auf S. 127, bes. Pkt. 1 und 3. 

147) StaM, 180 L. A. Mbg., Nr. 4827; Anweisung der Gestapo an den Landrat vom 17. 11 . 1938, s. Dokum. 51 auf 
s. 126. 

148) StaM, 180 L. A. Mbg., Nr. 4827; Meldung des Gendarmeriemeisters Klawitter an den Landrat in Marburg, vom 
21 . 11 .1938. 

149) Katz, a. a. 0 ., S. 39. 
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Trotz der oben erwähnten Befehle, war die Zerstörung jüdischer Einrichtungen 
im Landkreis relat iv hoch. In fast jeder Gemeinde wurden jüdische Häuser de­
moliert und Juden, trotz des Verbots der Gestapo, geschlagen. Ein typisches 
Beispiel liefert die Gemeinde Wohra, in der in der Nacht vom 9. auf den 10. Nov. 
ein LKW mit 30 Personen vorfuhr, die alle Juden Wohras aus ihren Häusern 
herausholten und auf der Straße zusammenschlugen.150) 
Auch in Neustadt, Wetter, Fronhausen, Josbach, Mardorf, Momberg, Roth und 
Wohra wurden die Synagogen bzw. Betsäle schwer beschädigt oder sogar 
vollständ ig „ zusammengehauen ". Die Synagoge in Schweinsberg wurde au­
ßerdem angezündet.151 l 
Die Reichspogromnacht war eine gesteuerte Aktion. Zwar wußten wohl nicht 
alle von einer minutiösen Planung, doch ist nachweisbar, daß jede antisemiti­
sche Aktion solchen Ausmaßes von Staats- oder Parteiinstitutionen gelenkt 
wurde, um dann von den jeweiligen Organen auf lokaler Ebene ausgeführt tu 
werden. 

2. Wer beteiligte sich an der Reichspogromnacht? 

Über die „ Reichspogromnacht" in Marburg konnten die Bürger am 10. 11. 38 in 
der 0 . Z. lesen: „ (als die Ermordung vom Raths bekannt wurde) ... bemächtige 
sich in unserer Stadt aller Volksgenossen eine gewaltige Erregung. Wo man 
hinhörte, war eine ungeheure Empörung über den Mord festzustellen . ... Da 
kann man es verstehen, daß die erregten Volksgenossen ihrer Wut in irgendei­
ner Form Ausdruck geben mußten."152) 
Aus den Akten der Staatsanwaltschaft Marburg von 1952 (Wiederaufnahme­
verfahren gegen die Synagogenbrandstifter) erfährt man Folgendes über die 
Verantwortung für und die Mitbeteiligung an der „ Reichskristallnacht" : 
„ Am Morgen des 9. Nov. 1938 erschienen bei dem damaligen Standartenfüh­
rer Stollberg (s.o.) zwei Angehörige des Sicherheitsdienstes (SD) aus Kassel 
in SS-Uniform, deren Namen nicht bekannt geworden sind, und gaben Stoll­
berg den Befehl, die Synagoge in Brand zu setzen. Als Stollberg daraufhinwies, 
daß er keinen Befehl entgegenzunehmen brauche, ließen sie erkennen, daß die 
Synagoge in jedem Falle, also auch ohne seine Mitwirkung, zerstört 
würde."153) 
In der Stadt Marburg waren ausschließlich SA-Leute an der Brandstiftung be­
teiligt, die schon im Fronhof z. T. den Befehl erhalten hatten, „ ... nach Hause 
zu gehen und sich ,Räuberzivil ' anzuziehen."154) 

150) StaM, 180 L. A. Mbg„ Nr. 4829, „ Ausschreitungen gegen Juden 1938-1948"; vgl. Aussagen des LKW-
Fahrers vom 23. 12. 1938. 

151) StaM, 180 L. A. M, 180 L. A. Mbg„ Nr. 4829. 
152) OZ vom 10. 11 . 1938, s. Dokum. 45 auf S. 104. 
153) Prozeßakten der Staatsanwaltschaft bei dem Landgericht in Marbu rg a. d. Lahn, 2 KLs 42/47, Bd. 1, rechts­

kräftig: Mbg„ den 13. 3. 1953, gegen Hans Steih u. a.: Hier: Urtei lsbegründung aus Wiederaufnahmeverfah­
ren vom 9. Dezember 1952, S. 385. S. Dokum. 47 auf S. 105ff. 

154) Urtei lsbegründung Prozeßakten (2 KLs 42/47), S. 386. S. Anm. 153. 
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Auch im Landkreis Marburg beteiligten sich zum überwiegenden Teil SA­
Männer, die in der Regel nicht in Uniform auftraten, an der Reichspogromnacht. 
Es nahmen dort jedoch auch solche Personen teil, die aufgrund ihrer antisemi­
tischen Einstellung ,lediglich' jüdischen Besitz zerstören wollten. Schließlich 
sollten nur die Personen strafrechtlich verfolgt werden, die sich durch Plünde­
rungen persönlich zu bereichern gedachten oder die sich „Verfehlungen sadi­
stischen Ursprungs" zu Schulden haben kommen lassen.1 55) Insofern kann 
man davon ausgehen, daß sich nur relativ wenige ,Zivilpersonen' aktiv an den 
Zerstörungen der Reichspogromnacht beteiligten. 

3. Reaktion der Bevölkerung 

Zum Verständnis der Verhaltensweisen der Bevölkerung gegenüber den Ge­
schehnissen in der „Reichskristallnacht" soll hier die Reaktion der Bürger der 
Stadt Marburg als Beispiel dienen. 
Als die Marburger Synagoge in Flammen stand, hatte sich früh am Morgen in 
der Universitätsstraße eine Menschenmenge eingefunden, nach deren Verhal­
ten sich vier Gruppen untergliedern lassen: 
1. Ein Teil stand vor der brennenden Synagoge und sah sich das entsetzliche 

Geschehen an, wagte aber nicht, sich dazu zu äußern. 
2. Ein anderer, kleinerer Teil war von dem Brand „angewidert und 

angeekelt' '. 156) Er wagte jedoch nicht, aktiv Widerstand zu leisten. 
3. Manche gingen an der Synagoge vorbei oder sahen sich den Brand an und 

meinten, daß „ es ihnen (den Juden) Recht geschehe." 157) 
4 . Wenige hätten sich auch persönlich an dieser Aktion aktiv beteiligen wollen. 
Allgemein standen die Marburger den Ereignissen dieser Nacht wohl eher ab­
lehnend gegenüber. Einzelbeispiele belegen dies: Arthur Katz z. B. schreibt in 
seinen Erinnerungen: „Ich weiß, daß auch vielen Marburgern Los und Leiden 
der Juden zu Herzen ging." 1saJ 
Eine Diakonisse meinte, „dass dieser Frevel die meisten Bürger sehr 
empörte." 159) 
Schon bei der lnbrandsetzung der Synagoge hatte ein Bürger die SA-Männer 
bei ihrem Einstieg in diese beschimpft16o), was in der damaligen Situation als 
mutig angesehen werden muß. 
Ein Unternehmen, bei dem zweifellos Leib und Leben auf's Spiel gesetzt wur­
den, stellte auch die Rettung der Thora-Rollen (sie enthalten den Pentateuch, 

155) StaM, 180 L. A. Mbg„ Nr. 4829. 
156) Gespräch H. Bauer. 
157) Gespräch H. Bauer. 
158) Katz, a. a. o„ S. 39. 
159) Prozeßakten , (2 Kls 13/49), Bd. 1, S. 114, Schreiben der Diakonisse Mathilde Krumma D. (ehemalige Leiterin 

des St. Elisabethhauses) an die Mbg. Staatsanwaltschaft vom 14. Juli 1947. 
160) vgl. Anm. 136. 
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d. h. die fünf Bücher Moses') und der Kult-Bücher aus der brennenden Syna­
goge dar. Bis heute ist ungeklärt, wer sie vor dem Verbrennen bewahrte.161) 
In einer Aktennotiz von Dr. Käthe Neumann, Mitarbeiterin der Religionskundli­
chen Sammlung der Philipps-Universität, aus dem Jahr 1955 heißt es: 
Die „geretteten Thora-Rollen und jüdischen Bücher wurden zunächst im Staat­
lichen Finanzamt aufbewahrt. Gegen Ende des Jahres 1943 ging den staatli­
chen Finanzämtern, die damals als Treuhänder jüdischen Eigentums fungier­
ten, die Weisung zu, Bücher und dergleichen aus jüdischem Besitz teils als 
Material an Papierfabriken, teils an die Rosenberg-Institute (das Amt Rosen­
berg war eine Dienststelle der NSDAP, die sich mit Weltanschauungsfragen 
beschäftigte) zu schicken und einen unverwendbaren Restbestand zu 
zerstören. " 162) 
Im Dezember übernahm die jüdischen Schriften die Religionskundliche Samm­
lung, wo sie bis 1946 aufbewahrt wurden, um dann wieder in den Besitz der zu 
dieser Zeit neu entstandenen jüdischen Gemeinde zu gehen. 

4. Reaktion des Staates 

Aufgrund „ihrer feindlichen Haltung ... gegenüber dem deutschen Volk und 
Reich" wurde den Juden „die Zahlung einer Kontribution von 1.000.000.000 
Reichsmark an das Deutsche Reich auferlegt. "163) 
Ferner hatten die Juden die Schäden ihrer Wohnungen und Gewerbebetriebe 
„zur Wiederherstellung des Straßenbildes bei jüdischen Gewerbebetrie­
ben"164) selbst zu beseitigen und zu bezahlen. Versicherungsansprüche wur­
den „zugunsten des Reichs beschlagnahmt." 
Mit der „Verordnung zur Ausschaltung der Juden aus dem Deutschen Wirt­
schaftsleben. Vom 12. November 1938."165) und der „Verordnung zur Durch­
führung der Verordnung zur Ausschaltung der Juden aus dem deutschen Wirt­
schaftsleben. Vom 23. November 1938."166) waren die Juden endgültig aus 
dem deutschen Wirtschaftsleben ausgesondert. Sie mußten ihre Betriebe und 

161 ) Erinnerung und Gedächtnis ... , a. a. 0 ., unnummerierte S. 19. (vgl. Anm. 2) 
Daß ein Rettungsvorgang im angegebenen Sinne vorliegt, halten wir für zweifelhaft: 
Da bereits vor der Reichspogromnacht Scheiben an der Synagoge eingeworfen worden waren, hatte wohl 
der jüdische Synagogenvorsteher die Thora-Rollen mit nach Hause genommen. Dort wird sie das Finanzamt 
nach der Deportation vorgefunden und übernommen haben. Ferner ist die Rettungsabsicht der Leitung der 
Religionskundlichen Sammlung nicht als bewiesen anzusehen, da 53 Bücher als unbrauchbar an das 
Finanzamt zurückgesandt und somit der Vernichtung preisgegeben wurden. Wie konnte die Religionskundli­
che Sammlung über brauchbar oder unbrauchbar entscheiden? 

162) Kirche in Marburg, November 1979, S. 158 (Wiederabgedruckt in „Erinnerung und Gedächtnis", a. a. 0 .). 
163) StaM, 180 L. A. Mbg., Nr. 2939; „Judenangelegenheiten, Judenvermögen 1938-193g": Reichsgesetzblatt 

(Teil 1) vom 14. November 1938. „Verordnung über die Sühneleistung der Juden deutscher Staatsangehörig­
keit. Vom 12. November 1938.", s. Dokum. 53 auf S. 128. 

164) StaM, 180 L. A. Mbg., Nr. 2939; „Verordnung zur Wiederherstellung des Straßenbildes bei jüdischen Gewer­
bebetrieben. Vom 12. November 1938". 

165) StaM, 180 L. A. Mbg., Nr. 2939; „Verordnung zur Ausschaltung der Juden aus dem deutschen Wirtschaftsle­
ben. Vom 12. November 1938.", s. Dokum. 54 auf S. 129. 

166) StaM, 180 L. A. Mbg., Nr. 2939; „Verordnung zur Durchführung der Verordnung zur Ausschaltung der Juden 
aus dem deutschen Wirtschaftsleben. Vom 23. November 1938.", s. Dokum. 55 auf S. 130. 
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Geschäfte schließen und in „arische" Hände überführen. Es wurde „zwangs­
arisiert". 
Die Arisierungsmaßnahmen hatten sich jedoch „im Rahmen der bestehenden 
gesetzlichen Bestimmungen zu bewegen"167), d. h. Juden mußten einen Käufer 
finden, dem sie in einer bestimmten ihnen gesetzten Frist ihr Eigentum zu ver­
kaufen hatten.168) Käufer fanden sich dann auch mehr als genug, und sie kauf­
ten jüdisches Eigentum oft unter dessen realem Wert. 
Auch der Staat profitierte von diesen „Arisierungsmaßnahmen". Juden mußten 
ihre Wertpapiere „in ein Depot bei der Devisenbank" einlegen.169) Sie durften 
Juwelen, Schmuck- und Kunstgegenstände nicht selbst veräußern, sondern 
hatten sie in „den vom Reich eingerichteten öffentlichen Ankaufstellen" zu 
verkaufen. HO) 

Einzelhandelsgeschäfte und Handwerksbetriebe von Juden deutscher Staats­
angehörigkeit waren bis zum 31 . Dezember 1938 zu schließen. Juden sollten 
von nun an in deutschen Geschäften kaufen. „Daher haben alle Maßnahmen 
zu unterbleiben, durch die Gewerbetreibende veranlaßt werden, Juden nicht 
mehr zu bedienen."rn) 
Mit den oben erwähnten Verordnungen kamen jedoch neue Probleme auf den 
Staat zu. Deutsche Käufer stritten sich darum, wer was von Juden kaufen durf­
te. Bei diesen Vorgängen schoben sich Pg's häufig jüdische Anwesen unter­
einander zu. So klagte z. 8. eine Witwe aus Bürgeln dem Landrat in Marburg, 
daß sie das Anwesen der Jüdin Bertha Hess käuflich hatte erwerben wollen, 
der Ortsbauernführer ihr aber mitgeteilt habe, solch ein Vertrag würde keines­
falls genehmigt. Der Knecht des Ortsbauernführers habe es dann jedoch ge­
kauft, obwohl sie aus dem Grundstück einen NSV-Kindergarten hatte machen 
wollen.112) 
Einige schreckten dabei auch nicht vor Denunziationen zurück. Der Reichsmi­
nister des Inneren weist dazu am 10. Januar 1939 an, daß „zur wirksamen le­
galen Ausschaltung der Juden aus der deutschen Wirtschaft und zum Einsatz 
des jüdischen Vermögens für die Zwecke des Vierjahresplanes . . . in letzter 
Zeit beobachtet worden sei, daß deutsche Volksgenossen um deswillen de-
167) StaM, 180 L. A. Mbg., Nr. 2939; Telegramm des Reichswirtschaftsministers an den Regierungspräsidenten 

in Kassel vom 22. November 1938: „Die Arisierungsmaßnahmen haben sich im Rahmen der bestehenden 
gesetzlichen Bestimmungen zu bewegen. Jede Arisierung, die unter Ausserachtlassung dieser Bestimmung 
erfolgt, ist rechtsunwirksam. Jede lokale Sondermaßnahme hat zu unterbleiben. Die erforderlichen weiteren 
Maßnahmen erfolgen in den nächsten Tagen." 

168) StaM, 330 Mbg„ Ace 1973/1 , Nr. 367, „Verordnung zur Ausschaltung der Juden aus dem deutschen Wirt­
schaftsleben", der Marburger Oberbürgermeister ordnete den Verkauf jüdischen Besitzes binnen einer Frist 
von vier Wochen an. Zustellbescheinigung an die jüdischen Geschäftsleute Marburgs vom 10. Dezember 
1938. S. Dokum. 56 auf S. 134. 

169) StaM, 180 L. A. Mbg„ Nr. 2939; „Verordnung über den Einsatz des jüdischen Vermögens. Vom 3. Dezember 
1938." Der Depotzwang für Wertpapiere wird in Artikel III angeordnet. 

170) StaM, 180 L. A. Mbg„ Nr. 2939; es handelt sich um Artikel IV der in Anm. 169 genannten Verordnung. 
171) StaM, 180 L. A. Mbg„ Nr. 2939; Vertrauliche Anweisung des Reichswirtschaftsministers an den Regierung­

spräsidenten in Kassel vom 30. Dezember 1938. s. Dokum. 57 auf S. 135; vgl. dazu auch: Schnellbrief des 
Reichswirtschaftsministers vom 2. Januar 1939 an den Regierungspräsidenten in Kassel. s. Dokum. 59 auf 
S.138. 

172) StaM, 180 L. A. Mbg„ Nr. 2939; Schreiben des Landrats an den Bürgermeister in Bürgeln vom 20. März 1939, 
s. Dokum. 60 auf S. 139ff. 
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nunziert wurden, weil sie früher einmal in jüdischen Geschäften gekauft, bei 
Juden gewohnt oder sonst mit Juden in geschäftlicher Beziehung gestanden 
haben .... Der Herr Generalfeldmarschall (Göring, als Verantwortlicher des 
Vierjahresplanes) wünscht daher, daß diesem Unwesen nach Kräften Einhalt 
getan wird."173) 
Die zwischen Deutschen und Juden geschlossenen Verträge waren der Kon­
trolle des Staates unterstellt. Die Vertragspartner mußten die zuständigen Be­
hörden um Erlaubnis fragen. So durfte zwar ein „Vermögensstück" über dem 
„Verkaufswert" erstanden werden, doch dann hatte der Erwerber, - weil er 
sich nach den Vorstellungen der Nazis einen Vorteil gegenüber anderen ver­
schafft hatte und das „Vermögensstück für sich entsprechend einschätzte" -
den „Unterschiedsbetrag zwischen vereinbartem Kaufpreis und Verkehrswert 
als Ausgleichszahlung an das Reich" abzugeben.174) 
Ab 1940 wurden Verkäufe jüdischen Besitzes angeordnet. Konnte oder wollte 
ein Jude seinen Besitz nicht verkaufen, wurde ein Treuhänder eingesetzt, der 
die Vertragsbedingungen mit dem Ankäufer aushandelte. m> Bis Ende des 
Jahres war die gewerbliche Wirtschaft im Landkreis Marburg - bis auf wenige 
Ausnahmen - „entjudet" .176) 
Die Nationalsozialisten hatten somit nach der Reichspogromnacht die Juden 
„legal" aus der Wirtschaft ausgeschaltet. Damit war ein integrierter und wich­
tiger Faktor aus dem differenzierten und über Jahrhunderte entwickelten Wirt­
schaftsgefüge Marburgs und seiner Umgebung zerstört worden. Die an der 
„Beute" profitierenden „Arier" konnten mit der Ausschaltung zufrieden sein. 

5. Emigration 

Schon vor der Reichspogromnacht förderten die Nazis Auswanderungsbestre­
bungen der Juden unter der Bedingung, daß eine Kapitalflucht jüdischen Ver­
mögens ins Ausland mittels Anweisung unterbunden würde.177) 

173) StaM, 180 L. A. Mbg., Nr. 2939; Runderlaß des Reichsinnenministers an den Regierungspräsidenten in Kas­
sel vom 10. Januar 1939. s. Dokum. 61 auf S. 141. 

174) StaM, 180 L. A. Mbg., Nr. 2939; Anweisung des Reichswirtschaftsministers an den Regierungspräsidenten 
in Kassel vom 26. Juli 1939. s. Dokum. 62 auf S. 142. 

175) StaM, 180 L. A. Mbg., Nr. 4078, „ Verhandlungen über Arisierung von jüdischem Grundbesitz in Wohra. 
1940-1942"; Schreiben des Oberpräsidenten der Provinz Hessen Nassau an den Landrat in Marburg vom 
12. Oktober 1940. 

176) StaM, 180 L. A. Mbg., Nr. 2925, „ Ausführung der VO über den Einsatz jüdischen Vermögens vom 3. 12. 
1938"; 
Am 13. August 1940 erhielt der Regierungspräsident den „ Runderlaß des Reichswirtschaftsministeriums 
vom 23. Juli 1940" betreffs der „ Entjudung der gewerblichen Wirtschaft". s. Dokum. 63 auf S. 143. 
Am 22. August 1940 waren in einem Schreiben des Landrats an die Bürgermeister des Kreises alle noch in 
jüdischen Händen befindlichen Gewerbebetriebe zu melden. s. Dokum. 64 auf S. 144. 
Beispiel für die Situation im Landkreis Marburg mag das Antwortschreiben des Bürgermeisters in Neustadt 
an den Landrat in Marburg vom 2. September 1940 sein. s. Dokum. 65 auf S. 145. 

177) StaM, 180 L. A. Mbg., Nr. 3487, „ Auswanderungswesen (Allg.) 1910-1948"; Runderlaß des Auswärtigen 
Amtes vom 4. November 1936. Tauschgeschäfte zwischen Auswanderern und Rückwanderern sollten unter­
bleiben. 
„ Zur Zeit ist unter den auslandsdeutschen Kaufleuten leider die Neigung zu bemerken, nach Deutschland 
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Ab August 1938 wurden die Juden aus dem Reisevermittlungsgewerbe ausge­
schlossen, denn die Auswanderungsbestrebungen sollten staatlich kontrolliert 
werden. Man setzte jüdische Auswanderungsagenten ein, die Reisen 
vermittelten .178) 
Nach dem 9./1 0. November 1 938 wurde die Auswanderung mit der Bildung der 
„Reichsvereinigung der Juden in Deutschland", deren Vorsitzender in Marburg 
Hermann Reis war,179) „ mit allen Mitteln gefördert".Außerdem errichtete die 
Regierung eine „Reichszentrale für die jüdische Auswanderung" aus Vertre­
tern des Reichsministeriums des Innern. 
Diese sollte für das Reichsgebiet „ . . . 1) alle Maßnahmen zur Vorbereitung ei­
ner verstärkten Auswanderung der Juden treffen, u. a. eine zur einheitlichen 
Vorbereitung von Auswanderungsgesuchen geeignete jüdische Organisation 
ins Leben zu rufen, alle Schritte zu tun, um die Bereitstellung und zweckent­
sprechende Verwertung in- und ausländischer Geldmittel zu erwirken , und in 
Zusammenarbeit mit der Reichsstelle für das Auswanderungswesen geeigne­
te Zielländer für die Auswanderung festzustellen. 
2) die Auswanderung zu lenken, u. a. für eine bevorzugte Auswanderung der 
ärmeren Juden zu sorgen; . .. " 180) 
„Um die Auswanderung unbemittelter Juden zu ermöglichen, sollen die wohl­
habenden Juden im Falle ihrer Auswanderung zu einer besonderen Abgabe 
herangezogen werden ... "181) 
Die wohlhabenden Juden hatten dieser Anordnung des Reichsministers des 
Inneren zufolge den „Hundertsatz" ihres Vermögens der zuständigen jüdi­
schen Kultusvereinigung zu entrichten. Nur wenn er einen bestimmten Betrag 
entrichtet hatte und demnach seinen Verpflichtungen der Kultusgemeinde ge­
genüber nachgekommen war, durfte ihm ein Reisepaß ausgestellt werden. Au­
ßerdem wurde geprüft, ob der Auswandernde mit „der Zahlung von Kreis­
steuern oder sonstigen Kreisabgaben im Rückstande" war. Andernfalls sollte 
der Reisepaß einbehalten werden.182) Alle diese Umstände erschwerten die 
Auswanderung, so daß der Regierungspräsident schon am 3. Dezember 1938 
anordnete, die Juden sollten bei der „ Entjudung des Grundbesitzes" angemes­
sene Preise erhalten, da ihr Vermögen ohnehin durch Sonderbelastungen mit 
der „Sühneleistung" und der „Reichsfluchtsteuer", die ihnen nach der Reichs-

zurückzuwandern und sich dabei die geschäftlichen Möglichkeiten zunutzezumachen, die sich aus dem Be· 
streben jüdischer Staatsangehöriger, aus Deutschland auszuwandern, ergeben. '" 

178) StaM, 180 L. A. Mbg., Nr. 3487; Erlaß des Reichswirtschaftsministers an den Regierungspräsidenten in Kas­
sel vom 30. August 1938. 

179) Dickinson, a. a. 0 ., S. 235. 
180) StaM, 180 L. A. Mbg., Nr. 3487; Anordnung des Chefs der Sicherheitspolizei S-PP (II) (Heydrich) in Berlin an 

den Regierungspräsidenten in Kassel vom 11 . Februar 1939. 
Das Zitat stammt aus einem Schreiben des Beauftragten für den Vierjahresplan Göring an den Regierungs­
präsidenten in Kassel vom 24. Januar 1939. s. Dokum. 66 auf S. 146. 

181) StaM, 180 L. A. Mbg., Nr. 3487; Vertraulicher Schnellbrief des Reichsministers des Inneren an den Regie­
rungspräsidenten in Kassel vom 25. Februar 1939. s. Dokum. 67 auf S. 147. 

182) StaM, 180 L. A. Mbg., Nr. 3487, Schreiben des Landrats in Marburg an die Vorsitzenden des Kreisausschus­
ses vom 22. Februar 1939. 
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Verunglimpfung der Juden im Marburger Faßnachtszug im Februar 1936 
(Foto: F. Unkel) 

pogromnacht aufgebürdet worden waren, stark beschnitten würde.183) Die fi­
nanzielle Situation stellte für viele Juden ein entscheidendes Hindernis bei der 
Auswanderung dar. Obwohl eine Abgabe für die minderbemittelten Juden vom 
Reich für ihre Auswanderung gefordert wurde, konnten es sich in der Regel nur 
wohlhabendere Juden leisten, eine neue Existenz in einem andern Land aufzu­
bauen. 
Wenn auch Arbeitsbescheinigungen und Zeugnisse jüdischer Arbeitskräfte 
über ihre Berufsausbildung oder ihre fachliche Kenntnis ausgestellt werden 
durften, 184> die es vielleicht ermöglicht hätten, sie für einen Arbeitsplatz im 
Ausland zu empfehlen, wollten doch viele ihre vertraute Umgebung nicht ver­
lassen. Ziele der Marburger Emigranten waren überwiegend Palästina und die 
USA. Erlangte ein Jude erfolgreich eine andere Staatsbürgerschaft, so wurde 
er in Deutschland stereotyp „der Reichsangehörigkeit für verlustig erklärt, weil 
er durch sein Verhalten, das gegen die Pflicht zur Treue gegen Reich und Volk 
verstößt, die deutschen Belange geschädigt hat." 185) 

183) StaM, 330 Mbg„ Ace: 1973/1, Nr. 367 (s. o.); Schreiben des Regierungspräsidenten in Kassel an den Mar­
burger Oberbürgermeister vom 3. Dezember 1938. s. Dokum. 57 auf S. 135. 

184) StaM, 180 L. A. Mbg .• Nr. 3487; Anordnung des Reichsministers des Inneren an den Regierungspräsidenten 
in Kassel vom 21 . Januar 1939. 

185) StaM. 180 L. A. Mbg., Nr. 3493, „ Verlust der deutschen Staatsangehörigkeit 1922-1944"; 
Die Ausbürgerungsurkunden waren vorgedruckt, so daß nur noch die Namen eingesetzt werden brauchten. 
Beispielhalt wurde hier die Ausbürgerungsurkunde des Juden Erich Steinhauer aus Kirchhain vom 26. Ja­
nuar 1939 zitiert. s. Dokum. 68 auf S. 148. 
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6. Folgerungen 

Die Reichspogromnacht stellte die einzige größere antisemitische Aktion dar, 
die es jedem Bürger ermöglichte, ungestraft über jüdischen Besitz herzufallen 
- und in einzelnen Fällen auch Juden zu mißhandeln. „Arier" konnten sich be­
teiligen, wenn sie den Rahmen der Planung dieser Maßnahme nicht sprengten. 
Der größte Teil der Bevölkerung lehnte jedoch die Geschehnisse der Nacht 
vom 9. auf den 1 0. November 1938 ab. Das bedeutet aber keineswegs, daß die 
Bevölkerung prosemitisch eingestellt war. Für die Mehrzahl der Marburger war 
die Synagoge ein Gotteshaus, das man nicht einfach anzünden konnte. Viele 
fragten sich wohl auch, wer die nächsten seien und wann ihre Kirche in Flam­
men aufgehe.186) Zahlreiche Bürger empfanden die „Reichskristallnacht" vor 
allem als eine Störung von „Ruhe und Ordnung ".187) Mit dieser Nacht sollte 
den Juden gezeigt werden, daß sie einer wehrlosen Minderheit angehörten, auf 
die das Regime den Haß der Bevölkerung ,spontan' zu lenken versuchte, wenn 
die Staatsmacht das aus ideologischen Gründen für notwendig hielt. 
Für fanatische Antisemiten wie Julius Streicher, den Herausgeber der antise­
mitisch-pornographischen Zeitschrift ,Der Stürmer', war die Ermordung vom 
Raths ein willkommener Anlaß, die Synagogen Deutschlands in Flammen auf­
gehen zu sehen. Er hatte schon am 10. August 1938 (!) in Nürnberg nach einer 
Rede „ einen Kran in Bewegung gesetzt, um die Synagoge abzureißen; als er­
stes holte er den Davidstern herunter." 188) Dies alles unterstreicht die exakte 
Planung der „Reichskristallnacht" lange vor der Ermordung vom Raths. 
Nach dem 10. November waren die Juden nicht nur isoliert, sondern wurden 
durch den Verlust ihres Eigentums, das z. B. eine Grundlage für die ohnehin er­
schwerte Auswanderung hätte darstellen können, zu wehrlosen Menschen. 
In der Folgezeit übernahm die SS die antisemitische Politik, um „durchschla­
gende Aktionen und weniger Zerrissenheit" im Vorgehen gegen die Juden zu 
zeigen.189) Diese führte die Juden „mit Sachkenntnis und Disziplin" in die 
Konzentrationslager.190) 

186) Allen, w. s „ a. a. o „ S. 403. 
187) vgl. Anm. 186. 
188) Huber, Heinz und Müller, Arthur (unter Mitwirkung von Prof. Waldemar Besson), Das Drille Reich - seine Ge­

schichte in Texten, Bildern und Dokumenten, 2. Bd„ Wiesbaden 1964, S. 504. 
189) Allen, a. a. 0 „ S. 41 O. 
190) Allen, a. a. o „ s . 41 o. 
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IV. Wehrlose Menschen 

1 . Judenstern 

Ab 1941 wurde allen noch im nationalsozialistischen Machtbereich verbliebe­
nen Juden der deutlich sichtbar zu tragende „Davidstern " in der Öffentlichkeit 
als Kennzeichen aufgezwungen:„ ein handtellergroßer, schwarz ausgezogener 
Sechsstern, aus gelbem Stoff mit der schwarzen Aufschrift „Jude" . Er ist 
sichtbar auf der linken Brustseite des Kleidungsstückes festaufgenäht zu tra­
gen" (9. 9 . 1941 ). Diese Zwangsmaßnahme machte die völlige Absonderung 
der Juden unübersehbar. 
Er bildete das Symbol für die Wehrlosigkeit der Staatsmacht gegenüber. Auf 
Anordnung Heydrichs vom 1. 9. 1941 mußte ihn jeder Jude, der älter war als 
6 Jahre, seit dem 19. 9. 41 in Marburg tragen. Die Ausführung der Anordnung 
war den Landräten der Kreise auferlegt. Proteste der deutschen Bevölkerung 
gegen den Judenstern sind in den Dokumenten nicht zu finden. Das Gegenteil 
war der Fall: So schrieb der Ortsgruppenleiter der NSDAP in Lohra an den 
Oberbürgermeister in Marburg am 26. 9. 41: „Ich bitte Sie, dafür besorgt zu 
sein, daß die Jüdin lda „Sarah" Wetterau sofort den Stern erhält, damit ihr 
schmierig jüdisches Gebaren endlich auch in der Öffentlichkeit entsprechend 
bescheinigt wird."191 ) Auf diese Weise versuchte der Ortsgruppenleiter die für 
diese Frau geltende Sonderregelung (Mischehe mit zwei Kindern) aufzuheben, 
um ihr das Tragen des Judensterns aufzuzwingen. 
Eine noch stärkere judenfeindliche Haltung zeigte derselbe Ortsgruppenleiter 
in einem Schreiben vom 27. 1 0 . 1941 an den Landrat in Marburg. Er berichtete 
über eine von ihm miterarbeitete Eingabe, die mit dem „Antrag " schloß, daß 
„die Partei und die Staatsdienststellen den Judenklüngel und seine Förderer 
mit Rumpf und Stumpf ausrotten" sollten.192) 
Ein anderes Beispiel, wie Juden dem Spott der Straße ausgeliefert waren, be­
richtete uns Wolfgang Rumpf: „Die stadtbekannten Brüder Moses, die am Bar­
füßertor wohnten, wollten aus der Universitätsstraße das Haspelgäßchen her­
auf nach Hause; ein Junge, kaum zwei Jahre älter als ich (ca. 14 Jahre alt), in 

191 ) StaM, 180 L. A. Mbg., Nr. 4822, „Juden: Allgemeines und Besonderes", enthält Listen 1938-1942. Antrag 
des Ortsgruppenleiters der Gemeinde Lohra vom 26. September 1942 an den Herrn Bürgermeister. 

192) StaM, 180 L. A. Mbg., Nr. 4826, „ Judenangelegenheiten (Allg. Erlasse, besondere Angelegenheiten) "; 
Schreiben des Ortsgruppenleiters der Gemeinde Lohra an den Kreisleiter der NSDAP in Marburg vom 15. 
August 1941. 
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HJ-Uniform, verstellte ihnen den Weg und zwang sie, den langen Umweg über 
den Wilhelmsplatz zu nehmen. Dieser Zeitgenosse wohnt noch in unserer 
Stadt. " 193> 
Auch die immer wiederkehrenden antijüdischen Hetzartikel in der Oberhessi­
schen Zeitung schürten Haß gegen die Juden. So schrieb z.B. am 21. 3 . 1939 
die OZ unter der Überschrift „Juden in Kurhessen": „Tierische Sinnlichkeit ist 
eine geläufige Erscheinungsform der jüdischen Rasse. In jungen Jahren, da der 
deutsche Mensch seiner Berufsausbildung nachgeht, seinem Studium, dem 
Arbeits- und Wehrdienst nachgeht, spukt in den jungen verschlagenen Juden­
köpfen triebhafte Sinnlichkeit. Wunder und Geheimnis des Lebens, die der her­
anwachsende Deutsche mit heiliger Ehrfurcht erlebt, werden für den aus dem 
Orient stammenden Judenbengel zum Tummelplatz abscheulicher Schweine­
reien .... "194) 
Die Presse, die Juden zu asozialen Menschen, ja zu Tieren abstempelte, er­

möglichte es u. a., den Judenstern, ohne den geringsten Widerstand einzufüh­
ren. Auch als am 21. 4. 1942 die Wohnungen der Juden, einer Verordnung der 
Gestapo zufolge, mit einem Judenstern zu kennzeichnen waren, blieb jeglicher 
Widerstand aus.195) Die öffentliche Brandmarkung der jüdischen Minderheit 
war somit ein perfekt durchdachtes und vollzogenes System der Isolierung. 

2.„Judenbann" 
Ausgehverbot, Verkehrsmittelverbot 
und Verbot, die Wohngemeinde zu verlassen 

Das Ausgehverbot für Juden wurde am 16. Mai 1940 verhängt und über die 
Geheime Staatspolizei in Kassel nach Marburg weitergeleitet. Damit war das 
in einem Rundschreiben verhängte Ausgehverbot vom 10. 9. 1939 verschärft 
worden. Die Gestapo verordnete den Juden - über den Oberbürgermeister in 
Marburg -, vom 1. 4 . bis zum 30. 9. 1940 von 21.00 Uhr bis 5.00 Uhr und vom 
1. 1 0. bis zum 31. 3. 1941 von 20.00 Uhr bis 6 .00 Uhr ihre Häuser nicht zu ver­
lassen. Die jüdischen Kultusvereine waren von dieser Anordnung unterrich­
tet.196) 

193) Rumpf, Wolfgang, Bericht vom 3. März 1982, s. o. 
194) OZvom 21 . 3.1939. 
195) StaM, 180 L. A. Mbg„ Nr. 4822, „Juden (Allgemeines und Besonderes), enthält: Listen 1938-1942"; Anord­

nung vom 21 . 4. 1942 der Gestapo in Kassel an den Oberbürgermeister in Marburg (als Ortspolizeibehörde). 
In der Anordnung heißt es: „Da die Juden jede Möglichkeit benutzen, sich auch weiterhin zu tarnen, ist es 
notwendig, die Kennzeichnungen der Wohnungen von Juden durchzuführen. Zu diesem Zweck ist die 
Reichsvereinigung der Juden in Deutschland angewiesen worden, für eine sofortige Kennzeichnung der 
Wohnungen von Juden Sorge zu tragen. Dementsprechend haben (Staatsangehörige, Staatenlose usw.) jü­
dische Wohnungsinhaber, die nach der Polizeiverordnung über die Kennzeichnung der Juden vom 1. Sep­
tember 1 g41 (RGBL. 1, S. 547) und den dazu ergangenen Runderlassen des Reichsministers des Inneren 
vom 15. g_ 1 g41 und 16. 2. 1942 - Pol S IV B4b-B Nr. 940/41-6 -zum Tragen des Judensterns verpflichtet 
sind, ihre Wohnungen zu kennzeichnen." S. Dokum. 70 auf S. 150ff. 

196) StaM, 180 L. A. Mbg„ Nr. 4822, Anordnung der Gestapo in Kassel an den Oberbürgermeister in Marburg. 
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Mit der Einführung des Judensterns durch Polizeiverordnung über die Kenn­
zeichnung der Juden am 1. September 1941, die am 15. September 1941 in 
Kraft trat, traf die Juden eine weitere antisemitische Maßnahme: es war ihnen 
von nun an untersagt, ohne schriftliche Erlaubnis der Ortspolizeibehörde den 
Bereich der Wohngemeinde zu verlassen .197> Die Bewegungsfreiheit der Juden 
war dadurch erheblich beeinträchtigt: lediglich in ihrem Wohnraum durften sie 
sich frei bewegen. Vom 15. 9. 1941 an durften die Juden auch keine Verkehrs­
mittel mehr ohne besondere Genehmigung der Ortspolizeibehörde benutzen. 
Diese Genehmigung wurde nur dann erteilt, wenn Juden für den Arbeitseinsatz 
in Industriebetrieben benötigt wurden (z.B. im städtischen Gaswerk) :198> 
„Um im Interesse der Erhaltung ihrer (der Juden) Arbeitskraft für die deutsche 
Kriegsproduktion den mit längeren Fußmärschen verbundenen Zeit- und Kräf­
teverlust bei den jüdischen Beschäftigten zu vermeiden, ist von einem völligen 
Ausschluß der Juden von den öffentlichen Massenstraßenverkehrsmitteln 
abzusehen." 199) 
Ausnahmen für eine Reise gab es auch bei familiären Gründen (Tod oder 
schwere Krankheit eines nahen Verwandten) .200> 

3. Re-Ghettoisierung 

Am 28. November 1938 erging die Verordnung zur Einführung der Wohnbe­
schränkung für Juden. Im Verlauf der Durchführung dieser Verordnung wurden 
die Juden im gesamten Reich in den jeweiligen Städten und Orten enger zu­
sammengefaßt; d. h.: sie wurden, wenn sie in einem vorwiegend von „arischen" 
Deutschen bewohnten Haus lebten, mit anderen Juden in ein vorwiegend von 
Juden bewohntes Haus versetzt.201) 

197) StaM, 180 L. A. Mbg., Nr. 4822; dies ist ersichtlich aus einem Schnellbrief Heydrichs vom 15. September 
1941 , in dem er unter anderem folgende Anordnung erläßt: „Erlaubnisbescheinigungen dürfen nur an Juden 
ausgestellt werden, die eines der nachstehenden bezeichneten Ausweispapiere vorlegen, u. zw.: deutsche 
Staatsangehörigkeit, einen Reisepaß, einen Kinderausweis, eine Kennkarte oder einen amtlichen Lichtbil­
dausweis .. 
Erlaubniserteilungen kommen nur beim Nachweis der unabweisbaren Notwendigkeit des Verlassens der 
Wohngemeinde in Betracht, worunter u. a. regelmäßig fallen werden: 
Arbeitseinsatz, der durch amtliche Bescheinigungen des zuständigen Arbeitsamtes nachgewiesen ist, 
Behördliche Vorladungen oder Maßnahmen, die ein Verlassen der Wohngemeinde notwendig machen, was 
gleichfalls von Seiten der Juden durch Vorlage einer amtlichen Bescheinigung bei der ausgestellten Behör­
de oder Dienststelle unter Beweis zu stellen ist . " 

198) StaM, 180 L. A. Mbg., Nr. 4822; in einer Anordnung vom 16. Oktober 1941 des Reichsministers des Inneren 
heißt es unter Punkt 4: 
„Bei Kraftposten im Überlandverkehr sind Juden mit Erlaubnisschein nur zu befördern, soweit Platz vorhan­
den ist. Erforderlichenfalls haben Juden auch an Unterwegsorten den Wagen zu verlassen, wenn sonst an­
dere Reisende zurückbleiben müßten. Bereits entrichtete Fahrgebühren sind dann anteilmäßig zu erstatten, 
ohne die besondere Verwaltungsgebühr einzubehalten." 

199) StaM, 180 L. A. Mbg., Nr. 4822; Anmerkung des Reichsverkehrsministers zu Punkt 1 seines Schreibens vom 
18. November 1941, welches die Benutzung der Straßenverkehrsmittel durch Juden regelt. Punkt 1 lautet: 
„Im Interesse der deutschen Kriegsproduktion darf der Arbeitseinsatz der Juden nicht gefährdet werden." s. 
Dokum. 71 auf S. 15211. 

200) StaM, 180 L. A. Mbg., Nr. 4822; vgl. Anm. 197. 
Schreiben Heydrichs lla, letzter Punkt. 

201) Moeller, Gabriel , a. a. 0., Dokument Nr. 17. 
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Auch in Marburg wurden die Juden im Rahmen der Reghettoisierung auf einige 
noch Juden gehörende „Sammelhäuser" konzentriert: 
Es handelte sich hier insbesondere um die Häuser: 

Heusingerstraße 1 -3 Steinweg 16 
Barfüßertor 15b Schulstraße 16 
Untergasse 17 Schwanallee 1 5202) 

Im Landkreis Marburg verordnete die Gestapo auf Anweisung des Reichsfüh­
rers SS (RFSS) am 12. 12. 38, eine Anzahl von Gemeinden vorzuschlagen, die 
geeignet wären, Personen zur Einengung ihrer Bewegungsfreiheit aufzuneh­
men. Bei der Meldung der Orte war insbesondere darauf zu achten, daß eine 
gut durchführbare polizeiliche Überwachung gesichert war.203) Wenn auch die 
Rückmeldung des Landrats an die Gestapo im Staatsarchiv nicht auffindbar 
ist, muß die Anweisung ordnungsgemäß bearbeitet worden sein. Denn aus den 
Statistiken der gleichen Akte ist ersichtlich, daß in der Zeit vom 1. 4. 41 bis 
zum 30. 6. 41 Neustadt, Allendorf und Niederklein „ judenfrei" gemacht wur­
den. Auf der gleichen Liste finden wir den Grund angegeben: Die Gestapo ver­
teilte die in diesen drei Orten lebenden Juden auf andere Gemeinden. Zusätz­
lich wurden die in den Gemeinden Mardorf und Schweinsberg lebenden Juden 
nach Rauisch-Holzhausen verfrachtet.204) 
Das gesamte „Umsiedlungsverfahren" wurde so gehandhabt: Jüdische Fami­
lien zogen in Häuser, in denen schon vorher jüdische Familien lebten. 
Somit wurde es den für die „Judenfrage" zuständigen NS-Politikern ermög­
licht, die Juden noch stärker von ihrer Umwelt abzusondern. 

4. Jüdische Friedhöfe 

Arthur Katz schreibt in seinen „Betrachtungen und Erinnerungen eines Mar­
burgers" : „Nur verborgene Friedhöfe sind stumme Zeugen einstiger 
Blüte .. . "205> 
Die jüdischen Friedhöfe galten jedoch ab 1940 nicht mehr als geweihte Stät­
ten. So stießen z. B. Jugendliche in Kirchhain am 26. März dreißig Grabsteine 
um. Einer aus der Gruppe hatte zuvor gesagt: „Wir wollen jetzt mal auf den Ju­
denfriedhof gehen und ein paar Steine umwerfen" .206) 
202) vgl. Anm. 201. 
203) StaM, 180 L. A. Mbg., Nr. 4825, „Judenangelegenheiten (Allgemeines und Besonderes) Bd. 3, 1938-1941"; 

in dem auf den 12. 12. 1938 datierten Schreiben der Gestapo an den Oberbürgermeister in Marburg heißt es: 
,.Gemäß der Anordnung der RFSS sind eine Anzahl von Orten unterschiedlicher Größe in Vorschlag zu brin­
gen, die geeignet sind, solchen Personen, die nicht in Haft gehalten, aber in ihrer Bewegungsfreiheit einge­
schränkt werden sollen, als Wohnsitz zugewiesen zu werden. 
Ich bitte, einen oder mehrere geeignet erscheinende Orte des dortigen Bezirks vorzuschlagen, wobei neben 
der Beschäftigungsmöglichkeit (ohne Verwendung in einem geschützten Betrieb) insbesondere auf eine gut 
durchführbare polizeiliche Überwachung Wert zu legen ist." 

204) StaM. 180 L. A. Mbg., Nr. 4822; aus der Liste ist ersichtlich, daß aus Neustadt 30, aus Allendorf 11 und aus 
Niederklein 7 Juden auf andere Dörfer verteilt worden sind. 

205) Katz, a. a. 0 ., S. 12a. 
206) StaM, 180 L. A. Mbg., Nr. 4174, „Ausschreitungen gegen die Juden in Kirchhain 1933-1945"; Schreiben an 

die Staatsanwaltschaft Marburg. Kirchhain, den 27. 3. 1940. 
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Wenn auch dieses Handeln wie ein - frevlerischer - Jungenstreich aussieht, 
war es dennoch ein Teil gewöhnlichen NS-Alltags. In der Folgezeit sahen die 
Nazis jüdische Friedhöfe nur noch als ein technisches Problem an, das es in 
„arischem " Sinne zu lösen galt. 
„ ... Die Totenhöfe haben im laufe der Jahrhunderte infolge der jüdischen Leh­
re, die die Wiederbelegung der Grabstelle eines Juden verbietet, gegenüber 
deutschen Friedhöfen räumlich eine unverhältnismäßig große Ausdehnung ge­
wonnen. Soweit wie irgend möglich, ist dieses Land schleunigst der deutschen 
Wirtschaft wieder zuzuführen." 207) 
Zwischen der Verordnung, daß Juden den Davidstern zu tragen haben und den 
drei Judendeportationen ab 1941 liegt die Auflösung der jüdischen Friedhöfe. 
„Bei der starken Abwanderung wird in der Regel ein jüdischer Totenhof für den 
Kreis ausreichen. Dazu wird am besten ein Totenhof bestimmt, der einigerma­
ßen zentral gelegen ist und erträgliche Verbindung zu den Orten des Kreises 
besitzt, in denen noch Juden wohnen. Es empfiehlt sich auch, nur einen sol­
chen Totenhof bestehen zu lassen, dessen Grund und Boden möglichst unwer­
tig ist und in absehbarer Zeit auch voraussichtlich weder für die Bebauung 
noch für landwirtschaftliche oder andere Zwecke in Frage kommt. Alle übrigen 
Totenhöfe im Kreise werden dann überflüssig und können ,geschlossen' 
werden."207) 
Am 15. 6 . 1940 befahl der Regierungspräsident in Kassel, einen jüdischen To­
tenhof im Landkreis zu bestimmen, der alle jüdischen Toten aufnehmen sollte. 
Dadurch werde es ermöglicht, alle anderen Totenhöfe zu schließen und später 
zu ,säkularisieren' . 
Der Oberbürgermeister der Stadt Marburg teilte dem Landrat in einem Schrei­
ben vom 8 . 7 . 1940 mit, er habe den jüdischen Totenhof in Marburg zum Sam­
melfriedhof besteflt.208) 
Von nun an erfolgte die Schließung der im Landkreis verstreut liegenden Fried­
höfe. Einige - wie der in Roth - wurden sofort „säkularisiert". Der Bestim­
mungszweck für das Gelände (der ehemaligen Friedhöfe) blieb den verschie­
denen Gemeinden überlassen. Größtenteils sollten Wald und Wiese die Be­
stattungsplätze ersetzen. In Kirchhain hatte die Gemeinde die Absicht, aus 
dem jüdischen Friedhof Reichsbahngelände zu machen.209) 
Selbst die Grabsteine der „jüdischen Friedhöfe" waren wirtschaftlich zu ver­
werten. So schreibt der Gendamerie-Einzelposten in Stadt Allendorf II: 
„ . .. Ferner könnten die alten Grabsteine, welche aus Sandstein sind, gut zu 
Schleifsteinen umgearbeitet werden."210) 

207) StaM. 180 L. A. Mbg., Nr. 4831 , „Israelitische Totenhöfe im Landkreis Marburg 1940-1942"; Schreiben des 
Regierungspräsidenten in Kassel vom 15. Juni 1940 an den Oberbürgermeister in Marburg. 

207a) vgl. Anm. 207). 
208) StaM, 180 L. A. Mbg., Nr. 4831; Mitteilung des Oberbürgermeisters der Stadt Marburg an den Landrat des 

.Kreisesvom8. 7.1940. 
209) ·staM, 180L. A. Mbg., Nr. 4831 . 
210) StaM, 180 L. A. Mbg., Nr. 4631 ; Schreiben des Gendarmerieeinzelposten, Allendorf II an den Landrat in Mar­

burg vom 15. Juli 1940. 
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5. Folgerungen 

Der jüdische Friedhof in Marburg am Alten Kirchhainer Weg bestand seit der 
Mitte des 19. Jahrhunderts. Wie Dickinson berichtet, durfte nach 1940 nur 
noch nachts beerdigt werden.211 l Auch nach 1945 kam es erneut zu 
Bestattungen.212) 
So folgerichtig wie die Nazis jüdische Friedhöfe und ihre Grabsteine schände­
ten, so konsequent verachteten sie den Wert des menschlichen Lebens. 
So berichtet rückblickend die „Halbjüdin" Margot Müller, sie sei als vierjähri­
ges Kind (etwa 1942) in die Marburger Kinderklinik eingeliefert worden, wo 
nach einiger Zeit die Ärzte die weitere Behandlung mit der Bemerkung abge­
brochen hätten: „Sterben kann sie auch zu Hause."213) Diesem Bericht fügt 
Wolfgang Rumpf den Hinweis an, daß der damalige Direktor der Kinderklinik 
„gern in SA-Uniform auftrat, er war unterschenkelamputierter Kriegsteilneh­
mer des 1. Weltkrieges. Nach 1945 verschwand er aus Marburg. Ich sah ihn 
1952 als Direktor der Kinderklinik in M."214) 
Judenstern, Ausgehverbot, Re-Ghettoisierung und Einebnung der jüdischen 
Friedhöfe waren eindeutige Zeichen für die nunmehr offen zu Tage getretene 
Verwirklichung des Zieles nationalsozialistischer Politik: die Ausrottung der 
Juden. 

211 ) Dickinson, a. a. 0 „ S. 271 . 
212) So wurde z.B. der am 31 . 12. 1981 verstorbene Dr. Herbert Nußbaum hier begraben und ebenso Sally Ba­

chrach (gest. am 28. 10. 1982). 
213) Gespräch M. Müller. 
214) Rumpf, Bericht vom 3. März 1982. 
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V. Juden 
als „Menschen- und Zahlenmaterial" 

1. Statistischer Nachweis der Zahl der Juden 
im Landkreis Marburg zwischen 1939 und 1942 

Der zahlenmäßige Nachweis der zwischen 1939 und 1942 im Landkreis Mar­
burg lebenden Juden zeigt eindrucksvoll die Abnahme der jüdischen Bevölke­
rung. Die o. a. Zahl (vgl. Kap. II: Minderwertige Bürger) von 422 jüdischen Men­
schen bezog sich auf den 1. 7. 1938. 
Diese Zahl der Juden im Landkreis Marburg änderte sich folgendermaßen: 

31 . 3. 1939: 344 
30. 9. 1939: 252 
31. 3. 1940: 214 
30. 9. 1940: 194 
31. 3. 1941: 162 
30. 9. 1941: 142 

Innerhalb des zuletzt genannten Zeitraumes konnten die drei letzten Juden 
auswandern. Auswanderungsbewilligungen zählten ab 1940 zu den Ausnah­
men, da der Marburger Landrat seit der Zeit von der Gestapo immer mehr Be­
rechtigungsscheine erhielt, Juden die erwirkte Auswanderungsgenehmigung 
wieder abzunehmen. 
Zwischen dem 1. Oktober und dem 31 . Dezember 1941 sank die Zahl der jüdi­
schen Einwohner auf 75. Diese Zahl blieb während der Zeit vom 1. 1. 1942 bis 
zum 31 . 3. 1942 annähernd konstant: Die Zahl der Einwohner ging lediglich um 
sieben Personen auf 68 zurück. 
Vom 1. 4. 1942 bis zum 30. 6. 1942 sank die Einwohnerzahl dagegen auf 37. 
Dies ist die letzte Zahl, die innerhalb des genannten Zeitraums feststallbar 
ist.215) 

215) StaM, 180 L. A. Mbg„ Nr. 4822; Liste der vertraulichen „Nachweisung über die Bewegung der jüdischen Be­
völkerung in der Zeit vom 1. April bis 30. Juni 1942". 
Durch die sprunghafte Abnahme der jüdischen Einwohner im Kreis Marburg auf 37 wurden die Gemeinden 
Fronhausen, Goßfelden und Roßdorf „ judenfrei" . 
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2. Die 1. und 2. Deportation 

Die erste und zweite Deportation fand am 8. Dezember 1941 statf.216) Aus ins­
gesamt 16 Gemeinden wurden 76 Juden deportiert. Damit waren zwei Orte „ju­
denfrei " . 
Beide Deportationen sind auf Anweisung der Gestapo in Kassel erfolgt, die ih­
rerseits aus Berlin Anweisungen erhalten hatte. Das geht aus einem Vermerk 
auf den beiden Deportationslisten hervor.218) Weder Einzelheiten der Planung 
noch der Durchführung dieser beiden Deportationen sind aus den Dokumenten 
ersichtlich. Wir vermuten aber, daß die beiden ersten Deportationen in gleicher 
Weise wie die dritte und letzte Deportation abliefen, die wir detailliert belegen 
können . 

3. Die letzte Deportation 

Die Judendeportationen wurden - wie Kapitel IV, Abschnitt 3, anmerkt - durch 
die Konzentrierung der Juden in bestimmten „Sammeldörfern" oder „Sammel­
häusern" vorbereitet. Diese Phase dauerte relativ lange; dagegen bean­
spruchte die eigentliche Planung der dritten Deportation nur 12 Tage. 
Am 25. 8. 1942 befahl die Gestapo in Kassel in einem Schreiben, daß sämtli­
che in ihrem Machtbereich lebenden Juden kreisweise zu erfassen und nach 
Theresienstadt zu deportieren seien.210) Die Gestapo betonte, die Planung 
des gesamten Vorgangs liege in ihren Händen, daher seien ihre Anordnun­
gen exakt auszuführen. 
Juden, die nach Theresienstadt kommen sollten, wurden in den Listen der Mel­
deämter als „unbekannt verzogen" oder als „ausgewandert" registriert. Das 
Ziel „Theresienstadt" durfte nicht eingetragen werden. Die Juden durften nur 
bestimmte Gegenstände mit sich führen. Dr. Lüdke (Gestapo Kassel) ordnete 
an: 
„An Gepäck dürfen die Juden bei sich führen: einen Koffer oder Rucksack mit 
den Ausrüstungsstücken, und zwar: 
a) vollständige Bekleidung (ordentliches Schuhwerk) 
b) Essgeschirr (Teller oder Topf) mit Löffel 
c) Bettzeug mit Decke 
d) Mundvorrat für drei Tage."220) 

216) Moeller, a. a. 0 ., S. 1; vgl. auch StaM, 180 L. A. Mbg., Nr. 4822; wie das Studium der Liste der „ Nachweisung 
über die Bewegung der jüdischen Bevölkerung in der Zeit vom 1. Oktober bis 31 . Dezember 1941 " im Kreis 
Marburg ergab, wurden durch die erste Deportation die Gemeinden Wohra und Oberwalgern „ judenfrei ". 

217) Moeller, a. a. 0 ., 1978, S. 1. 
218) StaM, 180 L. A. Mbg., Nr. 4822; es handelt sich um eine Anmerkung des Ausstellers der Liste von der „Nach­

weisung über die Bewegung der jüdischen Bevölkerung in der Zeit vom 1. Oktober bis 31 . Dezember 1941 .' ' 
im Kreis Marburg. 

219) StaM, 180 L. A. Mbg., Nr. 4830, „ Verhandlungen über die dritte Judenevakuierung aus Marburg 1942 bis 
1944"; Anordnung der Gestapo in Kassel vom 25. August 1942 an den Landrat in Marburg. s. Dokum. 76 auf 
s. 163ff. 

220) vgl. ebd. 
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Weitere Ausrüstungsgegenstände waren erlaubt, wurden aber nicht als Hand­
gepäck zugelassen, sondern waren in einem gesonderten Waggon mit der 
Reichsbahn an die Gestapo - Staatspolizeidienststelle-Kassel, Zielbahnhof: 
Kassel-Hauptbahnhof (Zollschuppen ) - zu schicken. 221 ) Die Frachtkosten 
mußten die Juden selbst bezahlen. Außerdem wies Dr. Lüdke den Landrat an, 
„ den Juden etwa mitgeführte Wertsachen wie Gold, Silber, Platin usw. zu be­
lassen, da hier im Auffanglager ohnehin die körperliche sowie die Gepäckun­
tersuchung vorgesehen ist. "222) 
Die Sammlung der Juden war Sache der Kreispolizei. Diese sollte den Ort fest­
legen, an dem die Juden zur festgesetzten Zeit zu erscheinen hatten. Polizei­
beamte sollten die Juden auf ihrer Fahrt nach Kassel begleiten; jüdische Ord­
ner wurden eingesetzt, um den Ablauf der Deportation zu überwachen. 
Das Schreiben Dr. Lüdkes schließt mit dem Hinweis, das gesamte Eigentum 
der Juden sei zu beschlagnahmen; leicht verderbliche Sachen sollten sie ge­
gen Quittung, aber unentgeltl ich, den zuständigen NSV-Dienststellen überge­
ben. 
Am 28. 8 . 1942 gab der Landrat die Weisung der Gestapo an die Bürgermeister 
der betreffenden Gemeinden weiter. Er ordnete an, daß sich die zu „evakuie­
renden " Juden am 6 . 9 . 1942 um 9 .00 Uhr auf dem Marburger Hauptbahnhof 
einzufinden hätten. Der Landrat setzte sich für einen reibungslosen Ablauf der 
Deportation ein , indem erz. B. eventuelle Anpöbeleien zu unterbinden suchte: 
„ Der Abtransport muß sich völlig reibungslos vollziehen. " 
Am 28. August 1942 erließ die Gestapo für diesen Vorgang die letzte Anord­
nung: Von 50 hessischen Bahnhöfen aus - davon allein 8 im Raum Marburg -
wurden am 5./6. September 1942 alle noch in Hessen lebenden Juden depor­
tiert. Für Marburg war das Datum dieser „Judenevakuierung" der 6. 9. (ein 
Sonntag), 10.16 Uhr. Der Forderung der Gestapo nach Einhaltung der Zeit war 
unbedingt Folge zu leisten.223) 
Insbesondere die letzte Anordnung zeigt, in welcher Weise die Judenver­
schleppung geplant war: Die Zeitangabe 10.16 Uhr deutet auf einen exakten 
Zeitplan hin, der mit der Verschleppung minutengenau begann und mit pünktli­
cher Tötung der Juden endete. Noch am 30. August 1942 gab der Marburger 
Landrat die Anweisungen der Gestapo Kassel an die Bürgermeister der Ge­
meinden Kirchhain , Roth, Lohra, Wetter, Momberg und Rauisch-Holzhausen 
weiter. 224) 

221) vgl. ebd. 
222) vgl. ebd. 
223) StaM, 160 L. A. Mbg., Nr. 4630; „Diese Fahrpläne sind unbedingt verbindlich. Für die genaue und pünktliche 

Einhaltung derselben bitte ich daher, unter allen Umständen Sorge zu tragen." s. Dokum. 77 auf S. 16611. 
224) StaM, 160 L. A. Mbg., Nr. 4630; Schreiben des Landrats an die Bürgermeister in Kirchhain, Roth, Lohra. Wet­

ter, Momberg und Rauischholzhausen vom 30. August 1942 s. Dokum. 76 auf S. 16911. 
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Zwischen dem 1. und 6. 9. 1942 erfolgten die Rückmeldungen der Bürgermei­
ster, daß die Deportation reibungslos abgelaufen sei.22s> Diesen reibungslosen 
Ablauf meldete der Landrat der Gestapo in Kassel am 7. 9. 1942.226> 
Aus einer Liste geht hervor, daß 36 Juden aus dem Landkreis Marburg depor­
tiert worden sind: 

1 aus Kirchhain 
1 aus Lohra 
2 aus Wetter 
4 aus Marburg 

-10 aus Roth 
- 18 aus Rauisch-Holzhausen. 

Die Zahl von 38 deportierten Juden - wir fanden sie verschiedentlich in der Li­
teratur - ist unseres Erachtens falsch, da von den in der Liste aufgeführten Ju­
den zwei Namen durchgestrichen sind: Diese beiden befanden sich schon vor 
der Abschiebung im Konzentrationslager.227) 
Am 10. November 1978 sagte der Marburger Oberbürgermeister in einer Ge­
denkfeier: 
„Die letzten jüdischen Männer, Frauen und Kinder- von etwa 700 in Marburg und 
Umgebung - wurden am 6. September 1942 auf dem Marburger Hauptbahnhof in 
einen Sonderzug nach Theresienstadt gepfercht; darunter die bereits 86-jährige 
Dina Lucas. Das war das Ende.22sJ 

225) StaM, 180 L. A. Mbg., Nr. 4830; so schreibt beispielsweise der Bürgermeister in Wetter am 5. September 
1942: 
,,Urschriftlich 
dem Herrn Landrat 
in Marburg/Lahn 
Mil dem Berichte zurückgereicht, daß ich entsprechend den beiden dortigen Verfügungen vom 28. und 30. 8. 
1942 die beiden hier wohnhaften Juden abgeschoben habe. Ich habe diesen auch den wesentlichsten Inhalt 
der dortigen Verfügungen nochmals schriftlich mitgeteilt. Meinerseits ist alles geschehen, um die Evakuie­
rung wie vorgesehen durchzuführen, und es dürften sich hierbei keine Schwierigkeiten ergeben. " 

226) StaM, 180 L. A. Mbg .• Nr. 4830; Am 7. 9. 1942 schreibt der Landrat an die Gestapo in Kassel: „Zu dem 
Schlußabsatz der Verfügung vom 28. v. Mts. zeige ich an, daß sich die Judenevakuierung hier reibungslos 
vollzogen hat und irgendwelche Schwierigkeiten nicht aufgetreten sind." 

227) StaM, 180 L. A. Mbg., Nr. 4830; es handelt sich um die beiden Juden Salomon Lilienstein aus Goßfelden und 
J. Levi aus Roth. 

228) Gedenkrede von Oberbürgermeister Dr. Hanno Drechsler zum 9. Nov. 1938, in : Erinnerung und Gedächtnis 
wie Anm. 2. 
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VI. Juden als Mitbürger 

„Nach dem Kriege - 1945/46 - kamen viele jüdische Personen nach Marburg 
(Zwangsarbeiter aus dem Osten, DP's: ca. 300 Personen). Nach einer Liste 
vom 1. 1. 46 umfaßte die jüdische Gemeinde damals 234 Personen."229) 
Diese Zahl schließt die wenigen überlebenden Marburger Juden ein, aber sie 
umfaßt auch eine Anzahl von Juden, die vorher nicht in Marburg gelebt hatten. 
Unsere Nachforschungen im Staatsarchiv ergaben, daß in der Zeit vom 
4. 12. 45 bis 11. 1. 46 insgesamt 34 Marburger Juden zurückgekehrt sind. 
Darüberhinaus kamen zurück 

- nach Allendorf Jude 
- nach Fronhausen 2 Juden 
- nach Großseelheim 2 Juden 
- nach Momberg 2 Juden 
- nach Neustadt 2 Juden 
- nach Rauisch-Holzhausen 3 Juden 
- nach Amöneburg 3 Juden 
-nach Lohra 4 Juden 
- nach Niederklein 4 Juden 
- nach Himmelsberg 5 Juden und 
- nach Kirchhain 6 Juden. 

Diese Angaben wurden vom Landrat auf Anweisung des kommissarischen Re­
gierungspräsidenten erstellt. Die Anweisung des RP erfolgte auf Wunsch des 
American Distribution Comitee und der Jewish Agency.230) 
Die Mehrzahl der zurückgekehrten Juden wollte nur für eine Übergangszeit in 
Marburg bleiben. In dem ehemaligen Schloß von Rauisch-Holzhausen war eine 
Landwirtschaftsschule eröffnet worden, in der man junge Juden auf ihre Tätig­
keit als Siedler in Palästina vorbereitete.231) 
Als am 3. Februar 1946 in der Landgraf-Philipp-Straße in Marburg ein Synago­
genraum eingerichtet wurde, betrug die Mitgliederzahl der jüdischen Gemeinde 
234 Personen. Infolge Auswanderung nach Israel und in die USA schrumpfte 
diese Zahl bis zum Oktober 1949 auf 69 Menschen.232) 

229) Arnsberger, a. a. 0„ S. 58. 
230) StaM, 180 L. A. Mbg„ Nr. 4828, „ Erfassung von Juden, 1933-1946". 
231 ) Arnsberger, a. a. O„ S. 58. 
232) vgl. Anm. 231 . 
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Heute leben in der Stadt nur noch 12 Juden.233) 
Die Juden, die vor 1933 in Marburg und Umgebung lebten, fühlten sich als 
Deutsche. Unter den Begriffen ,Vaterland' und ,Patriotismus' hatten sie sich 
etwas vorstellen können. Nach 1945 war das natürlich nicht mehr möglich. Ei­
ner unserer Gesprächspartner sagte dazu: 
„Das Wort Vaterland kann ich nicht mehr hören - Heimat ist etwas anderes. 
Kultur, Sprache und Landschaft behalten ihren Wert."234) 

233) Gespräch mit Willy Sage (Geschäftsführer der Gesellschaft für Christl ich-jüdische Zusammenarbeit), ge­
führt am 29. 1. 1981. 

234) Gespräch E. Kaufmann in Marburg am 18. 1. 1981. 
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Schlußbetrachtung 

Wir haben versucht, einen Überblick über das Schicksal der jüdischen Bürger 
und die Vernichtung ihrer Lebensbedingungen in Marburg und Umgebung zwi­
schen 1933 und 1945 zu geben. Innerhalb eines knappen Jahrzehnts war es 
den Nationalsozialisten gelungen, sämtliche bis dahin bestehenden Bindungen 
zwischen Juden und ihren Mitbürgern zu zerstören und die Juden als „Negati­
vum" in der Weise „auszuradieren aus der deutschen Rechnung", daß sie in 
die Deportationslager abgeschoben werden konnten, um vernichtet zu 
werden.235) 
Während die jüdische Gemeinschaft in Marburg und Umgebung noch bis 1935 
sich als ein integrierter Bestandteil der hiesigen Gesellschaft verstehen konn­
te, setzte mit den „Nürnberger Gesetzen" die Aufhebung der staatsbürgerli­
chen Gleichberechtigung dieser Menschen ein. Nach der gesetzlichen Diskri­
minierung zu Nicht-Staatsbürgern erfolgte durch die Reichspogromnacht die 
vorweggenommene, symbolische Vernichtung jüdischen Lebens. 
Das Verbot ihrer Berufsausübung, der Raub ihres Besitzes und die Anordnung, 
den Judenstern zu tragen, kennzeichnen das Dasein der „unschädlich ge­
machten" Juden auf dem Weg zum Holocaust, der in Marburg am 6. 9. 1942, 
10.16 Uhr, mit der dritten und letzten Deportation den Anfang des Endes be­
zeichnete. 
„Terror? Niemals! Es ist Sozialhygiene. Wir nehmen diese Individuen aus dem 
Umlauf, wie ein Mediziner einen Bazillus aus dem Umlauf nimmt." (Mussolini, 
zitiert in: Angriff, J. Goebbels, S. 324) 236) 
Abgesehen von einigen Beispielen eines manifesten Antisemitismus (durch 
Lehrer an Marburger Schulen, durch Professoren an der Philipps-Universität 
oder durch Richter des Amtsgerichts) konnten wir organisierten, aktiven Anti­
semitismus nur innerhalb und durch die NS-Partei feststellen. 
Inwieweit latenter Antisemitismus - z. B. als schweigendes Hinnehmen antise­
mitischen Verhaltens - quantitativ vorhanden war und damit erfaßbar wäre, 
läßt sich nicht erheben. 
„Der große Widerstand an den bösen Tagen des barbarischen Unrechts setzt 
eine Schulung im Kampf gegen das kleine Unrecht im Alltag voraus". Wenn 
man sich der Analyse Fritz Bauers anschließt, kann man sagen, daß in Marburg 
und Umgebung relativ wenig Widerstandshandlungen zu erkennen sind.237> 
Diesen Tatbestand versuchen wir folgendermaßen zu erklären: In Marburg 
235) Goebbels, Joseph, Angriff, (NS-Wochenzeitschrift) München 1935, S. 322. 
236) Goebbels, Joseph, Angriff, S. 324. 
237) Bauer, Fritz, Hg„ Widerstand gegen die Staatsgewalt, S. 300; zu Widerstandshandlungen vgl. auch: Schnei· 

der, Ulrich, Verfolgung und Widerstand in Marburg 1933-1945, S. 83 und S. 166ff. 
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herrschte in den Jahren der Weimarer Republik ein Denken vor, das zu kenn­
zeichnen ist mit Kategorien bürgerlicher Anständigkeit, nämlich geformt durch 
Bildung, christliche Moral und Wertvorstellung, Ordnung und Ruhe. 
Begründet war dieses Denken in der gesellschaftlichen Struktur Marburgs als 
Universitäts- und Verwaltungsstadt. 
Durch diese Einstellung waren sicherlich auch in der Zeit des Dritten Reiches 
viele Bürger geprägt, und sie ließ wenig Raum, radikale antisemitische Vorstel­
lungen (z.B. Hitlers, Goebbels, Rosenbergs) als Grundlage für eine entspre­
chende politische Praxis zu begreifen. Insofern fanden wir für die Zeit der NS­
Herrschaft in dieser Stadt kaum Belege für eine aktive antisemitische Haltung, 
also auch dementsprechend nahezu keine prosemitische bzw. Widerstands­
äußerung. 
Es fehlen vor allem Hinweise auf eine aktive Hilfe den Juden gegenüber - von 
einigen rühmlichen Ausnahmen abgesehen -, wenn die Staatsmacht - vor al­
lem in Form der Partei - diese Menschen bedrängte. 
Auch im Landkreis Marburg beschränkte sich u. W. antisemitische Agitation 
und Aktion vorwiegend auf Initiative der Partei. Judenhaß, als eine Ausdrucks­
form des Antisemitismus, stand auf dem Land eher in einer Tradition, deren 
Wurzeln mindestens bis in das 19. Jahrhundert zu verfolgen sind (vgl. dazu die 
Bewegung um den Reichstagsabgeordneten Otto Böckel), denn der Vorgang 
der Assimilation der Juden hatte sich - bei aller wirtschaftlichen Verflechtung 
der Juden auf dem Lande-vorwiegend in den Städten vollzogen. 
Wie dargestellt wurde, war auch im Landkreis Marburg der Viehhandel eine 
Domäne der Juden; diese waren größtenteils in die dörflichen Gemeinschaften 
integriert, blieben aber dennoch im Bewußtsein der Bevölkerung etwas Beson­
deres, etwas Anderes. An diese Bewußtseinslage knüpfte der Nationalsozia­
lismus an und radikalisierte sie. 
Die Untersuchung hat gezeigt, daß die Repressalien gegen die Juden, stufen­
weise eingeführt, im NS-Staat für viele Deutsche zu alltäglichen und damit zu 
vertrauten Erscheinungsformen wurden, die sie nicht mehr differenziert wahr­
nahmen bzw. nicht als außergewöhnl ich empfanden. Ergebnis dieser Politik 
war ein Zustand, der spätestens 1938 mit der Reichspogromnacht erreicht 
wurde, als der „Volksgemeinschaft der Arier" , stilisiert zu einer elitären Rasse, 
der „Nicht-Arier" gegenüberstand. Diesem war jede Chance einer eigenstän­
digen Entwicklung fortan genommen. 
Infolge dieser ausweglosen Situation konnte die Deportation der Juden in die 
Vernichtungslager des Ostens geräuschlos vollzogen werden. 
„Es gibt wohl überhaupt nur ein einziges Recht, das über jeden Zweifel erha­
ben ist. Es ist das Recht auf Leben, das dem Selbsterhaltungstrieb ent­
spricht. Das - in aller Regel allem Lebendigen eingeborene - Recht auf Le­
ben meint nicht nur ein Vegetieren, sondern eine menschenwürdige Exi­
stenz."238) 

238) Bauer, Fritz, a. a. 0 ., S . 300. 
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1. Goebbels, Joseph: Der Angriff. Aufsätze aus der Kampfzeit. München 1935, 

s. 322-324. 

3Der 'Jube 
über alle jr.-igen wirb in 3Deutf d)Ianb offen bisfutiert, unb jeber 

3Deutf d)e nimmt für fid) bas 1\ed)t in 'Unf prud), fid) in allen 5ragen 
f o ober f o 3u entf d)eiben. 3Der eine ift 1\atbolif, ber anbere prote· 
ftant, ber eine 1Crbeitnebmer, ber anbere 'Urbeitgeber, ber 1\apitalijl, 
ber eo3iali\l", ber 3Demofrat, ber 'Uri\l"ofrat. reine Jeftlegung nad) 
bief er ober jener Seite bat für ben 7)eitgenoffen nid)ts fl:ntebrenbes 
an fid). Sie gef d)iebt in aller ©ffentlid)feit, unb wo bie ©egenf ä13e 
nod) unf[ar unb 'Oertt'orren erf d)einen, ba reinigt man fie öurd) 3Dis. 
Puffionen in 1\eöe unö ©cgenreöe. 1..ein3ig ein Problem i\l" bief er 
öffentlid)en l:;ebanblung ent3ogen1 unb es wirft fd)on aufreiwnb, e~ 
nur 3u nennen: bie 'Jubenfrage. Sie i\t tabu in ber Republif. 

©egen alle ::Jnjurien ift ber 'Jube immunifiert: l!ump, parafit, l:;e. 
trüger, ed)ieber, öas fouft an il)m l)erab wie Waff er an ber ~eer• 
jacfe. t1enne ihn 'Juöe, unb bu wir\l" mit Q'.r\l"aunen feftjlellen, wie 
er auf3ucft, wie er betroffen wirb, wie er plö13Iid) gan3 flein in fid) 
3ufammenfinft: 11:Jd) bin erfannt." 

fl:s ift 3wecflos, fiel) gegen tlen 'Juben 3u \Jerteibigen. Q'.r wirb blit;;· 
fd)nell aus feiner eid)erbeit 3um 1Cngriff 'Oorgeben unb mit feiner 
1\abuli\l"if alle mittel ber 't"erteibigung beim ©egner 3erbred)en. 

ed)nell mad)t er aus bem ©egner bas, was ber eigentlid) an ibm 
befämpfen wollte: ben l!ügner, ben Unfrietienftifter, ben ~erroriften. 
t:lid)ts wäre falf d)er, als wollte man fid) bagegen 'Oerteibigen. 3Das 
möd)te ber 'Jube ja. Q'.r erfinbet bann täglid) neue l!ügen, gegen 
öie fid) fein ©egner nunmehr 3ur Webr f et;;en muß, unb öas Q'.rgeb· 
nis ift, er fommt 'OOr lauter 1\ed)tfertigung nid)t 3u tiem, was ber 
'Jube eigentlid) fürd)tet: ihn an3ugreifen. 'Uus bem 'Ungeflagten ift 
nun ber 'Unfläger geworben, unb tier brücft mit 'Oiel ©ef d)rei ben 
'Unfläger in bie 'Unflagebanf hinein. eo ging es bisher immer, wenn 
ein menf d) ober eine l:;ewegung fid) unterftantl, ben 'Juben 3u be· 
f ämpfen. eo aud) würbe es uns geben, wären wir nid)t bis ins let;;te 
über feine Wef enbeit orientiert, unb hätten wir nid)t ben mut, aus 
bief er Q'.rfenntnis unf ere rabifalen Sd)Iüffe 3u 3ieben. Unb bie fintl: 
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J. man f ann ben 'Juben nid)t pofitit) befämpfen. !Er i{l ein t:Je. 
gatit)um, unb bief es t:Jegatit)um mu6 ausrabiert werben aus ber 
beutf d)en 1\ed)nung, ober es wirb ewig bie 1\ed)nung t)erbcrben. 

l. tlfon fonn fiel) mit bem 'Juben nid)t über bie 'Jubenfrage aus. 
eiMnberf e13en. tl1an fonn ja bod) niemanbem nad)weifen, ba6 man 
bas 1\ed)t unb bie Pflid)t habe, ihn unf d)äblid) 3u mad)en. 

J. man barf bem 'Juben im 1\ampf nid)t bie mittel 3ubilligen, 
hie man jebem ebrlid)en ©egner 3ubilligt; benn er i(l: fein ebrlid)er 
©egner; er wirb Q3rof3mut unb 1\itterlid)feit nur ba3u ausnut;;en, f ei· 
nen jeinö öarin 3u fangen. 

4. ~er 'Juöe bat in öeutf d)en jragen nid)t mit3ureöen. !Er i{l 1Cus. 
läntier, l)olfsfrember, ber nur Qfo{lred)t unter uns genie6t, unö ;war 
ausnahmslos in mif3bräud)lid)er Weife. 

s. ~ie fogenannte religiöfe moral bes 'Juben i(l: feine moral, 
fonöern eine 1.Cnleitung ;um l;etrug. ~esbalb bat fie aud) fein 1.Cn· 
red)t auf Sd)ut:; unb Sd)irm öer Staatsgewalt. 

6. 3Der 'Jtibe i(l: nid)t flüger als wir, f onbern nur raffinierter unb 
geriff ener. Sein 6r(l:em fann nid)t wirtf d)aftlid) - er fämpft ja 
wirtfd)aftlid) unter gan3 anberen moralgefet;;en als wir - , fonbern 
nur politifd) gebrod)en werben. 

7. !Ein '.juöe fann einen ~eutfd)en gar nid)t beleiöigen. '.jüöifd)e 
l)edeumbungen finb nur f.fbrennarben für einen öeutf d)en '.juöen• 
gegner. 

8. ~er Wert eines beutfd)en menfd)en ober einer beutfd)en :?;e. 
wegung {leigt mit öer <.JSegnerfd)aft bes 'Juben. Wirb jemanö t)Om 
'Juben befämpft, f o fprid)t öas ahfolut für ibn. Wer nid)t t)Om '.ju· 
ben \)erfolgt ober gar t)On ibm gelobt wirb, ber i{l nut:;los unb 
fd)äblid). 

9. ~er 'Jube beurteilt beutfd)e jragen immer t)Om jübifd)en 6tanb· 
punft aus. ~esbalb i{l mei{l bas <.1Segenteil "on öem, was er f agt, 
rid)tig. 

J o. man muf3 ;um 1.Cntif emitismus ja ober nein f agen. Wer öen 
'Juben f d)ont, ber t)erf ünbigt fiel) am eigenen l)olf. man fann nur 
'Juöenfned)t ober 'Juöengegner fein. ~ie 'Jubengegnerf d)aft ijt eine 
Sad)e öer perfönlid)en Sauberfeit. 
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mit bief en ©runbf ät:;en bat bie jubengegnerifd)e 2.;ewegung 1CUS• 

fid)t auf f.trfolg. Unb eine f old)e 2,;ewegung wirb tJom 'Juben bes. 
halb aud) nur ernff genommen unb gefürd)tct. 

3Dat3 er bagegen lärmt unb aufberrehrt, iif nur ein ,l;eroeis bafür, 
baj; fie rid)tig iff. "Wir freuen uns besbalb barauf, umgebenb auf 
bief e 3eilen in ben jübif d)en ©a3etten bie biesbe3üglid)e <nuittung 
3u finben. man mag bort ~error f d)reien. Wir antworten bar.tuf 
mit bem befannten Wort muffolinis: „~error'? t:Jiemals! f.ts i{i 
603ialhygiene. "Wir nehmen bief e ::JnbitJibuen aus bcm Umfouf, roic 
ein mebi3iner einen 2Ja3illus aus bem Umlauf nimmt." 

2. „Gegenmaßnahmen" 
OZ vom 29. 3. 1933. 

l J. 'Januar J 929. 

&otnmntnnbmtn 
~nläßlid) ~et '.Deutj.1)1einMicf}en ~us• 

lanbspto.paganba iit man, mie ailetods, 
aad) in unjetet 6tabi au füegenmaßnal)• 
men ge\cf)ritten. ~m l!aufe bes gefttigen 
~acf)mittags burcf)fuqren m:utos mit 66.• 
Eeuten bie 6traßen bet 6tabt unb Hebten 
an bie 6cf)aufenjtern ber jiibi\djen füe• 
jd)iifte ~Iafate, aucf) bie \Bütos bet 
jübijd)en ~ecf)tsamoälte unb bie f)äujet 
bet jübi\cf)en miel){)änblet unb füütet• 
mallet murben mit \olcf)en ~Iafaten oet• 
\eqen. ::nie ~latate mei\en barauf 11in, 
baß es \i1) l)iet um jühi\cf)e Unternel)inen 
l)anhelt, oei bem ein ::Deutjdjet · nid)ts me{)r 
fauf \olle. '.Die meijten jübij~en füejd)äfts• 
inl)aoet jcf)foijen barauf i{)te s:!äben. ~n 
ben 6ttaßen tet 6tabt {)ettjci}:e Ois in bie 
~oenhftunben ftatfet metfe{Jt; öU 3mi• 
jcf)tnfälfen ijt es nicf)t !]efommen. mor ben 
f)iiufetn l)atten 6m: .• ~often m:ufftellung 
genommen, bie baf üt 6orge trugen, baß 
lrie ~Iafate nid)t entfernt rou tben. 
~ie bie 916'.Dm:~. ba0u mitteilt, jinb 

bieje !Ulaßnaqmen ntlcf) n i dj t a n g e o t b· 
n e t, \onbern mo{)l aus ber G::ttegung 
{Jetaus !Jeooten, hie but.lf) bie meroteitung 
bet füreuelmelbungen im m:uslanbe in bet 
\Beuölferung ::neutjcf)lanbs entftanben ift . 
'.Die 916::nm:~. werbe 3unäcf)ft aoroarten, 
melcf)e ~itfung i{)re m:nfünbigung {)aoen 
wirb, bai3 alle jühifdjen Unternef)men in 
'.Deutjdjlanb unb alle aus bem m:uslanb 
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eingefiif)tien fil3aten bot)fottie.rt metben, 
bis bet jiibif dj.e mot)fott gegen '.Deutid)lanb 
aufgef)oben ift. ~us biefem (füunbe finb 
bie in wenigen Orten lh:>tgenommenen ~in. 
aetaftionen eingeftem toorben. ~an toitb 
'fldj erft in einigen '.tagen auf (füunb bet 
auslänbiid)en ~teHeftimmen batilber 
Jdjliifjig merben, ob es nod) nötig ift, ben 
mot)fottauftuf l}erausougeben unb bie bis 
ins fleinfte fertige mot)_fottorganiiation 
in (f)ang au ie~en. 

3. Oberhessische Zeitung (OZ) vom 30. 3. 1933; in den Anzeigenteil gesetzte 
Erklärung der Israelitischen Gemeinde Marburgs. 

IEl'kläsung! 
'.Die 9Ritglieber ber ,3ubif d}en ©emeinbe 9Rarburgß f)aben mit '21&• 

f d)eu babon stenntniß genommen, baa im '2luslanbe ©reuelnad)rid)ten 
ilber 9Ri~banblung '.Deutf d)er guben berbreifet unb aum Q3ot)tott 'Z>eutf d)er 
Waren aufgeforbert wirb. 

Wir rilcten f amtlid) weit ab bon au bief en burd)fid)tigen ~ugen. 
Waf)rf)eitßgemäB unb auß innerem ~ebUrfnis f)erauß erfldren Wir, 

baB biß aum f)eufigen ~age feinem ,3uben in 9Rarburg aud) nur ein 
Sjaar gefrommt wurbe uni:> bitten bon bief er <frf(arung ben au ibm 
~erbreitung erforberlid)en <ßebraucf) au macf)en. 
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Sn strieg uni:> 5rieben baben ficf) bie 'JRarburger guben als 'Z>eut• 
fd}e unb 9Rarburger gefuf)lt. '2ln feinem <5potfß• uni:> ~ereinsleben l)aben 
fie biß aum f)eutigen ~age tatigen '2lnteH genommen. 

<fine groBe '2lnaabl ber 9Rarburger ,3uben f)at an ber ~ront fUr 
'.Deutf cf)lanbs <ßröae geMmt>ft uni:> geblutet. 'Z>ie <füöae uni> baß neue 
~rjlarten '.Deutf cf)lanbs liegt aud) if,men am S)eraen. 

Wir wifien, l>aB bie nationale ffiegierung jebem '2lnjlanbigen <ße· 
recJ,tigfeit roiberfaf)ren laBt uni:> protejlieren mit if)r gegen jeglicf.le '2led.l• 
tuns unb ~erfleinerung '.Z)eutf d.llanbß. 

9Rar&urg a. b. S?af)n, bm 30. 9Rara 1933 

Dar Vorstand dar israal. &amainda 11arburas. 



4. „Am Pranger" 
OZvom 24. 8. 1933. 

Im Sranotr 
~ in anbeten etdbtl'n ·unb ürtfd)aften 

fo tvur.be am eonnalX>nb nad)mitta.g uttter 
':Borantriitt be~ 6t>\efmanM3u~ unb un• 
ter ~eiit'u~ DOil er.!.-'Jltdnnerli bc~ 
f':ll!u~ 4J,3. 11 rin 3u b e ~rd) bic 
eitx•11 ber etabt gcldM, bcr fid) an 
rim.>m ~nfknmä~ t)ergangcn !)attc. 
@? tTng ei1n 6.fji(b, auf IX'm blt 'ID<>rtc 
f~: „3 d) f) o f> t d n q, Ig i ft c n " 
mdlnbcn gefd)4nbetl" Qluf bl'm 
'Jllarrwtai} angd!Dmnwn, gc~fre 6tan• 
batmtrcfaent ~be.nt)öfcr b'ite Xat ~ 
Guben un1> toorntt iif)n, mx{) eirnmtl mit 
<M]rifterm1ö1'.>(~tt in '13crbinoong ou treten. 
l.?off~ u fid) blc 'lD<lmung nid)t 31' tigl'n 
tood)m, OOntt gä~ ~ nod) anbere 2ll'ftteI, 
i{}n gefügig ?fu nkld}en. 'l)ic b~tfd,)en 
f.llläbdJrn 'Jnb (jrauen mai)nte tt, bafJ ~d) 
fiie bi« ~t't NU ~ttn tntb nid)t mit 
~uben m 'JJ(>rbinbung ~ treten {>ätten. 
'l>ara'uf nmrbe ber ~ube i1n eq,u~aft 
abgcf~. 

®ioe 'anl3 ber 6tunnfügrer 4/3. 11 mit• 
tciilt, ~nbl'[t ~ f id) 'Jm ~n etlubcntcn 
6 l> ie r d&li1 ~mün~n. fu tt11d>c- 1:>01t 
nkr 6'2!.·fü·utcn ~um ltämpfraf en ge°()l'ft. 
~on too a'Jß ~c~ 21larfd) angetreten n'urbl'. 
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5. Schreiben der Stapo in Kassel an den Marburger Landrat vom 27. 11 . 1934. 

staatnpoli~eistellc 

J ::n I:fäi;.:runcsLezirl: 
eo tri· !fl· 

Kuc s el,dcn 27,11.1934 . 
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Gcheio! 

Strenc 'Tt!rtraulich 

Von vt:rsclü (! clcncn Stellen io't die l'rac;o 

d.;:r Au:f2t..:llun;:; von T<.:.f.:ln Lli t antii:;eai ti :ichc;1 A:..f= 

ochri f tc.n '1 lll'.0 '.JChni tten woruen, 

.Die Sb;;.itJ]?Olizci.:; tellc :iteht auf den Sto. nd= 

puakt, d::.:~;,:; '.i'a!"cln vo r. j.~d er:.m ::n auf scine:i Priv<! t '-' 

r:;rilndGtüc2: nul' t:;ez tcll t v1 crd1C11 dlirfc n. Aus stari tspoli ti"' 
!:.iC.i.1c:n C.r'Ll.ndcn dürfe n j~doch die ?n . .tcln nicht so u.uf= 

; c::r'.;cllt nc ::•U. e n, 

1.) da ~1 s de i b.rcr Aaf:stcllun,; und f,uf:1:1chunc nach r.oi t 

i3e ::~U1ti".l ~~C h.i.~ :l~ (!fl der Ü~tcpoiizcib e:l!örd cn b CZ'il, 

der Gc 111c inuc·;erv:::l tun;:; v1or;: eci-. ;,c 1 t v1crc!un kön11cr., 

2. )dus:..i ö i(! au.f ö ff entlicü cn Pl ~ i t ~cn, StrauDc n u.nd 

deren lUi:1d e; r bc z r: . i n un::tlt1: ..::-lbnr 0r :;tihc crt el1e n. 

3, )dl!s;; di e inlf s chri f ten rrici!"t r1ls Stoff zur Gr r, uc l= 

propag::indc von vorbcifä.hrcnJcn A~wlündern § z. B. 

durch Fhoto0r<:phicrcn ) vcr1'1crtet werden können . 

4.) tl.u:::s Auf'.lachung und Schrift 1U.-eht· öf:fr:r.tlichc a 

.Ärgcrni~ crrcecn. 

Das kilfst e llen von Fostcn U!'d die .Aufford;::runG 1 

" bei Juden nicht zu kaufen" , i st unzul tisbic.rs ist 

j edoch nichts dugc ;,;en cinzuwcnd en,duoc für deut sche Ge= 
schäfte be '1 cndcn; i:;cworb 0n 1·1 ird , z . B. durch Aufs t e l len 

von Schildern ri i t der Au:fGc:h!':Lft" ,~:iuft r.ur in d eut ochcn 

füindlern", 



6. Anordnung des Reichs- und Preußischen Ministers des Inneren an den 
Regierungspräsidenten in Kassel vom 20. August 1935. 

A b 

ler "'ei chs- m1d Preussis ch e 
tiinister de3 Jnnern. 
III p 3710 I 59 

::;ch rift. 

Berlin, den 20. August 1936: 

G e h e i m ! 

Be t r~fft: Verhindert'-Ilg von Ausschreitu..'1.gen. 

Der Führer und Reichskanzler hat angeordnet, dass Ein= 
zelaktionen gegen Juden von '..'. i t gl iedern der lfSDAP., ihrer Glie= 
derun~e~ und aer angeschlossenen Verbände unbedingt zu unterble>: 
-ben n2oen . 

We r hierna ch noch an Einzelaktionen gege n Juden t e il= 
nim·1t, oder d azu ans tif'IE~ muss in ZU.:runft al s Provokateur, Rebell 
tmd StHatsfeind betrachte t werden. Jch ersuche dcller, von nun. 
an rüc ksichtslos ge gen alle derartig.en Aktionen vorzugehen und 
mit allen rütteln für U.'1.bedinc;te Ruhe, Sicherheit und Or dnung zu 
sor;;en. Ungesetzlichl;ei te.n s ind erforderlichenfa l ls mit den 
schä rfste n Dolizeiliche!i !.Ii tt el zu ver'.lindern. J nsbe sondere dür= 
fen s trc-.fbare Handlunsen der Sachbeschä<li;;ung, der I:örperverlet= 
zung , der Uötigung , des Haus - nnd Lanclfr-iedensbruches und der 
Zusa=enrot tun:; tmter keine~1 U::ist änden ioeduldet Herden, g leich= 
vie 1 geg en wen die se Straftaten sich richten, 

',7enn trotzden Ausschreitung en noch vor"o::-.-::e!! , ersuche 
ich, i:lir sofort tele phonis c h ode r telegr aphisc:, zu beric hten, 
Jch r1e r d.e jede 1i~ssi;): e i t verantwortlicl~e r 3 ea:-:1ten bei der 
Durchfüh...-u.:-.g die 3es Lrlasses aufs schärfste dienststrafrec:1tlich 
ahnden. 

gez. F r i c k • 
n die Lande s reg iert;.ngen 

(für Pr eußen: d ie Herren Ober- und Reg i erungspräsidenten pp. 

er „~e ..... ierun : · spr~side:!t. 

A. I.
0 C: .-R. V. ;:r. 122/35. 

Kassel, den 3. September 193 6". 

Geheim! 

Abs :::hrift zur Kenntnis nnd mit der Anweisung, die O'i!ts= 
polizeibeh ör den entsprechend zu ver st ändigen . 

di e Herre •c 1andr ä te. 

Jn Vertretung 
ge zi. fäililpfordt i/V. 
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7. Schreiben des Gendarmerie Postenbereichs Schröck an den Amtsanwalt in 
Marburg, Wittelsberg, den 1. 9. 1935. 

Absohrift. 

enp.rostenbereioq Schröck, 
Kreis Miarburg/Lahn, 
Reg. Bez. Kassel. 

Wittelsberg, den 1. 9. 1935. 

An den Herrn Amtsanwalt 
in Als rburp/L. 

Tatort: ~ittelsberg. 
Amssgerichtsbezirk ~arburg. 

Strafbare Handlung: 
Sachbeschädigung und groben 
Unfug. 
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1) Der Landwirt Konrad Kaiser, wohnhaft 

Wittelsberg, llaue-nr.13, geb. 2. Juli 1896 erstattet Anzeige 
gegen unbekannte Täter wegen Sachbeschädigung. Strafantrag 
wird beigefUgt. 
p. Kaiser wurden in der Nacht vom 28. auf 29. August d.Js. 

in der Zeit von 24 Uhr bis 1 Uhr 6 Fensteraoheiben an seinem 

Wohnhause eingeworfen, Schaden 6 ~ark. 

~erner wurden die Wände der Stellgeb~ude mit weisser Oelfarbe 

boechmiert. Schaden 15 ~ark. An den Wänden stand gemalt: 
Volksverräter, du Juden!reand wir wollen Gli• helfen, fahre 

ab nach Palästina oder wir schlagen Oir die Knochen kaput. 

Jm Kahn wirst du ersohlagen. 

Verdäohtige Personen können nicht angegeben werden. 

2) Der Landwirt Johann Heinr. Kaiser, wohnhaft litte~ 

berg, liaue-Br.21 geb. }o. 12. o7 erstattet Anzeige gegen un­
bekannte Täter wegen Sachbeschädigung. Strafantrag wird , bei­

gefUgt. p. Kaia ·er wurden in der Nacht vom 28. auf 29.Auguet 

de. Ja. in der Zeit von 24 Uhr bis 2 Uhr 2 ~eneterscheiben 

an seinem Wohnhause eingeworfen, Schaden 5 Mark • 

.rerner wurden die Wände des Wohnhauses mit weisser Oelfarbe 

beschmiert. Schaden 15 ~ark. An den Wänden stand gemalt: Du 
fährst mit Juda im Auto spazieren. Wir wollen dich mal photo­

graphieren. Pf11i du Lump, Deutscher erwache, Judaf1·eund. 

Verdächtige .Personen können n::.cht angegeben werden. 

}) Der .i.andwirt Ludwig Staubitz, wohnba!'t IVittelsberg, 
!iaue-!lr. 49 geb. 24. Aui;ust 95, eratattet .Anzeige gegen un­
bekannte Täter wegen Sachbeschädigung. Strafantrag wird bo1-

sefUgt. 



cl Ludwig . Staubitz wiirden in der .!focht vom 28, au:f' 29. Au, 

ds. Ja. in der Zeit von 24 Uhr bis 2 Uhr 9 Penatorsc~ 
an seinem Wohnhaus eingeworfen, Schaden 6 ~ark, 

Ferner wurden die iilnde des Johnhai..sea mit wci.s se· 

Olfarbe beschmiert. Schaden 5 Mark. An den ~linden stand 

.Flaohs - 11.oees, 6u wirst aufgehängt. Vordllohtige P:.rso 
können nioht angegeben werden. 

gez, Kothe, 

~~nd. Hauptwachtmeister, 

8. Anordnung Nr. 63/35 der Reichsleitung der NSDAP vom 11 . April 1935 mit 
Anschreiben des Reichsinnenministers vom 15. 6. 1935. 

©er ~eid)s- unb ':preufiif d)e 
'minif f er bes Jnnent 

I A 4220/3603 Il. ~trlin cncm 40, b~n 15. Juni 1935. 
ll6nlg~p(a~ n 

An 

a) die Landesregierungen 

,,,,.. ..... •M. Z. 1, IV. VI, VII 6oamcl·~. A 1 3~-tt IJl2'7 
„ II, III, V (U. • . et•IUa 11- 1ti S...tj. .... A 1 QiiNa OOM 
~ll: 'A1.......-111. in1 . .tt 

Streng vertraulich 1 

U'ür Preußen; An alle Polizeibehörden, 
ohne Ortapolizeibebörden). 

b) 4a·s Geheime litastspolizeiamt 
in lierlin. 

Betrifft: Umgang mit Juden. 

Anbei übersende ich ergobenst Abdruck einer ,1nordnung des 

Stellvertreters des tübrers ~r. 6?/35 zur streng vertraulichen 

Ke nnto ianahme. 
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u,tlonalsozialistische Deutsche 

Arbeiterpartei 

l>IUnohen, Briennerstra3e 45. 

- Reicheleitung -

:
1
r Stellvertreter des FUhrers. 
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Anordnung !~r. 63/35 
lnioht zur Veröffentlichung) 

J::a widerstrebt mir im allgemeinen, Parteigenosse n gegenüber 

mich Uber ~elbstverstllndliohkeiten auszulassen. 

Trotzdem sehe ich mich voranla~t, allen Parteigenosse n n o ch-

mala den persönlichen Verkehr mit Juden zu verbieten. 

lch muD von jede~ Parteisenossen erwarten können ,d aß er welt-

anschaulich genagend gefestigt ist, um dio Urenzo zwhchen einem 

etwa dienotlich oder ~onstwiP. nicht verrne idhn!'en unrl einem ver-

meidbaren per::önlichen Verke~r ;nit Juden nolb:it !inden zu kön11en. 

~ie Parteigeno~senscha!t hat es in erster ~inie a inzblnen 

wUr1closen Parteigunosaen zu v.irdanken, w<mn viele Juden heute ihr 

altes Spiel der Zersetzung d ~ s deutschen Volkes wibder versuchAn. 

Wenn ic:h auch verstehen kann, daLl sich alle anständigen 

!'latiouEJlsozi a listen voller .t:;mpörung gegon dtase neuen Ve r~ u ohe da s 

Judantuos auflehnen, so muB ich doch dringli chst davor wo rnen,die-

ser .l!:::ipörung etwa durch Terroraktionen ge .:;e a einzelne J u den .1.uft 

zu OBche n 1do di -sse praktisch nur d11s J::rg~bnis zeitig er. können, die 

larto1g~nossenscha!t in einen vo~ Judentum bcgrUSten Ga ge ~sa tz zur 

politisohan, zum großen Teil a us .t:'arteigenosoen h3 steh .: ndf> n .t:'olizei 

un sere s Staete3 zu brinöen. 

Üie politische .t:'olizei ober k~ nn in solchen lälle n ua r nicht 

anders, 



andera,ala naoh der atrengen l'eiaung des .l!'Uhrera alle l4aor., 

zur Autreohterhaltung von Ruhe und Ordnung zu treffen, u111 ~ · 

dem .Führer die laöglichkeit zu geben,die jüdische Greuel- ur.: 

Boykottpropaganda im Auslande Jederzeit .Lügen a traten zu <t c 

nen. 

loh bitte alle l'arteigenoseen und Angehörigen der Gli 6 -
gen dor Partei Ubor diese iusanmenhängt, darüber hinaua a~ 

über den Krebsschaden der Juden im Deutechen Staat immer 11 i 

eufzuklären und ersuche im übrigen gegen wUrdeloee Parteit 

noasen und Parteigenossinnen, die trotzdem bewußt beim Juder. 

kauten, mit ihnen persönlichen Verkehr pflegen oder gor ali 

gestellte durch Tragen von Parteiabzeichen Heklame fUr jUd: 

Geschäfte machen, Parteigeriohtsvertahren mit dem lliel das 

achlusses aus der Partei,deren ~itgliedschaft sie bei bösw 

terstoß gegen diese Anordnung durch ihr würdeloses V!lrhalt 

V!lrwirkt haben, einzuleiten. 

Lin entsprechendes Vor3ehen erwarte ich aber ouch gee 

Parteigenossen,die durch ~inzelaktionen gegen Juden diu Pa 

disziplin durohbreohen, unsere eigene .t'olizei in die Verh• 

hei t bringen, gegen Angehörige der Partei und ihrer liliedcl 

vorgehen zu müssen und gewollt oder ungewollt durch ihr Ve 

ten die liesohäfte des uns feindlichen internationalen JudE 

beaorgen. 

~agegen hat aelbetveretllndlioh jeder Parteigenosse dt 

Beoht und die l'tl1oht 1 bei festgeatellten oder vermuteten 

sahen Uborgr1tfen die zuständige ~telle der politischen ~ 

zu unterriohten,dar dann allerdings die ~rgreifunz weiter 

nahmen überlassen v1erden mu.B. 
A!Unchen, den 11. April 1935· 

gez. ll.lie~. 
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9. Anordnung der Gestapo Kassel an den Marburger Landrat vom 19. 11. 1934. 

-~ b sc ~~ r~ f~ e 
-„ - ·- -· - -·- -----

.;ch~ 1ce~ -- S~~~t~fo~~~eiaut 
;-1.f.-.. ~· . .J_l! .. „~2-.~:::?..:::~------

··---·- . _,l.9rlin ,d cn 19 11.1934. 
,::t !:' :·:· .. :~um l 

. ; • . ~ •)i - l 
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An 
alln, Staatspolizeist ·e~len . .·.l:::~, J 11. Oez.1934 
Zi.;. r:eincn Erl:.~ s s en•vo r". 9;7 ,U:nd 5', g,34 _ II 1 B 2 26 527/516-
b;tr. die (IJ; cr ·:1~c chung dus J;.identuus . 

Das Ergebnis der A1.lswertunf3 der bisher einget;=i;cnen 
Berichte verar;.lasst nich zu folgenden Erlüuteruni; en ue inc s 
obiGen Erlasses, 
1. Zweck de3 ·Erlasses ist die Erfassung aller Foruen des 

öffentlichen Lebens, in denen Juden oder Hichtari.::r zu= 
sarme:J.nrbci ten oder die sicJ; positiv r.Ji t der J udenfrae;e 
beschäftigen. Dies sind a l so: 
a. die eii:;entlichen r einjüdischen Vereine und öffentlich 

rechtlichen Körpcrsch:iften, l osen Arbei tsge::.ieinschaften 
Und sonstiGen Orßanis.Fon:ien, clcichGUltig , ob sie 
sich jüdisch- politisch, kulturell, sportlich, gcsellig 
od er r eligiös betätit;cn,nlso auch Synagogengeucindcn , 

b. die !licht :~rieror;:;am:ation 
c. die mupts i.!chlich arischen judcnfrcundlichcn Organi= 

sation<J n ( z.zt. wohl nur noch zur Verbreitung des 
C:Q.iJ.f~ertuns unter d.:.n Juden ) • 

Uicht in den Bereich der zu erfaso:i andcn Organisationen 
gehören Vcroine r.:it i;coischt arisch~r und nichtarischer Mit = 
glicdschnft, in denon l c dJ.cl i. ch der Aricrp,·,ruc;r''-Ph nich• an= 
gewendet worden ist, es sei . lann , dass in diesen Qrganisatio= 
nen de r jüäisch- nichturisch· ~ Einfluss den arischen bei wci tcr:i 
überwicct . 

2 . Wenn es s::ch bd den behP.ncleltcn Verein uo die Ortsgruppe 
einer crössorcn orcanisution handelt, interessieren in erster 
Linie die von denen der Hau,n organisati on a bw eichenden Ver= 
hältnisse der Ortscruppt . So ist z;B, unter Geschäftsstelle 
stets die 0rtliche zu verstehen. 
~~~ Änderunge n dor in den Berichten genacht on AnGabcn, 
sowie neu gegründet e oder der ;tapostellu bekanntwerdendc 
Organisationen sind sofort na . Mes3go.be der beiden Erlc.sse 
- II 1 B 2 26627/516- v,or.J 9 • . . 34 und d.:;s vorli ei;enden-betr, 
ttberwachung des Judentur.JS zu ncld en. Der Zusutzerluss-II 1 B 2 
26627/516 voo 5,9,34, dessen Anordnungen vorstehend in erw~i= 
terter Forr.J wiederholt werden,verliert hierr.Jit seine Gültib}tcit. 

- 1 ! I u Auftrai;e: 
' gez. Dr, Hasel.bacher~ · 

--~-- Kassel, den 7.12 .1934. Staatspolizeistelle 
de~ fäG~erunGsbczirk Kassel _Q ____ _ . ~01 · 

Abschrift zur Kenntnis . 
Ich ersuche ,über alle seit der l etzten Bcrichterstat= 

tung c ineet retenen vcränderunt;en sowie über neu gegründete 
Organisntioncn n c.ch deo uit Rundverfügung v.l.9.7.34-8018 f_ 
üb ersend tcn I.!Ustcr in dreifc,cher Ausfurtiguni:; u~<'h".l :1d zu be= 

. b aricl-!ten. In VE?r~retu.ng: 
: rcn kindrt:te des l)ezirks, die Herren -
· : ~rr.1t01ntcr nls Ortspo] .: Bc:iörden in 11, J / J ~ 

. rJ Marburt;, an den ,'terrn Pol. Direktor I] vvVV.:,..vt- -) 
.J ' 



10. Anordnung des Polizeipräsidenten in Kassel an den Landrat in Marburg vom 
11. Mai 1934. 

Der Polizeipräsident 
Staatspolizeistelle 
für den Reg.Bez.Kassel 

8010 e 

Kassel, de~ai 1934. 

/~ 

Streng vertraulich ! 

Um einen möglichst erschöpfenden Einblick in den Einfluss 
marxistischer und staatsfeindlicher Elemente aUf das Judentum 
und Logenwesen zu erhalten, sowie zur Vervollständigung der beim 
Geheimen Staatspolizeiamt ein,!;erichteten Nachrichtensammelstelle 
ersuche ich bis zum 5.6.1934 erneut getrennte Nachweisungen in 
doppelter Ausfertigung aufzust ellen und einzusenden über alle 
im dortigen Bezirk vorhandenen: 

a) jüdischen politischen Vereine pp sowie ihre 
Nebenorganisationen jeder Art, 

b} jüdischen angeblich unpolitischen Vereine 
und deren Nebehorganisationen, 

c) jüdischen Logen oder 
d) ausländische Juden 
•) i nländische Juden 

logenartige Verbände, 
die bisher in irgendeiner 
Form in politischer Hin­
sicht in Erscheinung ge-
treten sind. 

Sollten sich seit dem letzten Bericht nur kleine Ände­
rungen ergeben haben, bitte ich mir lediglich diese mitzu­
teilen, anderenfalls sind die Listen vollll:ommon neu aufzu­
stellen, Sie sin:I. in der gleichen Form anzulegen wie durch 
meine Verfügung vom 24,7,33 &n,!;eordnet, Sie müssen nach dem 
Stande vom 1,6,34 aufgestellt sein, 

l!erren L=<!riltc doo :iloi::irl:o 
Oberbürgermeister als 
Ortspolizeibehörden 
in Fulda und Marburg 

Herrn Polizeidirektor in Hllllau, 

In Vertretung: 
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11 . Anordnung der Stapo in Kassel vom 19. Juli 1934. 

Staatspolizeistelle Juli 1934, 
:für den Reg.Bez.Kassel. 

_____ §Q=~-~---~-------
Durch Erlass des Geheimen Staatspolizeiamts vou 9.7,1934 

- II l B 2 26627/516 - ·ist angeordnet worden, dass säntliche 
jüdischen Organisationen nach beiliegendem Vordruck zu erfassen 
sind, Der Vordruck ist in dreifacher Ausfertigung hier einzureichc 
ille Fragen uüssen Dit aller Sorgfalt genau und eingehend beant­
v10rtet werden, Die verantv.ortlichen Lei. ter der jüdischen Orga­
nisationen sind bei Beantwortung der Fragen daraur hinzuweisen, 
dass wissentlich falsche Angaben die Auflö81.lng der Organisation 
zur Polge haben, Ich ersuche, die Fragebogen beschleunigt au:f­
zustellen und mir bis zuo 10.8,1934 einzureichen, Der Vordruck 
ist vou Gehei.llen Staatspolizeiamt genau vorgeschrieben. Ich er­
suche, ihn in der gleichen Weise (gleiches ForJnat au:f Sru.gpapi~r) 
herzustellen. 

die Herren Landräte des Bezirks 
Oberbürgermeister als 
Ortspolizeibehörden 
in Fulda und Marburg 

den Herrn Polizeidirektor in Hanau, 

In Vertretung: 

Der stellv.Landrat, 
Geh.8.VIU. Karburg,den 28.Juli 1934. 
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U.R. nebst allen Anlagen 
~~dem uerrn Kreisleiter der Gendarmerie 

H i e r 
zur gefl. Kenntnisnahme. Falls jüdische Organisätionen im Land­
kreise .Marburg bestehen sollten, bitte ich um einen ~ericht im 
Sinne des beiliegenden Vordrucks. 

Bot.8. VIII .1934. 



1 2. Anordnung der Stapo in Kassel vom 27. August 1935. 

Staatspolizeistelle 
f,d.Reg.Bez.Kassel 
~!![!~~1s ______ _ 

. ~ . .. 
E i 1 t 

':, ,. 

Kassel,den 27.Auguso 1935 

G e h e i m .·,· 

.; .· , / 
r 

Zur Erfassung der Juden in Deutschland soll zentral eine 
Judenkarte i angelegt werden • Jch ersuche daher , sqmtliche im 
dortigen Bezirk befindlichen jüdischen Organisationen zur Ein -
reichung ·von Uftgliederlisten nach beifolgendem Muster zu ver-
anlassen. 

Die Mitgliederlisten sind der Staatspolizeistelle in 
vierfacher Ausfertigung mit Schreibmaschine geschrieben bis sp li.­
testens 15.10.1915 einzureichen , und zwar auf Papierformat: Din 
A 4 (Grosse der nlage). Für jeden Verein ist ein besonderes Mit­
gliederverzeichnis in vierfacher Ausfertig:ung anzulegen. Die Mit­
gliederli sten müssen den Stand vom 1.lo.1935 wiedergeben. Zu ihrer 
Beschaffung darf jedoch nicht an die Landesverbände , sondern un­
ter a llen ~~stPnden nur-a:n<Iie örtlichen Vereine und Ortsgruppen 
lierangetreten werden. Die Organisationen sind.darauf hinzuweisen, 
dass f alsche Angaben zur Auflösung fÜh:::-en. Die Ueberwachung in 
dieser Hinsicht hat von dort aus zu geschehen. 

Alle eintretenden Veränderunren cind ohne noch~alige beson­
dere Auffordcru:r;.g j-3W·3'i.ls am ViE:rt elj:.ih:::-ecersten als Stichtag in ei­
ner Nachtr,J.gsliste, 1üeiclo.falls in vierfacher Ausfertigung zu mel­
den. Diese Liste muGs eff~':lalten: 

1.) den Abg1ng , getrennt ~ach: 
e) durch AuGtritt 
b) durcn 11'.ld 

c~) durch J'..usvm.nderung. 
2. ) den Zug::i.1g . 
Diese N'!ch trag::;li sten sind mir do.nr. j emals bis sp 'ites-cens 

:tum~~S§32.f....2!=..~V.~r-~_!'] j2_i;_;:~·.5_te1i_J'o lg_~0~..J;;om:t~zu über­
sende;!. 

HierUber gel t.on LJ. übrigen die gldchen wie vorstel:end 
ausgeführ-Se:i ~es-t:::. '!F1unc;en „ 

Fehl~Y'...~ .~- j _st _!.!.l._ 1~_g_c!Q'!Jill.l_Q!:for_2.~!l ~.:. 
Auf s orgfältige Bec.rbr.ü tur>5 und pür.ktlic.t1e Einhaltung 

der Termine weise ich besonders hin. 

gez. von Pfeffer. 

!:e Herren L:rndr'; tc dec Bezirks, 
" Cberb1irge:cmeis":er als 

Qr tspol:i.z. e::. b„hörde in 
F:.il dR ' .:nd i':dr 'Jur g, 

'. :! Staatspol;.~„~ '\:.is::;-;:cstelle in F.anau. 

Beil.' 

j;,~, . ,· /-
//Ar{..-; „; .. '/111~ 

Pof.Insp ek".:o:::- . 
/ 
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13. Geheimes Einschreiben des kommissarischen Landrats an die Stapo in Kassel 
vom 15. Oktober 1935. 
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ver k.Landrat. W&rbur~Lahn,den 15.0ÄCtober 1935. 

~ Geheim! 
Einschreiben! 

Betrifft :Jüdische Organisationen. 
Bezug :Vt.v.27.e.35 1 11/1 ao13 

Anlagen :32 lose Anlagen. 

Jn den Anlagen Uberreiche ich je eine Ilach= 

weisung in v&erfacher Ausfertigung über 

a) Reichsbund jUd.Frontsoldaten,Ortsgruppe 
Kirc::hain. 

b) jüd. l'tännerverein Kirchhain. 

e) Jsraelit.Frauenverein Xirchhain. 

d) Jsraelit.~ohltätigkeitsvercin Kirchhain. 

e} Reichsbund jüd.Frontsoldaten,Ortsgruppe 
Neustadt. 

f) Jsraeliti5chen ?rauenverein Neustadt. 

g) Habonim Neustadt. 

h) Habonim Halsdorf• f-

Sonstige jüd.Vereinigungen,die hier in Frage 

kommen würden 1 bestehen im Landkreise !l'.arburg 

nicht. 

Jn Vertretung: 



14. Schreiben des Schulrats an den Rektor der Jüdischen Volksschule 
{„Schlageterschule"), vom 30. April 1933. 

Abschrift. 

Der Scllulrc.t. 

llr. 560/3 '! . Mcrburc/L.,don 30.April 1933. 

!kll'rn Rcl:tor Scholz, 

in ll a r b u "r; /:t.,s~:::.::;c t orschule. 

Der is1•2.olitinche Lehrer PfHfcrlinc ist cb 1.5.d.Js. 

bis P.uf ·.mitc!.•es bou~'l"-uüt ;;erden und h::.t nich jeder a.icnnt-

liehen T:·.ticl:oi t zu cnthn.l tcn. 

Ich be:::.uftr:::.ce Sio,dic u~gchende Einschulunc der isr::. 3li-

tischcn Sclmlkinc1e!' cb l.l'.2-i d.Js.in die l'.::.rilurr;or ev.u::.d 

kcth. Vollrnscl!ulon in Verbin'.l:J.:-.:-; nit den übl'igen Schullci-

tcrn vorzunehnon und nir clsbc.ld unter Deifüp;unc einer üc-

tice Stcllunc11c.hno zu der vorLuficen Rq~elung behclte ich 

iair noch ver. 

Die Vo1•tc1J.unr der I': indcr cuf die einzelnen Schulen ist 

unter Dcrück:::ichti:r,cnG ihrer ';7olmunc und unter Bccchtun::; 

der Schulbezirksgrenzen vorzunehncn; den Sl tern de1• Kina.or 

ersuche ic!J. !bcl1richt zul:onnen zu l ::ssen. 

Die Stc.dtschuldoput!!.tion u::.d dc1' Vorsteher dc1• icrc.ol.C:e-

mcindc h:::.ben llitteilune crhn.ltcn. 

\ ! Für den F:i.11,dcss sich bei der Einschulunc Sch-;rierickoi ten 
\ 

t&fbnf~ ·'lr~ll 01•::;sbcn ::ioll ton,oi•sucilo ich w:i tclefonfachen Anruf. 

\!Al 1933 ( gez.Dr.clössner. 
\ 

.;;;;;;;;;;;;;=:J Der C'chn!r~.t. 
Hr.560/33. Marburg/L.,den 30.4.1933. 

-~ 

~Scli1.r<,:', Der Stadtschuldeputation in Marburg/L. 
cz. ,.., .;. \ 

f°\~-:'.'. ":,., ie vor::ite~cnae Abs ::hrif~t mit d~r Bitte um gfl.Kenntnisnahme 
~!/....?;>:»'' ~ q; rgabenst ubersan/-dt. 
p ~~"' -Q „ 
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15. Schreiben des Direktors der Berufs- und Fachschulen an den 
Oberbürgermeister der Stadt Marburg vom 23. April 1934. 

i>tr '.Direftor 
l. &rule-u. ~cif1f;t,ulen 
i11r&ur9 11. i> • .l:11f)11 

Schulbü r o 
Will-~ '~. ·-· .:. 1934 

78 

An den 

Herrn ?berbürgerrneister, 
l l}b..toif, ___ _ 

~""'· ----""' 
Marburg a. d. L. 

Im vergangenen Schuljahr wurde die israelitische 

Volksschule aufgelöst und der Kaufmännischen Berufsschule­

mi t Genehmigung der j ü dischen Gemeinde- Tafel und Katheder 

überlassen. Da nun nach .Angaben des Herrn Lehrer Pfiffer-

ling, die Schule in Kürze wieder eröffnet wird, muß ich 

das Inventar zurückgeben. Ich benötige deshalb für ein 

Klassenzimmer einen Tisch für den Lehrer und eine Tafel.-



16. Schreiben der Stadtkasse an den Kreisschulrat vom 11. November 1938. 
StAM 330 Mbg C 4454. 

1, Schreiben Bn 

Herrn 

Kreisschulrat Dr.Clöo~ner 
„,·.;o 

;';}~===== 
Marburg a.d.Lahn 

Sch. 
M .:>1aY"l i\•:tl»t: 

•r1:>"rg •ld.Lahn 
11.Nove~ber 1938 

Eing. 1 ·i. NOV. 193 B 
V•r::1 . n•c~::i ..•.•. „.Anl .... „ 

Die Synagoge, in der die jüdiaehe Schule untergebracht 
w~r, iot am 1C.J.cvcffi~ er 1938 ab6 ebre.!'-~t. 

Lehrer Pfifferling von der j~dinchen Schule ist zu sein~r 
persönlichen Sicherheit "i'On der Polizei in Schutzhaft ge­
ncll'men worden. 
Jch gebe hiervon Kenntnis und bitte das ".Veitere veran­
lassen zu ~ollen. 

2. Kasse z.Kts. Die zweite Rate von 135,07 R.lt unter Titel 2.21. 
216 gem.Kassena:nweisung vom 4.8.1938 ist vor­
läufig nicht zu zahlen. 

3. W. V- 20.12.1938. 

J.~ 

t 
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1 7. Verordnung des Reichs- und Preuß. Ministers für Wissenschaft, Erziehung und 
Volksbildung vom 17. Dezember 1938. 

9 r Reichs- und Preuß. Ministe r 
fur ·,nssenschaft, Erziehung 

und Volksbildung 
E I b 796 ,EIIe,EIII , EIV. 

Betrifft: Schulunterricht an 

Durch meinen Erlaß vom 25, November 1938 - E I b 745 -
habe ich angeor dnet, daß Juden nur jüdische schulen besuchen 
dilr!'en, Eine Neuregelung der Unterhaltung jüdischer Schulen ist 
in Aussicht genommen, 

Da es nicht angeht, die schulp!'Iichtigen Juden i n der 
Zwischenzeit ganz ohne Unterricht zu l assen, ist dafür zu sorgen , 
daß die bisherisen Schule in!'i chtungen f ür Juden bis au f ,.,elteres 
aufrecht erhalten bleiben, Die in den Schulgebä uden de r allge-

! meinen Volksschulen eingerichteteL uammelklassen sind jedoch, 
1 wenn andere Räumliohkei ten nicht zur Ve r fügung stehen, aufzul ljsen, 

da ein Unterricht an deutsche und jüdi sche schtile r im gleichen 
Gebäu6.e nicht mehr i . Betrach kommen. ka _n , 

Von der Zahlung von zuschussen an j~Jis che Privatschulen 
aus Mitteln des Staates wir d künftig atGesehen. sowe it di e L0hrer 
jüdischer Schulen (mit Ausnahme der nach Absatz 2 aufgelösten 
Sammelklas se n für Jüdische S·:>hüler ) ihr Gehnl t bisher aus der 
Staatskasse oder einer anderen öffentli chen Kasse (Gemeinde ­
kasse , Landesschulkasse) erhalten haben, ist dieses bis auf 
weiteres weiterzuzah len, 

Die Haftentlassung der in Schutzhaft genommenen Lehrer 
wird durch die zuständigen Polizeibehörden ve ranla ßt werden, 

Dieser Erlaß wird nicht veröffentl i cht. 
Jm Au:t'trage 

ge z. Holfelder. 
n die Herren Regierungspr1s1denten - Schulabte ilung -

Der Regierungspräsident 
·t,rür Kirchen und Schulen 

B IV Nr. 3668. 

Kassel,den 23.Dezember 1938. 

Abdruck übersende i ch zur Kenntni snahme und weiteren veran­
lassung. 

Q 

Jn Vertretung 
gez.Flach, 

1e Herren Landräte des Bezirks, 
te Herren Oberbürgermeister in 
lssel, Hanau, Fulda und Ma!'b\u:s_ 
le Herren Kreisschulräte des Bezirks. 
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18. Artikel des Nachrichtendienstes des Deutschen Gemeindetages vom 
21. 7. 1939; dazu: Notiz über Streichung der Zuschüsse für die Schule. 

, 

(./. /. 
/i . / l/ 

868. anblf d)cB 6d)ttltucfcn 

~m ffieid)s9ejeflf1fott ':tdl 1 ffir. l IS l>Mn 6. 7. 39 
e. 1097 H iii eine l 0. mcrorbnull!) ! Utn ~eidisbiir9er· 
gefcf) t>Olli 4. 7. 39 'Jcröiicntlidit, bic im iucfcnt!id)rn bit 
~örtcrung btt· ?C11~1v.inbaun!J bcc '.:Suben bciiuecft unb (iier• 
für eine _D}_cf.il!~~-nc.inigun_q_ _~u~cn_ id)afft. ~11 2Crt II 
öicfcr mHcrbnun9 ift U. <l. - mi: bem 3icl bcr llltitcrcn 
'i(f>jon~crung \)Otn bcutjd)cn mo(f - eine ,3cntra(jjicrung 
bt6 jübif~c.n \BJ1uI1uc[cn6 in bcr Dieirl161>mini9un9 l>or• 
gc[t(>en. .l)mburd1 foUrn ~it lc~tm ~ifitliinbe autl!)m'iumt 
rocrbm, bic burd) ~ic tlnicrbringung jiibiiilJtr .li:inbcr in 
beutid.>cn 6ci1ul9c~ii11bcn nod) 1>crciu1dt ~cJ1c9m. mon her 
ffieid)~\lcrdni1JUU~ fc!Icn Untcrrid>tsfurfe unterbaitcn 1ucr· 
btn1 btt ber "2!uGn-anberu119 btr '.:}ubcn förbcrlid) finb. 

ffi11d1rid)tmbcnf1 '.D@n, 2 l. 7. 1939 

Verfg. 

1. Kts. genommen. 
2. Die jüC.ische Schule in lJarburg a. d. Lagn 

erhält ab Rechnun~sjnhr 1939 von der Stadt 
aus keinen Zuschuss rr.ehr zu der · schule. 
Jrgend welche Einrichtungsge ßenstände (BUnke 
usw.) seitens der_ Stadt Marburg hat ä.ie Schule 
nicht im Gebrauch. 

3. z.d.A- {'-f 11
/ 

Mbg. d. 28.~uli 1939. 
D • . • 
J • • 
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19. Ausschnitt aus dem „Nachrichtendienst des Deutschen Gemeindetages"; 
Nr. 27 Jahrgang 1935; vom 21. 9. 1939. 

/ J)n !C1nbt' nt 
J b{r '-. . / :cg/!. 1\ u s s c b n i t t. 
. ,~~ 3o&Elf.lmich enlienst des Deutschen jemeitldetages" 

82 

. ... / -·- Nr . tltf. Jal'lrgong 193/ 
• elfiuf9tlb trbObta IDirb. ~lfiul9db !onn 4111fi on btn ltJol!i• 

'Juf 0runb br6 § 14 l'&f 2 brr 10. rouorbnun!l ium Ohid,t• 
~ür9tr9tfr' bom 4. 7. 39 b.:at brr ~(fq\))l im Cfin-ocrnrbmcn 
Mit km fX9»b3 1ur 'lh1efiibrun9 btt 'Xr1ih16 II bcr ~er· 
orbaung burd) (fr[ 'OOm 14. 8. 39 ( '1'rutfd). mJiff. <.!'r1irbg. 
1Dolffliilbg. 0. 4H/1'55) fotgrnbct brllimint : 

„a. s 6. 
(1) ,3u hn <pf(id)lauf9.tlirn bcr Ohid>fbrrtinigun!l brr '.Jubtn 
in 'Drulfd;lfllnb !\tbört nur bit C?inrid)tunq bon mottejd)uftn 
für '.)u~«n. '.Oir l.!rrid)htng IJon fillittd. unb .f.>öbnm 
0d;lulcn f~roit bOn \8uufd· unb 'ij11d)fd)ulrn unb fonftigm 
ed;lut. unb Untrrrid>1eturfcn ift hr Dlrid)hminiAung n11d) 
9najgtlb\'. bt6 !.atbürjnifftt unb brr 'Otrfügbarcn 9lhttd frct.. 
gcfttßt. 
(2) 'Dit rcbrp(änt für bit l!On btr Ol'ticf;ll'O<rtinigung unt«r• 
~Alltncn €°dJultn rocrb( n btn ~chirfnifftn bu jübi!cf;lcn 'lt'ul• 
ntonbtrun9 tntivmbcnb l!ou hr ~cld)6"0tuini!'lunq mi1 0cntb· 
misunf! bte :Xcicf;l&miniflcr• für ~itftnict,.:ifl , t.fnicbung unb 
~olhbi(bun9 auj9cf1d!r. ~· bcßcbcn feine Q:}cbcnhn bc9c9cn, 
11on btn fL'nll üblid,cn 1'.tbr~•l .\nrn ab\Ul'tlcidnn. ~n6btfonbcrt 
i)l nidJh1 tiil•lt!\tn t in\urocnbcn , b.tfi in bic fcbrrl.lnt btr 
molftict,ult llntcrrid)t im J)cbr.lifd}cn unb in tincr für bit 
l'u1to1111hrun9 bitnlid,rn hbrnbtn iiun1bhmuf;1c auf~cno1nmtn 
IMtbtn. ·:Da ilbun9~fr.l ttcn für „11'tlccft bcr ffibc•n1ic~ung 
"&ci btr rolcl)q.t~( btr E:ct,ulcn nid)t 'OorDanbcn hin ttHrbrn, 
rann bic fcibcuqic&un9 auf b.t6 unter bcn gegebenen räum• 
lid,Jcn mcrb.11t11iffcn burd:fübrb.:irc Wtafi Dtid/riinft lDtrbcn. 
(l) ftbrtrau&bifbun!'l•fliitt(n bürftn 'Don bcr ~tid)hcrtini911n3 
llUr <rridJl(I ltl<rbtn, foroti t bie ~~ tfllt !] Ull fl ibttr ecbu(cn 
mit jübifct,tn rcbrfrliilcn bir• crforbcrt. 'Dic <.Erricbtun9 
bcbcrf btr 1:5cntbr:iiqung burcf;I bcn ~eithtminifhr für mliffen• 
f(loff , (!qicbu119 unb roolttbilbung. Llbtr '.tlaucr unb 'll'rt 
btr l'ut&ilbung rocrbe n oui 1fntra~ bcr Olcid)e'Dereinigung 11om 
1Xticf;l•mini1lcr für 2ßiffcnfd)aft, <fqir~ung unb molf•bilbung 
&cfonbtrt morfd;lriit<n trfafftn. 
(-4) .3um .3tt1tdt btt ~t~rcrforlbitbun!} rönnen 'Oon bcr Dttid;l&­
~trtinigun!J ';;ortbilbunge(e~r9iin9c t1eun1lalttt roertltn. 3cit 
unb Ort btr ft~rgdngc foroit bit ffiamtn btr fc~rgongtltittr 
unb btr mil brr '8or1bitbun9 bttra uttn l"j)crfontn finb bcm 
Drtid)otminift:cr für ®iffcnfcf;loft, lfr1ie~ung unb ~olftbiCbung 
Hrbcr mit1uttHtn. 
(S") 'll'uf bic €d)utcn brr ~eicf;lt"Otrtin igung finbtn bit rcicf;l6-
unb lo.nbt6ud;ltlicf;lrn morfdJrifttn über ipri'Oatfcf;lultn 'll'n· 
lMnbung. (faridJtung unb llufbd•un!'I l-tb1irftn btr @Jenef?. 
sni9urig burd) bic 0cf;lu(ouffid;lt6bt~örbc . 'Dit eknt&migun9 
1ur <!rrü\1tung borf nur unttr bun mor&c~olt jcbcr,citigm 
~ibtttuft trtei(I mrbtn. 'Die ed)ultn finb hcrccf;ltigt, ,3tU!J• 
aith ü"&cr bic ~ciflungra i&rcr ed;lütrr fottlit t(ltrfttung6• 
uab 'J"&911ngf4cugnifft 11ut1ufhllcn. 'Den ~öbcrcn 0d;lulcn r.„ ouf l:nlro.g bcr DteidJf'Otttinigung bit ~n&oltung bcr 
Dtcifciirüfungcn gtfloUt l lDtrbcn. 'll'n btr Dl'cifr;irüfung &ot 
cia 0c11uftr11!)fer brr 0d,ulouffid,Jlebcbtrt-c tcil;un<&mcn. 
(6) 'l>it fc&rfr4ftt an btn edJulen brr OlcidJt'Otrtinigung 
1l'trbca auf IJ)riHtbitnfhmtrag anqtfteßr. 3brt '.lnfhllung 
Hbarf b · burcf;I bit ed;iulauffidJtebebörbc. <:Bei 
kr <!'rh . nfhnun!l on motf6-
f4Julca r ou6ft-ungcn fod;lhd;lcr 
\llorDilbung o&gtft&tn rorrbfn, rornn fc&rfräftc mit o~gt• 
ldilotfrncr fod)lid>er mor&ilbung nid)t 5ur m cQ.ügunq fhbtn 
UQ •olfl btr ipc:rfon bcr in ·•u•iicf;lt genommenen ~c&rtNff 
Cnhtlct t»tt'tltn fonn, boi fit cintn für bit ~ebürfniffc bct 
i\ibif.-1n eituttMfrn• autuid>fnbtn Untcrrid)r crt1ilt. 
(7) ijür bit btll rcbrfr4fttn 1u §Clliltnbt mcrgütun9 l'Dtrbtn 
'Ir• bcr 9ttitbt'Dtreini9ung mit ~mcbmi)'tung bd Dhid)t• 
•i•iftcri für ~ifJ1nfd)oft, '!qit.un9 unb motrbilbun9 Oticf;lt· 
li•ica •uf9tfhßt. 
(8) 'I>it tteidJ•'Otrtinigun9 &tllimmt mit ecnt~migung bei 
l'lci„atiaifhr• für 9DiffrnfdJoft, <Er3i(•ung unb mortfbilbun9, 
t~ ullb in •d(lcr J)ö~ on bcn 'Oon i~r unrcr~ltcnrn ~ulrn 

fd;lulc11 bn !.lttid;lnm:ini9un9 cr~o~rn nmlan. 

a• s s. 
( 1) 'Dit beflcb1nbcn Offcntlid)cn unb pri'Daten jübifcf;len 
E'd)ultn, <!:inriitlun9cn bcr jübifd)cn rcbrcrbilbung unb lc n· 
fligen jübif(len <fr1icbun!l6einricf;ltungtn, bit nid;lt bie i t:m 
30. 9. ;9 'Oon bu 1'Xticf;lt'01rtini9un9 übernommen rocrb .: n, 
~oben mit btm 1. 10 . 39 btn ~ctr i1b tin\ufteUen. E!it fin b 
"bit JU bitftm 3citpunrt einfhutilcn forf5ufü~rcn 1 fo fcrn nicht 
bic tRtid;l6'0trcinigung bcm Unttr~alh11riiger gtgtnübcr bmil\1 
"tr&rr crrt&r!, boj eine Ü&crno~mc bcr 'finrid;llung nid}t in 
\lJdrod;ll tommt. 

(2) °l)ic · Übcrno~me crfo(gl burd} 't}orlft,ung bt6 Unttrriiblt• 
btlriebt6 auf ~ofltn bcr Dttid;l6'0trtinigung. 'l)ae ~cd116• 
\Hr~littnie iroHcf;ltn btm biG~trigtn Unttr~a(t6triigcr unb bcr 
Otcid}t'Dereinigung ijl btrtngli(I au rcgtln. 

(J) 0ei bm bit~er 'Oom 0taot obtr tincr @:Jcmrinbt m11~r· 
baltcnen öffcntlid}en jiibifd}en 0d)ultn ifl 1int Übrrcignuni 
bt6 eJdiiiubee an bie ~tid}Glltr einigunq un~ulä{fig. (!e ilc 
jcbod;I iu prühn, ob ibr bot €::cf;l11lsebliubc unb feint <Ein · 
rid,Jtung midftltifc übtrlaffcn rocrbtn rönn.cn; aud} bicG ltll 
nur bonn 9cfd,Jc~cn, ftltnn bie edJufc in ci11tm btjonbmn <!S~· 
hiiubc unttrgc&u~t unb cin 3ufammcntrtiicn t-tutfd)cr un b 
jiibifd,cr ~inbtr nid;lt 111 bthird;llcn ifl. S:ann ta6 E!M.iu l'c 
bcr Ohid)6"0utini9un9 nicbt übcrlaffcn rotrbm, fo foll btr 
Unttrboll6trli9tr bcr €5d}ult tunlid)ll für tint onbcrc g~cig• 
n<lc llnttdunft Sorge tragen. 

( -1-) ~ß< rpfl id,tunncn öffenHicf;lcr jiibifd,tr rootr6- unb ~ittd• 
fd,lulcn in \'\)reuficn 9t9enübtr bcr ranh•ilf1ult.l1Tt ohr fonbc~· 
millel!(lu(fafJc trlö(ci,cn mit bcr Übcrnabn1e ber 0d)utr burd} 
bit ~ticf;IG11crcinigu111g obcr i9rrr l"uflöfung. 

3• § 9. 
( 1) °l)en fc~rfoiftcn öffcntfid;lcr jübifdJcr 0d)u(cn, bi( mir 
bcut l:"blouf bct 30. 6. 39 in bcn Dtubcftonb gttrrttn finb, 
ift bitf in bcr burd;I § 163 bH '.t>culid;ltn 0ramtcngc(e~tl 
'DtrgcjdJritbtncn '3:orm mit1utcilcn. 'l)tr '.!uf~nbigu119 tintr 
Urfunbe &cborf d nid;lt. 

(2 ) 'Die rt~driftc rön nen bi• 1ur Ubcrnobmc brr ecbult 
burd;I bic Dhid;lt~trtinigung ober bil iu i9rrr '.!uflöiun!] im 
'.!ngcflt«tcn'Dtr~Uni• mcitcr btfcf;14ftigt ftltrbtn. 0ic trb.i.ft(n 

~rl:~!:'"-o0~o~e1 • r~.t 3~t~üE"fi ~"~7~cn_ ~runb f;i\cn btt 

(J) ®rigtrt fid;I eine jübifd}( fc&dro~, bit auf 0runb ~e' 
§ 9 bcr mcrorbnung in bcn 9tu.tftonb gdrt1tn ift, eine ibr 
tion bcr 9ttid;l-atimini9un9 ongc&o1ent iaefd;läfti~ung an einer 
jübi(d;lrn ecf;lult on1unc&mtn, fo &at bit 9tcidJt'l'trtini,:i 111111 
bita btr ediiulouffid)te&c~Örbc mit1uttihn. 'Dielt 'Oeunl.1 j l 
baf lDtitcrc mrgd1 btt '3:orlfoU• bee Dl'u.cgt~alt&. 

(4) 'Die mkitcrbefct;iiftigung jübHcf;l<r fc9rfräftr im 9rultc­
Jla nb burdJ bic Otcicf;lt'Ocuinigung itl ftinc 23tf~ifti9ung iin 
öffcntlid;len 'I>icnft. 

lla § II. 
~ti bcr 'I>ur~fii.rung bcr ed;lufaufftd;lt bt~itnt fi.f:I bcr 
Dlcid;l&minifhr für mlifTcnidJof1, l.,!qic9ung unb Q"loU\\~ i ltur..-. 
bcr i~m nod;lgcorbntttn Q.}e~örbcn. '.Die lad;llid;lc unb rr1!1 d.•e 
3utliinbigfcit rid;ltct fid) nadJ btn oß!'lcmtintn morfct-riji; n. 
ilür bit '.!uffid;lt ü&rr bit 'Oon btr D\cici,e„trcinig11n.1 unlcr• 
~alltntn ~o[ftjdtultn ift, fomcit nid}te onbcrt!I bcfiimmt i1l, 
bic <ed}uloufficf;ll0c9örbc bcr ~reitinflonJ ,ufl.inbig." 

Ol!M\lrid;ltt11bicnft 'l:><!l't, ll. 9. 19;9 



20. Schreiben des Oberbürgermeisters der Stadt Marburg an das Stadtbauamt 
vom g_ 8. 1939. StAM 330 Mbg C 4452. 

Der Oberbürgermei'ster. Marburg, den 9. 8. 1939 

i.:. ~. In der 1 ·o. Verordnung zum Re i chsbürgergesetz vom 4. 7. 1939 (Reichs-
- gesetzblatt Teil 1 1939, ~ eite lo97) wird das j üdische ~chulwesen 

nähe r geregelt. 
N!;ch dies ::'! r Verordnung we rden die Juden in e iner Reichsvere inigung 
zusamme nge schlossen. Diese Re ichevereinigung ist verpflichtet, 
f ür die Beschulung der J uden zu sorgen. ';/eiterhin hat die Reichs­
vereinigur.g die notwendige. Zahl von Volksschulen zu errichten 
und zu unterhalten . Die von der neichsvereinigung unterhaltenen 
Schulen sind Privatschulen. 
B. zur Kenntnis und evlt. weiteren Veranlassung. (Zurücknahme 
von Schulbänken usw.) 
Ein. Zuschuss zu der jüdis chen Schule in Marburg kommt ab hechnungs­
jahr 1939 nicht mehr in Frage. 

4) Z.d.A. 

r-- -l - ~ 
1 
Stad.. ~: ~ ~; ari.i ~1/ 

m ,v.,(/, is3g 
M - -L / ,_ 

J.V. 

21 . Schreiben der Israelitischen Gemeinde an den Oberbürgermeister der Stadt 
Marburg vom 22. Mai 1940. 

Jsroelitische Gemeinde 
Marburg o. d. Lohn 

r:-:~~T;'.~;„~t·~~::"~:,~~~,. : 

1 

iü1r; .: ? 2. MAI ~G 1 
.... ..... .......•.... f.-.1• :,to J 

An den H e r r n 

Marburg, den 22.l!ai 1940. 
Barfu~ertor 15.B • 

O b e r b ü r g e r • e i a t e r der Staat Marburg, 

Jl A B B U B G / Lahn, 

Betr.Verlegung der jUdischen Volksschule. 

Im Anschluss an unser Schreiben vom 6.ds.Mt. 

teilen wir dem Herrn Oberbürgermeister ergebenst mit, dasa die jüdi­

sche Volksschule heute nach Schwanallee i5 parterre verlegt worden ist. 

Hochachtungsvoll! 
, G . i 

.

• - '\ - f · \"'"' " l l i ) 

l-~v~ 

.>-'ff . ~ 
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2 2. Schreiben der Gestapo Kassel an den Marburger Landrat vom 26. Januar 
1940. StAM 330 Mbg C 4452. 

6eheime Stootspolisei KIHtl, ben 26 . Janua r u)lf4o 
6taatspoliaeifttlle .R'affd 915ill)<lme~öl)tt 'llllec 32 / 

'8.•9lr. II B 4- P.248 . ~1""c1i<" %.3-067r366~~~::-(~: : 

~~,~~\ " n :,; ,;~f :s;rJl<C tHtt1 lu b ~ r '!intmort DOtflfbtRbt• t~t idJäfl •Jtilflt• • nl> !\ltam 
O•jllltff•. 

"9etrifft: 

Vor~ang : 

i n M a r b u r p:, (_~a~.--- . 
Unterrichts irenehl:ligung :für den jüdis c h en Lehrer 3alouon 
F :f i f f e r 1 i n g in !.!arburg/Lahn , Heu s ingors trasse 
Dortige Anf'r?.ge vom 21.1.1940 - i'.r.123a/4o.-

Staatcpol izeilicherseit s werden ßegen di ~ ~rteilung de 

Unterri chtsgenehmigung für den Obengenannten k e ine :3ede:::cen erhGb 

Im Auftrage: 

gez . '.'! o,-i;itiii!i>~,u s. 

l~;~{r'{/';~) '~"' 
, .~ ~ "'"'' Kanz l eiangestellte. 
,~..,.q /iQnT ' f\~; ,t./ 
'~6Dc1i;·,1~<~• 

... „ - - „ 

23. Schreiben der Israelitischen Gemeinde Marburg an den Oberbürgermeister 
der Stadt Marburg vom 3. Juli 1940. 

Jsraelitische Gemeinde 
Marburg o. d. Lohn 

rostsdleck·Konto , Fronkfurt·M. Nr. 85141 

An den 

H e r r n 

Abteilung 

O b e r b ü r g e r m e 1 e t e r der 
S t a d t M a r b u r g , 

S c h u l a m t 
MARBURG. 

Die Israelitische Gemeinde veranstaltet hier einen Nähkursus ftir jüdische 

Frauen und J..'ädchen mit Erlaubnis der Geheimen Staatspolizei (Akte II.B. 4 

2032/40) Die Leitung hat die jUdische Schneidermeisterin Rosine Sara 

Löwenthal,Frankfurt/ll. Jahnstrasse 24 Ubernommen. 

Wir wissen nicht, ob hierzu die Erlaubnis des Herrn Oberbürgermeister­

Abt,Schulamt erforderlich ist,und bitten um gefl.Bescheid.Bejahendenfalls 

bitten wir uns die Genehmigung hierzu freundl,erteilen zu wollen. 
~ 

Fräulein Löwenthal besitzt einen}'];rlaubnisschein für Frankfurt. 

~fe~~ 
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24. Schreiben des Regierungspräsidenten in Kassel an den Oberbürgermeister in 
Marburg vom 27. Juli 1940. 

)er ':J\egierung5-~täfibent. ~alfd, ben 2.7, ,:r;i,li. u+o .. 
. "3: .. ;f .Ni .. 1.4 .. ?2 .. 2 „ •.. „ ..• !h . • 

, mlrb ufutj)I, in ~nfmorl[tj)relbrn bl• obige 
9lummrc alljugcbm. 

C;;mtruf: <Sammdnummtt 5742 
[2~211[. 

Jch t;eueh::ige jed~rzei t w'.. •ler!'.i.f,J.:,:.:l....,i.;. . .z.}r-

die j i..idische K.üt:isgec;eintle in :,:a rb:irg (Le1hn). i ~„ :·J.: - S. ~~'3. 
! ,, 

---- - -
Abschrift UbersenJe ich z.i.r Kenntnisn~h:e . 

den Herrn Ob erb :irGer::ieister 
in l.larb:irg 

Jm A:iftr;,; ; e 
gez. Rerny-

25. Schreiben der Israelitischen Gemeinde an den Oberbürgermeister in Marburg 
vom 5. Oktober 1940. 

Jsraelitische Gemeinde E. V. 
Jüdische Kultusvereinigung 

Marburg a. d. Lahn 
Marburg, den 5. Oktober 1940. ! ":'-q - ·. - · •• =,-.•!iff~<:1s e 

,d,, - ·- · ·•Marburga.d.Lahr„ 

An den Herrn 1 ~'. ~::: .. ~-~: - ~~\~~~~en 
fostschedc-Konto: Fronkfurt-M. Nr. 851 41 

O b e r b u r g e r m e 1 s t e r d e r ;;i t. a d t 

Marburg, 

l! A R B 0 R G / Lahn . 

Auf Anordnung der Schulabteilung aer tieichsver­

t1nigung der Juden in Deutschland, .i:ierlin ist die hiosige judische 

iolksschule, die bisher im Hause Schwanallee 15 untereebracht war, am 

'·Oktober 1940 aufgelöst worden. Die Schulkinder werden in Frankfurt 
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26. Schreiben der Reichsvereinigung der Juden in Deutschland (Schulabteilung) 
an den Regierungspräsidenten in Kassel vom 21. November 1940. 

?. ·.!1: h:r;· · i'" :: ~· :. .:.:~ :. ··:„ ,!:.]" .J\.ld ':? r. i=i : ~ t;.th ·:O h l~nd 

L>~ r1:. ~"J . ::; : ~:::.~·lo~ ~~ :-: ~~ ~1 .:; ~/ ~:~ nt:; tru :~ l ~)j • ~~.-:.:-.~ l cu:::„J-:-·r 91 S'·l 41 

Bitt? b·i d!r rnt~:~t u & ~~lan1 
t:cs ~:;;- ;: : !J: ~ , e~ • ,\Ot. ·;~1.--.·:.tfti..;l. 
J~: . ... .... ;. ~ .. ·.; = ~ J 

l .., . ,., . ' ... 

'.71::- !!:"l •~ <) • !! U<> u n i t zut:.il'ln, dti!Z w!r <!1·! triv.1~·.' :l 

J :.id i ~c: • irn Vol ':n'3c ::1llen ins 

h::.i.ns.u, 
1:o':"t:;.~h, 

=-'•.::; .: ·' !: !:~ l<.>c; ld. 

~nct V .?1 : ::~b1!...:au;_; :i :u:e~ :..-!. :- ~ct-!r ·l!:~ l7.d ~ . :t3. ll~voo liitteil\.'i~.g 

t;C! ::::~ c r. t. 

F~eic~6V:!r.:1r~ ..:-; u n.:: t!P l' ;lld~a iu :.:.e ut ~ cl:l11nd 

;;;ctul"lM~ 1lur:~ 

;~z. Taüla S•~~ l"~r3t. 

, .::! ••• .:.... . ... , ; •M<; ~ ;., urg ;;,_ ~- L~i-:!"'"r J ,-
. ; F ' · „ · 2 n 1·0·1 •·" ;i 1 

Der .t'.;;:_;.!.erah ;:s:;iriiei1r.iit ·.;„ · ~. ·• '· '" '" J .Wssel, 
.B '!7 ;::- • 3,~ 3€>. 1 .. „ „ .„ .. „ „ „„ „ „~;; !og tn 1 

J111 Au:!truge a 

gu.ne.:cy 

(_., ·;/ ) , ~. - -· 
~<1S ftftt!e 



27. Schreiben des Landrats inn Marburg an das Gerichtsgefängnis vom 
4. September 1933. 

·,;e r Landrat. Marburg, den 4. Se_ptc.:ibcr 1933. 
--9.!.._ 

.,/ _,, 
' ' 1 l Die Viehhündlcr tf t~ und Julj.ua St ern aus - -Schut 7.hn:ft genommen worden. J ch bi ttc um Au~nahr.ce 

IV c+. te r oind in 

in das Ger ichts-
,;/ 

· ~· 
J, v. /!;-

/ 1) 
ßCfängnis. 

H i e r. 

~; 
J ~9 Ci \ . 

; 
28. Schreiben Alfred Sterns an den Landrat in Marburg, Wetter, den 5. September 

1933. 

den Herrn Lrnclrat , 

E. it;r rlurch l>e.:!.l:trrt ;e ic h der u :lt ~~ r: ~cic i l. .. Ji:L: 
. 4t t::...A. . 

?.:. erüeh~ : ii . ~l c r n.Jvlf ~ t~ rn 1..c i 1•C :?re:: il.as scu.:.o ~ !Lt~ 1 ~~n · 

.)dw.Lzha!.·t. Icn er>.1::r c , d : . ~;s i ch : .• i cr; nLht ,,, e t; 
.io::t tnr :.:.u11de r :, n.::l c il \' · :·r ·:1 ~ 1r.dten rk•Ch :.1.u ~ ; .- : · rt:~ :, ::- _12 l i·. ~.: 

·.:81\.le , bi !..i tit.J r ...:.:1chvt: r riü lt L;t..: !~ l ä rt i s t . 

I c h be str o ilc , ii. de r l c l;ztc n '-''~ il ::i~ r; r , 

r„it u r i sc; ie a :. : ~~ <l cbe h!-; o. lit}~Gelie: 1 zu b c·J. :H.: Jo • ...: s i~ ; i..; L..i , ~.i~n .. -

. 1ii..'.' 1.: i r ~u cil nur e i rn..:11 1·'ail lJO.Chzu ·oie i~:.en . :;;. wi i ' ~ l tic ­

~ ~ ~ : uiitct ic:; f , se i noc :1 t::. :!1 27 . ~·~ n ...Ju s t l~1 jj :.1it 0i : 1 t~i. e: r· i ­
s~ :~C:L .. : ~~ : !en ses~ ilCil \70 r dc u , J. i e SC ; ,eh.:.1Upl.Ul1b :.. :·. t 
a tier uaric:i1 Li; . Hi c1 ~tit;; i s t, was ich a ie '..'.! o. l s tx:s~re ite t 

hc. be , cc.5s i cn cit cie r ~retc Sch:.i i dt eiJt '!~rh '.: n ,, i .:; 

uutt:r i ta~te .• 11.::ibe , j cd ..... c ü hal,e i c Cl c..uch rr1i t c i t-o :·:c; '..J .. :~(: ­
C t!B ll ::.eit „:ona t en sei t ...: e : :~ die a..ics:.i:i1 .. u r. ~e ~~ ;~b.:' !' --~ J: 

··!erkehr z.;, ~ sc i~et ~ _.;.rieril ui~d J icr~ t a ri2 r r.e ; · r~~ c r ;•;. ~ , :e J. !t 
Verhc.i...L t1 ~i s s ciei:.lr uatert.:i l. tan „ 
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29. Zeugenaussage Margarethe Sch. zu deren Vorladung vom 14. September 
1933. 

4'· ~ft„ber fn~ 
Vorgeladen erscheint das Dienstmädchen Marg&rethe Soh 

19 Jahre alt, wohnbllft Wetter
1 

Römerpl&tz 95 und. sagt mit dem 

Gegenstand der Vernehmung bekennt gemacht und. zur Wllhrhoit ermnhnt 

folgendes aus: 

Jch gebe zu, einmal und z1uu• 1m Jamar 1933 mit dem .Ht'red -Stern in Wetter intim verkehrt zu haben. Spliter habe ich nicht 

m.iJhr mit ihm Vlll'kehrt und. wl41' auch nicht mehr mit ihm zusammen, 

insbesondere bin ioh euch abends nicht mit ihm apazioren gegllllgen. 

Jch war auch noch nicht in dem aartenhliuscnen des Pf«rdehiindlero 

Stern. 

Richtig ist, dass ich vor einigen Wochen abends in der Nähe 

des Punpwerko m't. Frou J.rohinal trat. Sie frug 111ich, viohin ich 

wollte, Jch antwortete itr auf den Strich, was ortsüblich soviel 

wie posa1eren heisst. Jch habe ober nn diesem 'band nicht mit 

einem jungen M&.nn passiert, condern wer aut dEll" Papiermühle. 

Jch vereichere noohme.la, dass ich seit JaJillar 1933 mit keinam 

Judenjungen etwas zu tun gehdl t habe. 

1'. g. u. 

{. - ::.r' <Ai. V c/; 
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30. Ärztliches Zeugnis von Dr. med. W. Löhlein aus Wetter vom 14. 9. 1933. 

!/ J 
Dr. med. \V. Lölilein 

1. '"'·Arzt - -Oi>ers1absarz1 a. D. 
Wetter <Hess.•Nass.), den 14.-{I. „ .... .. ... 193 ~ 

Tf'.itphou Nr. 4 
l'.~w'4fii : Fran'-h"t "' M. lll 12 

Aerztliches Zeugnis. 

Der Pterdehlindler Altrad Stern aus Wetter geb.25. l.1{107,tst 

von mir asa a1.~f33,1n der Getängniezelle dee Amtsgerichte Wetter 

ärztlich untersucht worden.Der kräftig -gebaute jur.ge Mann hatte 

eine leicht beocbleunigte Herztätigkeit,dte Herztöne waren rein,dte 

Herztätigkeit regelmäseig,de~Lungenbetund wies keine krankhaften 
Zrecheinugen aur .Eine am nächsten Ta~e vorgenommene Untersuch<1ng 

doe Urins ergab normale Verhältnieae.Bei der Beeicl<ltigung dee Kör• 

pera stellte ich teat1 daaa au! beide.n Schultern in der Gegend des 

ol>oren Teiles dexj.'k:hulterblätter die/11aut im Umtange einer llandtläcbe 

bl&:(getärbt war,durchzogen von rötlichen Striemen.Uebor die rechte 

Geeäsabacke zog eich ein etwa ~ cm breit•r,etwa 10 cm langer ßtrei­

fon in horizontaler Richtung.Die Gegend des Ansatzes des Stetesbei• 
noa war stark druckschmerzhatt.Etwa in der !>litte dea llinterkoptes 
•ar eine kleine Beule tU~ar,die a~t leichten DrucJ<fchmerzhatt war. 

31 . Vermerk des Landrats in Marburg vom 28. 9. 1933. 

K.28.9-3'.S. 1tf 
• 

l) Yermerk: Die sehr eingehenden Yerneh­
mungen haben keinen auareichenden Anhalt 
datur erbracht _, daß Altred ::itern in den 
letzten Monaten mit der LlargaTethe Schmidt 
oder einem anderen Kädchen arischer Ab­
stammung verkehrt hat. Dte Zeugen haben 
versagt. Es handelt sich oftenbar um üblen 
Kleinstadtklatsch; einer beruft eich auf 
den anderen als Urheber. Keiner bat eelbst 
etwas gesehen. 

belassung des Altred Stern in Schutzhaft 
nicht vertretbar, da die Toraussetzungen 

dieses Erlasses nicht er:tlillt sind. 

Bei dieser ::iachlage ist in ßeacbtung 
. vom 19.9. 33 

des Erlasses des Herrn Kin.d.J. die weitpr-

++ ++ 

2) Entlassung des Alfred ~tern aus der 
Schutzhaft und Vorladung zum Landratsamt 
zwecks scbrittlichcr Verwarnung. 

++ ++ 
/ 

3) Herrn wagner wegen .Berichtigung der Li­
sten pp vorzulegen. 

++ 
J.Y. .A+ 

4) Z.d.A. 
,„··_'. ' 

-? 
7 
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32. Schreiben des Landrats in Marburg an die städtische Ortspolizeibehörde in 
Wetter vom 2. November 1934. 

Jn ·Sc!i1Jt?h.'lft v.15.4.-11.5.1933 undt..1.t•: :-.;, 1 .". -: :~t'"r l . 
4,9.-28.9.1'3"53 ! .o<· ' 1 . 

we:·en GT 0P elpropn ~<i ndH U'1d !:iittlictfcit.sv.'!ri;l"!I'.en ii!\ CJ-•r1i;tenmadci en . 
links ~;~richtet. : i.\~::;: . ... t#· \·. ~ ... . :· ! ·

1 

1l lb · - ·--~-~w · - ··· --- • J, ..-~rscna or.,cn,. · · 

11a111e: • • , ~t-:rn. • , • • , • Wohnung: , Yfeit~r. , • , • , , , 
Vo1·?1s me; • ,Ad;ol.~ ~.frj"d, ,fawilienstand: • ~. 
geboren1 , ,25„1,1907 • , , J< E~er:r1m-Ebemann , • /, , • , 
Geburtport: . 7l'J~ .. , ......... „ •• • , •• 1 

..'.r<i1o: ./~. ~, 1 , Rllligion: • ~p, .. , • , , 
Ber~t: , ffi;rqe(än,dl,er, • , , Staat uan:_:ehör1Bke1t1 .~"'#. , , . 
Dec~name :~ •• , , Vors~l'afen_: 'J !i<.iP..ry/,...4/~ ·, ~S,.-;J, 
Beochäf:igt te1: . ~ , r~~f 71~4 . , , ... , . 
, , • r , ' ••• „ tl ~· ': , ••• r ••••• ~ • „ „ •••• , „ 
Pol.+~1apµe E~ni;itellung uud ~a~iitigupgJ ff· ~'/11/...J~-;!vwk. 
'''!''''''''t•••tf••t••·········· 

4;;,11t1r~~Y.r/f{#.Of„;f/.,,4,~~ .. .. 

Stellv, Landrat, 
,~. 1 Nr. 258; 

1.tarburg 1 den 2, 

90 

E i l t ! . 

U.R, der st äd tischen Ortspoli~eibshörde 
~-l'-1-epo~<itn..: '' 

in 
Wetter 

mit dem Ersuonan um aoforti&e Ausfüllµnß des obigen Frage­
~ogens. Gleichzeitiß wollen Sie sich bei Rückcobe auch da­
rüber äµßern, ob der Betreffend~ sioh heute in irgendeiner 
Weise politieoh betäti~t oder ob sonstige Wahrnehmungen ULer 
dQn llef;reffenden in politischer Uinsich~ i.;emacht worden sind 
Def hierunt.ir anBeßebene Termin mu,1) u

1
nter allen Uoständen 

eingehalten werden, 

1r1s~ : 10.11.34. 
J,y~ 

~ez. S e u f e r 
ßeglaubigt: 
~i+.,~t-? 
Angestellter, 



33. Schreiben der Stapo in Kassel an den Landrat in Marburg vom 6. 5. 1935. 

Staatspoli0eistelle 

f ur den Regierungsbe~irk ~asse! 

·' ; 

r': .uul. 0-> h.~.: i ot..b ldlum. ~6nl.Jslor 31_ -. 

An 

den Herrn ~ a n d r a t 

<l5!,d,of1~1d,"' u~_5;oo m~„„~J,~~'" 
H./ t:!. lo q o. ,. :;) 

Bericht -Geh. A.2 v.27.4.35-an den Herrn 
··egierungspräsijenten. 

_____ 1 

~s wird um Mitteilung ersucht,welche 
Gemeinderäte usw. auch heute noch Geschäfte 
mit Juden tätigen.Ausserdem ist der L~ame des 
.öeauftragten der ~andesbauernschaft,der die 
Aeusserung gemacht hat, festzustellen. 
was ist über die l:iache dort bekannt"? 

l>rohllDort 
5taotspoh1cl 

Rassel 

Dostachc:d. 
;Jranb.futl a/ID. 6730 

Rca.„flauoibanc Rassel 

5anb.bonlo 
Rc:~ .„flauptbauc R„ssc:I 
Rdd.sbonb.Cl>1rob.Qnto 
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34. Anordnung der Stapo in Kassel an den Landrat in Marburg vom 23. Oktober 
1935. 

St&~tspo lizcistcll P Kassel, den 23 . Oktober 35. 

: den Rec icrtA.f'Lsbez j_rk Ka~& P. l 

II/2 ec18 

.' ~ . ;:·~~ 

--------
., ' ..::~ ~·.: :--.., 

.. :.: .· .. · 
· ··~ · ·~ 

[Betr,: JuC.er. im VieLhande 1. 
.. ··~·J({ 

Es wird immer wieder dariiber geltlagt, dass der 

Viehhande l auch heute noch fast r estlos i n den Eänden der 

Juden li egt . In l etz t er Zeit sollen j tidische Händler dazu 

übergehen, auch Schlachtvieh zu überhöhten Preisen aufzukau= 
fe n , wiihre r.d auf den Vi ehmärkten Schlachtvieh zu an,semessenen 

Preisen so gut wie Ub>i>rhau.pt nicht angeboten wird. Dieser 

Zustand wllrde zur Folg e haben, da ss die Preise für Fl<lisch 

und 'llurst·•1:;. r en trotz der Verb ot e und A!'lordnungen i.\ber::iäasig 

erhöht wtird,,n , :E\ ; best~ht dahJr d i e VJrmutung, dass es sich 

bei tlie~en ~·as8nah.'llen um einen planmi:isoicen ,\ngri ff des Juden= 

t ums handelt , de r darauf abzielt, unr ilha und Unzufriedenheit 
in (~ic Bevö l ke r ung zu trat;cn. 

Ich ersuche , in dieser Ri chtu ng t.'rmittlungen anzu= 
-ro . 

Gte l len und mir bis zum :v.;, 11, 35 zu berichten. 

Fehl311zeige arf orderlich2 

die Herren I s ndr!:i t e des Bezirks 

lie He rren Oberb~J r0ermc i st ~r 

a ls Orte:poliz a ibehörden 

i n Fulda und ~srburg 

die Aussenat-e lle de r Stapo Kass el 

in Hanau . 

::,n zeige ha!Jen e rstattet : 
~ „' 

St ädte Arpöneburg, :<eustadt, r' 
: ~~enber~, Sch„minsberg, >let~ei, 

92 

. ;, GenC. . .Ä.mte r Ni ed~rt:lein, 'l · , 
'.nt, :::91.dern,Lohra. i· ·r ''.>} Yl / 

;' ,.i.~ {( 'Y 

11 (...,. 
4 / %t-;.-- 7-1-· /o(t IJ. /t. J. J- '~ 

{; ~.~,..... 

~· 

( 
1 



35. Schreiben des kommissarischen Landrats an die Bürgermeister der Städte 
und die Herrn Gendarmerie-Beamten des Kreises vom 5. 6. 1935. 

.k.Ldrt. 
eh.141. ----

,,t \ / 
/ ' / 

J ; 'i\ / 
1 - '1 ' 
Gen hrn ! Streng 

M.5.6.35. 
vert rauli eh! 

l) An . i 
die He - -.-en Bür ;;ermeister de r Städte 

/>. ~ ) J/' ,,. 
. ,,:;..-

• " - .-1 -:. c-. -~ . 

und die Herren Gend.-Beamt en des Kreises. 
==== 

Jch ersuche um Bericht bis spätestens lV-.d. rtts., 

v1elch e Ger.:e inderä t e und sonstige im öffentlichen 

Leben stehende Persönlichkeiten auch heute noch und 
zwar na ch dem 1.8.34 Geschäfte mit Juden getätigt 
haben be zw. t ä tigen. Die ~·e s t stellungen sind streng 

vertrauli ch
1

aber auch unbedingt gewissenhaft zu tref· 

fen. Sie 3oll en zunächst mö5lichst nicht zur Kenr.t­
nis der Be teiligten kommen. Aus dem Bericht muss er ­

sichtli ch sein, ob die uemeinderäte pp, über die zu 

b erichten ist, ~Uitglieder der NSDAP sind. 
Zusatz : u-.- die Gend.-Beamten: 

Der Bericht hat sich auch auf die Bürgermeister 

und die Standesbe Rmten Jhres Dienstbezirks zu er­

strecken. 
++ ++ 

2) An den ~·~~ Direk t or der landwirtsch.Werkschule, 
Herrn Landwirtscüaftsrat Winter 

in K i r c h h a i n. 

Vor einigen Wochen soll ein Beauftragter der 

Landesbn~8rnschaft Kurhessen in einer öffentlichen 
Versammlur.g in Kirchhain erklärt haben, daß die Mi­
litärverwaltung ien grössten Teil des von ihr benö­

tigten Hafers heute schon wieder durch jüdische 
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94 

D.k.Ldrt. 
Geh.141. 

Großhändler beziehe.Jch bitte mir umgehend · av~ 

Namhaftma chung der Person des beauftragten olf.y 

Landesbauernschaft mitzuteilen, was Jhnen üb~r 

die Angelegenheit bekannt ist. Sollten Sie OH dt.r 

Versamrulung selbst nicht teilgenommen haben, tttod.k 
ich zuverlässi6e Teilnehmer der Versammlung 

hören. Die Namen Jhrer Gewährsmänner bitte ~1ot1ir 
alsdann ebenfalls mitzuteilen. 

++ 

3) An 
Herrn 

Geheim! Persönlich! 
Bürgermeister Lesch 

in G r o ß 

++ 

s e e 1 h 

Sie h aben am 27.4.35 gelegentlich einer 8~ -
sprechung äem Kre isoberins pektor mit geteilt~~aß 
kurze üeit vorher ein Beauftragter der Landes­
bauernsc~aft Kurhessen in einer öffentlichen Ver­
sammlung in Kirchhain erklärt habe , die iuilj tä"t" ­

verwa l tung kaufe den graissten Teil des von i h~ be.­
nötigten Ha~ers heute schon wieder bei jüdisckt~ 
Großhändlern. 

Jch ersuche um einen schriftlichen Bericht 

öber die Angelegenheit, wobei Sie mir auch den 
Namen des beauftragten der Landesbauarnschaft, 

der de in Rede stehende Ausserung getan hat, mit­
teilen ~ollen. Sie haben damals hier angegeben, 
daß Sie selbst in der in Rede stehenden Yersamm-

lung waren. 
++ 

4) w.v.am 12.vr.1935. 
<;,, (J ' 

1 

! 
++ :; i: 

: II 
1· 

( 



36. Schreiben des Gendarmeriemeisters in Cölbe an den Landrat in Marburg vom 
10. August 1935. 

·.·:112.„ 111:oie-Cl "' t,.(,," ;..{, @öU,~ 
.;J{uio !!llla,,(,"'i 

ßlti .. .fßu •. Jfa~.)<.! 

Cölbe ,den ~u:; •.ist 11l35 

den nerrn Landrgt 
in 

Marburg. 

V~t,.· Bezu~nanms au.:: die milndl .A!l'Neieung vom 3 , a. 35 berichte ich , c!ase 

qaSonntag,den 4,9,35,während des Gottesdienstes 3 Laetlcraf't ·Nag en mit 

- der SA-Reserve II von Marburg dll.rch '.Vehrda 3etahren sini. 

Dja ?:raftwa.gen waren :ni t Transparent.eo. geachmüc\r. t, auf denen wie fol~t 

st.d: l.Ee g it nll.r einen S taa t s feind,das ist Juda." 
2 . Wsr bei<n Juden kaurt ,ist ein Vollcsverriiter ." 
3.Di e SA .lab t n0ch . " 
Ob Reaktion,ob Kommll.nia t,SA. s teta auf dem Poeten ist." 
5 .Daa !Ialcenlcreuz nimmt seinen Lauf, es h11 t ltein J ·.id noch Prar re !lll.f 

Kr.~konnte ich in Wetlrda nicht festst e llen.Es wurde dem Zellen•vart 

Jer NSOAP.Jo~s . :Cessler aus »lehrda in idarburg von einem Be teiligten, 

,..,r nicht nennen möchte,mit~eteilt. Kessler selbst bittet nicht ge -

-.t ~u werden, 

Gendarmerie-Meister. 

37. Schreiben des Bürgermeisters in Amöneburg an den kommissarischen 
Landrat in Marburg vom 14. Juni 1935. 

:er Bürger:nei s ter. 

J 5. ,Juni 1011'; 

Amöneburg, den 14. Juni 1935. 
B:i..Kassel. 

Be trifft: Verfügll.nß vom 5.6. 35- Handel mit Juden durch Gemeinder äte pp. 

Dank der Aufklärunc;sarbeit durch den " Stürmer " sind hier 

keiBe Klagen mehr zu ftihren über Gemeinderäte oder Perscnlichkeiten, 

die im ä f fentlichen Leben stehen. Geschäfte mit Juden werden von die-

sen Personen n i c h t mehr getätigt. " 

1en Herrn 

ko= . Landrat, 

Marburg/Lahn, 
-.-.-.-.-.-.-.-.-
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38. Anordnung des Reichs- und Preuß. Ministers für Wissenschaft, Erziehung und 
Volksbildung vom 15. März 1935. Judenangelegenheiten (Allg.+ Bes.) Bd. 1 
1933-1935. 

Abschrift. 
~er Reichs- und Preußische Minister Berlin W 8, den 15. März 1935, 

für Wissenschaft, Erziehung """ 
und Volksbildung. "'"' „ ..,. · .. " ·~ .„~ ~' 
E IV Nr. 2339, , •··1·• . :: :. • r -. •.„ __ i 

j)ar Reichswirtschaftsminister Und : .'.:.:~~~lin 
preußische Minister für W~r:ts.c~aft .. . . , ...;.; ; 

und Arbeit· .L. :· ~ "J .rq · 

• .. - ... · ·'·-::„ 
W 8, den 8. Februar 1935, 

V 10981/34. . . . · - i 

Betrifft: Kurse zur Ausbildung von Juden im Handwerk, 

Wie der Reichs- und Preußische Minister des Innern mir mit= 
teilt, hält er e s nicht für angebracht, die Abhaltung von hand= 
werklichen Unterrichtskursen für auswanderungswillige Juden zu 
verhindern oder zu erschweren, da jede Maßn~ilime zu begrüßen ist. 
die die Auswanderung de r Juden fördert. Der bei einem Verbleib 
einzelner handwerksmäßig ausgebildeter Juden im Inlande befürch= 
teten Schwarzarbeit, dürfte durch poliz e iliche Maßnahmen wirk= 
sam begegnet we rden können. Der in solchen Fällen etwa beab= 
sichtigten selbständigen Ausübung eines Handwerks als stehendes 
Gewerb e stehen dia Vorschriften der Dri tt.rn Verordnung über 
den vorläufigen Aufbau des deutschen Handwerks vom 18. Januar 
1935 -RGBl.I s. 15, entgegen. 

Im Auftrag 
gez. Dr. Wienbeck. 

An den Herrn Reichs- und Preußischen Minister für Wissen= 
schaft, Erziehung und Volksbildung, 

PP• 

Abschrift üb ersende ich zur gefälligen Beachtung. 
Dieser Erlaß ist nicht zu veröffentlichen. 

Im Auf trage 
Unterschrift. 

An die Herren Regierungspräsidenten pp. 

!er .Regierungspräsident. Kassel, den 10. April 1935, 
A VIII Nr. 7001 H, 

Abschrift übersende ich zur gefälligen Beachtung, 

Im Auftrage: 
gez. R ö h 1 1 c h. 

An 

die Herren Landräte des Bezirks, 
die Herren Oberbürgermeister hezw. 
Bürgermeister (Schulverwaltung) 
1ll Kassel, Hanau, FUlda, Marburg, 
Eschwege, Schmalkalden und Hersfeld. 
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Beglaubigt: 
(Siegel) ~MtU 

Reg.- Bür~~·;s~istent. 



39. „Der ewige Jude"; OZvom 7. 12.1940. 

#Drr rmior 3ubr" 
Cl: ~ 11 o !. :Dofumtnle mit einet kutfcljen 

Untttfcfitlft ~aben !litt! unb !8.eftanb. Du mit.' 
ttlalletlhfJt 6ptlclj111ott: „trau !einem ljudjt 
auf grilntt j)tib unb ftlntm ::lub bei ftintm 
~lb" betu!Jlt auf btt allUlgllcfitn a!tfafitung. 
flidiatb !Dagntt fiattt blt unerl>lttllclj ltatt ~· 
flllntnl• fßt licti. alt tt ben Duben alt tlnm 
.,»n!Brptritn Dämon bu !lttfallt" bt&ticljndt. 
In llnfttm tagen lft .au• btn warnenben !llot• 
taa btt etfllilmbe tat geworben, unb aiit alle 
IDOtrn Beugen, al1 bet ljllljtet noclj In ljtleben" 
1e1ten oot bnn !lteidjstog unb 11or bem btutfcljtn 
lloll In bet !Joro!Jnung lommenbtt Dinge n • 
ß!ltle, ball tin oom tlubmtum entftlftlttt neutt 
!Dtltfrirg augltlclj auclj bat l!nbe bet IDblflfltn 
flollt in «uropa ftln wiltbt. , 
· tln anfl!lgttl~lflff :Dolumtnl abtt Att 
feine ~&tljfte !ltt lftttlgung, menn u oom' "in• 

~
nagten fnilDI lg btft!ltigt li>ltb. l'.ln bem 
!Jnbofumml „:Dtt emlge llube" lf! bot bet 

. ~- liegt e l n be u II g u !II a l n la 1 
IOt; blt tluben ftlbft ~oben t• tt• 
t t a clj t , allttblngs nldjl aum Smed ~. <St· 
Jlnbnlflu, fonbmt aut !lttcfJlfttllgung lfitt• 
potafll!ltm ~aftlnt, unb ben IJUm~etflrlltm 
~4 u b.tt l unb .f) 1p11 le t blieb nur ble <Jluf• 
ldt. blt IJlllle bu !llaletlaf!I au flcljten, ble 
IMlbgruppen onelnanbtt au ttifim unb bie ein• 
ltlnen 61e11en mit llattn !llotlen JU onblnbm 

Fn 
ble ~iftotlfdjen Sufammenfi!lnge aufauaei• 
:Dat lo en~anbene IJllmbofumenl llt ein• 

lmld ung1gefdjldjlt · bu llubtn• 
ha11 ·1n turopa unb In bet gonaen 
.B tl l !Bit, bie a>it fdjon Im !lltltltleg Im . 
Dltm geftanbrn fiaben, fennen bas fcljmul3ftat• 
ade polnlfdjc ~[jtllo, unb blt 6olb11len, bicfts 
Jttlegu !iahen H bei ~um !Jotmatfdj obmnals „ f-'m btlommen.: u lft In feinet 6ltuftut 
unoet!lnbttl gdllltbtn, nur fttUI !llengtn DOn 
!nenfcfim unb :Dttd unb Ungqlefer ftnb be!Ju 

fi
elommen. ·:Die fcfiacfittnben !!lallen brailgm 
cfi auf btn !Rllrltm unb In ben 5b:a,eri, um 
linn !ltamfclj In Slohl umaufetjen: bat im lYtll• 

fdjen unb fanallfifltn ~nbtln cmorbene 0tlb 
ift ifjt Defjooa, •le qr(t•e ~rbelt lfl lfjt '.teu. 
ftl Da1 mimmell burdjeinanber Die In einem 
!ltattcnJiaufen, unb btt lillm Jltfjt 111lt aUtt 
6cfi!lrfe ben !lttgleidl 110ffdjm "11 1111el1'elnlgm 
jllblfd!tn !!tollen un6 ben ulerl>eintoen Sd)ma• 
to\lttn out bcr timotlt, btnn . beibe flnb alt· 
~qiDentrllger au• llllltn nadj Silbeutopa unb 
Don bott au• In .alle !lltU gewanbtrl. 

Da fjabrn blt amtrilanifdlen lJubcn In einer 
ilflermllllgm .eaune einen t;flm gtbrtfjt, In bm 
fle fd)mullitlnb bat[ttDen. 111\e . btt 111lc 
~ m 1 cfJ t l " 0 t ' r dj 11 b feinen eölintn gt• 
lefjtt fjat, mit man bat' !nirttoolf am ~·tftm 
um ble Steuern fldtlliltn fan11 unb 111le 11111 
bat 6ie[leimnlt btt Cli'tlbuttblenent entfdtftl• 
ttll lilht. tltt tlllt Atflt na!i '1e11pel, btt Clll• 
l>tre na41 m11n, btt btlttt nalfl 1!01lb011, btt 
olede nalfl Vorl•. bu 6t4!a1d11uat fllelbt in 
llranlfurt; ber eine m.tu 3tolltnn, litt 
~10elte Delterretlfltr, litt brttte th11lhberf btr 
vierte llt1111~fe, bn &ter 111lrb t>eut lfler. 

afler · alle fßnf fll1ifle11 3uben, olle fltlltn 
!Be4J!el aut, alle oetblenen . 1111 bea aeuen 
tlatnlanbern. unb bei !Ruf>m b'u Vf!ultt 
!Rotf>'dlllb ttetiit · lteh1t ftelRt fü AUm 
Utone bet lfroe!ltifcfitll IJotlet empor. t>o1 
\lt nldit btr belltflfle 9l•t.rlflUbollllm~ fonbern 
tl~ oon 3uben fllr 3uben ~n'6tu 1rllm, ein 
iilblfcfitt ßditfllm, ~ur !Jl11cljafimun11 filt alle 
0Jf)elto•!5ewof)ner, ble ben &ruq 111. ble 
11tol!e !!Bett tun mollta. ~t tiltltbet 10telm 
auf. 
~ •rietto wim!Mft et; ble Hflltdleft 

6iirtl11en lfiefülilf1 11tmn 111\otrflllnt 6iutoI, 
unb bann 111111\mn fle ~eaue : Alatt ra~ttl, 
aber nolfl mit alltn af)ftohtnben !llefe11s~ü11en 
~ttl Utfptun11t; 01&f litt niidllte!T*-Elalion 
f!nb l\e 11nfdlniie1tlame · unb bellflelllent .311• 
1110nbtm, ei11 5ti14 10eltti 11\ll!tll jlt ben fl\e• · 
beten '1u1brud ff? ellr}let Im C!jef\afit, unb 
&Um ecflluh muh ma11 ftflon fefir At11411 flln• 
feben, um 111 ben Atollan"'1>tnben . '1111f!flarn 
einen 3uben AU erfenntn. 2)111 llt dne ber 
AZ.il~ten 1'Ut~elte11 bet 3ube11tu1111 : bit 
au~m lln1111nun« aa ble neue U11141.efluni1 uab 
bas Innere ffeftfldllen on bet ld'lmlerliaen 
Olf)etto •llief!nnu~ 

~a• 1J u t t m • !Je lt bei 3uben llt etue l'ix· 
lnneru~ 1111 ben 1:a11. Cl1l bem ble lhollltt 
~frcu!1 et10a 75 000 cmtlfemltlhfte "ttfer bl•• 
At!dilad'ltet baflen. tlot lft eia !lelt mit 171•• 
len rituellen l!l11en.fielttll, ltll·b banllt ble In 
bet melt Dttftttultn !:Jube11 bat 1)Utim•~eft 
llld'lt llttlleßen, f>ohn ble !Uorltfia11e·r 9tcibfli• 
Mt einen !Vllm bre•en · 1ane11. au• bem tt• 
feflen mttbtn fllnn, mle ble polul!lften !lul>en 
luflelnl> unl> autj\elalltn mit ttanf unb 
6dimaut litt 9tufimet · Im alten .3elt Aebtn• 
len, 

!lll litt es 1) II G A 0 A t fl4t bei i!ellm llDt 
ben 3ubentu1J11en ua • mcufit lf111e11 b111 1:11!• 
mub flar. !Rlt •lt«enbem Ofledh11n pfal• 
molrint11 lle allefomt, 10a1 3'•111111 11orfditltfl: 
!RIHetb!ofen Jtampf QeAtn ble tumben llllf• 
!er, tßudier. 6cljaditr, "!DnbetlmA; aUe fo!• 
In fleltoQen mnben, lMlt btt tl11eue tflblfdit 
IB~n nllflt, belln ble el11e11e 9tallt barf . btt 
3ube nldit fletrilgtn. 

311oblfdit !Rel111t1: irtltn Ollf. 11111 lliefJ AU 
tllten; tt 10lrb auf tltueUt !llelfe ~u eoben 
11emotftn • . oflnt 1Betiiuf1111111 J1tflfll111tet. unb 
et 11nfllutet •tritt fd'lmtml 31Ufulltm. 2)telt 
8Ubtt fi~ 11• !>er ·ma.q.u 111IUt11 ein 

..mllfltliltr 8eltllubttlt bt1 lfthnbofumentt, 
lfltt fit iDttbtn hl einet l[n~afll DOii eilt• 
ltttlfen fot!Qtlaßen 10dl btefe 6 II ä cft t • 
6 H nett fllr man~n ;Mlflauer unettr&IJ(ldi 
miten. 

2)er beutflfle !n1nl«i mit feinem Streben, 
!llette füt ble llßclemrinfltlt ~u r cflaf1111. 
10itb bem flAOlftlhft raffenbtn lllblldlen !Ihn• 
flfltn jlqienllbtt11eftellt, 11nb bu · lft ein or111111I• 
fdiet '1flflfllqiJ, 2>111 1'11mt>ofument oom t111I• 
jltn !lubtn 10lrb ouftlltttfnb llliiden Ullb lo 
feine oor.bfltlminte !tufAA6e im jtamiif lltlltll 
bat In ternatlo114lt 1>lutofMtllcfit !3ubtntu111 
erfüllen. 6-lffttt • 

• 
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40. Schnellbrief des Preuß. Ministers des Inneren vom 30. Juli 1934. 

Abs chrift. 

ner Preuß. Minister des Innern. Be.r:>lin 1 den 13. 

I Z Allg. 18/33. 

zur Vorbereitung ist u. a. 
bei dem Herrn Reichsminister des lnri"ern angeregt wor:>~en, sämtliche 
Änderungen jüdischer Personennamen, die tieit November 1918 vorgenom= 

pen wol?den sind, rückgüngig zu ma.chen. Der:> Herr neichsminister lies 

rnnern hat den Wunsch geüuf.;ert, vor:> wei tei•er Entschliefaung über:> die 

Anregung des nüheren unterrichtet zu werden 

11 ) über die bei der Entscheidung über del'a.rtige Antl'iiße au! NilJnens= 

änderung beobachteten Grundsätze, 
b) über den zahlema:i!J igen Umfang der Fülle, in denen seit November 

1918 innerhalb Preußens jüdisch klingende Namen geändeC't woC'den 

sinlil (getrennt nach N amenstC'ägern jiidischer:>, christlicher und 

sonstiger Konfession, ferner:> nach alteingesessenen und neu zuc 

gewanderten Per»one11), 

c) über die Gründe, die durchne g rür die Xnderung jüdisch klingen= 
der Namen mnßgebend gewesen sind. 

Ich ersuche, mir die ec•betenen Angaben !ür die Zeit vom November 

1918 bis ~n~~2Y~mb D_!'.___~9l~_., in der die Genehmigung zu einer Namens= 

önderung durch die Regierungspräsidenten erteilt wurde, binnen läng= 

3tens 3 Wochen zu l!le.chen. Gegebenenflllls ist Fehlanzeige zu erstat= 

to11U:1. Regierungspräsident, 

_;_t a A 61,012 A. 

Kassel, den 18. i\Pril 1933. 

Abschrift zur gefälliGen .Kenntnis und zun Bericht bis zum 

30. April 1933 - ev. Fehlanzeige-. 

. i.l! 
• ; % 
., · i :~t'll Polizeipräsidenten hier, 
.. , p01 ~n stae.tl.Polizeidirel:t;i r in 

; , t.f'b Zei ver1111J. tun{];en in Fu.Jede. 
· , .., _ Urg und 
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Im Au!tra1e: 

gez. Dr:>. K n o s t • 

Beßl ,.,1:,i!f7: 
Hanau, ( s1ege1 > Uot-1/VU'11r 

Reg.- K anzle:I- A<:<:1 „t.An t. 



41. Erlaß des Preuß. Ministers des Inneren vom 30. Juli 1934. 

j L ... ::-·.11 i>1arbu : 
1. (332.~) - 1 
· .:!::;; 9- LUG. · .J-' f 
!.f;;...:;r, /, ~ o/ • ~ 

Abschrift. l!',:,,,,. -·r ...:. ·-: ·~1 
•er Freußische Minister dt:s Innern . Berlin, ·n-' 3o. Juli 1934. 
' I Z 24. ;_,,.- ,,/ 

Auf den Bericht vom 19. Juli 1934 - A III~ 
Wie aus meinem Runderlaß vom 25. Juni 1934 - I z. 10 IV 

(nicht veröffentlicht) zu entnehmen ist, sind Anträge auf Ver= 
deutschung ausländischer Namen grundsätzlich wohlwollend zu be= 
handeln. Diese J,nordnung ist im ausdrücklichen EinvernE:hmen mit · 
dem Herrn Reichsminister des Innern sowie nach Fühlungnahme mit 
dem Auswärtigen i.mt getroffE:n wordE:n. 

Bereits in Jhrem Bericht vom 3o. Mai 1933 - A III 61/9-
103/33- hatten Sie Bedenken gegen die Verdeutschung ausländischer 
NamE:n geltend gemacht. Sie haben dam~ls diese Bedenken drunit 
begründet , daß dE:rartige Verdeutschungen den Verdacht eines Ger= 
manisierens erwecken kömntcn; der Herr Reichskanzler hab e aber 
entsprechend der grundsätzlichen Einstellung des Nationalsozialis= 
mus zu dieser Fr~\g<: in s einer Reichstagsrede vom 17. 5.1933 ein 
GeI'ljlanisieren fremder Volksstämme ausdrücklich abgel ehnt. In 
mein~m Erlaß vom 23.6.1933 - I Z Allg. 27/33- hatte ich bereits 
darauf hing~wiescn 1 daß dieser Auffassung eine Verkennung des 
Begriffs "Germanisieren" zu Grunde liegt. Es müsse daher b ei 
der getroffenen Regelung sein Bewenden haben. 

Wenn sie nunmehr unter dem Gesichtspunkt der Rassenpfle ge 
erneut Bedenken gegen die angeordnete Behandlung von Verdeut= 
schungsanträgen geltend machen, so vermag ich Ihren Ausführungen 
auch diesmal nicht zu folgen. Zunächst ist hervorzuheben , daß nur 
die Nrunen solcher Pe::-sonen verdeutscht w.erden, die der aris chen 
Rasse angehören; l edigl ich bei Personen, di~ ungarischer oder 
finnischer Abstammung sind, wird in dieser Hinsicht eine Ausno.hnc 
gemacht werden können. Geht man uber hiervon aus, so ist nicht 
zu befürchten, daß eine Verschlechterung der rassischen Bestand= 
teile des deutschen Volkes dadurch eintreten wird, daß in einem, 
auf die Gesamtzahl der Bevölkerung gerechnet 1 ganz verschwinden= 
dem Ausmaße Angehörige e iner zwar a rischen, aber nicht nordischen 
Rasse anstelle ihres bisher igen nichtdeutschen, einen deutschen 
Namen erhaltwi. Dabei ist auch zu bedenken, daß einmal die Tat= 
sache des nichtarischen Namens keineswegs unter allen Umständen 
die überwiegende Zugehörigkeit zu einer anderen als der nordi= 
sehen Rasse dartut, zum anderen aber auch, daß nur in den aller= 
seltensten Fällen eine an sich mögliche Eheschließung· wegen der 
Tatsa che des nichtdeutschen Namens nicht zustande kommt. 

Ich ersuche daher, in diese~- Angelegenheit entsprechend 
den gegebenen Weisungen weiter zu verfuhren, 

An den Herrn Regierungspräsident en in Merseburg. 

Abschrift übersende ich ergebenst mit der Bitte um Kennt= 
nisnahme-und Beachtung. 

In Vertr;11ung. 
gez.Gruuert. 

An sämtliche Herren Regieru,ngspräsidenten :mit Ausnahme von Marse= 
burg) und den Herrn Polizeipräsidenten in Berlin. 

~;Regierungspräsident . Kassel, den 3. August 1934. 
~ a A 61,012 A. 

Abschrift übersende ich zur gefälligen Kenntni cna.hme. 
iA 
C llerrn Polizeipräsidenten in Kassel, 
lt ~errn staatl.Polizeidiruktor in Hamm, 

Glizeiverwaltungen in Fulda und 

In Vertretung: 
gez. von Müffling. 

Be_g~ffib_t~:;_;. I 
(S~egel) {/tM'"' 

99 



42. „Untersuchung" des Amtsarztes des Staatlichen Gesundheitsamtes in 
Marburg zum Einbürgerungsantrag Maria G. vom 18. Dezember 1943 . 

Der Amtsarzt 
~~~*~„.„ .......... ........ . .......... ~~~~~ .. .!:1'.~~---········· · ben ...... 1.~ .~ -- ~~!~~.t'.Z:1s . .4~ 
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ß11>rd9 ~•ifügung aum Qlrjucfi auf 

ctinbütgemng 
ift ~rute ... Me.r1a 

aui ... .Hl.!!!me.b .berg .. Kr .• Marh1.1rg./ L • . ... geb .... .JJ.~J~J,9?.'.L 

. ....... nacfi l!eiftung bd \Jlamenß;ugcl in meintt l\l<gtnlllatt 

............ ~--~;···· 
unlttfucfit lt>otben. ~t Untetjucfiung ging eine cinge~enbe !!lejpudjung bet l!tbbet~ältnifle bet l!'amilie 

botauJ. SDie gemacfiten !1'.ngaben etjcfieinen .................. :ll.1.~1:1.:t 11 10l:11ll," .. !$l,"''l.~.!J."'1,':t~ 
(51.U~~tgfdt) 

fte ftnb füt bie !Beutteilung bet l!'.tbgrfunb~eit -~lllc- unaunicfienb. 

l!'.I ngibt ftdj auJ ~nen füt bie etbgefunb~eitlid)en ~tt~ältniffe:... H1~1C:llt..1JC:ll . .d:ll;I;'. ... 

~Cl::t. :tE!. r..:1::1.C:. ll!lil .. . Ji'.IJ,!111.=1:.1.~ .... 1.s.t. ... J.ll ... e..:r.!:.>.!:.>.1.olo&;l.l'!c.h.eJ" ... Hlns.1c.ht .... n1c.b..ts ........ . 

~El<l.11.:t.Ei ;_J,_ ~.~E!ll. bekannt ~1l11orden, • . ~;i;: YiJ,:!'f3X, . Je..:t;i;:t .... s:t!!.ate!'.!lolil, ... ktllll 

~.1.1! .... !l.<l.1..11.;.11.~J:le:r .. ~:r .:1.ll~s~ll~lill6eI11lr .. ~.C:ll ... ll:~llll:lle,l,s _!:.> .e..rß ... im.4 .... !:.>ll.e.P .. nach 

l9.1.?. .. .d:9.:r.:t. .•.. ~r.J>e. s .telle_ll,4& Verdac:h:t • .. dass ... .der .... V.ater .. .Tu.de., ... ader. J'uden-

1}!_1, .s~Äli..Ilß. .. 1.s :t. .wird. yon ... Va.ter .... u.nd .. T.o.cht.er .... als .ni.c:ht ... den. ... 'l'e.tsaehe n 

~rn.:t.l'!.P.r.ec:lleP.d ... Z.tU".iJ.c.k&e.w.1.e.a.en •.... kann ... Jedoch ... dur.c:.h .. .ka1.ne ... Tatsachen 

e.P.:t.!!;rti,:t'tet .. :irer.den •.... Die .. „ch11es.t .er ... E.U..s.ab.e.th ... hat ... e1n. .. u.neheJ..1.cbe.a. Kind. 

P.lEl ... . ~9.h.1f.E!.l'!.t .E!.r ... E.l.!.a.ab.et.h ... hat.te .... als ... IC1nd. .. LUngantuberJcul.aee.,de.r ... ;,.rude:: 
Josef hat seit 1940 K1egelenks-,se1t 1942 Lungentuberkulose. 
l»ie ~ef"cogung übet biß~etige eigene ~dranlungen etgibt: ... ····························-····································-··· 

_ ..... :!9.?.;,. ... ~s~!.ll •.. fl .!?1!,fl~ ... P:~.!1.!1'~ .... e~1µ1:t.l..1.~li...lc;r.an.lt .. &e.w.e.s.e.n •.............................. 

····················-·····-·······················································-························································· 

············································--··-································ ······ ·····································-··································· 

··· · ····· ······~·=·~····~~·=~=::~~~:::::::::::~::::: ::::: :::::::::: :::::::~.:;:::::~~::~:~:::].:-.-.·:.-.·.·:.·.·: .. ·: .. ::::::.~:::::::~::::.·::.·::~::::.~: ..... . 
" . .1 



~e Untetj11dj11ng felbft flotte folgmbd ~ge&nil : 

i. ralfifdJ : ............ Y.C>!11:1.l3S!llld rälisch:: e>i;~iscl1EI . llll1313illl:J:l!l'.r.l?.:a.:1:~ .'. ..... ~ .... ...... . 
169j1nnraJlc: ~ •O.lfla) 

. lilll:llti13C:l1~c1e1.. '. ..... f!.ll.lll'.El ... ~.1.C>llcl, ... A.-u~ll.I1 .... ~.:l.ll':1 .'. .... ...................... .... ....................................... . 

2. fiir1>n:lidJ : .... C:U.~ S!l.b.Elllt . ~ _ ßc:.l1:1Ell11cw!lc:.l1s .1.s· .. ~llllElr.EI ... '?l.'.ß.ElI.11'. ... C>tlJ:ltt. ... . 

.. . iC,rtin.lcllEI ~-~ i; E11.'SC:. l!!l.1.J:ll111Se J:l• ... ,t..11.c.h ... µii _ .. fül.P: ~.SEl. ll: b_ P-.ci. .. 1':El 1.1.1 .. •\,Jl,Pll:,l,:1'~~ 

.P.l1i:i1Ct. .. ~~1'. .. ~as _ y c:>1'.~ 1.0f;llll: . ein13i:: '.l'l1~1l:rk:ul 011.ll ~ .... l>.f3. ll:1'.~. ~ll.!l.f3 .• .. ~e;:~exe 
in normaler Stärke seitenglc1ch auszulösen. Keine krankharten 

......... ................ ..... . .................... ··· ·· ························ ··········································· ···· -· · 

Rerlexe. 

S. fee!iidi: .... unAuttälUg • .. 

(>iernadj mufl b ... 1.!l. Untetfudjte 

ralliflll a lS bein bcutfdjen !lloll ägnlidj unb 

erf.einungsbilblilll alß gejunb angef~en werben. 

~ie llnterfudjnng ergibt aud} feine ~ngalt51>11nlte füt baß l!lotliegen etbltan~aflet 6djäben ober 

~nlagen, fobaß unter IDlitbetüdfldjtigung bet etbgefunbgeitlid)en ~ngaben übet bie ß'amilie bie ~nna9me 
folgende 

bet llrbgefunb9eit bmd)tigt ift. „ee• blr l!iablir9er11n9 llrfte9m blllJUIEldDDi11tsäratlidj:siiili !8ebenfea. 

f)lerna4 flefte~m gegea bie e!nflirgel'llag folgmbe arJlll••• !Bebeafn: 

. .D..~.EI .. IJ Ilt..ll.1.'.!1.1:1 C: l! t.ll .. :z;~_ i_ ~t. _:z;:w. ~!. ... El !..5. <lll.El ~ Illl.ll~!:.~. ~ ~ d~ ~.<l .ll ... ~.EI. ~.l'l:!3.l'l: ... ~-~ ":~~()he P 

Bluteinschlag, dagegen erschoint der Vater, der auch beschnittep 

.. is.t, .... J_üdlache.n ... Bluteinschl.ags . .. Y.e.r.däc.h:tlg .• 

Der !!mllat;t 
Im Auftrage: 

Jr -~ 
Medizinalrat 
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43. „AntworttelegrammdesFührers";OZvomS.12.1940. 

Jtntmorttrteoromm bes f fihrers 
2lnliif3lidJ ber l»ebenff ein für lfmU von 

!Bt~ring ridJtete ber 9tdtor ber ~~ilippt• 
llnivtrfität, ~rof. '.Dr. 91tal)er, folgtnbH 
'.telegramm an ben 3il~rer: 

„2lnliif3lidJ bes 50. ao~restages bes !Be· 
fte~en1 ber 6erum•~ttapie ~abm fidJ 
91tiinntr ber mliffenfdJaft unb ~rap1 aus 
bem ans unb 2lutlanbt in 91tarburg JU 
tintr lfrlnnerungsf eitr an lfmil von !Be~ 
ring verf ammelt. 6ie entbieten btm 3il~· 

rer unb 9teidJ1fan3ler i~tt e~rerbietigtn 

l»rüf3e unb geloben, btf telt von btm 

mlunf dJt, bit mltdt edJter 91ttnfdJlidJftit in 
.Stritg unb 3ritbm au fiirbtm, an bicf em 
lf~rmtagt i~rtn lfinf alJ im 5innt bH mlir• 

ftn1 lfmU von !Bt~tlng1 jelJt unb in aller 
3ufunfl 

~m 3il~rer traf folgenbes 2lntwort. 
ttlegromm tin: 

„:Dm am 50. aa~rtttag btl !Beftt~tns ber 
6etum•~trapit aur lfrinnerung1ftier für 
lfmU von !Bt~tlng in 91tarburg 93erf ommtl• 

tm btr mtbi3inif dJen mliff enfdJaft unb ~ra• 
git banft idJ filr bie mir telegrap~if dJ über• 
mittelten l»rüf3t. ndJ trll!ibm fit ~trJiidJ 

mit mtinm btften mlilnf dJm für a~re mlti• 
terarbtit im :Dien~e ber SjeiHunbt unb btt 
l»tf unbfJtit1pflege • 

9lbolf Sjitler." 

44. „Nürnberg"; OZ vom 8. September 1936. 

Nürnberg 
IJJlarburg, 8. 6ept. 1936. 

Dr. C. H. ~eute beginnt ber 9l e i d) 9 • 
p a r t ei t a g 1 9 3 6. Eid)iin gef tetn finb 
mand)e ljormationen im feftt idj gefd)m&.icits 
ten IJlürriberg eingetroffen, ba9 nun filt 
eine lfilod)e lang ber i n n er p o 1 tt if d) e 
illittelpunltt be9 '.Deutf d)en 
9l e i dj u u n b !l.l o 1 k e 9 i ~- '.Die bi!JS 
her notliegenben IJJlelbunßen bef agen, baß 
bte Organifation, bie tritt f o gewaltigen 
\lnenfdjenm~ngen in ber 6tribt red)nen 
mufl, !dappt; unb bat b.ie ~egeifterung 
ber imltommenben !llarteimitglieber aubet• 
orbentltd) ift. 3n ber 6tabt benfd)t 
fd)on geute ein . freubige9 IBl!Jtliigle, hs 
bie groten '.!age an3eigt. bte folgen roer• 
ben. 

llie ~u9f djmüdtung bet 6tabt ift 
g_eroaltig. !1lümberg f elbft mlt feinen alten 
.t>äuf em, feinen <fdten unb <!Hebeln, ·mad)t 
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ta f d)on aq fid) ben {finbr~dl beJter alter 
beutf d}er aultur, . unb bte {finmlner 
roetteifmt nun badn; mit · <Brün, mit ag• 
nen, mit n>e\fien unb golbenen !Bä ern 
ble 6.tabt· tn -ein !.Vltet fe(tlidier llie®e 
au tau~n. · WUtteinitedute 6tanl!arten 

=' · .. ··. - .in.be!: . . · : .·.~ ..•... ~. -.... ·. · 
. •. ~·· . firi r. , . ·ft1t. •·fä~l~ ~~ 
~ . . et ~b~ Btt 45fribtlJt 
flsf J~„u~; ··~ b~ 9le~•„ .·~t nodJ 
llNtt't · ~tmidlmou~. . !J)u .Seg :~ur 
~üt!J, · u.on 1001\'dl ber fd)ilnfle. llbntl>bltdt 
bietet; ift ·~tn btHebtet 3t•I. . 
~eute . nritb ale lllJftakt trabttton•~· 

ma~ bet 'teff ed)ef !Ilr. lliett\d) · bie 
~ r e f· f e. emJ>fOngen. <ftroae · f lliltet 
t ti f f t b e r. il il l) r e t e i n. 3u gletd)er 
3ett .flnbtt ~ <finfüuten bes !VatfäitniJes 
butd) .bte <Blodten fämtlid)er . Jtird)tn 
ml.rnberge ftatt nad)bem aunot bte IJag• 
nen ber alten ilrmee unb !lnarlne burd) 



elne !Jabnenko~nte etn~I,olt roorl>en 
finb. !!in kleme1 milttiirlf dJe• Gd)au• 
fpkl rotrb alf o am !Beginn btef es '!1Jadet­
tages fteljen; ber . nadJ bem !padeUag ,bet · 
6ieges unb be9 . !Butene, nad). bem ber 
;Jnil}eit oom oodgen 3aljr _ roieber ein• 
mal bie t n n e te unb ii u t er e ~ r a f t 
b e r 16 e ro e g u n g 3ejcen foll. 

3n · geroalttgen polittf d)en stunbgebun• 
gen tn Sffitten bte filr fie gebaut finb, 
follen ble unge~eure 2ebensltraft, ber 
!IBtile unb unetf~uttedid)er <Blaube an bie_ 
6enbung ber 9lation ~m 21usbtuch kom• 
men, in einer f lJ m b o 1 f) a f t e n iJ er• 
f d) m e [ a u it g D o n 6 i d) e r lj e tt, ft o I• 
3em ~eljrrotllen unb einet be• 
fonberen kulturellen unb get• 
ft i g e n 6 e n b u n g. !Bekennen 3u !ller• 
11angenljett unb 8ultunft bes beutfd)en 

! molhes filljrt ble !Dienf d)en aufammen unb 
i foll iljnen b!e ~ra.ft au ·- ber vaitung -ge• 
ben, bie bos !Ilolh erfüllt. Unh borum 
ift ber biesjäf)rtge marteitog oud) . rote 
f tets ein '!) o n lt e s f e f t f il r b e n (j ii f)• 
r er. 

<fs i[t -natürlid), baf\ ber !Reidjspartei• 
tag im 2l u s r a n b f d)on je~t ft a r lt e 
!B e a dJ t u n g finbet. '!)abei roirb oer• 
fd)iebenfüdj bie 2ltt bes neuen '.Deutf dj• 
Ionb einer !Betrad)tung unter3ogen, eben[ o 
roie feine \lJolitih. „'.Dailg !Dlail", ein 
!Blatt i!otb !Rotljermeres, nennt bie 
21 u t e n p o l i t i lt ber nationalfo3ialiftt• 
fd)en !Regierung auflerorbentltd) er• 
f o l g r e 1 d) unb weift 'barauf gin, baß fte 
tmmer 3ur t e d) t e n 3 e t t etna~leitet 
rourbe. !IBenn bie beutf d)en Wltt)leten 
bie !IBeltf)errf d)a~ im 6port gemonnen 
ljätten, ljabe '!leu'tf d)ltlnb einen · o[gmpl• 
f d)en !Rehorb in ber 6toatshunft aufge• 
fttllt. ,ß!trer l)abe gel)anbelt. '.Das ent• 

fpted)e bem b t) U·a m ff d) e n Ir lj a t a ~· 
te r b e s (j ü 1) r e re. '.Ilas !Blatt w~tft 
barauf f)in bot '.Deutf d)lanb unb 3talten 
allein ein beftimmteg 3iel l)ätten unb ben 
!IBeg kennten es 3u erreid)en. '.l;lie 
f)aunterfo[ge bes 3of)res feien geroeJen 
bie ~ t e b.e r b e f et u n g b es !R lj e t n• 
[ o n b e 1 b!e !R e g e 1 u n g b e r ö fte r • 
r e ,i dJ jf d, e R (j r a g e unb ll.!e ~ i n • 
füg ru n g b er . 3 w e tj a ljr t gen 
'.Il ie n [t p f 1 i d) t. 

3m ,6unbag ltljronicle" · {teilt !8euerlet) 
!Jl i dJ o 1 e !8etradjtun„en tiber '!leutf dJ• 
lanb an, bas et bei emem !8ef ud)e aufs 
genouefte beobodjtet ljabe. mur f eljt 
wenige Cfnglänber -qä'tten eine m~rf tel• 
Iung oon ber m o t a lt f d) e n 6 t a r lt e 
'.Il e u t f d) 1 a n b s oon ber <flnlgung ber 
\Jlation, rote fit nod) nie beftanben l)~be. 
'.Diefe geeinte 9'latlon trad)te aber md)t 
nad) ~rieg, roas fd)redtlidj roäre. f onbern 
nad) ~rieben. Cft roiberruft bann bie oon 
il)m friil)er befürmorteten <Brunbfät}e. Cfr 
könne nld)ts bafiir, bat es in '.Ileutf d)• 
Ianb fo ote 1 6 dJ ö n es u n b <!3 r o f3 • 
a r t i g e s gebe, unb bafJ man bie gai:ae 
Reit in l!nglanb bie '.Ileutfd)en als eine 
9lation oon roilben '.J:leren lJlngefteilt 
{Jabe. ble „3uben röfteten, 6äugCtnge um• 
bräd)ten unb bas <Beroel)r präfentierten". 
Rmar feien bie '.Ileu tf d)en nld)t tah tooll, 
aber fie feien auf bem tld)tlgen !IBege, 
unb bas eroige <!3enörgele In ber briti• 
fdlen !Ureff e bürfe nld)t bte <fnglänber 
tiber~eu11en, bat bie '!leutfd)en il)re 
(jeinbe feien. '.Das fei bie größte '.J:ragö• 
bie oon ber !IBeit. f)eute repräf entiere 
,f)ltler ble beutf d)e 6eele. ,f)offentlid) 
merbe aud) 21 o lJ b <Be o r g e f o f el)en, 
roie er es gef eijen ijabe --·--
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45. „Ein Fanal der Vergeltung"; OZ vom 10. 11. 1938. 
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Eitt fonol Otr Dtrgtttung 
lll!s ~ c[tern in ben ll!nenbjtun·bcn bie !Racf)' 

rid)t non bem ll!bleben b·es füda·nMjd)afts' 
rcts I. ftlaf[e o o m 9t a t fJ iniol!l'e bes llJ:n, 
id)!aiges bes jübiid)en JReud)elmör·'tie rs fürün' 
ipctn bcta.nnt murbe, bemäd)tigte jicf) in un' 
ioer 6tabt aller ll:lol!sAeno[[en ein·e AZltlafüAe 
<!rregung. 'fil3o man l)ininörte, mar ei·ne un, 
Hel~ure <!mpörung ülier ben 9'Jlorb ieftwftel, 
len . . ~umal es gerabe ber '.I:oteng~benftaq ber 
:lßeroc rrum•g mar. an bem b>ie[er le~t·e 'alut' 
n~Qe bes Cl5roil·brntjcfjen 9te id)es [ein l!e:Oen 
lieirh' oil 

'.Da fann man es oer[tel)en. ball b<ie er' 
re~ten ll:lolfsqenof[en ifJrer filut in irg~nb 
ein er ()'orm ll!usbru<f gelien muflten. '.Di·c 
6n,naqoge mar bas l)pfer. '.Die'fer !!3a.u, lJ.er 
~en :JJMte!punft bes jübifcf)en Un!l'~irtes 'Ooar ' 
ildl t, ging l)e;utc in h-en iriil)en m.or.g~nijtun ' 
uen in (jlammen aui. '.Die ij~uermeif)-r m•at in 
cci~i·!l'et 'l.HlicfJ·terfullung liemüf)t, l>nl! ije11Jer 
oon l>en u·mliegenben f>iiu·[ern fern~utl)alten , 
mas ill)t a•wcfj vollfoinmen gelang. :Die sm-„ 
b·ie fcfjnell alarmiert mutl>e, iorgite in (})emein' 
jcfjaft mit ~oH0eilieam1ien fiir l>ie 6icf)erf)eit 
h-er b<ie Uniner[itiitsf!taße lienu!lenben lBe, 
oölferung •burd) fill>h>ertunig ber !!3r1:tn1b~irtk 
filud') liemü:nte [ie iidi, l>as <!igenrum b.ea in 
bem ftcllcrgefc!io!l bes ~ulbentempels mdf).nen, 
ben ll:lalfs.gen•of[en in ber g·egenü'lierlie-ge'll'l>en 
6cf)ule in 6irf)erl)eit i!1l liringen. 

6~fö~ner~än<blicfj !}afü ficfi <111 ber ~t\l'lllb ' 
ftelle eine groile ~ero[cfje>rom•af[e eingefunb·e-n . 
bie iilJt·er (fotrüjtung iiliet ben feige n jüb>i1jcfien 
9Rortb UJwb illre !!3efrie'O'i A·U•mq iilier b•ie'\e -
nerll1iiltwismäiJig geringfü!lige - ll:Jer.gelt.ungs' 
-ia!Jmialjme ~111tt 'll11~brud liracf)ite, lidi b·wliei 
Ll Oet DOtfr;hl!l>{oicf) bif~ipfül'ittt tlet.f>ielt. 

'.Der !Bau ift uoll'fl>mmen ausgebrannt . 
il}b<lß n1tr Md) bte UmfaffungstMlU11l fte ' 
fJ en. '.Ilamit tft glei<f>a.eitig cin <!>eb<iube 
llerfd)'mu.nben, l>a!l info1g-e jein-es aftati' 
icf}en 6ti'ls un1b jeh~t flobig-en <Deftaft Klt' 
!et jd)önes Srobffiilb ~l1fin·bfid) ner, 
id}anbdte. 

* :!)i-e (impötKng üiber ben l)int-erf)iältigen 
jiiltifd)en IDl.arl>anfcfyfag f)iat allentf)aiben 
l:lie beutf <f>e ~uöUerung itt <fmpörung 
oerfe§t. ~td} in jtirmf}ain tl)Utl>e 001t ben 
empörten !&Ylbgenoffen :tiie bortige 61)' 
Jta(IDQe liejdj.äbigt, ebenjo aud) oos jül>ijd)e 
(!}emeinbefJiaus. 2Iefynfi<fJ'e lBorfommni[\e 
werben aus anbeten füegenl>en gemefbet. 



46. Bericht des Untersuchungsrichters vom 1 O. 7. 194 7 im Prozeß gegen Hans 
Steih u. a. wegen Brandstiftung. 

1. ~~_!__ 

Den in de~ N ~cht vo~ )./10 . 11. 1J38 von n~tinnal -
sozi ~listischen Ele~~ntcn in b~nz Deut&chl2nd durchre -
f ührten Judenprogromen fiel auch ctie Synagoge in l'.ar -
burg/L. zum Op!er • Die Zerstörung war von b~hEerer ?iih­
rung befohlen . Mit der In·or:indsetzung der Sj'nat::ose lh r-
burg/L. ,var der d 31D:::.lic;e SA-St andartenführer SI • 
besuftragt • (Bl.91 ) • Am Abend des 9.11.1938 führte die 
SA. den an diese~ Tage alljbhrlicb libli:hen A) pell cr~rch. 
Auch i~ Fronhof, de~ Stur::iloks.l ' je ~ Stur~es III Jäbe r 11 
fand eine solche Ver ans t a ltung statt. Im Anschl~ss da.ran 
trafen sich dort noch zahlreiche SA-Männt' r ZUIL K= erad -
schaftsaben.i. Auch SA-Männer .a njerer Stürme n '.lhmen daran 
teil. Es ~a.r ein re3e~ Kocimen und ~ehen. Im Laufe d~r 
Nacht erschienen der damalige SA-BrigadefUhrer V„l J 
und der SA-Stande.rtenflihrer SI . J ,iln .Stµrm_lokal • Es 
•.vurde Alkoholverbot gegeben, das Telephon besetzt • Gleich·. 
zeitig wurde befohlen , daß keiner der anwesenden SA-lfännel, 
U'.'i-> Lokal .verl!'>.~: loler. durfte • Der SA-Standartenftihrer s.­
~g~'Q_li_em Angesch.st ... , crem-<f~äiigen· Flihrer des 
SX--Sturmes III Jäger 11 , Befehl , die Synagoge in Brand 
zu setzen . Auf die Umfrage St ... 's meldeten sich dazu 

·einige SA-Männer . Mit diesen zogen sich s und 
St ... in ein Neoenzim mer des Lokals zu weiteren Bespre­
chungen ZU!'liok (Bl. 5 3). Es W'.lren etwa lo M:mn • Wer 
außer S ß S und St- - an dieser : pesprechung teil-
n .'lhm, konnte im Laufe der Voruntersuchung' .bisher nicht mit 
Sicherheit. festgestellt werden. · Der Angesch • .St. be -
nannte anfangs dazu die SA-Männer Friedrich Gtiiii 1otto 
D ..... , Heinrich V ..... und Hans ~ (Bl.54/801,schränk· 
te seine Angaben s päter 1Vesentlich ein (Bl. 94 ). N3ch sei­
nen Aneaben soll Friedrich G"'1t dabei einen besonders gro­
ßen Mund gehabt haben (Bl.80/94). Im Anschluss daran bega­
ben sich §_t- und~-~ -~ine_r. ~-r.~unuur:i.i:;_~l!-.9,.lUl.er_ -~Yn.a -

. go~e (Bl. 9o/94 ) • Weiter wurden au~ aeID Geräterau1:1 des SA­
~chtensturmes im Landgrafenh '.lus 2 Kanister mit Fuß -ßt 
bodenöl geholt • Nach An~~ben des Ze uge n V,,.,,,, , der selo 
Gerätewart des clA-N achrichtenstur:nes l"lar , scll dieses der 
SA-Mann P' f gemacht hilben. (Bl. 88 Rs. ) • ( P,_.. 
„„„„befindet sich noch in russischer Kriegsgefan0en -
sch aft - Bl. 72 /88 Rs.) Auch dem SA-Truppflihrer des N ~ch-
richtensturmes SI ist bekannt, daß ~'uß'!:lodenöl ;:ur 
Inbrandsetzung der Synagoge ver11endet wurde (Bl. 93 ). ~ 
'!:l estrei tet. , et.-12s davon zu wisnen , wird jedoch v on P­
... erheblich belastet (Bl.9/ll ). (l'J J konnte dcirch 
den Unte rsuchungsri cht e r bisher \7egen Kr.'.lllkheit nicht ver­
no1:1!!len we rden. )Als i!:i Fronhof 'bekannt i'IUrde , dn.ß die Po-
J i ZE:.i >on der Synagoge zuriickgezogen war ~nd die Feuermel­
der durch SA-Leute besetzt waren( Bl. 7 ) zoi:;en et·.w lo -12 
Mann nach der Syn:i.goge , kletterten üb er den Zaun , .:i r~n­

gen - teils durch's Fenster - in die Synagoge ein .D3zu 
gehörten auch die SA-Leute G911J.(Bl.9o ) und PI ~(~l. 
lc .t) . Beide nollen durch ein ::! enster nur bis in ien Vor­
r !'lU~ gal:mgt sein, d:i.nn gem~ rkt haben , daß die S;rnagoge 
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in Brand gesetzt '.YUl'de , und sich darauf ,.,.iede:- :.:i;.rück.;;c> -
zogen haben (Bl. 9o/lo4). Auch der Stur!:l:"iilire r :::;~kletter-
te ffoer d.en Z:mn und will die Syn:goge erst bet:-eten ba ·;:ien, els 
sich bereits dicker Qualre zei~te (Bl.94) .D3~ei ~ill er dem 
SA-Truppflilirer V_,, be:iE;;n::·t sEin(!31. 94 Rs.). DiEscr k3.C ge­
r:;jc, au3 der ~ynagoc;e ;st- nuchte ihn Li3r ::mf auf:z:erks3.!:l, iaP. 
Vc~·sor;;e "Iegen der ele '.i:tr. St romlei tun.:; t:;et roi'!cn "''erden 1:1\i.ss-
te (Bl.94 Rs. ). V,.., .kÜlll!llerte sich als°!>'.l.lj d.-.:.ru!!!, 1cchrauote 
die Sicherun0 heraus , ~etzte ~ich auch mit dem Elektrizi -
täi;s -.'leri( und · dem Elektromeister ·.v,..., in VP.rbindung (El. 89/95 ). 
Ebenso ..,111 St - noch G ... ::wgegnet sein(Bl.94), der meinte 
dgß die Bänke schon brennen würdt>n. G.., hatte iI!l In~ern der ' 
Synagoge beobachtet , 'Nie das Feuer auf uem Fußboden entl r! ng 
lief (Bl. 90) • Inzwischen knm der Synagogendiener Kll J 
zur:: Fr\'hdienst . Er kam o;I!l Fronhof vorbei . , beeeenete dort 
einie;en SA-Leuten . Als er die TLi.r zum Innenraum der Syn9.~oge 
öffnete, ::ie:.:cckte er, d3.B ein Brand auage'brochen war (Bl.91/92). 
Al~ er aus der Synagoge wie:der herauskam , ~egegn~tc Er eini­
gen SA-Leuten . Diese m'.:lchten sich auf 7ieisung dessTur::ifii.hrer:> 
St ... an de:!l Inventar de:r: Hcusmeiste!;lohnung zu schaff..:;n. stlllllf 
h'?.ttE :. Eite:::- befohlen , noch Schriftstücke auö der Syno.go.:;e 
Z'.l retten und zur Standarte zu bringen • (Bl. 70 Rs. ). An de1· 
Ber5ung der ~achen aus der H3.usmeiste.r1c.hnur.;::; beteili.;:ten sich 
et··:3· 6-8 Mann , daruni;er SpJ O 1 . Auch rr.acbten sie sich ;;onst 
ar. dn S:,'nagoeE: zu schafi'e!l. (51.93 Rs. ) .Poliz~i und. :Feuer­
'.'l'C ".'ar W!: diese Zeit noch nicht zu::: St~lle. Inz·vischen be -
g'?.b sich der Synagogendiener Kl J f zw:i Poliz.:irevicr und 
1:1eldete dort d$n Br'.l.ntl ~ Darauf ':'ltlrtle durch die Polizei uo 
6,07 Uhr FE.ueralo.rr:i gegeb;:.n, während die Meldung von dem 
E~and über die ?eusr~clder -Anlagen erst später - um 6,13 Uhr 
und 6 1 31 Uhr - erfoJ.gte (Bl.97 ). Seit der Brandstiftung ;';3 -

ren be:-eits 1-2 Stunden vergangen .(Bl.lo4) .Um 6,12 Uhr traf 
die Feuer,·1ehr am Brandplatz ein und uekär.::ti!.e den Brandherd. . 
D~s Fe'.ler war schon soweit fortgeschritten, :11.L'.. die Ku;rpel 
der Syn:iboge bereits heruntergebrannt war (Bl.97 ~ und Brand­
be~icht der Freiwilligen Feuerwehr Marburg/L. vorn 11.11. 38). 
Die Fe~t-r·1chr cusste sich hau:i)tsächlich darauf beschi· &.nken, 
die anliegenden Häuser zu schlitzex:i. .• damit sieb der Brand nicht. 
über die ganze Stadt verbrci t-;te • SA-Männer , die in der Nacht 
BUf BefE:hl ZU!l! Eimrntz t;erufen ·;,urd~n, bildeten Ab<;"Jerrposten, 
Die SJrna.goge brannte tatel 3.US. Xlie Mäui:.:n ·~1urden gP.3f.n Abend 
gespren3t • (Bl. 88/97 u. besonderer Brandbericht). Der An; :;, -
schuldi.-:;~e St„ soll sich spätc=r n::ich gerühmt h3bcn,die 
Streichhölzer zu besitzen, mit denen er die Synaboge an0 czCJl­
aet h3t(Bl.70/lo). 
Die.Zerst i:i run.; der Syn11goge erfolgte plam:iäßig. Dib rechtli­
che Subsul!l!Riernn, dies0s Tatbestande~ als Brandstiftur.~ ist 
zu i;ne; . Es liei:;t vielr::„%rfr gleichzeitig organisierter schAfl­
rer Hausfriedens·or'.lch in T:J.tein!'leit. r.:it L'.mdl5riedensbruch 
(§§ 124 ,125 ,73 STGB.) vor • Die Tut wurde vcn ~~hreren Je­
plant und ausgt:i'Ubrt , dit &ich ::us Kreisen der SA. freLü1-
li~ gemeldet b;.itten . Sie ~:~den dadurch , d.:3.ß Jie Polizd 
zurückgezogen und die Feu1;.:-meldt:r besetzt \7ar0n, in ihre n: V(· ~·-

h-;.O(;n g.:.st&rl:t · Die Täter ;-;urden zs.hlcn:::t.ßi0 vernt'..:!"l't d,urr.h • 
·an de:::-: 
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an1er E SA-L~ut ~ , Jie 31ch an der Zerst örung beteili~~cn, 
·ois Poliz.:i cind Feuer·.vehr eintraf . Di<: ::.~r .;;une; dfr H3.b­
seli~keiten de$ Hsusmeisters spielte d~oei nur ~ine unt ~r ­
geordnete .Rolle. :Sis zum Eintref!en der Fe ue:!"·::t::h r ·H:rzin­
ger. vü:ll:lehr noch 1-2 Stunden] 

2. y ? und S I I ~ind bisher nicht er~it~cl t .~ 
..., (Bl. 8/ll) ~e:.i'ldet sie~ we~en Her~lei~e!'la_zur.; Ku:aui't:nt-
h::rr. Sturmführe r Georg K (Bl. 70) 1::.,t 1!: Ar'b::::.t;;:l '.l i;E.r 
Wetzlar ,Hem::rnn Ste instr. • (Bl. 72/88 Rs.) 
und · . Bl.88 Rs . ) :üni noc in . rie 0s5e1 :J. n~e nsc. ~rt. 
SA-M„r, r. vom Musikchor (Bl.88 F.s.) i s t r.cch nicht er-
:nnt elt • Matthbs E@ ' (Bl.?o) aus M:::u:b ~ch N::.· .88 kehrt 
efst in 1-2 Wochen von der Reise~zurttclc Auß:= rd.e::i ist noch 
der SA-Mann l.udwig Wf 2 !f. ~sr. ' Dih-g-;---K--eeeeJ.bac~ 8, zu 

'5. Urschr.cit Alüen . ~ / _ //f.:, ._/.:; · · ..:...//; _ 
(/} · / · f · ' / 

dem Herrn Oberst ats'l w!ltschaf / ' •i._-

vernehmen.11 / J. .I/ ~.//l':I~- " . ,/ _ 

in M a r b u r b /L. 
zur-~t ellun~nahme.vorgele6t , ob die Vorunter~uchun6 auf 
Friedrich G9 !Bl. 89 Rs.) ,Paul Pf 4! (Bl. lo.1), vm, 
fBl. 88) und "S'f SR I (Bl. 93 ) .vE-gen fon.ifriedensbrücin 
T3teinheit mi sc ':1erem Hausfriedensbr:ich in Ve::'bindune; 
=it U G~ Ges$z zur Ahndung nationulzo3i~list~scher ~tyaf -
t~ten vom 29.5. 1946 (GYBl.1946 ij.136) ~u~ceJchnt ~erden 
soll. Abschrift zur Entn a hme für die H:.; nd.'.J.kten lief:';. 'bei. 

De::: 

Marburg/L.,den lo.Juli 1947 

Untersuchungsr~ter beim Landtiericht 

/} 7 .- / 
17 · //!{~ 
' ' ' 0 

' \ 
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4 7. Urteilsbegründung aus dem Wiederaufnahmeverfahren gegen Hans Steih u. a. 
vom 16. September 1952. 

108 

NAMEN DES VOLKES! 

1;:= 1:.en v::::ll r e c iL!l () nach den §§ 306, 125 Abs .1 , und 2 StGB. 

hat die gro ße strofkaw.!!!er des I,andgerichts in Marburg/L. i!l 
der Sitzung vora 1G.sep tehlber 1952, an der teilgenomr.1en haben: 

für 

Londcerichtsrat H e r t z f e 1 d t 
als vorsitzender, 

Assessor r,r i t z k a 
Assessor L u i t j e n s 

als beisitzende Richter, 
Frau !:lartha M e y e r aus Ziegenhain, 
Konditorilleister Viktor S c h a t z aus Llarburg. 

als schöff en, 
staatsan~alt s t r a u b e 

als Beanter der staatsanwal tschaft, 
Referendar D i c k m a n n 

als Urkundsbeamter der Geschäftsstelle 

R e c h t erkannt1 

Das Urteil der I. Strafkammer des Landgerichts in 
Earburg/L. vom 21.November 1947 wird aufgehoben, 
soweit es den Angeklagten st„ betrifft. Der Ange­
lclagte S~ wird wegen Aufforderung zur schweren 
Brandstiftung in Tateinheit mit Aufforderung zum 
schweren Landfriedensbriich in einem Fall und ferner 
wegen einfacher.)< Landfriedensbrucbt in Tateinhai t mit 
schr:e rem Haus f riedenobruch in einem Fall zu einer 
Gesamtstrafe von einem Jahr neun Monaten Zuchthaus 
verurteilt. Auf diese strafe~ wird. die in dieser 
Sache erlittene Untersuchungsllaft in Höhe von 282 
Tagen sowie die auf Grund des genannten Urteils vom 
21. Ha\rember 1947 vom 10.~e tember 1949 bis 11. 
Augus t 1950 verbüßte stra · rerechnet. 

Die Kosten des Verfahr ns fallen dem Angeklagten 
zur Last, di e Gerichtsgebühr wird jedoch um ein 
Drittel ermäßigt, 
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G r ii n d e 

A· 

DUJ:"Ch Urteil der I. Strafkammer des Landgerichts in Marburg 

vo:n 21 . :ro-rcmbf' r 194 7 ist cler J\n t;ekl8.g ti:> st• weg en vorr,ät?..­

licher Inbran:ise tzung eines zum Gottesdienst bestimmten Gebäu­

des, beganc e:i in .ratP.'..'1hei t mit schwerem Landfriedensbruch als 
R&.d el:3.f~ihr .:~ J.„ ~~.-1~~ ~:;l: l r:; 0 r ,;m Ha.usi'i•iedensbruch unter Anrechnung de r 

in ().ieser s acLe: r•rlitt e11e n Unterscrnhw1gsl!aft in Höhe von 282 

Tagen zu ein.:; !' iuctitha'J.::.: strafe von 3 Jahren verurteilt worden. 

Ui tt :~ ter der schr;e r cn l> ranc1s tiftung , be;;anc en in Ta t c inhci t mit 

Landi'ri <: de rrn b1·L< ch und sclrne r cm Ilrw.sfriedensbruch zu einem Jahr 

sech>: i.Ionatcn Zuchthaus verurteilt , \'iährend 0. ie be iden weiteren 

1.1 i t c>.ngeklacten, die heutigen zeu.sen V p f und 2s_/IJ•l!!!!!I!!!!!!!' 
~ fr e i ,:;esprochen v:urclen, ist clie cla1aalie:;e Entscheidung c:;ec;e n 

_...·i..r._, 
clen vio··ha Lli t a.ngeklagten P,_.r aufcehoben Y1orden. Der dia-

mli t;e 1li tani:;eklagte , heuti,i;e Zeuge P jp f: _i:: wurde 
durch das Urteil der strafkai~ier I des Landg e richts in hlarburg/L. 

vor,1 8 , Dezember 1948 von der Anklage de r schweren Brandstiftl111g 

frei ge sprochen, im übrigen jedoch v:cgen Landfricdensbrucils in 

Tateinheit r.u t schYierem Hausfriedensbruch zu sechs l:lonaten Ge­

fängnis verurteilt. 

Im Zusammenhang m t dem Brand der Ilarbuger Synagoge aci 10 .Hovember 

1938 V1urde auch gegen die später aus Kri egsgefangenschaft heim-

gekm-hrten heutigen Zeugen Bauing. S 1 I und Elektromonteur 

Pf J .Anklage erhoben. Durch Urteil der Strafkammer III 

des Landgerichts in Uarburg - AZ. 2 KLs 13/49 - vom 11.August 

1950 wurde P 1 4 freigesprochen, §S_.1!•1111!!!!!!!~ 
' jedoch wegen Anstiftung zum scl:we ren Landfriedenabruch 

in Tateinheit mit Aufforderung zur schweren 5randstiftung zu 

einem Jahr sechs Monaten Gefängnis verurteilt. 

Diese drei Urteile sind inzwischen rechtskräftig geworden. 

Auf Grund der gegen ihn durch das Urteil vom 21. November 1947 

erkannten strafe hat de r Angeklaete s .... vom 10.september 1949 

bis 11. August 1950 Strafhaft verbüßt. 
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Das Urt eil v on1 21. Nove:atier 1947 hat unter ande r em di e Fest­
st ellur.g get roffen, de r Angekl agte S~ habe s ich im Fronhof 

an P) 1 (mit den Worten gewandt:} Xomm doch mal her, 

Du hast doch die Schlüss el vom Landgrafenhaus und dort ist 

'' .. „·. u'· '·· '."• · '·'-··~ -,..ö l " • .t-e 1: •~r.- 0 J'l a,· te S._., .b abc s ; ' h dan1· .... c ...... 1 . •~ ·· ·- .......... _ \ ,~(.;„... • t ,;;i .lU. ~0 ... \ 0 . _.,,- _ _c c _ .i. 

l?'.i t PI 5 I :mm Landgrafenhaus begeben, P ß / habe 
z.uf f,n0rr! mu:r; <:le .; Ang ekl agten zwei Kanne n mit ;a'u§bodenöl 
l ·· ..,_~·-;•„·~·t:i· · ; ... „„„ ' ~~:'\ -„ ~nf':' J l <> ' t .... h~ b hi h .• c. •. .. „„.c .„ .„, .. „ .. . 1 .-..~~ 1·~ ·c:.ec ~g c s ....,.. "' e ernac zusammen 

i:üt :;:·f J das Öl durch di e Fenster der Synagoge auf 

d e::..::: ~·u:if:cd.2;, i.,;Gt;osscn u.r;.d das Öl in Brand ges t e cr.:t. 

Di e s<:! :::•estst0llw~gen hatte das Gericht für erwic"sen ange sehen 

a-.;.f Gnuiü lle ::: : .u:::GaLC cles dai:t!Mgen l.ii t angekla .en V~ 
0_44. , r-17" 

d.er sich 2u::1 croßen Tt1~. l se i ne r se its a u f e i ne ci eichlautenü.e 
BeLterkung des zum damali;:;en Ze itpunkt noc h in Ge f angens chaft 
befindlichen PJ J be r ufen hatte . 

n a ch lfüc};l~ehr de s p „ ' beantragte de r Angeklagte s ... 
die '.'ii c de r aufr.ahJ,1e des Verfahr ens mit der Begründung, P­

...... körine bezeugen, da ß er - de r Angeklagte - .dem 119-
•••• 'lleder den Bef ehl g ec:;e be n habe, mit ih~em Keller 
des Landgrat'enhauses das Öl zu h ol en, noch . daß er z usammen 

cit P öl in di e Synagoge g eschütte t ha be. 

Durch Beschluß der Stra f kammer III des Landgerichts in Llar burg 

voo 24 -.T anua r 1952 wurde die Wiederaufnalu:le des durch Urteil 

des Landge.richts in Marburg vom 21 .November 1947 rechts­
kräftig a bgeschlossenen Verfahrens, soweit es den .Angeklagt en 
S- betriff t 1 und die Erneuerung der Hauptverhandlung an­
geordnet. 

c. 
Die erneute Hauptverhandlung hat nun1Jehr folg ende Feststel­

lungen ergeben: 

Der heute 70jährig e Angeklagte, de r zur Tatzeit 56 Jahre 
alt war, ist in Obergleen, Kre is Alsfeld 1aufgewac hsen und 

besuchte dort die Volksschule. Im Anschluß daran erlernte 

er das Schneiderhandwerk und wurde Schneide1·meister. 1902 

bis 1904 diente er als wehrpflichtiger im Heere. Im Jahre 
~ .... ..,' 1904 k am er na ch Marburg und übernahi~s Schneidergescht<.ft 

seines Schwiegervaters PffJ!I, dessen Tochter Luise er 1912 he i ­

ratete. Aus der Ehe sind 2 KiJ;der hervorgegangen. Der Ange­

klagte nahm ara ersten Weltkrieg t a il. 
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Im Jahre 1925 trat er in die NSDAP ein, 1927 schied er 
zwar vorübergehend wieder aus der Partei aus, viurde· jedoch 

1931 erneut Partei- und SA-Mitglied. In der .SA erreichte er 

den Rang eines SA-Obersturm.führe.rs und führte den Sturm III, 

einen Re::w rvcoturn. Von 1S33 bis 1940 war e r Stadtbote, 

dann bis 1945 Hausmeister an einer Schule. Nach dem Zusammen­
bruch verb!'achta St- 20 Monate in einem Internierungslage r 
:t'ür pol itische Jfüftlinge. Er ist jetzt Rentner und hat als 

Verwalter de r Wolf'schen Stiftung in l\larburg-Ockershaus en 

freie ·:1ohmu:c; . 

Geric l1tlich ist de r Angeklagte bisher nicht bestraft. 

De r ;IJ1gekl agt e hat in dieser Strafsache vom 12.Februar 

194 7 bis zum 19. 6 .1948 in Unters ucl:mnr:~1haft u::s esc en. 

Im Rahmen der Judenverfolgungen am 9. und 10.~ovember 

1938 anläßlich der Ermordtmg des Botschaftsrates vom Rath 

in Paris wurde auch die Synagog e in Harburg ein Opfer der 

im e;anzen Reichsgebie t von de r damaligen politischen F~g 
gegen die jüdische Bevölkerung und deren Eigentum veranlaßten 
Ausschreitungen. 

Bereits im Laufe des 8. November 1938 waren von unbe­

ke.nnten Tätern die Fenster der 1Iarburg er Synagoge einge1•:orfen 

worden. Es war auch versucht worden, die Synagoge in Brand 

zus.-etzen. Am Morgen des 9.Nov.1938 erschienen bei dem da­

maligen Standartenführer sf I zwei Angehörige des Sicher­
heitsdienstes ( SD ) aus Kassel in SS-Uniforrn, deren Namen 

nicht bekanntgeworden sind, w~ gaben sf / den Befehl, 

die Synagoge in Brand zu setzen. Als sJ jjlf darauf hin-

wies, daß er von ihnen keinen Befehl entgegenzunehmen brauche, 

ließen sie erkennen, daß die Synagoge in jedefil Falle, also 
auch ohne seine Mi t\7irkung ,zerstört werden würde. 

Am Abend desselben Tages fand neben anderen Gedenkfeiern 

~~eine Feierstunde mit dem Dichter Annacker statt, an der 
~~:?,._, 

aw:;rry~...,... ·fui.t seinen Sturmangehörigen teilnahml. Nach dieser 

Gedenkfeier fübrte der Angeklagte als datialiger Sturmführer 

in dem '4m oberen Stockwerk des Fronhofs g~genen sturm­
lo!cal einenA;iw11 s eir:es stu.rmcr;; des neserve fl tv.rmes III, 

durch. Im Anschluß an diesen Appell blieb eine A.nzahl der 
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Sturmangehörigen in der Gaststube des Fronhofs kameradschaft­
lich zusammen. Zu diesen SAooLeut.en gesellten sich im Laufe 
der !facht noch .Allgehörige anderer SA-Stürme, unter ihnen 
verschiedene Angehörige des SA-NachrichtensturJ:lS, so auch 
die Zeugen T< I Q und S Im Verlauf des Abends 
v;ur :J. u o:-.:,;'. Ol'll11et, daß alles dazubleiben habe. Auch der Genuß 
von Alkcho1 wurr' ~ verboten. Nach Lli tternacht erschien der 
d 3:_, ,., J_ i ~· 3 :-'. .',-St -'.'. :~dc.::-ten fiihrer sf IJ• der zuvcr schon ver-
r; <.)1J i r·:.1· ::c ;:; ; . .l.o :c.; s türme in ihren ::;turmlokalen eufcesucht hatte, 
i !'l f° :?'.'C!"' ;:o! . ~:r Ga; te den 1~11.geklagten stfllf lT Heute Abend 
i:;cht <J-:. s ;:;ynaeo <:e hoch, suchen Sie· mal Männer aus 11 • Der 
Ani:;el.:1 1'.:;to v;an!!te sich d!!raufhin an die anwesenden SA-Leutf:! 
u.::~;.u:; r~ e; :·te di e jenigen, die s:!.ch an der Brandstiftung betei­
li[:; cn •::oll ten1 a:if, sich in das Jlebenzimmer der Gaststätte 
zu be[,eben. Auf diese Aufforderung hin gingen 15 bis 20 
SA-Leute - _nicht riur Angehörige des Sturmes stlllf, sondern 
auch Anc ehöriee z.nderer SA-Stürme - i;üt s""'9' zusamoen in 
den I<elj enraum, \·1 0 sie über die Inbrandsetzung der Synagoge 
beri eten. Dabei forderte ß,.., den Zeugen G,.,,, auf, mit 
ihm zusam;:ien zu erkunden, wie man am besten an die Synagoge, 
die nur etv1a· 50 m vom Fronhof entfernt schräg gegenüber an 
der Universitätsstraße neben dem Landgrafenhaus stand, 
herankoor1en könnte. Beide führten dann auch gemeir.sam den 
Erkunaungsgang durch und gineen über das Lahntor und ·die 

d ..... !;"' 
Untergasse zum Plan und kehrtetirzun Fronhof zurück. 1.tnzwi-
schen hatten einzelne der .Anwesenden den Befehl erhalten, 

nach Hause zu gehen und eichJiäuberzivil~anzuziehen. Auch 
der zeuge G..., zog sich um und wurde bei . seiner Ankunft im 
Fronhof aufgefordert, zusammen mit ari<l6ren SA-Leuten von 
der 'l!estsei te her in die Synagoge einzudringen~ Da die vor­
berei tungen einem nicht bekannt gewordenen SA~Fiihrer zu 
langsam vor sich gingen, rief dieser dem Gt-1 und seinen 
Begleitern zu: " Nun mal los, mal loe!" Ale diese Gruppe 
von etwa 6 uann ·den Fronhpf durch den zur Straße Am Grün 
i'ührenden Nebenausgang verließ••• stieß der Zeuge P~r, 
der wie andere SA-Leute telefonisch herbeigerufen war,zu 
ihnen. Die Gruppe nahm eine im Hofe des Fronhofs 
Leiter mit, mit deren Hilfe die Gruppe G,..,-P, .......... 
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eisernen Zaun zum Synagogehgrundstück, der eine Höhe von 
über 2 m hatte, von der Straße her überstieg. Darauf zogen 
sie ·die Leiter nach und legten sie an ein Fenster auf der 
~stseite der Synagoge an. G ... . stieg hinauf, z€,rscblug die 
Sclie ibc un.l d.rcng dw: ch U.ie so entstandene Öffnu:1g in U.ie 
Synagoge ein, P ...... r 1md die übrigen SA-Leute folgten ihm. 
Als sich G,,.,, unrl I . 'Yt im Innern des Synagogengebäudes 

~ . '' befanden, !:cirtc a......, den Ruf " Raus, raus, es brennt, es brenilt; 
Dara ufhir, ve :cauchte jeder1 so schnell wie möglich d.ie Synagoge 
zu verlessen. G,,,., trat eine Türfüllung ein, dru:ch die er 
in den Haupteingang gelangte, sodaß er und IJ 7'1 ins Freie 
gel &.nf; en konnte.1:1.. Pf fr wollte im Hinblick auf den begin-
nenden Brand uls Feuer·Hehrmann nach Hause ge hen und sich 
zur Brandbekämpfung bereithalten. Er stieg daher wieder 
über den Eisenzaun auf die Straße. Dort sah er auf der gegen­
überliegenden Strq.'enseite in der Nähe der Elisabethschule 

den *1geklagten s ,.,., auf-und abgehen. r• ging auf 
S.-. zu und cieldete sich bei S .... ab. Der Angeklagte, dem ! 
dies nicht genehm war, sagte zu Pj fr: "Ach Ihr Scheiß-
kerle von der Feuerwehr". ~--- -

Dann überstieg s....r. den Eisenzaun des Synagogengeländes / 
und betrat durch die offenstehende, dem Landgrafenhaus zu 
gelegene Tür die Synagoge undJl'traf auf V..., und G ...... 
mit denen er sich unterhielt. Später verließ s• wieder 
das Synagogengeltinde und kehrte zum Fronhof zurück. Er ord­
nete dort an, daß alles im Fronhof zurückbleiben müsse und 
organisierte die ~ung w,1 die Bra~~elle. 

Im Laufe der Nacht brannte die Synagoge voll st&Arsdig aus. 
Die r;ru.ndmaue:;:-n wurden am nächsten Abend ges:grengt. 

Einige Zeit nach dem Brand behauptete der Angeklagte 
gesprächsweise seinen Kameraden gegenüber, er besitze noch 
die st.i;etchholzschachtel, mit deren Streichhölzern er die 
Synagoge in Brand gesteckt habe . 

D. 

Diese Feststell ungen sind erwiesen zwn Teil auf Grund 
der eigenen Einlassung des Angeklagten" sowie auf Grun.d der 
Aussagen der Zeugen Gfi-I, P.-r, P III / , sft , 
P....., und V,...,,, s oweit ihnen die Kal?llller gefolgt is t . 
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Die Kammer hat dabei trotz erheblicher Bedenken i m 

wesentlichen die .Angaben des .Angeklagten zur Grundlage ihrer 

Feststellungen gemacht. 

Der Zeuge Sb , , der auf die Kammer im übrigen einen 
durchaus glaubwürdigen Eindruck gemacht hat, hat zwar ausge& 
e e.""".t, c :::· 0ei n11 1..· 2. nl:„u:~J . icL einas llun c!.ge!lt;es zu clon einzelnen 

St~r:::::r, ~;,:, iner Standarte kurz nach Mitternacht in den Fron-

1,of ce:~(: :;:n <_.n, h~be sich dort im Kreise der versamr::el ten 

C;i.-:.· ~ . -, : ·.:~ " ::. '~" i::iJ.<10 stunde au:t:t8ha lten und sei dann nach 
i f;tl\;; :~ "c.·;:,;:cn :;c!l , olme dem A;lgeklagten zuvor einen Be.fehl 
~;u. r· ) !' ~:.:; ":'.r:,'. tu: ::i d.er syna.goic gegeb~n .zu haben. 

i.:s !:::.:,c ru-. ,( ..;w J,t.-:ncl; nachdem nachts zuvor an vielen 

;.:.n.:.:0 r. en C1' -:;~n di e Synagogen niedert~ebrannt worden seien, 
be i r.ll en SA-Stürmen s o auch i m Fronhof eine al_lge lileinc 

Spannung [:ehe rr:::cht. Er - sf tl - cei daher von den 
SA-Ka;ce r ade n c;cfrat;t worden, ob er etwas von einer Inbrand­
f:Ct zung der ·r.:r.roUl;e r Synagoi;e wisse, worauf er im Hinblick 

au.f den Besuch der beiden ~!.!änner bei ihm an dem ~e­
gangenen Vormi tt~:~e.a:itwort~~ habe, die Synagoge werde in 

dieser l!acht abbrennen. Der zeuge will diese Bemerkil!lg 

nicht im Sinne eines Befehls, sondern nur im Sinne einer 

Auskunft 5etan hab en, doch konnte der Zeuge sl Cl bei 
seinP.r Aussage die tiöi:;lichkei t nicht ausschließen, daß der 

liJll;eklagte di e :Ber:nerkung S. Silf über die Inbrandsetz=g 

nls Befehl aufge'fe.ßt hat • 
.Andererseits spricht für die Richtigkeit der Einlassung 

des Angeklagten, er habe von st 1 einen aus-drücklichen 
:Befehl zur Inbrandsetzung der Synagoge erhalten, daß sa f• 
falls S .... seine Worte tatsächlich falsch aufgefaßt hätte, 
diesen Irrtum be1.1erkt haben müßte und ihn auf der stelle 

richtigGestellt hätte. Der .Angeklagte muß in irgend einer 

Weise auf die Ylorte sf& / reagiert haben; auch handelte 

es sich .&ei der SA um eine hal bmilitärische Organisation, 

bei der aller Erfahrung nach Befehle nicht stumm entgegen­
genommen zu we r den pflegten, sondern in irgendeir.er Porm 

bestä tigt wurden. schließlich hat sich auch der Angeklagte 

unter Beruf ung auf den Beftf"J. nicht nur an die Leut_e seines 

Sturmes, ::ior.dern an alle Anwesenden gewandt und sie aufgeforder~ 
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sich an der InbrandsetzWlg der Synagoge zu beteiligen. Es 
erscheint aus geschlossen, daß der Angeklagte als J,'ührer des 
SA-Sturmes aus sich heraus einen solchen Befl'.hl auch an 
Ang ehörit;e anderer Stürme , wie beisp ielswe ise dßi$! Nachrichten­
sturll\l;ha t ge ben können. Hätte s..., von sich aus gehandel t , 
dv.w: h:;-cte ':!l' da::; [;arlZ be,;tiJ;:mt den Zeu,;en SI „ 1 Seill.:l;i)',1 

Vorgese t zten , be i des sen Erscheinen im Fronhof in irgendeiner 
Foru tli tget <: il "t . Es muß schon so gewesen sein, daß eine dem 

ancl eJ·en 
l.nc; :.: !~1'1r.;t Gn nr'd v.llen/J A- Leuten übergeordnete Stell e den 
Befehl e ei.:;ebcn hat. Das kann nach Laee der ges=ten Ums t ände 
nur d E,r s•.; arliartcn:führar S 1 1 gev1esen sein. 

Hinsichtlich der Beteilieung des Angeklagten an de r 

Inbi:ands ct zUJ1G hat de r zeuge V,_, zviar bekl.Uldet, der Angs-
kla;te h (,.be l ange vor {Ue!n Eintreffen sl • befohlcnj 
daß alles i m Fronho f bl eibe . Der Angeklagt e habe dann im 
wei t ercn Verl auf des Abendn von dem Zeugen PJ • die 
Schlüssel zum Geräter aun des Nachrichtensturms im Lundgrafen­
haus mit dem Beoerlcen, daß das dort befindliche :Fußboden öl 

benötigt werde, herausverlangt. D9r Angekla.gte habe dann 
zu&amme n mit P Wld e inigen anderen SA- Lcu'!: en i;er:ein-
sa;;i den Fronhof verlassen. Einice Zeit danach s ei i11 Fronhof 
bekannt gel'lorden , daß die Synagoge brenne. Darauf seien r.J.le 
i m Lo !·:al Anwesenden hinaus auf di e Straße gelaufen. Aus den 
i!'enot r:? rn de r Synagoge s e i dichter Qual m gedrungen . Er -V19-
~ - habe sich daraufhin über e inen an den Stadtsälen be f ina­
lichen Sonder fe rnsprecher mit dem damaligen Leiter des Elek­
trizitätswerks, Direktor sch .... , in Verbindwig e esetzt , um 
nähere Weisungen über die ihra obli egend e Siche rung der elek­
trische n Leitungen einzuholen. Direktor Sch .... habe ihm ge­
sagt, er solle :!ie Sicherung der elektrischen Lei tUJ1g in de r 
Synagoge herausnehmen. Die Synagoge habe zu diesem Ze itpunlct 
nicht richtig gebrannt, es s ei nur ein auffallend s chwar ze r 
Qualm ihm ~gegenges chlagen. Darauf sei er durch die Ha11s­
meis t erv1bhnung in die Synagoge gegangen . 

Heim Betreten de r Synagoge sei ihm der Angekla3 te entccGen­
gekoüllllen 1und zwar vom Haupteingang des Synagoge her. Er habe 
dann die Sicherunge n hcrauagescnraubt. zu diese r Zeit s eien 
etwa 3 - 4 Mann in dc1· Synagoge gewesen. 
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A;ri Morgen nach dem Brande habe er bei der brennenden 

Synagoge de n Zeugen P getroffen. Dieser habe ihm // 
erzählt, er habe zv1ei Kau.is 1;er mit Fusabodenöl aus dem Land- ,. 

i.-·..Ii~·{'{' "'&> ÖJ., graf enhaus eeholt unQ)~ · en diese~&eft durch ein Fenster 

in die Synagoge geschüttet. 

::;.:::.~:ec;·~ r;üb~ !' l ~!.ß t si ch d.cr An.geklac;te dehin ein, er könn.:; 
nicht v.:: r s t ehe n, v:ie der Zeuge V ..... zu einer solchen Aus­
sage kod :,<l . S!" habe von dem Fußbodenöl nichts gewußt. Er 
Lcr1,,·c ;:.; ·_, _::; ,·1 i-~'?llc r i u L:>..ndgr a.fenhaus. llit dem Öl habe er 

c;.:: 61-:: ::-, :· _.·~ r:~cl:~:;; "''' t un i:;ehaht. Den Zeugen PI 1 habe 

e :· 1li.:: '.!t ;;:::l:::.ru1t , s on:lern e r st spä ter im L@p dieses Ver-

i':i.2u·s1w ke?nnc n cel c rnt. :Sr h a be daher auch Pfi 1 I gar 
1lic)ht n:::„!; dera S'~'llüssel f r agen können. Er h ab e sich vielmehr 
nac11 si::i:.-3rn .8rkLrndunc s .sang mi t G,_,,.,. eine '.7e i lo ira Fronhof 
::m:::'gebalt :.Jn. Dann sei er allein auf die Universitätsstraße 

ge1;an5en uncl habe in Höhe de r El:i/',;o.bethschule fünf bis zehn 

;~ inut e n G0\'18..rtet. ZUniichs t habe sich . auf der Straße und auch 

auf de r:i Synago;:; ensel ä nde nie1aand gezeigt. Dann sei P .... r 
von der Syna<:;oge her.; ekom~1en. Er,der Angeklagte,habe P.....,r 
gcfrai:;t, ·;:ie es denn um den Brand stehe/ und habe dann P,_,,,,.,,r 
al s Feuerwehr~ann nach Ea ;;se entlassen. Dann habe er gesehen, . 

daß der Eaupt e in5ang der Synagog e offen gestanden habe, und 

sei desr:eg en unter Benutzung der KlinJ;e des Tores des Eisen­

zaunes als Halt übe r den Bisenzaun in das Sy11a.;ogeJ1belände 
eingesticc en. In der Synagoge habe er sich kurz rait V~ 
und G,...,. unterhalten und sei alsbald wieder z= Fronho.f 
zurückgekehrt, um die Absperrung der Brandstelle zu organisie­

ren. 

Der zeuge PM•••t> bestätigt, daß er den .Angeklag~en 

damals nicht persönlich gekannt habe . Der Zeuge will am 

..l.bend des 9 .11 .1938 den Pronhof nur im Kreise der Kameraden 
einige Glas Bier getrunken und sich dann nach Hause begeben 
haben. Nach der Bekundung des Zeugen stilllnij es auch nicht, 

daß er L1i t S...., zusamoen den Fronhof verlassen h~. Er 

habe auch kein Fußbodenöl aus dem ~andgrafenhaus geholt. Er 

Jabe mit der Brandstiftung nicht das Geringste zu tun gehabt 
und habe dem Zeugen V_., nichts derartiges erzählt. ·Er, 
'l cr zeuge I j f , habe gecen L!orgen von der Hofstadt 

aus, v:o er da;;ials gewohnt habe, einen Feuerschein bemerkt 

und habe dann von der Untergasse aus die Synagoge brennen 

sehen. 

11 6 
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~iese .Angaben des .Angeklagten Wld des Zeugen P .•• „„„„ •• 
lassen sich mit Sicherheit nicht widerlegeni 
Es erscheint zwar äußerst merkwürdig, daß der Ange klagte 
zunä chst Uänner, die s ich an der Brandstiftung beteiligen 
wollten , UJ:l sich scha;te , dann mit Groos einen Erkundungs­
gane zur bestmöglic.:hsten Inbre.ndsetzung der Synagoc;e l'.lachte, 
VJJ d c:.:.:.1.i.-: , c..~s tlie ei!lze l Den T1„up:ps t.;egen die Synagoge vorrückten, 

!'.: .:.?. ~ an . d~m Unt_ernehmen nicht 11ehr zu beteiligen, sond ern 
für Bit_~h u.J. l ein die U!1t.-versi t ä t sc traße ent l nr..c z u r.:ehen un<.l 

erot 211:.C '.;_,r rwc.:h bcoonderem Entschluß das Syni.>.goi:;cn0el ändc 
kurz zu betreten. 

Auch spricht die '.l.'atsache 1 daß der Ani;eklagte sich einige 
Tai;c nach dem Il rand Kar1craden gegenüber cerühmt h :.'.t, die 
st::ce i chholzschachtJf/:{&-'besi t zc:n , mit deren streichhölze!'V 
er die Synacobc une:.; c u-!;cc!::t hat , fi.lr eine Täters c haft des 

Angeklagten bei der Inbrandsetzung der Synagoge. s chl i eßlich 
deutet die :!3elrnr:dung des Zeugen Vö l ke r, ihm sei beim Betreten 
der Synagoge schwarzer Qualm entgegengeschlaeen 1 auf .die 
nahe r.Iögli chke it hin, daß bei der InbrandsetzW1g Fußbodenöl 
geb~t worden ist. 

Die Vorgänge jener Nacht konnt en abe r durch die vierz.ehn 
Jahre nach de.r Tatzeit erfolgte)( Beweisaufnahme doch nicht 
in all en Einzelheiten, ihren Zusaamenhäncen und ihrem.zeit-

ale; 
liehen Ablauf so genau aufgeklärt werden, ; aaß sich die Liög-
lichkei t 1 daß der Ange klagte sich nicht s elbst an der Inurand­
setzung beteiligt hat, mit Sicherheit ausschließen ließe. 

Auch im übrigen hat die Bewe isaufnahme außer de r Auss age 
des zeugen V ....... keine direkten .A.nhaltspW1kte für eine Teil­
nahme des Angeklagten an der Brandstiftung s el bst ergeben. 
Bei der Aussage des Zeugen V ..... war aber zu bedenken, daß 
es sich bei diesem zeugen im weser,tlichen = die •.7iederholill!.G 
seiner Angaben handelte, die er in der Hauptverhandlung am 
14. uud 21.November 1947 gemacht hat. Damals war dieser 
Zeuge aber nicht zeuge 1 sondern !Ji tangeklagter • Ihm wurde 1 
genau so wie heute dem Angeklagten s .... 1 zur Last gelegt, 
sich an der Inbrandsetzung der Synagoge beteiligt zu haben. 
Er hatte also, wie jeder der anderen 1iitangeklagten1vers t änd­
licherweise nur das e ine Bestreb~n, die Geschehnisse der 
Brandnachtin einem :für ihn günstigeren Licht erscheinen ~u 
lassen. Da er nicht bestreiten konnte, zur Zeit der Vorbe-

Fei t l'.1'1Gen _ 
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~~ttt15ea der Brandstiftung im Fronhof geweilt und danach 

zu derselben Zeit wie dbf" später wegen .Branstif':ung ver­

urteilte Zeuge G .... si!mie der Angeklagte und p„ Q in 

der brennenden Synagoge gewesen zu sein, konzentrierte er 

seine Vert1üdii;ung auf die Behauptung, s4ch nur deshalb an 
de :::i Tat o ::.· t bc :'. e ben :m h o.ben, weiJ er als L!onteur:i- des El:=k­
tri E.i t ii t s"7 '.! r '.-:cs di e e lektrischen J,ei tung en habe sichern 

rr.Uoö cn. ~~~ 

:.:''.'.·: C' ' ' '-' ::. ·~) : t h,:_"..,-·dem dar,mligcn Angeklagten V ..... nicht 

r::i 'i: ;-i;_,~ :"c '. '"': '-' !',cic i· Si e i,c r he it widerlegen können, in den Ur-

L .:. ::. , :. _; ~ ._;,-,,-,~ , , :.e he r zrn;i }.us drt:ck gebracht, es liege der Verdacht 

n o.11c , d.!'. ß s e i r. c: '.L'i::ti ;:;Jcc it, nämlich das Herausschrauben dPr 
::Ji <: t c ::.•tL'1(:t' n 1 :Uo Au<; fUi :rw~g e ine s Teiles des Gcsa:n·~bra.nds tift er­

r:l '.1.!:CS ci .:. r '.;,' ~~tc r do.1·;,;e s tcll t habe. Die ser Verduc b:t bestel!t 

a 1J.ch heute noch. Der AU3Sa&e des zeug en V,_. stehen deshalb 

h ins i c h t li ch i hrer Gl a u bwürdi,:;keit erhebliche Bedenken ent­

g e[;en . Dies e Bedenl:e n de r straflrnLUne r werd en noch dadurch 

be s t ä r k t, daß der Ze u.i;e V,._, i,m bisherigen Verfahren immer 

be kunde t hat, der Zeuge Ff J habe ihm erzä vlt, er habe 

das Öl an ste ih herause;egeben und ~und ra lt !§§ 

hä tten es dann i:::i die Synagoc e hinein&egossen. 

Diese Aussage ha t er in dem Verfahren gegen S„„„„, 
und P und auch in der jetzi~e n Haiptverhandlung 

dahin einz eschränkt, daß er nunmehr bekundet, P••••• 
habe erzählt, P 1 UQd andere hätten das Öl in d·ie 

Synaeoge geschüttet. Ferner ha t der Zeuge V,.,.,. bisher mit 

Ents chiedenheit behauptet, daß a m Abend des 9.vovember, an 

dem die Fartei~~ihre Formationen jedes Jahr große Feierlichlcei­

ten abhielt en, in dem Geräteraum des Nachrichtensturms e in 

Gerä teinstandsetzen stattgefunden haben soll. Nachdem in d .; m 

veri'ahrcn ;;e,;e n sf 14 die z eugen rJ f , RJ 1 und H„ das für ausgeschlossen g ehalten haben, belcundet v.-. 
nunmehr, er könne nicht mehr sag en, ob er an jenem Abend im 

Gerä teraum gewesen sei oder nicht. 

Trotz der e rheblichen ge gen den Angeklagten bestehenden 

Verdachts;:; ründe ist die strafkaJ:llller auf Grund dieser Er­

wägung en zu dem Ergebnis gelangt, daß die Aussage des z e u z;:rn 

V,,,,., euch u::-:er 13 erü.c 1~sicht iLtmG des s onstic :J n .&l;ebnis30s 
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der Beweisaufnahne nicht ausreicht, uni den Mgeklagten 

St,.., als I.Ii ttäter der schweren Brandstiftu1~g im Sinne der 

Anklage zu überführen. 

Damit aber entfällt eine Bestrafung des Angeklagten 

wegen schwerer Ilrandstiftung, wie sie ihm von der Mklage in 

erster Linie zur Last eelec;t ·;:ird . 

I. I.Jac;e ce r. !:.8.t ~d.r.h d~·r A.ncel,la[;te dadurch, da ß e r die im Pron­

};o.f <>.::.;:0c:(:nc1c '1 S;~-r,e ute zu einer Beteiligung an dem Inbrar~d -

::;ct ~" c n (1.cr S;yru.-t c~ o ~<~ auf~:· efordert hat, der AufforUer·unu zur 

sc.; ;:·:1.:•:·:"1< :3 r ::i::.l ~;·~J.;:t ung c;emä!3 §§ 49a, 306 StG-J3 schuldig ge-,., ,, 
r.1a cbt, 0e ü1 f.es t:;cr:: telltes verhalten er.ttu.lt nt;.mlic.:h cl or. '.Cr;t-

1,e o·t~nd Ll i ne r LCQL~~ § 49 StGD xexzn strafhu~eh versuchten 

Ji .. .nstiftur..c zu ..:: i:ien Verbrechen , das nicht zur .AusfU.hr·lu:1g ge ­

lar:gt ü :t. 

Zi"-ßlei ch hierLLi. t in '.i' at einhei t ( § 73 StGJ:l) h2.t sich 

d(ll' jJl;;clcl ae; te de r Auf i'ordei'ur;g zun schv1erc.;n J,andfriedensb1·uch 

gci;iäß ~- § 49a, 125 Abs .II StGll sohul dig gemacht ; denn er hat 

die io Fronhof am!esenden SA-Leute aufi;efordert , ~c ie synago.;e 

anzuzür,den, das heißt nach öffentlicher zusanunenrottung eine 

Sache zu vel'r.Mhten. 

Die im Fronhof von S ...... zusammengefaßten SA-Leute sind 
als !,Ienschem1enge im Sinne des § 125 StGB anzusehen . Es ko;;unt 

für diese Feststell\JJ1g nicht darauf ar,, daß die ;.;enschen;;1cni:;e 

aus einer größeren Anzahl von Personen besteht 1 als vieluehr 

darauf, daß sie ihre.r Zusar.u~1ensetzune; und den im Einzelfall 

vorlie['.cnden Ur.IBtäml.cn nach eine Gefährdung des Landf riedens 

darstellt. Das lae; aber vor: Die SA, der die 3eteilii:;ten an­

gehörten , v1ar eine Formation der damals den Staat allein be­

herrschenden Partei, deren antijüdische Einstclluag bekannt 

war. Die in diesem Sinne von höchster ~telle betriebene 

Propaganda hatte am 7. 11 .1938, dem Tage, an dem der A.nschlae; 

auf den Botschaftsrat vom Rath in Paris erfol;;te, ihren J;öhe­

punkt erreicht . Es mußt e ermirte t v1erden und wurde auch all­

gemein er•mrtet, daß infolge des Todes des Botschaftsrates 

es zu Ausschreitungen größeren Ausmaßes kommen werde. Die 

allgemein herrschende, künstlich erz engte Sp::::.nmmg dräncte 

zu einer Entladune;. Unter diesen Umständen stellten auch 

kleinste Gruppen eine erhebliche Gefälrn.Jmg des Rechtsfriedens 

dar. 
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Dieoe lienscllennenge sollte nach der Aufforderwig des 

Angeklagten sich" zusammenrotten!{, da.D heißt die SA-Leute soll­
t en s i c h zu einem geoe i nschaftlichen rechtswidrigen Handeln 
r äumli ch vereinen und für Dritte erkennbar -näml ich s päte­
steno auf der Straße auf ciem V/ege zur Synagoge- llli:t Gewalt­

t i:.t::.,);:i t'.ln :.iet.bc;ichti;:;crn. Scj1liefUich coll te die von ihm 

be:::.uf.j.8!:::;ig t c: zi.-.nan:.t:tenrottung eine "Öffentliche" se:i.nt In dem 

Au:::crblic ~: ;1t::·:l ir:h , in dem der Aufforderwig des Angeklagten 

Gy,·,,·,c·c::c' <e r.t:;" :: ~'1rEc kt v1ärcn, hätte d.ie !.lägl ·ichkei t und Gef'ahr 
u;·,;; :;:,; -=:;:!·i '.;;}:t·J~' :;,;e-~e iligung ande r e r Personen bestanden. Das 

ht't".;e :o ich z1.nncsH~ufi g sowohl e.us der öff entlichl:ei t des 

O:·t~n :"ls o.ucll n~s der ~'atsache e!'t;eben, daß die AngehörigP. n 
de;.~ : : ~„uH:.:.iJ:~ent:;;.;rotte ten ~.:e n!lCheruaenge sämtlichO( F.li t glieder 
e i!":e 1· Gliederun(; der do.;:ials he rrschenden Parte i waren. In 
Antetracht der be1„ei ts vorhandenen Spannung und Erregung , 
die .t,.usr; c hrei timgcn gec;en Juden als unmittelbar bevorstehend 

crsche i nen .f.ieß , ·;1ar deshalb zu erwarten, daß sic}l ihnen J,ii t­

gliede1· ande rer Organisationen der !lSDAP oder andere Personen 

e.nschließen ~i~rde n. Daß die Teilnehmer an der Zus~enrottung 

sich der 1iö&lichkei t U!lbeschr2.nkter Beteiligung an6'3 r e r 
Pers onen an ihrer Zusa!!L11enrottung bewußt waren, bedarf nach 
La;:;e de r Dinge keiner weiteren Begrürtdl.mg , zumal die Aus­

e chr ei tunGcn g.ich aui' einer de r am stärk~ten belebten st•ußen 

~arb~s abspielen sollten. 

II. Ferner hat der Angeklagte s ._..rdadurch 1daß er einige Zeit 
Später den Eisenzaun des Synagogengrundstücks überstieg und 
die Synugoge betrat~e~ dies em Zeitpwikt SA-Leute und 

andere,nicht bekannt gewordene Personen Gewalttätigkeiten 

120 

gegen Sachen begingen, sich des einfachen Landfriedensbruche 

ge:;iäß § 125 Abs. I StGn schuldig gemacht. Er schloß eich 

nämlich einer öffentlich zusammengerotteten Menschenmenge an, 
die mit vereinten Kräften Gewalttä tigkeiten gegen Sachen beging, 
und er handelte dabei im Bewußtsein, durch seine Anwesenheit 

i n der l:le11&e die Gefährlichkeit der Zusammenrottung für die 

öffentliche Ordnung zu erhöhen. Denn er war sich bewußt, dcß 

er als SA-Führe r durch seine ,\nwesenhei t der ~ in der 

Jynagoge befindlichen .il!enechenmenge den Rücken stärlc:te. 

In Tateinheit ( § 73 StGB) hiermit iet der Angeklagte 
auch def schv1eren !IP.lcSfriedens bruchs ( § 124 StGB) schuldig, 

da er eich einer öffe:itlich zusammengerotteten Uenschenmenge, 
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die mit vereinten Kräften Gewalttätigkeiten gegen eine sache, 

das heißt die Synago~sclüoß , nachdem er und diese 
r.renscherunenge widerrechtlich in das befriedete Besitztun 
- das Synagogengel:ände - eingedrungen waren. 

Diese strafbare Handlung steht zu der Aufforderung zur 
schweren Br ::?.!1.d ntiftung in Tateinr.ei t ud t J..uff'0 1·cle1·w'G zm~ 
schweren Landfried ensbruch in den Verhältnis der Tatmehrheit 

( § 7 4 StGB ) • 
:: c~· . . ~~.:,e:;:l:~1~'.c i st. ücmnach de r tN.:fforderung zur s chweren 

Br2.!'.dst if·t 1:.nc in Tateinheit mit Auffo r de rung zum scJ-meren 
I1S.llü:t' r i<Jii. crn:;bruch in einem Fall und f erner des einfachc!'.l 
Lar..dfriocl e:inbrucb; in T<:t einheit mit schwereo Hauz-{rwdcns­
bruch i n d nem 11a11 ( §§ 49 a , 306, 125 Abs. II, 125 Abs.I 1 

124, 73, 74 St GB) f!C huldig. 

v:ä hrencl die be iden .C:inzelsi:raf en gemäß § 73 StGB jewe ils 
dem Gesetz zu entnehnen ist , das cii e schwerste Strafe an­
droht 1 ist gemäß § 74 auf eine Strafe zu erkennen, die in einc.t4' 
Erhöhung der schwereren der beiden ve r wirkten strafen besteht. 

F. 
Bei der Strafzumessung war strafschärfend zu beriicksichti­

gen, daß der Angeklagte S,.... zu einer Tat aufgefordert hat, 
die ihrem Ges amtgehalt nach als äußerst verwerflic·h anzusehen 
ist und durch die das .Ansehen des Deutschen Volkes in nicht 
•1ieder gutzWJachender \'leise geschädigt worden ist. 

strafschärfend wirkte weiterhin, daß der .Angeklagte seine 
Autorität als Sturmführer und als„aiter Kämpfer" dazu einge­
setzt hat, um die anderen Teilnehmer zu einer Beteiligung an 
dem Synago.:;enbrand zu veranlassen. Erschv1e~d fiel ferner 
ins Gewicht, daß eich der .Angeklagte nach der Zerstörung der 
Synagoge anderen gei;enüber ge rühmt hat, er habe noch die 
Streichholzschachtel, mit deren Streichhölzern er die Synagoge 
angesteckt habe. 

Andererseits konnte dem .Angeklagten zu Gute gehalten 
werden, daß er noch n.iCht v(1Jfuestraft ist u.nd 1wie viele 
andere 1der von den höchsten Stellen des damaligen Staates 
raffiniert gesteuerten politischen Propaganda erlegen sein 
mag. IJ:m fehlte offenbar die eigene Stellungnahme zu clen 
Problemen der Menschenwürde und der Achtu.'lg der religiöj-On 
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Überzeugung anderer. Es kommt hinzu, daß/von seinem daoaligen 
Vorgesetzten SA-Standartenführers! J zu s einen Hand-
lungen veranlaßt worden ist und deswegen im ·Falle der Nicht­
befolgung der Anordnung Machteile für sich befürchtet haben 
mag. 

Unter Berücksichtigung dieser gesamten Urnatände erschien 
für die Aufforderung zur schweren Brandstiftung in Tat­
einheit mit Auffcµ-derung zum schweren Landfriedensbruch eine 
zuchthausst1·a:::e von einem :[ahr und sechs Jllonaten, für den 
cinfä.chen Lai:dfriedensbruch in Tateinheit mit schwerem Haus -

; 

friedrmsbruch eine Ge:fün{rnisstrafe von neun Monaten für er-

forderli ch 1 aher auch ausreichend, Aus den beiden zeitlichen 
Freiheitsstrafen v:ar unter Urrmandlung der neunmonatigcn Ge­
fängnisstrafe in eine sechsmonatii:;e zuchthausst1·a.fe ( § 21 
StGB) ge!!'.ä ß § 74 StGB eine Gesamtstrafe zu bilden, die 
schuldangemessenerweise auf eine Zuchthausstrafe von einem 

Jahr und neun !Jonaten festgesetzt worden ist. 
Dem Angeklagten ist gewäß § 60 StGB aus Billigkeitsy 

gründen die erJ,t..ttene Untersuchungshaft in Höhe von 282 Tagen 
auf die erkannte Strafe angerechnet worden. 

Nach § 373 Abs. I StPO war das Urteil der Strafka=er I 
ö.ea Landgerichts in 1iarburg vom 21.November 1947 aufzuheben 
und den> Angeklagten die auf Grillld dieses Urteils vom 10. 

September 1949 bis 11. August 1950 verbüßte Strafheft auf die 
jetzt erkannte strafe anzurechnen. 

Die Kostenentscheidung beruht auf den §§ 465, 473 Abs.II 
und I StPO • 



48. Funkspruch des SSD Berlin an den Regierungspräsidenten in Kassel vom 
10. November 1938. (weitergeleitet an den Marburger Landrat). 

Kopf ssd Berlin 
an alle 

Abochri.:ft. 

G e h e 1 m • 
Polizei-Funkdienst 
l'unkstelle Kassel. 

nr 4 loll 

Der jüdische Kordüberfall in Paris hat spontHne Demonstr:itionen 
und Aktionen c;egen Juden, jüdüichcn Besitz u.o.d jüdischen Synagogen 
im ganzen Deutsch.m Reich ausgelöst. Diese Demontrationen und Ak­
tionen oind verständlich lind polizeilich nur nach ganz beati:aülten 
Iüchtlinien zu über.w.chen bczv1.cinzuschrietcn es wird bcfohl1;ns 
l) Die ßcf chlsstellen der Orduu113:.ipolizei setzen sich dofort ins­

Einvernd1men rait den z;ist:in~i::;cn Sichcrheitsorr,anen uml in 'ler­
et'lL:iic;ung mit den zuutündir:;cn .Polizeive.rNaltun:;sili.wövotedienst­
stcllen und treten wit den zu!3t1indir;cn .Parteidienststellen in 
Vcrbindwtr; \lCl e;e.nau darüber unterrichtet zu sein, wo solct.e 
Demontlationen w1d Aktionen st.tttfinden. 

2) Die Ordiu1ngspolizei begleitet solche Demoll!ltrationen und Ak-
tionen nur mit nchm:i.chcn Kriii'tun in Zivil um - cv~ntucll l'lünde­
rungcn zu verhindern. Unifor.'ilerte Ordnungspolizei wiI·d nur 
in fü;::;crstcn lfotfall eingc:;ctzt. Verhaftungen ninr.;t nu1• die 
Sichc1·i"eibtpolizei vor·. 

3) Dle Poliz.cidiern:;tstellen haben sich sofor·t mit den mrtei­
dienst::;tcllcn in V'cr3inJ.un~ zu setzen und dafür S:>r:>e zu tragen, 
daß Bruridlc:;ungen unter allen Ur.i ,Jtänd·~n unt~i·bleibcu. 

4) Zastörtc off'nt:n Iilden, ;/ohnun:;cn, Synagosen und Geschäfte von 
Ju~en sind zu vex"Sieze1n, zu bc~ac~en vor Plünderungen zu 
schützen. 

5) Polizeiliche Verstärkungen sind soc'ieit not\'Iendig von der all­
gemeinen und aktive..~ SS ge:n.äß Ecfeh.l des 1~J.3 anzufordern. 

6) Größere Del4dilt1·ationen dieser Art sind sofft an :lieh zu melden. 

Verteilera 

,Der Chef der Ox·dnungspolizei 
Sonderbefehlsstab O-Kdo.-g.a.2000 

gez. Daluege. 
Reg.Präs.Pol.Präs.JdO. Kdo.d.Schlltzpolizei Kassel. 

R~~ierungsp;r1;.sident. 
A II Or-.!i.Ur.2G928 g. 

.Kassel,den lo. lovembor 1938. 

Qeheiml 

Vorstehende Abs~.hrift übersende ich zur gefl.Kenntnisnahme und 
w~iteren Veranlassung. 

A.n 
'·- den He1T11 I.anclrat in l.!al;'burg. 

Jlll Auftxage1 
gez. Kaufuann. 
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49. Funkspruch der Stapo in Kassel vom 10. 11. 1938, 5.03 Uhr an alle Landräte. 

Punkspruch der Staatspolizeistelle in Kassel. 

In alle Landräte. 

Soweit im dortigen Bezirk Aktionen gegen Juden statt­
finden, ist hiergegen in soweit einzuschreiten, als deutsches 

Leben und Eigentum gefährdet ist. Plünderungen und Diebstähle 

sind zu verhindern. Plünderer sind festzunehmen. Im dortieen 

Bezirk sind soviel Juden festzunehmen, als Haftraum zur Verfü­

gung steht. MisshandlungE!l dürfen in keinem Fall vorkommen. 
Festzunehmen sind nur gesunde männliche und arbeitsfähice Ju­

den, jedoch ketne Ausländer, da Lagerüberführung von hier ge­

plant ist. Nach Möglichkeit ist darauf zu achten, dass ~egüter 

te Juden festgesetzt werden. 

Bis zum 10.11.38, 8 Uhr genau (also heute) ist zu 
melden, ob und wo in den letzten ~agen Syn~gogenbrände vorge­

kommen sind. Gleichzeitig bitte ich um Meldung der Zahl der 

bis dahin festgenommenen Juden. 

Staatspolizeistelle Kassel. 

r.v. 
Geheim A u g u s t i n • 

telef.aufgen. 10.11.58 , 5,03 Uhr. 

Bgmstr. teilt mit, dass er lt.telef .Anordnung folgende Juden 

festgenommen hat: 

Hermann Heching aus Kirchhain, 

Emil Katten aus Kirchhain. 
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50. Schreiben des Regierungspräsidenten in Kassel an den Landrat und den 
Oberbürgermeister in Marburg vom 11. November 1938. (enthält 
Anordnungen des Reichspropagandaleiters der NSDAP, Goebbels, vom 
10. November 1938.) 

Ich verweise auf meine heutige Benachrichtigung 
betr. BeendiGUilg der antijüdischen Kundgebungen und 
Ak~ionen, die auch durch Presse und Rundfunk bereits ver­
öffentlicht worden ist. Die Gauleiter haben zusammen mit 
der Pclizei entsprechende Maßnahmen zu treffen, ·daß die 
demolierten Judengeschäfte in kürzester Frist ai.if Kosten 
ihrer jüdischen Inhaber wieder in Ordnung gebracht werden. 
Es steht eine Verordnung zu erwarten, nach der die Schäden, 
die bei den antijüdischen Kundgebungen entstanden sind, 
nicht von den Versicherungen getragen werden, sondern von 
den betreffenden Juden selbst. Es werden noch in kurzer 
Jt'rist eine Reibe von Maßnahmen gegen die Juden auf dem 
Gesetzes- oder Verordnungswege durchgeführt werden. tlber 
diese werde ich Sie rechtzeitig unterriqhten. Die anti­
jüdischen Aktionen müssen mit derselben Schnelligkeit, 
mit der sie entstanden sind, nun:nehr eingestellt werden. 
Sie haben den von ihnen gewünschten und erwarteten Zweck 
erfüllt. Sollte sich durch Vorgänge im Judentum d•;s In= 
unQ Auslandes eine neue Lage ergeben, so wird rechtzeitig 
Mitteilung ergehen. 

ßez. Dr. Goebbels, 
Reichspropagandaleiter der NSDAP. 

Der Ilegierungspräsident. Kassel, den 11. November 1938 . 
. " IJf 

An 

A n 2o5/33 v. . -;r:;..-11. vif /i /l/ V ,' 

Abschrif t obtger , mir durch die Gaupropagands.­
leitung 8m lo. Nove~b9r 1938 übermittelten Anordnur;ß des 
Reichspropagandaleiters der llSDAP. übers<.mde ich zur Kennt­
nis und mit dem Ersuchen, zwecks Wiederherstellung der 
demolierten Judengeschäfte mit den Kreisleitern der NSDAP. 
alsbald Fühlung aufzunehmen. 

Der Chef der Ordnungspolizei - Sonderbefehlsstab -
hat ferner verfügt, daß alle Polizeiverwaltungen dafür zu 
sorgen haben, daß zertrümmerte Läden durch Holzverkleidun­
gen usw. so verschlossen WE:rden, daß Zerstör=g möglichst 
wenig sichtbar wird, Die Hausbesitzer sind anzuweisPn, ge­
gegebenenfalls die Arbeiten im Auftrage der Polizei aus­
führen .zu lassen. Tri.:.mmer von Synagogen usw • .sind be­
schleunir,t zu beseitigen. Der Chef der Ordnungspoliz.ei 
hat ersucht, seine Anordnung d•.irchzuführen, sobald von den 
Gauleitungen Anweisllllb zur :3een<iigung '<l.er AktioneL vorliegt. 
Dies ist für die Kreise des Gaues Kurhessen und Hessen··Na! '­
sau der Fall. Den Herrn Landrat in Schmalkalden ersuche i ch , 
urunittelbar festzustellen, ob cJ.ese Anweisung bereits vor~ 
ließt und dann zu handeln. 

sämtUche Herren L?.ndräte des Bezirks, 
die Herren Oberbürgermeister in Fulda u. 

ge z. von Monb art . 

~
laubigt: 

~ 
(Siegel) ~{. 

Re A~ent. Me.rburg, 
den Herrn Polizeipräsidenten, K8 ssel 

" " Polizeidirektor, Har:B.u .• 

;. -l~J„;r ;!~'- · -.?.--.-. 
/./:~/~ /./ •. ~·".· .;,·~:{ .. :;;..,:.:~t<::~ .. · $„ 

/ 
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51 . Rundverfügung der Gestapo in Kassel an den Landrat in Marburg vom 17. 11. 
1938. 

;;e:heime Staatspolizei 
t · rwts.i;olizeistelle Kassel 

Kassel, den 17.11.1938. 

: • :;r. II B 4 - 200/38. 
. ,-·· ~1 ' ··/ri • ' ·1.1 • •I. 

T. 

Betrifft: Juden. 
Vorp;anp;: Letzte Rundverfüguhg vom 14.11.,38, 

Aktenzeichen, 

. .i:,·:-,~~~ .\ 
.. ,.. V 

• ~ , . I 

obige)"' ·- - · -·:=~! 

1.) Weitere Juden sind nicht mehr festzunehioon 1 es sei deor„ 
dass besondere Festnahmegründe vorliegen. In diesem Fall 
bitte ich wie bei sonstigen Festnahmen umgehend nach 
hier zu berichten. 

2.) Wegen der sich noch in dortigen Gewahrsam befindlichen 
Juden wird weitere .:/eisung ergehen. S<'weit sich darunt er 
Juden befinden, die über 60 Jahre alt oder krank oder 
k\_i_;-;>er~!ch _Q~!!_il)dßrt. . 3ind, ·siiid - sie sofOrt zu entlusz 
sen. 

3,) lh>weit in dortigem Gewahrsam befindliche Juden zu 
Arisierungsverhandlunisen ~enötigt werden, sind si.e scf~~' '. 
zu entlassen, Arisierungsverhandlungen dürfen durch dia 
Inschutzho.ftnahme der Hcsitzer <'der Teilhaber nicht hc= 
stört werden, im Interesse der erwünschten Arisierull(;0:. 
ist hierbei großzügig zu verfahren. 

4,) Weiter sind in dortigem Gewohma:u 9efindliche Juden S<'f -'.l:'t 
zu entlassen, wenn dies ein dringendes Interesse der 
deutsch~n ~iirtscho.ft, insbesondere des deutschen Exptir= 
tes, get.oten erscheinen lasst. 

5,) Die gemäss den verstehenden Ziffern 24 bis 4,)s('fort 
vorzunehmenden ~ntlassungen müssen ~eherrl,spätast ens 
innerhalb 3 Ta~P..n, nach hier ge~: ldet werden, 

E'twaig auftretende Zweifel bitte ich durch vorhez 
rige Rückfrage bei der hiesigen Dienststelle zu Klären. 

6.) ßrfasstcs -jüdisches Archivir.aterial ist den Aus senst ellen 
des SD. des RFll zur Verfügung zu stellen. Die SD.-Ausstn= 
stellen werden sich mit der dortigen Dienststelle in V.;,;:a 
b indung setzen. 

7,) Je 6 überdrucke dieser Rundverfügung sind beigefügt. 
An llf1"- ~· 1 Exemplar davon bitte ich der Kreisleitung der NSDAP, 

.J• ;jfh1·1\ zu ihrer Unterrichtung zuzuleiten. 

die Herren Landräte des Bezirks 
persönlich - o.V.i.A.~ 

die Herren Oberbürgermeist~r 
als Ortspolizeibchörd~n 

persönlich - o,V,i.A,-
in Pulda und Marburg 

c!ie Stapo-Aussendienststelle 
z, ild. von Herrn Kriminal -
Ot,crsekretär H e s s e -r-. V. i. A,­
l!1 ~ i :1na.u 

, n·,~.hrichtlich dem SD. -Unterobschni tt 
... r, .:.\.rlssel. 
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5 2. Verordnung der Gestapo in Kassel an den Landrat in Marburg vom 
14. November 1938. 

. ieheime Staatspolizei 
S::Htspolizei stelle Kassel 

Kassel, den l./.:November 1938 • 

/4Y. -~~~r~II_~-~=-~QQl~~~-­

r. 

l'. 

_V _e_ r_t_r __ u_l_i_c_h_I_ 
E i l t s e h r ! Zu Ziffer 3.) und 5.) 

•=:ic•z=i:a 
Betrifft: Juden. 

l,)Von einem Wiederaufbau zerstörter oder ausgebrannter Syna= 
gogen ist,gleichgültig von welcher Seite er geplant wird, 
bis auf ·weiteres abzusehen. 

2. )Per :ion en, die im Verlauf der Aktionen der Bevölkerung gegen 
die Juden geplündert bezw. gestohlen haben, sind umgehend 
unt e r sofortiger Meldung nach hier festzunehmen. VC'n einer 
Vorf ühr unr; vor d en Richter i st zunächst abzusehen. 

3.)Bis zum l2~_dß~Mt§~~-roi!t~g§_1?~llbr, muss zwecks Bericht= 
ers1:3: t t ung rui den HF;i ur.d ChdDtschPol,i.RMdJ.an die hiesige 
Dienn ts telle gemeldet werden,wieviel :Lager- und arbeitsfä= 
tige .Jud en ( d eutscher P..eichsangehörigkei t oder Staatenlc•3c ) 
sich noch festgenomnen i :-i -' .? r einzelnen Kreisen in Gewahrs am 
befind en . 1·1.egen des Abtrans:µ,irtcs nach einem Konzentrations= 
l a ger wird weitere Weisung n-x:h ergehen. 

4. )Juden, deren Auswanderung nachvic islich bereits so weit be= 
tri e l> en 1~orden ist, das:; z ,B , d e r .11.uswanderungstermin feat= 
steht und sie im Besitz 'IOri „ ... .:;wandererpai;ieren ,Schiff:Jkar= 
ten usw .• sind, oder die eine Vorladung vor den zuständigen 
Konsul erhalten haben bezw . bei denen eine solche unmi.tteltar 
bevorsteht, sind im ainblick auf' die durchzuführende ~ms'Nan= 
deru~g eicht mehr festzunehme n bezw., fallo bereits festge= 
no=en, umgehend zum Zwecke der ä uswaiiderung zu entlassen, 
falls nicht besondere Gri.ir.de zu ihrer Festnahme geführt haber:. 
In Zweifelsfällen izt die Entscheidung der Staatspolizeistelle 

5. )einzuholen. Bis ~.\!-!~U~.2~-1~-'-'.:!!§~ bitte ich eine kurze Üb<'~ rsiqht 
unter Berücksichtigung ·r~e herzureichen: 

a)Anzahl der zerstörten Synagogen, und zwar unter Orts= 
angabe und Mitteilung, .ob verbrannt oder anderweitig zerstcr-, 
b) wi e : '. ~t a) bezüglich jüdischer Schulen, _ Betsäle,Gemeinde~ 
s äle u.n. c) Anzahl der jüd ischen Geschäfte,die zerstört 
wurden, d~ wieviel arische Allf!;eStellte sind durch die Zerst :~ 
rung erwerrslos gewcrden ? e) Wie hoch ist der Sachschad~ 
bezgL qer .zerstö..-ten Gesooäfte- zu schätzen ? Ist bekannt, 
ob in .welcher Höh~ Schäden bei Versicherungsgesellschaften 
bereits angemeldet sind ? f) .11.nzahl der verbrannten oder 
anderweitig zerstörten Judenwohnu%enh g) .a.nzahl der verletz= 
ten Juden. Sind Todesfälle zU-Verzeic nen ? 

6.)Scweit genaue Zahlen nicht feßtzustellen sind 1 ist möglichst 
· genau zu schätzen. 
'I. )Berichte in v".lrstehender Sache sind ur.ter''Einschreiben·'zu 

erstatt en. 

!forreri Landräte des Bezirks 
: .·· :·:-.°) r,l..'.. ch- " V i A -

' "·y~en Ob~rbthg~nnei oter 
.. ' r : spoliz eibehördcn 
.,r.lich- o.V . i.A.- i11.Ful<la u.llarburg 

""I'o-.'lussercdiens tstelle 
·.··;-:, rl :?rrn !frizo.2ez.Sekr.Hessc . -... ..;. . 

:;·, :1 

_;};~ ~i et~ dern GD. -Unterabschrdtt 

j 
/ 

i( 
/r 

i_. 

hr 
;lt/1111: •• -:1 . .. 
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Verordnung über eine Sühneleistung der Juden deutscher 
Staatsangehörigkeit. Vom 12. November 1938. /1 53. 

1 l'\ 
I ~~n~~~ref ret~!cd~ 

'teil 1 
1938 ~luBgtgtbcn 311 !8trfin1 btn 14. ~Obtmbtt 1938 ~r.189 

'!•9 '.1 n Q a l t &it• 

12. ll. 38 l!lmrbmmg ü&er tim 16ti 1)11 el ei flu n g ber '.] u b tn b eu tf cf) t r 16 ta a tß • 
nu9tl1öri9ftit . . . . .. . ..... .. ...... , .. . .. .. . . . . . . . . .. . . . . . . . . . . . 1579 

12. ll. 38 !l.ltterbnung anr @lußfcfinltung ber 5ubrn au§ bem beutfd)rn mirtfd)nftß· 
[eben .... .. . . ... .. .. ... ..... . . . . .. .. . ....... .. . . . . .. ... . . ...... 1580 

12. 11. 38 llJerorbnung 3ur m i f b et~ er fl e[ (II n ß beß 16trajj en bil beß Ofi j Ü bi f d)en 
Gltllltt&ebetricbtn.. . . .............. . .. . . .. .... . ............... 1581 

12. 11. 38 merorbnutt(l 311111 16 d)uu gcföl)rbttrn lanblllirtfd)aftlid)en @runbbtfi lJ eß in 
ben fubetrnbeutfd)en @ebietrn ... .. .... . .. . .. .. .......... . ........ 1581 

12. 11. 38 <:jlDcite l!lerothttlllt(l 311r fütbcru119 ber ?!Jerorbullll(l ÜOt[ ßleif cf)• Ullb murflpreif t 158:! 

14. 11. 38 !l.lerorbn11n9 ü&er bie l.j)o[i ,\eiUtrorbnungen ber 91eicf1sminifle r... . . ...... 158:l 

~In '.:ttH ll, :.llr. -l7, 11u ~9c!Jt ~·m au1 ll. m: otmnl:u l!)J8, finb utröftcntCi d1 t : ~norbnun9 übtt bit ~nbrrung ton µttufidd) • 
6tounfli_\l:Htgi i d}t l1 ~ .inbr 'i!grc n ; c jtoiid)tn bm ~tmciubcn 6d) t1J a tm t (.5l' rri 3 <~r11Hcf1aft l) Oll 1l) unb <!mt1n ~[) ct uiut 1 
~ Cl ~ [um ()heil ')3 r11u11 i1f)t1Hi !J). - •Uuorl:luung ü&tr Nr ~ C !Jtlun g oon •U crj o r ~1un 9d f ta(lt R bei bcr Co cal Ua lJ •t·tlh i t n • 

ari d l j <f> 11 f t in ~H1nlf1rn. - '8rfonnnua if1ung über bit ~la tijifo t io n rinc! ~ro toroll iJ ltbcr bir 'lltrlli ngeru r.9 ~r @cl tu 1t9•, 
bauet bell bcutfcf1•finnijd)rn ~jonbtl~o!ttto g ,. - ~rrcnu tmcad)ung U6tt brn <!irltuu g t&ttrid) bd brutrd),fi ta u ifcb rn 

ft on jul1H:J!r r:afl! {~11~ ~c~ .1 u1t~' 011f Ut1 r ncid)) 

!Berorbnung 

il&tt dnc Zil~ncleljtung bet \)ubcn beutjrfjet St1111fä11nge~ötigfelt. 

!Bom 12. !Rollcm&et 1938. 

'Die feinbli.:!)t .iJnlhmlJ beß Jubmh1111g gegmüber bem bmtfd)m molf unb !J!eid), bit aucfi oor icigm 
!D?orbt.1tm nid)I 0ut11tff d)recft1 crforbert mtjcf)iebme ~lb1od)r unb f)nrte Eiüf)ne. 

5d1 bcjlimme baf)tr .iuf @umb ber \Eerorbnnno 311r 'Dnrcf)füf)runo bcß !l.lierjaf)reöplnnö oom 18. Dfttiber 
1936 (!RricfJglleft~bl. I S . 887) bag tjolgmbc : 

§ 1 

'Dm Jubtn bmtfd)tr 2itnatßangtfjörigfeit in if)rcr ®tjamtf)eit wirb bit gaf)hmg eintr ~ontribmion oon 
l 000000000 9lticf)ßmatf an baß 'Drutfd)t !ncid) auferlegt. 

§ 2 
'Die '.Durcf)plfJf!!ngß&ejlinnnun9m erl<itit bcr !R!icfi~minijler btr ßi1111113m im ~mef)men mit bm brteiligtm 

!Rtid)~minifltrn. 

!Bctlin, ben 12. !llouem&er 1938. 

IDtt ?Beauftragte für ben ~ierjaf)rtßplan 

@öring 

~malftlbmatf~ll 
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54. Verordnung zur Ausschaltung der Juden aus dem deutschen Wirtschaftsleben. 
Vom 12. November 1938 und Schnellbrief des Reichswirtschaftsministers 
vom 25. 11. 1938 mit „Grundsätzen" für die Durchführung. 

1580 !füid)Elgcfep&!att, 3a~tgan9 19381 ~eil 1 

!8etotbnung 
itlt '!lujjll)altung bet Juben aui bcm beufidjen !roiriilfinilillebcn. 

!Som 12. !Rollembet. 1938. 

~ui Glrunb btt lBcrotbnung 3ur 1'urdjfüf)rung 
bc§ 23ierjaljrcs)l!anä 1>om 18. Dftober 1936 (!Yleidjß· 
gefe~b!. I 6 . 88i) roirb folgenbcß llctotbnct : 

§1 
(1) :\uben (S 5 ber fajien l!lerotbnung 3um !neidjs· 

bürgergejelJ bom 14. !llollcmbct 1935 - 9lcidjB· 
gcfc~M . I 6. 1333) in vom 1. Sanuar 1939 ai_ber 
!8rtrieb von ~inJelf)anbrElvcrfaujsnc11rn, ~crfanb· 

gefdJäftcn ober \!lcjicllfontoren foroie ber je!&jiänbige 
\Bettie& eines .l)anbtoerfä unterjagt. 

(2) ßerner iji if111cn mit lffiirfung vom gleidJcn 
'1age verboten, auj ~'llätltcn aUer ~[rt, ~-r.cjjrn ober 
~lu~[!ell~ngcn '!\larm ober gctucr&rid)c t:>cinungcn 
an311bietcn, bafüt au n1nbcn oocr 'Bcnrllunncn b,u. 

auf an3uncf)mtn. 

(3) :\iibifdje (\)rnmbrl•ctrirbe ('Drille l!lerorbnung 
3u111 :71cidj~bürgcracfc~ \lQm 1-1. Suni 1038 -
9leid)~geje1JbL I G. 62i)1 bie entgr\)cn birfcm l!3ct• 
bot grfüf)tl roetbcn, flnb )loli3cilidj 311 fcfJ!icBrn. 

§ '2 

(1) fön Jube fann Mm 1. 5anuar 1939 ab nidjt 
mef)t IBetric&~füf)m im 6inm bes Cllrjc§c3 ;ur Orb· 
nung ber nationalrn fü&cit llom '20. Samrnr 1034 
(9leidjggefr~bl. I 6. ,15) fein . 

\Berlin, ben 12. !J101>embet 1938. 

(2) Sn ein Sube am Ieitenber 12lngcnemer in 
einem lffiirtfdjafrnunletnef)mm tätig, fo fann ff)m 
mit einet ljrin llon [edjg m:lodjm gefünNgt roetben. 
IDlit ~b!auf ber ltiinbigungtlfri(I erlö[cf)cn alle ~n· 

[prücf)e bc~ :Dienjhmp~idjtetcn auß bcm gcfünbigten 
lllcrtroge, in~bef onbm oud) ~ln[pnicf)t anf lllerf otgnng~· 
bqüge unb ~l&finbungen. 

§3 

(1) (fü :lulle fann nidjt IDlitglicb einer @cnoffm· 
fdjaft fein. 

(2) Sübijdjc Wlitgficbct bon (/)cnoITcnfdjaftrn 
fdjribm 3n11131. ~qcm&er 1938 an~. [ine f.rfonbm 
lhinbigung in nid)t erforberfidj. 

§4 

'.Der !J~Cicf)~tuirtjdjoitiimini(lcr toirb cnn.üf)tint, im 
<!invctnef)tncn mit ben beteiligten !Jliidj§minijirrn 
bir au ~ief crmerorbnnng erforbcrlid1m1'urdJfü!)rnngs'. 
ocnimmungen 3u etlaffcn. <!r fanu ~(ugna[) l1\Cll 3u· 
laffen, foroeit bie[e infolge ber U&erfüf)rnng einig 
jiibifdjcn (\)crocrbcbctriebe~ in nidjtjübijcf)cn iBcji~, 

3ur t!iquibation jübifcf)tt @ctuer&c&drii&c ober in 
&c[onbmn ~ällen aur 6idjcrjiellung bc~ iBebatfs 
ttfotbetlidj ftnb. 

!Der !Beaufh:agte fi1r btn IBierjaljregp[an 

@öring 
0tnrta!fdbmatjdjoß 
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55. 
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Verordnung zur Durchführung der Verordnung zur Ausschaltung der Juden aus 
dem deutschen Wirtschaftsleben. Vom 23. November 1938. 

1642 !Jleid)ß91[e§Matt1 Saljrgang 19381 ~dl I 

l!rtorbnung 1ur '.llurdjfü~rung 
brt $erorbnung 1ur 'Huijdjallung btt ~ubrn aui bem beulfrljen !teltlirf)ajtßleben. 

gom 23. l!lounnbcr 1938. 

~uf@runb bt~ § ·I btt'Ilrrnr~nunq;nr'Xu~fd)altung 
btr :Jubm· an.J bem beucjd)en 'lllirtjd)aitiilc~rn vom 
12. !Jlootm6tr 1938 (:Jltid)~ge je~&l. I i5 . 1580) n>irb 
ttrorbmt: 

'Xrtird l 

1.tinatl~anbd 

§ l 
(1) l!'i113df1anbe(gucrfaufii~ellrn, 'Iler[anbgrjd1afte 

ober ~8e~eUfontm uon :Ju~cn flnb gnmbja~lid) auf· 
iUlöjrn unb 11~;tt1oicfrln. 

(2) i501ot it in &rjonbrrrn (j.i llrn i"r 6icfirrtlrllnng 
hr 23nfor!Jlllt\1 btr ~cuölrcr11n :1 Nr ~ciarfürJrun9 
rinea DiBf)cr jü ti i\d)rtt lh1tcrurf)lnc11i: her im ~ll'i .1 f\C• 
nanntrn ~In crfc,rbcrlict.1 i~, fann rJ in nid1tjübi[rhe ~ 
l!i~rntum ii ecrfii~1rt 1vcrbrn. !:'ic !l&rrfitlirnng &r· 
b1nf brr 6irnrf1mi ,111:1,1 trr für bir ~ntjn1ribunq nad) 
bcm (l)rjr~ JU lll 2ctn<~r bc5 l!ir.;df)a<lbrf~ bo!n 12. ~ai 
J!J33 (91eid!!~rjctM. l 6. 2ti~) ;u~1inb i!1l'll Etrflrn. 
1:'ir[e <ilrnrf1nuqnn:1 rrjrllt bie 1111di trr ~htorbllmq 
nuf ~nmb hr ~crntl)mrnn ltl1ct bic ~(11111d~U1!!) ~l'5 
!'rrni ::\1rn:5 l'l'll Subrn vom 20. ~µril 1038 (~cid_,5 . 
u•ic~&l. I e. -llö) triorb•:rlidJt <~'"rfJmi9nn :J. :Jm 
libri ~Jt n nrltrn bit ~oril(nijtrn hirir r ~(11or~ 1111n(\ 11n b 
C'rr tJ.)U c1: 9•11:~u·11c 11 otcr er~r!Jrn~c n 'Burd)jÜlJrnnu:; · 
u~rjd)riftrn. 

§2 
(1) '.Dir ?lbtuirtfunß ~at nad) iolgcn~en Clirunb· 

jJ~rn ;u nf~l>]: H: 

1. <.Drr ~ettauf t'~tr bic mcrflci!J!'(llti\] l'OO ~Ü:\Hl':t 
an l•~tr ~n&raud)er flnb nid)t 3uläjfl9. 

2. ~Uc 'F.iLHrn µnb 3unilchfr Üi'.r 3 !t fr ,\ 1: ~iq~n fiocf.>· 
gruvµ, otcr Sn>cdocrrmißung ober Dtrrn bt· 
ai rflicfJrr otu fod)lin)rr Unl<rßlirbrrung an· 
~bitten, bie iilr hie Untrrbringung t.er 'ffiarrn 
<:Jorgqu trngen l)at. 1)je mcrn1lljmc brr ;maren 
erfofgt 11 uf Gnmb rintr ~ciuer!tutß burdJ 61101· 
bcrfMnbige, bie bcr !l)rafibenl brr 0u~Jnbigrn 
5n6u~tic· unb J)aubrrnr.immrr &epeUt. 

3. '.Dit (l)[Ju&igrr flnb in ber in ber l1'onf11r~· 
orbn11119 oorgcjrl)tntn 9ltifirnfolgt aui! btm 
lhlö~ btt <llrjamta6n>idlu119 311 (•efriebigtn. 

!&rlin, btn 23. 'Jlobem6tr 1938. 

(2) '.Der 'Jl1idjßni irtfn1aitemi11i~tt erl<ifit rrforbrr• 
lid)rnfaUi! im lii11orrnrl)mm mit bem 9leid1smini~tt 
btt Su1li3 n>citm 9lidjtlinirn iür bie \llbrnidlu11~, 
bit im ?llliniprrial6latt für 'l.llirtjd)aft ueröfimtlid)t 
turrt'-cn . 

(s) 'Die <llrunbfa~r u11b 9lid)tlinirn für bit ~lb· 
n>idlunn neltru a11d) im (jaUe br• li:onfurfrii iür t.rn 
~onfur~t1moalttr. 

§3 
(1) at.r bie ~l&loidfung fann hie nad) § 1 ~lej . 2 

iur ~lltjc(1cibu11 ,1 J1crnfrm 3trflr \ll&ruidlrr rr~rlfrn, 
oftrn jonjl rim or~nunn~ 1111.ifi i nc 2tb1uicHu11g uicfJt 
grto.i ljrlti~rt i~. '.Der ~bruictrir l)at bic eor~fa lt 
rinccj orbcnllicfJcn Sfoufmn1mil 011 ,iUlocn~cn unb 1lrfJt 
1111trr trr ~lui1id1t brt ~crujcn~rn Stelle. 'l)icjc 12tc lle 
fr~t nan) '3crnbi:1""9 ttr Nl•wi1f!nnq bie ~rrgütur. ,1 
brd ~l&rnidlrrß unb bic J)ö()c trr iljm 3u rq1attrn~rti 
~lu~la~rn ir~. 

(2) 'Dir llojlrn ~1r~lbtuicflnnß tr,ißt b.1~1l(',\llll'i1fclnh 
U.ntrrnr[•mrn. 

§4 
(1) 'Der ~!&1oicflrr i(l 311 · allrn gnid)tlid)cn ;111b 

au~tr\ltricfJtficfJc n !Rrd)t~orfcf1df trn unb ~rd)gf1m1~· 
fan~1rn rrm\id) tint, bic tic :'tl11uhtf1111;1 i:'c::t lin!rr• 
ne~mrn~ erforbrrlid) mad)cn. Seind!rmdct)iiqung rr· 
fcbl in birfcm ~af1mcn jrbc crfcrbrrlid)c 'll1~llm.ic(1t. 

(2) 'Drr ~lfooicflet i11 in!&rjonbm &mdjt i ~t, im 
9lamcn be~ Cllrmrin[d)ul~r.rr3 &ri ':\01lirqrn bcr :1" 
frbfid)rn 'llorn11 ~jc~unqrn bcn ~In t ra.\ <ltif i!röjjnullg 
bt~ stonfnt~Ntfafirrnd ü&rr b1>i U11ttrn rf1 mrn .111 
jlcUen. <Der ~{btuidlri.: fann 3um ~Zo.nfut~~cnU\1Urr 
6epellt nierbrn. 

~ttiftl II 

,6anb1Dttf 
§5 

(1) 5übiid1c 5 nr1a&er uon J)anbronrnl•etriebm finb 
3um 31. 'Dr3ember 1938 in hr J)anbrnerfßroUe 3u 
lö[d)rn ; bie J)anbn>erf:ifartt i~ tin;u3ief)rn. 

(2) ßür bit (lllcrfi1ljrung jtihifdjcr fjanb1oerrn. 
&<trie('t in bit f)anb nidjtjübijd)er C!'rn>rrber gtlt'" 
hie &iillj trigtn 'Ilorftf)riflcn. 

!Der !R ti cfiß1u i r lf diaf tsm in i ~ tt 
.:Jn Ultthdung 

erintntann 

!tu !Rcid)~mini~tr btr Su~ia 

Dr. ~ürtnrr 



Der Reichswirtschaftsminister. 
III Jd ._2.4.1.§j..2§_.'------

Betrifft: Verordnung zur Durchführung der Verordnung zur AU -
schaltung der Juden aus dem deutschen Wirtschaftsleben 
vom 23. November 1938 - RGBl.I s.1642 -· 

Bei d„r Anwendung der Verordnung zur Ausschaltung der Juden 
aus dem deutschen Wirtschaftsleben vom 12. November 1938 - RGBl. I 
s.1580 - und der dazu ergangenen Durchführungsverordnung vom 23. 
November 1938 - RGBl. I s.1"i42 - sind die nachstehenden Grundsätze 
zu beachten. Im übrigen wird auf meinen Runderlaß vom 18. November 
1938 - III Jd. 8782/38 - Bezug genon:uaen. 

I. Einzelhandel. 

1.) Die nach dem Gesetz zum Schutze des Einzelhandels zur 
Entscheidung in erster Instanz berufene Stelle entscheidet auch in 
den Fällen, in denen es sich um die Abwicklung von Versandgeschäf­
ten handelt. 

2.) In Interesse der Beschleunigung des Verfa.hrens sind die 
nach meinem Runderlaß vom 5. Juli 1938 - III Jd. 2818/38 - zu hö­
renden Stellen regel.cäßig zu mündlichen Besprechungen zu laden, 
damit deren Gut1:1chten und Äußerungen sofort abgegeben >ferden können. 
Auf I Ziff. 3 meines Runderlasses voJ:l 18. N'ovember 1938 - III Jd. 
8782/38 - wird verwiesen. Die Besprechungen sind sobald als möglich 
festzusetzen. Sie sind von allen Beteiligten so vorzubereiten, daß. 
eine endgültige Entscheidun;; möglichst in der gl.eichen Sitzung er­
folgen kann. Zu den Verhandlun5en ist die bezirkl.icll zuständi ge Or­
ganisation dAr Jirtschaftsgruppe Einzelhandel oder deren f&chlich 
zuständige Unterorganisation herbeizuziehen. 

An Hand der bestehenden Verzeichnisse jüdischer Einzelhan­
delsbetriebe ist in ditisen Besprechungen nach Möglicltlrni t bereits 
festzustellen, welche jüdischen Einzelht1ndelsgeschäfte im Bezirk 
von vornherein für eine Überführung in nichtjüdischen Besitz nicht 
in Frage kol!l!llon. In diesen Fällen kann die zuständige Verwaltungs­
behörde etwa eingehende Anträge auf tlbt:trnarune des fraglichen Ge­
schäfts ohne weitere Prüfung der Person des Erwerbers, und· - wenn 
deren srundsätzlichos Einverständnis besteht - auch ohne nochmalige 
Beteiligung der im. Einzelfall nach meinem Bunderlaß vom 5. Juli 
1938 - III Jd. 2818/38 - anzuhörenden Stellen ablehnen. 

In allen übrigen Fällen, in denen eine Überführung des Un­
ternehmens in nicht jüdischen Besitz angebracht erscheint, sind die 
Bemühungen geeigneter Bewerber r;ii t allen f.!ittoln zu unterstütz.en, 
so daß in kürzester Zeit eine Entscheidung get.roffen w~rden kann. 
Ich weise jedoch darauf hin, daß auch hi~rbei die nach dem Einzel­
handelsschutzgest:itz erforderliche Prüfung der Erwerber in persön­
licher Hinsicht nach den geltenden Bestillllllungen durchzuführen ist. 

vorläufige Gonshmigungen sollen nicht erteilt werden. 
3.) In allen Fällen, in denen hiernach Betriebe aufzulösen 

und abzuwickeln sind und bei denen eine ordnungsmäßige Abwicklung 
andernfalls nicht gewährleistet ~rschoint, sind sofort Abwickler 
nach § 3 der Durchführunr~verordnung einzusetzon, Geeignete Perso­
nen, die als Abwickler in Fraß,_e koLlrllen, sind den zuständigen Behör­
den auf Anfordern umgehend von der zuständigen Industrie- und Han­
delskammer im Benehmen mit der bezirklich zuständigen Organisation 
der Wirtschaftsgruppe Einzelhandel bezw. der fachlich zuständigen 
Unterorganisation vorzuschlagen. 

Es wird sich empfehlen, für dio Abwicklung größerer Betriebe 
Wirtschai"tsprüfer, vereidigte Bücherrevisorun od~r andere kaufmän-

~ 
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nisch und fuchlich besonders vcrgebildeto Personen heranzuziehen. 
Die Best e llung vo11 Allwicklorn soll nach § 3 dll r Durchfüh­

rungsve r or dnung jed'.)ch nur erfol g&n , wenn rrnda rnfa lls nicht die 
Gewähr für eine ordnungsmäßige Abwicklung besteht. Grundsätzlich 
ist dahr.r deo jüdischen Inhaber die Abwicklung se l bst zu überlas­
sen, wenn dadurch nicht die Gefahr eTl'lächst, daß die verbindlich­
kei ten n ir,ht restlos e rf üllt und insbesondere di e Löhne und Ge­
hälter nicht bezahlt werden. Auch dör jüdische Inhaber ist, falls 
er salbst abwickelt, an die Grundsätze des § 2 de r Durchführungs­
verordnung gebunden. 

4,) Bereits in meinem Runderlaß vom 18 . Novembe r 1938 
- III Jd. 8782/38 - i st bestimrat, daß e i ne ~iede reröffnung jüdi­
scher Ger:arbc,bet r iebe grundsäi;zlich nicht in Fr aße kommt. In g lfi­
cher neisa i s t die ~a it crführung e in~s Einzalhandels~aschäfts 
durch den Abwickls r unzulässig. 

5.) Bei rter Durchführung dur „bwicklung ist fole;endas zu 
beacht en: 

a) Dar nach§ 2 Abs. 1 Ziff . 2 eingosetzto Sachverständige hat 
s;iine Bol'lc rtung n~ch kli ufmii.nniscilen Grundsätzen vor zunehmen . 
Er soll dabei in crst.~ r Lini e von dem Einkaufspreis der vor­
hand&nen wnr c a usg ehen ~nd i st berechtigt, fn dan Fällen , in 
denen die l!are durch Zo i td bl1;.uf o<ler s onstig <"; u.ns t ände an 
"Tert V'lr lor.;n hat, ri i:J.~n dum h.;ut igen EinlmufsPcrt en t spr e­
chendAn Betrag f ustzuse i;zen. 

b) Bei Be·~.irtung des Inventars us1<. ist d.:.;r sachv•,r s t änd i ge nur 
dann heranzuzi ehen, l'l'<:;nn der Abr1icklar di F. s nusdrücklich 
1r\1.Dsc:ht. Auch hi er i.s t nach kaufmänni sc~en Grund sä tzcn vorzu­
gehen. 

c) Die Fachgruppe oder z~1ockvereini(;ung , :ier di'l vorhandenrm Wa ­
ran zunäc hst anzubieten sind , hat sich in allr.n Fällen binnen 
14 T&Gen seit Eingang des Ang0bots scllriftlich zu äußern und, 
falls sie die angebotane "lar0 salbst nicht unts rbringen kann, 
Vorschläge für e ine andor w: i tigc sachgemäße Ve r wertung zu ma­
chen . Erfol.;t nach Ablauf dies er Frist k<üne b.3friedigenda 
Äuß nrung der Fe.chgruppa od<Jr Z?eckv ;r e inigung , so ist die 
Veräußerung der vorhandenen :;orte ohne besondere Besch::-änkung 
zulässig. 

.!!.:_l:!a_n..'!_-:_e r~-

Dia für den Einzelhandel ge lt.ö! nden Sondo:rb•:istimmungen 
de r Durchführungsverordnung finden a uf das Handv:erk keine Anwen­
dung. !n diesAn Fällen blGibt e s grundsä tzlich bei dem in dor 
Anordnung da s Bea uftragten für den Vierjaurosplan vom 26. April 
1938 - RGBl.I s.41 5 - und in meinem Runderlaß vom 5. Juli 1938 
- III Jd. 2818/38 - vorgeschr iebenen VP- rfahrnn. Ich ersuche jedoch, 
mit Rücks icht auf das ges:i tzliche Verb ot der t'eiterführun,; jüdi­
scher Hand0erksbetr i~be auch hier die laufenden Genehmigungsver­
fahren mit de r größt~ö&l ichst en Bescilleunigun!i._durchzuführen. 
Eeht das Gu t li chten da r in meinem Ilunderlaß vom 5. Juli 1938 
sonst zu hörenden Stell5~ von diesen binnen angemesson~r Frist 
nicht ein, so muß im Einzalfall zur Beschleunigung des Verfahr ens 
die Ent scheidung der Ve rwaltungsbehörde notfalls lodiglich auf 
Grund de r Stullungnahme d&r zuständigen Handwerkskammer e rgehen. 
Stets ist jedoch auch den übrigen anzuhörenden St ellen Ge legcn­
hei t zur Äußerung binnen einer von der Verwaltungsbehörde be­
stimmten Frist von mindestens 2 <icchan zu geben. 
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_ Ich ersuche, die für di e G'.l nehrnigung nuch d:ir :.nordnung 
vom 26. April 1938 uncl di ..i no.ch dem Gustitz zu11 Schutzu dois Ein­
zelhandols zuständigen B" l..lörden sofort en tsprechr.nd zu unter­
richt en . 

Ic Auftrag 
gt:z. Schm•Jer. 

An die Ho•rtin Regiurungspräsidenten in Preußen pp. 

Der Regierungspräsidant . 
. A VJ;_I H I 1 02 b. 

Kassel, den 26. November 1938· 

Abschrift übersende lcl! im Anschluß an ceine Rundverf ü­
gungon vom 23. und 25.d .Mts. - A VII H I 102 b - mit dem Ersuchan 
um wa itt!ro V0renlassun~. 

An 

t;dz. von Monbart • 

. Beglaubigt: 

( Si8e;o1 l /}:i;:,u.-?C. t2--c-C--c-"t.­
Kanz1 a1anges ttJ11 t er. 

1. die Herren LandrHt e des Bez ., 
den Herrn Po l.Fras. hier, 

" " " Dir. in Hnnau, 
die Herren Qb9rbürgarmeister 
in Kass el, Hanau, Fulda u. Marburg; 

2. a) das Dezernat A II Jud (Feldt) im Hause, 
b) die Industrie-u. Handelskammer J~assel-Mühlhaus ~rn, hi ·Jr, 
c) dio Bezirksstelle Henau der Industrie- und 

Handelskammer für das Rhein-Mainische V:irtschafts­
gebiet in Hanau·, 

d) die Bezirksstelle Fulda der Industrio- und 
Handelskammer für das Rho in-Mainische ?.i rtschafts­
gobiet in Fulda, 

e) die Handwerkskammer hier, 
f) die Gauleitung d01 NSDAP., z.H. des 

Herrn Gauwirtschaftsberaters, hier. 

zu 2: Abschrift übersende ich im Anschluß an meine 
Schreibdo vom 23. und 25.d.Mts. A VII H I 102 b 
mit der Bittt: um Keuntnisnahrn·~. 
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56. Schreiben des Marburger Oberbürgermeisters an die jüdischen 
Geschäftsleute vom 10. Dezember 1938 mit hdschr. Verteilerhinweis. 

~ Oberbürgermeister Marburg, den 10. Dezember 1938. 

134 

Auf Grund des Artikels I, § 1 der VerordnlUlg über den Ein­

satz des jüdischen Ver11ögens vom 3. Dezember 1938 (RGBl, I S, 

1709) gebe ich Ihnen mit sofortiger Wirkung au!, Ihren Gew~rbe­
betrieb binnen einer Frist von vier Wochen, vom Tage der Zu­
stellung ab gerechnet, abzuwickeln. tlach· .§ 2 Abs. 1 und 2 de·r 
Verordnung zur Durchführung der Verordnl.illg zur Ausschaltung der 
Juden aus de11 deutschen iiirtschaftsleben vo11 23. November 1938 
ist bei der Abwicklung der Verkauf oder die Versteigerung von 

Ware an letzte Verbraucher nicht zulässig, sondern alle Waren 
sind zunächst der zuständigen Fachgruppa oder Zweckvereinigung 
oder den bezirklichen oder fachlichen Untergliederungen anzu­
bieten; Sie haben sich deswegen sofort mit dem örtlichen Lei­
ter der WirtechaftsgrupP.e Einzelhandel, Herrn Kaufmann Körner, 
Frank!urterstrasse 35, vorher in Verbindung zu setzen, der 

Ihnen weitere Anweisungen geben wird. 

Da Sie nllillllehr Waren an letzte Verbraucher nicht mehr ver­
kaufen dürfen, haben Sie Ihren Gesch~ftsbetrieb sofort zu schlie­
ßen. 



57. Anordnung des Regierungspräsidenten an den Marburger Oberbürgermeister 
vom 3. Dezember 1938. 

:er . Re;ierungspräside~t . Kassel , den \ ;,p~~~,~~~~~~~~-~ ll·· 
Be tr ifft : Entju dung 

·::. ~ r.z. 1938 a u 1 i c h e;..,„.'. \ 
des 

A. II . 102 14 Jud . 
V e r t r 

Kü r zlich hat ein e Besprechung der Gauleiter bei dem Herrn 
General fe.ldmarschall Mi n i st erp r äsidenten Gö r ing s tattgefunden , 
wobei n ach ~'.Hteilung der Gaulei t ung Kurhessen f ür die weitere 
Entjudun~ des Gr 1mdbesitzes etwa fo l gende Ri chtl i nien he r a usge­
geben wo r den sind : 

~ s sollen in erster Linie die jüd i schen Fabriken und Ge­
schäftshäuser und dann aLtch a lle anderen Grunds t ücke der Juden 
möglichst bald in .arischen Besitz üb3rführt werden . Hi erzu i s t 
künftig vo raussichtlich d i e Genehmigung der Lar.dräte und Obcr­
bürgerrr.ei s ter voo·gesehen l Dabei soll da r auf hingewirkt we r den , daß 
der Grundl:c sit z von den ..Jud _n n3cb, lfö&lichkeit zunächs t den Ge ­
meinden angeboten wi rd, Die Land r 2: te und Oberbürgermeister hät ­
te" ::iit cen Krnis l ci t ern h i erzu die nötigen Schri t te zu veran l a s ­
sen , 

Die Juden sollen angemessene Fre i se erhalten , da ja äas 
Reich ih ,. Verrr:jgen durc1i-S-6iiaerbc lastungen mi t de r SühnBle i s t un·g 
ur,d mit der Reichsfluchtsteuer im ?alle ih res Auswanderns ohne ­
hin sto rk te sc b.neiC:et . Sov.>ei t schon Veräur.er ung~ ver.triigc abge -
schlc ssen sind, sollen die i'reise in diesem Sin:"le no~h nachge­
prilft we r den. bei Geschäftsübergimgen wird übr i gens Viert dar auf 
g elcg t , daß di e Gesc hiifte r,ur von :Jranc hektmdigen und finanziell 
leist unc;sfä higen Kiiufern übe r nommen werden, 3e i g l e i cl1er Eignung 
ist die bevci·zugte-·.3cha-ndlung von Part eigenossen , ins besondere 
v on alten l':'1müfern selbstvers t ändlich . 

Ic l1 c;cbe ·· h i ermit diese I,id:.tlinien vertrc;•.llich zur Kenntnis . 
i::s ist drinc;end erl'lün sch t, da ß die Gemeind en , insbescndere die 
Städte selbst r.i.;.s ko1Tununalpo lit isc hen Gründen i n möglichst viei ­
tem Umfange <.>.ls Kb.ufer der jüdischen Grundstüclcef zu vermehren . 
Ic:-1 we r de bei der. evtl . erfor derlichen Genehmi6 ungen a l s Kom·­
nn.mal a ufsichtsb ei·,örd e im Rahmen de r bestehenden Vorschr i ften 
wei tsehe_n ~ .. -entgeger!l.\('rn~en · und er!J~che die H~rrer.. .Lsnc.lrät e ·als 
koiTuiüriale Aufsichtsbehörde ihrerse i ts ebenso zu ve r fahren . 

b ine Handhabe zur Linflußnahme atf die Juden in dem bezeich­
l'!eter. Sinne gebe;1 die Best i mmunge n de s r:errn Reichskommissars 
für die Pre i sbilduntJ; i n Ange legen:1e i ten der Grt'lldstlicksverkäufe 
(ver,;;l. Ll , C: , Abs . 4 des l:rlasses des Herrn Rej.chs kommissars für 
die Pr e i sbildung vom 16.3 , 193R - IV j . 250- 1786 - mitgetei lt 
dur ch Eunc.ve r fügung vom 25 . 4 . 38 - A. VII H. I.253 a) und die An­
or C:rnmg des Beauftre0ten fü r den Vierjahr e splan auf Grund de r 
Verordnun.'} übe!' die Anmeldung des Vermögens von Juden vom 26 . 
Apr il 1936 - RGBl . I , S . 415 . Der Pre i s ode r ander e Bedingungen 
ode r Vor ausGetzungen de r Verdu 6erungsverträge könnten evt l .al s 
Grundl::ge flir e i n e Versagung der Gene hmigun;:; dienen, wer,n der 
Jude seinen Grundbesit z nicht Si1 d i e Gemeinde , sondern an sonst i ­
ge Dritte ver3.ußern wil l. 

Was im übrigen d i e Bn tjudU..'1(; von Ei nzelhsndelsgeschäften 
bet r ifft, so verweise ich noch auf die Durchführungsve r oränung 
zur Verordnun5 über die Ausscheltung der Juden aus dem deutschen 
l'/i r tscheitsleben vcm 23 . 11, 1938 . Danach ko~mt ein e Über tragung 
von jüjischen ~ inzelnande l sgeschäften jetzt nur noch in beson­
de ren Ausnahmefällen in Frage; im allge meinen s ind s ie a·..if zu­
lösen und abzuw ic"e ln , 

;=auftreten, um i hren Grundbesi tz zu ~ 

135 



Ich ersuche, die .:.ntjudung des Grundbesitzes, bis eine 
endgültige Regelung von der Reichsregierung getroffen worden 
schon jetzt in cler vcrgeschriebenen V/eise und i~än<!_iger F. 
lungnahme mit den Kr:e_;isl_eitern vo):'_zubereiten, sie aber nocn­
riiCht en.dgültlg abzL.Cschließen und eoeni:fövrenig etwa dahingehe: 

. de Genehmigungen zu erteilen. 
Zusatz für die Herren Landräte in Hanau, Schlüchtern., Gelnhauset. 

Schmalkalden und den Herrn Oberbürgermeister ·in Hanau: · 

Jn der Annahme,daß auch seit ens der für Sie zuständiger 
Gauleitunc entsprechende Richtlinien weitergegeben v;-erde.!,bL 
ich, ebenfalls in engster Fühlungnahme mit den Kreisleitern 
der NSDAP die erfo~·derlichen Vorarbeiten zu treffen. 

An 
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gez.von Monbart. 

(Siegel) 
Ble~~a:~~gt: 

ge~~sistent. 

die Herren Landräte und Oberbürgermeister 
des Bezirks, 

den Herrn Polizeipräsidenten in Kassel. 



58. Anweisung des Reichswirtschaftsministers an den Regierungspräsidenten in 
Kassel vom 31 . Dezember 1938. StAM 180 LA Mbg 2939. 

An 

JJ.i ze i-Ft'-11kdienst 
7::nkstelle Kassel. 

"sd Eerlir, Nr. 52/1 - 52/2 125 3o 1430 -. 

Unter Aufhebung bisheriger Erlasse wird a~ge~rdnet, 
dass zwangswe is e Schliessung von :Cinzelhandelsgeschäften 
und Han dwerkscetrieben zum 31. Dezembe r auf Grund Verord­
nung über Ausschaltur.g von Juden aus deutschem Wirtschafts ­
leben vom 12. November 1938 (RGJ:l. I S. 1580) vor l äufig zu -
unt erblej_ben hat, soweit jüdische Inhaber fremde Staats­
ang ehö~·j .gkei t b es :tto: en. Die Schl:.essting er~olg t zunächst 
nur be i Juden deutscher ~ taatsa..vi.gehöri5-l{ei t µnd staaten­
losen Juden. Diese Anweisung ~st vertraclich zu beha:ide ln. 

Zusatz für Ree;i erung5p:rä.s i df;l.'l'~en L Landesreg ie;:;un12:en cj.er 
auso e :r:;:ireuss i :oc hen :r::ander, He i c l1:o::ito:tthfl.L t0::r ust-er:::-e icn 
und ?.eichskommi::isar für die sudete!lceutsc.hen Gebiete: 

Zum 2o. J a nuar 1939 be st1r.1mt titte mir über Anzahl 
vorha,.~C:ene r I::!.nzelha:adelsgesc:iäfte jüdischer Ausländer 
getrmnt r..ach Staatsangehörig:ceit ci:1Zelner Länder zu 
bsri cht -m . 

Reicl:swirtschaf t sminister :::II jd . 1 
IJ. '; gez . Erinkraann . 

y~rteilei::_ r)b e ::: präsi denten, Hegie mngsFJ siden ten , ?olize·ip riisi­
dent en usw. 

De r Regi eru,1gspräsident . 
A VII H l-lo2 a. 

F.assel, den 3o . Dezerab,1938. 

Abschrift übersende ich zar weiteren Veranl assung. 
13is zum lo . Januar 1 '?39 ist im Sinne des z we iten 

Absatzes zu berichr.en. 
In. Vertretung : 
gez . von !l'liffling i. V. 

Be~l aub ig t: 

(Siegel) · ~ 
Re~ . -Assistent . die Herren Landrä te des Bezirks, 

die Herren Ober~irgermeister 
in Kassel, Mar burg , F~lda, Rar.au. 
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59. Verordnung des Reichswirtschaftsminisers an den Regierungspräsidenten in 
Kassel vom 2. Januar 1939. 

.•. Reichs-~irtscbaftsminiater. 
~~lILJ~ _ _u~ 2.1]_~§_ _ ___ _ 

Berlin 'it 8, den 2. ,1R?'laI..-t/355J.:.., 
l::onOrot •<ib :·ht•·"i 

Schnellbrief /<r. •. u,1:,;-, .-'/ 

:;e trifft: Sonderverr~ auf ss telle fü-::-;~de:--:n I(assel. <Lin .;. JM.};f/S. f 
<;:, .~b. 'll{~JP! 

vom 2~/12. · ·· Aus de~ jüdischen Nachrichtenblatt Nr. 8/38 
er.tneh:ne ich folgende No tiz: / . 

•sonderverkaufsstelle f ür Juden in Kassel. 
oes-"'ohifahrtsänitci.er Stsar·rcas<.el hat auf' eine Befcanntmachung des 
zi.:ständi g;rn T(r e islei ters hin zur Sicherstellung der .7arenversorgung 
der Juden getrennt von clem Ges c häITsve rkehr .cErcreu'fschen Bevölke- -
run,q; aTeVe-r rn r g ung der Ju~en iii"tTebens~i"lc atigenGufern übernom­men:- Die Juden und jüdischen Einrichtungen von Kassel haben künf­
tighin ihren ges amten Bedarf an l ebenswichtieen Güt~rn an einer 
näherbezeichneten Stelle der Stadt zu Tagespreisen gegen Barzah­
lung zu decken." 

Ich we ise darauf hin, daß nach einer ausdrücklichen Entschei­
dung des Eerrn Beauftra s ten für den Vier~ahres;:.lan deutschen .l(auf ­
leuten a.us dem Verkc;uf an Juden keine Nachteils erwachsen dürfen. 
Daher haben alle Ma!l n.:ihm·J n zu unterb l eiben, durch die Gewerbetre i ­
bende veranlaßt werden, Juden nicht me hr zu bed ienen. Nur auf diese 
"'eise ist es :nög lic h , sämtliche jüdischen (jewerbebe triebe zu schlie­
ßen. Eine: Zuls. ssung besonde r e r Einzelhandslsgesc'.läfte oder H9.nd­
werl<Sbetriebe f ~r d ie Eed i -:: nung j üdis ch ,~r Cundscha!'t kom!nt grund­
sätzlich nicht in Frage. 

Ich bitte wn :Seric ll t , in we lch<. r , ,-eise die Einrichtung einer 
sond;,rv '= r 1~c.ufsstell0 für J ud;,,n in Kassel :::;',•pl an t war. 

Im Auftrug 
gez. '(rü.ge :r . 

An d en H!:lrrn Reg i arungspr äs i dr;; nt en , '.(assel. 

Der Reg i erungs präsident. Kass ,:i l, den 6. Januar 1939 . 
__ LY.I_I ________ _ 

.hbschrift zur Beachtung. Ich ve r weis.3 auf meine mündlichen .An-

1 ordn ungen in der letzte n Konfe r enz und mache dar euf auf:nerksam, daß 
auf besond Aren Befehl de s Führs rs Juden in deutschen Ges~häften 

1 k a uf en solle n, nicht dagegen Ds utscha in j üdisch en Geschäi'ten . Son­
der:naßnahin.::n sind dah c1 r rüc kgäng ig zu rnachan. Es darf von keiner 
Se it e darauf hing.;,wirkt warden, daß etwa die Geschäftsl eut e sich 
we igern , an Juden zu v s r '.caufen . Schwüirigk-:l iten sind mir umgeh e nd 
zu rn<:l l den . gez . von Monbart • . 

Beglaubie;t : 

(Siege l ) /JdiU/~t?"~ 
Kenzleiangest ·311 t e r. 

An 

fü r dsa Hsrr n Gbi. r bür gJrmeist .er in !C~SS•3l; 
Unt~r Hin~cis auf dGn letzten Absatz des Erlas­
ses bitt:i ich u:n Bc. richt bin n c) n 10 Tagen insb ·::. ­

d ie Hsrren Landr äte 
und ObJrbürg·orrrwi s ter 
des Bezirks. 
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s on der .3 auch dar üb e r, was inzwischen 
hinsic~t l ich der s ondJrv0rkaufsst e llen 
fü r Judon ve r anlaßt ist . 



60. Vermerk für des Marburger Landrats an den Bürgermeister in Bürgeln vom 
20. März 1939. 

D e r Landrat. 

Es erscheint die Witwe 1'-nna K l e e aus Bi.irgeln 
und eri;lärt: 

Jch beabsichti~te das :tnwesen der Jüdin 3ert:ha Heas 

in Bürgeln käuflich za erwerben und war rr.it ihr auch 

bereits einig geworden. Sie hatte mir münP.J.ich eine feste 

Zu~,.:.}t_~acht t:nd zwar am Mittwoch, den 15.:1ärz 1959. 
Ein,AfauTvertra;:; war le tiir.;lich desh~lb no:;h nicht 15:- sc hlossen 

worden, weil der 2ilrgev~eister u:iu erklärte, das Grund­

otäck ::ä.;::>c vorerst taxiert werden. Eint•Jr!:ier hat die Ver­

:{.'iufcrin gleic'1f'llls ~;:indlich einen Vertr<J.g mit de."! :r..oecht 

C.es 3auern IL"ld . Ortsb:i.>.io:rn:?ühre:L's '/eit n2r:ens :<onrn.d Ha-:icl 
abe;cschloGsen. Die 0ei:.- 'fertr'ls :>oll heute notari;,ll ao[5e­
schlossen -.v~!"'d ::. ."l. TJe:r u~stn!'ld, dass d1'3 'lerktiu.f~rin ent­

gegen de:n U:l'sp.r ;in,'.lich Mit ml.!· !".:l:idlich ·1b~"ocr, J.o -':ien~ n 

!(aufvertr:ig das Grundstück nunmehr anderweitig verkauft 

hut, i::;t der ,'\u:3c'"run;; des Crtsb::.uernfThre:::-s zu Vt~r<:L1nk-::11, 

dass der 'lertr•.l,; mit mir keinesfalls genehmi:;t ?:erden r.ürdc; 
unter diesem Druck hat die Jüdin dann an den Knecht des 

Ortsbauernführers, der ein Jnteresse an <!iesem ~auf h~t, 

veräussert. ',er ürtsbauernfl~er will für den au;:·preis 

biirgen. 

Jch hattl' beabsichtigt, dGs fr:;.gliche Am:esen, das 
aus einem Johnt:~us, einer Scheune und einen kleinen Stall­
gebäude bedteht, für einen Kindergarten der NSV. zu er­

werben. Die Gemeinde kann das ;,nwesen nicht selbst hie rfür 

erwerben, weil sie das erforderlir:he Geld nicht auftreiben 

kann, deshalb wollte ich das fraßlic!:.e Am;esen an die 

Gemeinde Zt! tcr:; vorgenannten Zweck ver:Jieten. Jch habe 
auch bereits früher einige Häume der fü3V. bei nir im i-iaus 

unent ·:,eltlich ,;ur ·;erfi.igung gestellt. Ausser dem Raum 

für den ilndergart•m der i·:sv. sollte in das von der Jüdin 

zu erwerbende ::aus noch die Kindcre;ö.rtnerin zieten; das 

obere Gescho:,9 wollte ich vermieten, :..;cheune un::; .Jtall 

mangels 
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r be­
l!!Wlt;cla ausreichender „irtschafts 5ebäude .selb-,t 
nutzen. Der i' r :mrber !.onrad Hamal will die ;:.;cheune 

angeblich abreisen. 

v. g. 

An 

den Herrn Bürgermeister 

in B ü r g e 1 n • 

--------------------



61. Erlaß des Reichsministers des Inneren an den Regierungspräsidenten in 
Kassel vom 10. Januar 1939. 

Der deionsm:i..nisGS!" des Innern Berlin, den 10. Jonuur 1939 . 
Nr. I e b72 /'.2§ .... 

5012. 
Vertraulich! 

Betrifft: Judenfrage und Denunziantentum. 

Herr Generalfe l dmarschall Göring hat als Beauftragte'r 
für den Vierjahresplan bei Erörterung der von ihm an~e •r dneten 
und ge!Jlanten Maßnah:nen zur wirksamen legalen J.uc.cc:-.~1 tung 
der Juden aus der deutschen .iirtschaft und zum Einsatz des 
jüdischen Vermögens für die Zwecke des Vierjahresplens unte r 
ande rem zur Sprache gebracht, •ie in l etzter Zeit be ebachtet 
worden sei, daß deutsche Volksgenossen um deswillen denunziert 
wurden, weil sie f r üher einmal in jüdischen Geschäften ge~ 
kauft, bei Juden gewnhnt oder sonst mit Juden in geschjf t= 
liche r Beziehung gestanden haben. 

Bei aller N0twendigkeit einer geordneten Aufklärung 
des Vrlkes über die Dringlichkeit der allgemeinen Ausscha ltung 
der Juden aus der deutschen Wirtschaft bedeute das Ausspivnie= 
r sn und Denunzie r en solcher ~ft l ange zurückliegenden Vor= /! 

' 
gänge einen nach jeder Richtung unerfreulichen Mißstand, der 
insbesondere geeignet sei, die zur Durchführung des Vier= 
jehresplans unbedingt erfcrderliche gleichmäßige und stcir•rngs'tose 
Anspannung aller deutschen Menschen für produktive lebens= 
wichtige Aufgaben des deutschen Volkes zu ersch•eren . Der 
Herr Generalfeldmarschall wünscht daher , daß diesem Unwesen 
nach Kräften Einhalt ~etan wird. 

Ich gebe hiervo~ Kenntnis mit dem Ersuchen , diese Jei= 
sung zur Geltun5 zu bringen und die nachgeordneten Behörden, 
die Gemeinden und Gcn;eindeverbäude entspr echend zu unterri ch= 
ten.- Von einer Veröffent l ichung di eses Runderlasses ist abzu~ 
sehen. 

gez. F r i c k • .„'· f ',\ ) 
An die Herren Regierungspräsidenten pp. / . " \. 

Der Regierungspräsident. Ka::::~ -:::-:f.:;7.1.ti:.· 939· (.,.._ 
A II 7008 --J}. J' t: 

Vertraulich! ~~tt, t1 

Abschr ift übe r sende ich zur vertraulichen nntnis. Ver. 
einer Veröffentlichung des Erlasses ist abzusehen. 
Zusatz für die Herren Landräte: 

Die Gemeinden er suche ich entsprechend zu unterrichten. 

An In Vertretung: 
die Herr en Landräte u.Oberbürger= gez,Flach . 
meister des Bezirks, B~e laubigt: 
den Herrn Polizeipräsidenten.Kassel, (Siegel} 
den Herrn Poli zeidirektor, Hanau, 
die Staatl . Gesundheitsämter des Bezirks, Re ieru g assistent . 
die Staatshochbauämter, lh "· l/.I u 
die Herren Kulturbaubeamte n, ..,... "<. • 11 " 

die Herren Veterinärräte des Bezirks, ·' () k. d.t...i(,J f~~ {ti t,;,,:/ 
die Gewerbeaufsichtsämter t f f ; · "-<'\.. 

die Staatlichen Kreiskas~en, l,!J.J. (tJ • ~ 
die Kata sterämter 'l(" 
die Herren Kreisschulrii te " 
die Domänenrentämter. 
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62. Verordnung des Reichswirtschaftsministers an den Regierungspräsidenten in 
Kassel vom 26. Juli 1939. 

Der Reichswirtschaftsminister 
III Jd.1/17359/39. 

Berlin W.8, den 26.Juli 1939· 

Betr. Auflagen nach § 15 Abs. 1 der Verordnung über den 
Einsatz des jüdischen Vermögens vom 3.Dezember 1938 
- R.G.El.I.s.1709.-

Auf den Esricht vom 8. Juli 1939 - I.J.21. 

Die Erhebung von Ausgleichszahlungen soll, wie in meinem 
Runderlaß vom 6. Februar 1939 dargelegt ist, grundsätzlich be= 
zwecken,einen ungerechtfertigten Vermögensvorteil,den der Erwer= 
ber eines jüdischen Gewerbebetriebes oder Grundstücks aus der 
Entjudung zieht,zugunsten des Reiches zu erfassen. Die Aus= 
gleichsabgabe soll daher regelmässig dann auferlegt werden,wenn 
zwischen dem Kaufpreis, der dem jüdischen Voreigentümer ent= 
sprechend dem Wert, den das Vermögensstück in seiner Hand besitz, 
und besitzen würde, gezahlt wird unl.dem Wert, den das gleiche 
Vermögensstück künftig in der Hand eines nichtjüdischen Erwer= 
bers besitzt,ein nicht unerheblicher Unterschied besteht, ...LJ_eg_t _ 

1 
der v~!~~n~a:r_1;_~ __ IS_f!-_uf.p_r~is über de11L..Varkehrswert_,.s.o .. is.t . . der_V:er= 
-nagre,~e~mär:i~ig_ mi1; __ .d:€;r _Au:('lage .. z~ genehmigen, daß der Kauf= 
preis-auf den angemesl?_e_n_e_n. _ _Yerkehrswert herabgesetzt w_ird. _ 
--zs--best.elien-9.ber keine Bedecken;- -dagageri , -rn: ·s ·önderfäl1en auch 
einen übe~-~em-Yerkehrßr.ert liecenden vereinbarten Kaufpreis zu 
genehniigcn und den Unterschiedsbetrag zwischen .vereinbarten Kauf-

pfeis .und Verkehrswert als Ausgleichszahlung zu Gunsten des 
Reichs' zu erheben, wenn feststeht, C.aß dP.1· Erwerber bewusst und 
aus spekulativen Gründen einen die übliche Grenze üoerschraiten­
d3n höheren Kaufprets vereinbart ha-i;,um"'S twa andere Interessen= 
ten aus dem Felde zu schlage n in der Erwartung,daß die Genehmi­
gungsbehörde den Preis auf' das richtige Maß zurückschrauben werde. 
In d13sen Fällen er~ cheint ein Festhalten an dem vereinbarten_ 
Kaufpreis unter Berechnung einer en-faprecnenifeii-Ausgleichszah= 
"lung erforderlich, um solchen unlauteren Machenschaften entgegen­
-zuwirken. Es ist auch nicht unbillig,da der Erwerber ja durch 
die Vereinbarung des Preises zum Ausdruck gebracht hat,daß er 

sprechsnd einschätzt. ; )z :; f c .;'.:, i:d 
Im Auftrag .• , .. 'e ;•: .. , ;·.--s ;···. -· f·,•·;:tt/!.. 

selbst den wart des betreffenden Vermöge_·_ tü.c.k13s...~ur~~en. t-

gez. Krüger. .,. c '- ····-· · ···,· ·· ·· ·-" ; 
An den Herrn Ragierungspräsid.:inten in osnab'.rüc]c.-2 ~.~J. li:)39 ,/ ' 

Abschrift übersende ich zu;-~;fl. Ke~ti~~fu:!011n~a htung. 
Im Auftrage 1 pfrf-:. ~...t 
gez. Krüger ·V V r 

An die Herren Regierungspräsidenten PP• 

Der Regierun~spr9s1dent. Kassel, den 31. Juli 1939· 
A.II.lo2ol/39· 

An 

Abschrift übersende ich zur Kenntnis. 
Im Auftrage 

gez. Spintzyk i.v. 
Beglaubigt: 

dia Herren Landräte u. 
Oberbürgermeister 

Siegel. f/ß/PJI~, 
Reg.- Assistent. des Bezirks. 
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63. Schreiben des Regierungspräsidenten in Kassel an den Landrat in Marburg 
vom 13. August 1940. (Enthält Runderlaß des Reichswirtschaftsministeriums 
vom 23. Juli 1940 „Entjudung der gewerblichen Wirtschaft.") 

Entjudung der gewerblichen Wirtschaft. 
Rd. Erl. d. RVIM. vom 23, Juli 1940 - III L 2/10 051/40-, 

Gurch die Verordnung Über den Einsatz des jüd.ischen Vermögens 
vom 3. Dezember 1938 - RGBl. I s. 1709 - ist den höheren Verwaltungs­
behörden die Möglichkeit gegeben worden, die Veräusserur.g der jüdischen 
Gewerbebetriebe an nichtjüdische Erwerber oder ihre Abwickelung anzu­
ordnen:l Ul!l die Behörden nicht mit zusätzlicher Arbeit zu belasten, 
will ich datauf verzichten, eine zahlenmässige Übersicht über den 
Stand der Entjudung der Wirtschaft anzufordern. Die Entj c!dungsbehördEn 
sind jedoch dafür verantwortlich, dass die Entjudung i.n ihren Verwal­
tungsbezirken bis zum Endes dieses Jahre s abgeschlossen ist. 
Wenn in einzelnen Fällen dieser Termin nicht eingehalten werden 
"kann, ist mir zu berichten. 

An die für die „. 

Verwaltungsbehörden. 
Entjudung der gewerblichen Wirtschaft zuständig€n 

RWMBl. 1940 S. 372. 

Der Regierungspräs~d,enJ'~r lanhrit Kassel, den 13 .Aui;ust 1940. 

A II Nr. Gen - Juec{~ f~;~~·~~~: ;;~~„J~t. 
llt. i /.{5~ ,: . 

1-·- -
A söm'.l't't ttbel"e.m e ich zur Ke~, n.tnls 

und soweit noch erforJerlich, zur wei te::."en Ve ranlas sung. 
G.F. ist mir zu berichten, damit ich evtl. Zwangsmassnattl~en er­
greife. 

An 
die Herren Landräte des Bezirks, 
die Herren Oberbürgermeister in Kassel, 

Hanau, Fulda u, Marburg, 
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64. Rundschreiben des Landrats an die Bürgermeister des Kreises vom 
22. August 1940. 

'Der La!ldrat 
des Krei!lCS Marburg. Marlmr:~, den 22.Augnst 1940 , 
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All die 

~erren Bürge~melster 

des K r e i s e s. 

Betri ·'Tt' 6.ntjudung der r,-ewerblich.en Virtschnft . 

Durch die Verordnung über den Einsa~z des jüdischen 

Vermögens vom 3.Dezember 193s ·- qGBl.I.S.17o9 - ,ist den höhe­

ren VeIVtaltungsbehöro.-.n '.\ie t.:öglichkei"t ßegBbcn worden, die 

Veräusserung der jüdischen Cewerbebetr i ebe an nichtjüdische 
:'.':rwerber oder ihre Abwicklung a."lzuordnen. 

Ich ersuche dafür zu sorgen, dass :lie Entjudur..g der 

g•rnerblichen ·~et.riebe bis zum Ablau:f dieses Jahres durchgc-· 

führ1i ist. 

Ferner sind mir alle Gewerbebetrie~e die noc~ i;:1 jü­

dis~hen Händen sind, innerhalb 8 Tagen zu melden. Fehla.aze. i;;;B 
ist e~·forderlich. 

J.V. 

gez . Wagner . 

Beglaubigt: 

! ! 

t·;ii.Jirt~ 
ReO-tITi;ngssekret.'i: 

~~"·~ t~~~,:~t~!~~~=~/L. 
. 2& A1J6. 1940· 



65. Schreiben des Bürgermeisters in Neustadt an den Landrat in Marburg vom 
2. September 1940. 

5toöt Deurtoöt 
De? Bürgermei[ler 

": ~. i.?/~7~ ... . 

DtufloOt, ~en 2 • .S.e.ptem.ber 1940 • ... 
Areis ffiorburg 

Betr.Entjudung der gewerblichen ·;'iirtschaft. 

Verfügung vom 22.8.1940. 

An den Herrn Landrat 
M a r b u r g/L. 

Hier sind jüdische Gewerbebetriebe nicht mehr vorhande!!. 
Die ilauserur1ds tücke , in denen jüdische Geschäfte betrieben 
wurden sind a.~ nichtjüdische Erwerber veräußert worden bis 
auf das Haus des Juden Salli Levi (11 .Stern), der ein Futter­
mittel-, Getreide-und Düngemittelverkaufsgeschäft betrieb. 
Der Bäckermeister L'!nil Nees hier beabsichtigt das Lager­
hauegrundst~0k zu erwerben,Ul!l darauf eine größere Bäckerei 

zu errichten.Diebezüglivhe Ve rhandlungen sind bereits ein­
geleitet,weil der Jude Levi noch nicht verjl:aufen will. 

/ lvl t- H- t.-;V' t.. i:---vv· 
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66. Schreiben des Chefs der Sicherheitspolizei, Heydrich, an den 
Regierungspräsidenten in Kassel vom 11. Februar 1939. 

Der Ch~f de r Sich ~rheitspolizei. Berlin, den 11, Febr. 1939. 
S-PP (II) 

Betrifft: Reichszentrale für die jüdische Auswanderung. 

In der Anlage üborsonde ich oine Lbschrif t dP.s Schreibens 
d :, s H·;orrn G·Jn ,~ ralfaldmurschnlls Göring als Be auf11ragtan für den 
Vi•; rj abrcsplan vom 24.1.1939 an den füirrn R.; ichscinist'Jr d<.:s In­
n;i rn, eur Grund d·:i ss on im Rc 1chsm1n1s11 '~rium des Inn.;; rn eine 
R~ichsz~ntrale für di e jüdische Auswo.nd~rung zu bilden ist, deren 
Ld tun.; mir Ub~rtrag·;,n ist. 

Dio Rc ichsz0ntr z. l '3 für di a jüdische AWJwand·'.l rung ist in­
zwischen g ~bildo t wordon. Ihrem Ausschuß g0hör~ n auß6r den bete i­
ligten R ~f9 r~nt ~ n me in ~ s ;,,mtos und d~n in d "m latzton Abs ~tz ds s 
15chr.:;ib ~ ns d:; s H:, rrn Gcn<ö> r nlfa ldmarsch::.lls g "nennt c,n H'.l rr3n, G;s­
s endt <! n Eis ~nlohr und Minist •; ri a l ·:lir :;ktor "."ohltat , als Vortrote r 
d·; s H:: rrn R '- ichsminist ~ rs d JS .\uswärti,:;en H- rr Lagc.tionsra ' Dr. 
Schwnbur1,;, als V.:i rtr ·'.lt ~: r d Js H ·~ rrn Rc 1chsw1rtschet'tsmin1st·J TS 
H~rr Ob~rr 9gi :run~sr& t Gotth~rdt, cls V3rtr J t ~r dos H~ rrn Rolchs­
minist ·~ rs d<; r Fin~nz ·3n Herr lllinist ; rialu.t Dr. Schwandt und üs 
y:_, rtr -J t ; r d : r ;.bt J ilung I d·} S RG 1chsra1nist„ riums d i.> s Inns rn H ~rr 
Min ist ·, ri :;.lro. t Dr. Lös 0n0r an. 

Zum Gcschättsführ r heb e ich 'f-Stand'3rtenflihr :i r Ob crrs ­
gi:irungsr::. t Miill ·•r b.:; stimmt. 

Ich bitte mich un all·3n Ang J l •: .:pnho i t :. n, d1o d1 ·J Auswe.n­
d:run.; d-; r Jud)n eus Doutschle.nd b<i rühr ·m, zu b-:; t::iiligen. 

gcz. H'Jydrich. 

Nachrichtlich an die H;i rr·;n Pr. Rt;,;i .; r..u.ogsprhili~n pp. 
i t '.;lll' " '·' t ' / i1,,1d„11 rg l 
1 ~'ßc J ~Ul rll . . 

Abschritt. \tt:r• : 2 ' ' -- ;:l -:~: I 
1 f l" ~(>. 'll t.I n ~J 

De.r Bsuuftre.gtc für den Vi .ö rJahr cspla~ ·- . ~II n, <bn 
Gcn;r~lf c ldme.rschall Göring ;24. Jenuc.r 1939, 

Di s Auswend.::runs d·) r Juden aus !)< ... utschland ist mit allen 
~ittaln zu fördern. 

Im Reicbs~inist :riwn das Innorn wird aus Vcrtrct9rn dar 
b~toiligtcn Di9nstste llen e ine Rc ichsz ~ntrale für dio jüdischo 
.\uewandarung gebildGt. Dia Rc ichszuntrale hc.t di:i t..u.tgabe, für d&s 
S~samts Re ichsge bie t e inhe itlich 

1) all a Maßnahmen zur Vort~ r e itung ein ~r ve rstärkten Auswanderung 
d·.;r Juden zu trerron, u. a , eine zur einhoitlichon vorbor:; itung 
von Auswandcrungsgaauchen geeignete jüdische Organisation ins 
Loben zu rufen, e.lle Schritte zu tun, wn die Bereitstellung 
und zweckantsprechc nde Verwertung in- und ausländischer Geld­
mi tt :i l zu erwirken, und in zusP.=enurb :; it mii; d Jr Reichsst elle 

\

' : flir da s Auswo.nd ~ rung s'-""'!: '.ln geeignu te Zielländer fUr dis Auswan­
dsrung f estzust$llen; 
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die ~uswanderung zu lenken, u.a. für ein~ bevorzugte AWJWands­
rung der ärmeren JudäilZü""sorgan; 

db Durchfü!lrung de r Auswend.: ru~ im Einzulfall zu beschleuni­
gen, indem si s durch zentral~ Be arbe itung a~r AUS\V8ll~erungsan-
trli.g '3 G1e für d·; n 31nzoln.:in ;,uswc· nd;;r3r 3rford~rlich3n ·stur. t­
lich,;n Ausw·~ is e und B:ischs inii;ung-:n schn::ll und r91bunsslos 
\eacbufr• unn ni>n u,.,„~.·~ •-- ·-- --



67. Schnellbrief des Reichsministers des Inneren an den Regierungspräsidenten 
in Kassel vom 25. Februar 1939. 

Der Reichsminist Jr das Innern. 
_Po~~!L~§__!_Q4:;lß_9 -453:~-

Berlin, den 25. Februar 1939. 

Nicht Z'!_~l[~_röffentlich~~e_e_~ns1:_, ~"..s.rtraulich. ·-----:±--..--. 
§_c _ _]"_I!._e l l b r Te-r.t';,„,t < larburg 

! (~n •fiel) · 

! iYir.s·'( ;,J939-; 
t-PJl, . *~~~--~ 

Betrifft: Auswanderung der Juden. 

Die Auswand erung der Juden aus Deutschland 
lieh mit allen Mitt0ln gefördert werden. 

In diesem Zusammenhang weise ich auf folgendes hin: 
I . zu meinem nicht VJröffentlichten Runderlaß vom 16. Nove;mber 
193'L~ Pol. S V 6 2752/33 - 453 - 12 -, betr. Ausstellung von 
FäSsen an Juden im Inlan . 
a) Um die Auswanderung unbemittelt3r Juden zu armöglichen, 
sollen di3 wohlhaben1en Juden im Fall~-ihrJr Auswanderung zu einer 
besonderen Abgabe herangezogen werden, die in einem Hundertsatz 
des Vermögens des Auswand3rnden nach e iner bsstimmten Staffe lung 
erhoben wird. Diese Auswan1srsr-Abgabe ist vorläufig an die zu­
ständige jüdische Kultusvereinigung zu entrichten; später - nach 
Bildung der zur Zeit im Aufbau befindlic~on sog. "Reichsvereini­
gung d >r Juden in D.::utschland" - soll sie an d::.ese V.;,reinigung 
abgeführt werden. Welche jüdischen Ste llen für die Festsetzung und 
Einziehung der Auswandarer.abgabe im Einzelnen zuständig sind, er­
gibt s 'ich aus der anliegenden Übersicht. 
b) Des Weiteren muß sichergestellt worden, daß der jüdische 
Paßbewerb<.r, d"'r auswand3rn w111, zuvor alle s e: ine sonstig3n Ver­
pflichtungen gegenüber der jüdischen Kultusvoreinigung erfüllt. 

zu a) und b): Die 'sastimmung '.:l n mein1s '3ingangs erwähnten 
aunderlasses ~er~ah3r, sowe it sie die . Auswanderung von Juden 
bstreffen, dahin ergänzt, daß · d;ir Faß dE:.n jüdischen Paßbswerb '3 rn 
zur Auswanderung oder zur vorberei tung dsr Auswanderung nur dann 
ausgehändigt we rden darf, wenn dia zustbndige jüdische Kultusver­
einigung basch3inigt, daß der PaUbe~erbar zur Förderung d0r Aus­
wanderung unb :;mittelt3r Juden unter Zugrund;;legung ein-:.s Vermögens 
von •.••.••. u ·'>ine Auswandererabgabe von •••.•.• il. gezahlt und ferner 
seine laufenden Verpflichtungen gegenüber der Kultusvereinigung 
erfüllt hat • 

Die Bescheinigungen sind von den Paßbehörden zu sammeln 
und zum 1. und 15. jeden Monats gesammelt der örtlich zuständigen 
Steatspolizei(leit)stelle unter ·Bezugnahme auf diesen Runderlaß 
•uzulei ten. 

LI. Zu mein~_RUI!~~-~la!_'l_~m 2. Juli 1t37 - Pol S _V 6 1344ff7 -nr- -.2 - , betretfend paßtechnisca BehäiiOiüng Jugend eh er 
e Aus1ancfSräls6rl(RMB~iv.s. fo~7). -

Dieser Erlaß ist au jugend iche Juden (§ 5 der Ersten 
7srordnung zum Reichsbürgergesetz vom 14. November 1935 - Reichs­
gesetzblatt I s.1333) nicht mehr anzuwenden, da di es a Personen 
~llgemein der Hitlerjugend nicht angehören könne. Von dFJ rartigen 
:Ug~ndlichen ist daher die Vorlage einer Bescheinigung, daß sie 
-1cht zur Hitlerjugend ge hören, nicht mehr zu ford,;irn. 
Lt Ich ersucne, die Paßbehörden umgehend mit den 0rforder-

Chen Weisungen zu ~ersehen. 
Im Auftraga.: 

g', z. Dr. Best. 
lt dto H~rren Preuß. ~egierungspräsidenten pp. 
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68. Schreiben der Gestapo Kassel an den Marburger Landrat vom 26. Januar 
1939. 

:· ~~~~:.:~ !3t1~t~?::l~3~t 
'tJct::.:;c~ ;~ : :~: 2:::2 ~uH:1l 
. II B 3 - St. 105 -

:---··· · Kassel, den 26,Januar 1939. 
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Betrifft: 

Vorgang; 

1
1.'onbrot <inurbur , 

('2)„. ~olltl) 1 

ldini;2I JA •• 19 ~ 
1 . 
~eb. CZ?r .... „ : 

den Herrn Landrat ·' 

Marburg/Lahn. 

Abe~kennw;ig d~r . deutschen Staatsangehörigkeit des 
Juden ~rich ü t e i n h a u e r , geb.8.4.1904 in 

Storndorf/rlessen, zuletzt in Kirchhain wohnhaft ge­
wesen, 

Verfg. vom 25,7,1933 - II B 3 - St.105 

Auf Grund «.es § 2 des ~et~es übe~ de~ Wid~~ 
von Ein'>ürg-eN~n unö. die Aberko&nn>mg. liA:t> <IP>A.t...cchen 
Reichsangehörigkeit vom 14,7.33 (RGBL. I.S.480 ff) hat 
der Herr Reichs- und PI'eussisch~ Minister des Innorn 
durch Bekanntmachung v • m 29.9.1938 (veröffentlicht im 

Deutschen Reichs- und Preussischen Staatsanzeiger Nr.229 
v•m 1.10.1938 ) den Obengenannten der Reichsangehörigkeit 
für verlustig l!rklärt, wAil er «.urch sein Verhalten, 
das gegen tie Pflicht zur Treue gegen Reich und Volk ver­
atösst, die deutschen Belange geschädigt hat . 

Es wird ersucht, der Ortspolizeibehörde in Kirchhain 
zum Zwecke der Berichtigung des polizeilichen Melderegisters 
davon Kenntnis zu geben. 

Im Auftrage: 

f!I/ w. 



69. Schreiben des Marburger Landrats an den Bürgermeister als 
Ortspolizeibehörden in Amöneburg, Kirchhain, Schweinsberg, Wetter, 
Fronhausen, Oberwalgern, Gossfelden, Himmelsberg, Josbach, Lohra, 
Mardorf, Momberg, Rauisch-Holzhausen, Roßdorf, Roth und Wohra vom 
9 . September 1941. 

L: i -; 
~ ~ 

/ 
~ 

Betr: Polizeiverordnunc über die Kennzeichnung ~~r=~=~=~ =~~~=· 

\ .. vom 1. September 1941 R.G.Bl.I.S. 547 / 1941 . 

',\ , 

1 . An die Herren Bürge rmeiste r als. O.P.n. in Amöneburg , 
Kirchha i n , Scbweinsberg, Wetter, Fronhaus en, Oberwal i;;ern, 

Gos sfelden, Himmelsberg, J osbach, Lohra, Mardorf, Momberg , 

H. Holzhausen, Rossdorf, Hoth,und wohra. 

:Nach der VerordnW'.g über die Kennzeichnung der 

J t' d e n vom 1. :.lepcembEr 1941 ll.G.Hl. I . S . 547 / 1941 h aben 

u1'1:: J u d e n , clie das seu1ste Lebensj r..hr vollendet haben, den 

J u d e n s t e r n zu trusen. 

n„ r Judenstern best eht aus einem h andtellenbrossen, schwin-z 

aus1~ezogenen ::> e c h s s t e r n aus ßelbem Stoff mit d0r schrn:n·-

z ·, n Aufschrif t " J u d e ". !: r ist sichtbar auf der U .nil:en 

! . \ -„ Rrur;t :.ei~c t.les KJeidun, ss tüc'.((!ß fest al!_f ~·enäht zu tr•tr,,.,n. 

Juden ist es verboten, 

a ) den Eer.:! ich ·ihre r \'io!:nt;ernt·ivde zu verlassen, ohne eine 
schr Etliche Erlaubnis de r Ortsp,il ize ibehör,oe be i si ch zu 
i ' lihren; 

b) Orden, :Shrr,nzeicht'll und som;c:!.ge 1.ln.e iche n zu tra(!oen. 

Die Ver·o1·dnung tritt am 15.Sep tember 1 941 in Kr:lft . 

J e!: e r s uche u lle in Jhrer Geme'.nde lebende n Juden u.r:i g;ehend 

auf di e Verordnung aufme1:!~sam '!.U machen . 

2 . i'.n die F.crren Ge nda:i:·meriebea-;iten des Kreis,:s , 
und die He rr<-n _R,ü:-ge,r::ieiste._r .J n Kirclill~ün u.J-:elJ;;t"-d1„_ 

Abschrirt l von 1 ; ubersende i d 1 zur ,.._e nn~n .l. s -

na hruc und 3ea ch t1img. Zuv; iderhandlunc;t: n werden aui' Grund des 

§ 4 dr:r Veror·dnun5 oit Gt;ldstr LJ. fe b is· z u 1 50.--I·:.'1 . ode r mit 

lia~t b i s zu sechs Wochen bestrbft. 

J.V • 
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70. Verordnung der Gestapo Kassel an den Landrat in Marburg vom 21. April 
1942. 

!--J'.-. r _-/-::-:7~·i,~'.-~~~·r:: /ll.: 
: 24. i;;:·R, ~:?~2 . 

1eime Staatspolizei · ssel, 
1tspolizeistelle Kassel - , 
:. II B 4 - 1923/42. --- · 1 

den 21.April 1942. 

ietrifft: Kennzeichnung der itohnungen von Juden. 
'organg • Ohne. 

/{' 
/ " 

Da die Juden jede Möglichkeit benutzen,um sich auch ·weiterhi.n 
:u tarnen, ist es notwendig, d.ie Kennzeichnung der Wohnungen von 
luden durchzuführ.en. 

Zu diesem Zwecke ist die tleichsvereiriigu.ng der Juden in 
Jeutschland angewiesen worden,für eine sofortise Kennzeichnung der 
~hnungen von Juden Sorge zu tragen.Dementsprechend haben(staats~ 
l!lgehörige,staatenlose usv!. )~üdische ~/ohnungs1nhaber,die nach der 
'olizeiverordnung iiber die ii:ennzeichnung der Juden vom !.September 
:<)11-1 (RGBl.I,S.54'7) und den dazu ergangenen Runderlassen des 1teichs"' 
änisters des Innern vom 15.9.1941 und 16.2.1942-Fol S IV B 4 b -
l.Nr.940/41-6-.,..zum Tragen des Judensterns verpflichtet sind,ihre 
lohnungen zu kennzeichnen.Dasselbe gilt für die Verwaltungsdienst­
itellen,Kioder-,Alters-und Biechenheime sowie für sonstige Ein= 
~chtungen der Reichsvereinigung der Juden in Deutschland,i.hrer .de· 
1irksstellen und der jüdischen Kultusvereinigungen.Da die soeben 
1ufgeführten ßestimmungen über die Kennzeichnung bereits ein Höchstt 
aass an Ausnah:nen darstellen, sind darüber hinausgehende Befreiungen 
rom Kennzeichnungszwang nicht zulässig. 

Die Kennzeichnung der ~ohnungen und dergl.hat durch einen Juden• 
~ern aus Papier zu erfolgen , der in Fol'.'I:I und Grösse dem im§ 1 
lbs. 2 der Polizeiverord!luc-.g über die Kennzeichnung der Juden v•m 
1.9.1941 (RG31.I.S. 547)vorgeschriebenen Kennzeichen entspricht, 
jedoch in weisser F3rbe gehalten ist,damit es sich von den meisten° 
teils braunen Türen besser abhebt . Das Kennzeichen ist unmittelbar 
neben dem Namensschild oder in Ermangelung eines solchen sonstwie ai:i 
ffohnungseingang von ausseu und für jedermann sichtbar durch Aufklec 
ben zu befestigen. ~rundstücke sind aussen nicht zu kennzeichnen,auch 
~en.;.1 sich in ihnen ausschliesslich jüdische Einrichtungen befinden; 
in diesen Fällen ist vielmehr das Kennzeichen an de.r Haupteingangs • 
tür des Gebäudes. selbst für jeden Eintretenden sichtbar anzubringen • 

.Die in Betracht ko!!!U1ecde Wohnung ist u.nbeschadet der An~ahl 
fur darin wohnenden Juden,die dem Kennzeichnungszwang unterliehen, 
nur 7it einem Judenstern zu kennzeichnen. Ist der Wohnungsinnaber 
:11.chc verpflichtet,den Judenstern zu tragen bezw. am Wehnllllgseingang 
anzubringen und ilOhnt ebenfalls in dieser WohnU!lß ein Jude, der der 
lennzeichnungsregelw1g unterworfen ist,so hat diese jüdische P7rson 
der Kennzeichnungspflicht dadurch nachzukommen,dass sie neben ihrem 
!lamensschild den Judeustera anheftet.Umgekehrt ist ein7 illl Gegens~tz 
tum Wohnungsinhaber zum Tragen des Judenkennzeichens nicht verpfl1ch• 
tete und in demselben Haushalt wohnhafte Person berechtigt,ein Na~ 

lllensschild ohne Judenstern an der Wehnungstür zu befestigen. In die• 
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sen Fällen,in denen ~ehrere Personen zusaramen wohnen, wovon ein Teil 
im. Gegensatz zu einea anderen Teil den Vorschriften über die Kenn= 

~n Landräte des Bezirks 
~en Oberbürgermeister als Ortspolizeibehörden 
'<rg/L. und Fulda, 
~Q Polizeidirektor in Hanau 
'[0-Aussendiecststelle in Fulda. 
-tlich: 

zeich.aung 

~eur der Sipo u.des SD: in Kassel, 
'l'u Oberpräsidenten ' in Kassel. 
~ Regierungspräsidenten in Kassel, 
• Hauptausseo.stelle in KA„„,,.1 

Kennzeichnung unterworfen ist, ist eine eindeutige,jeden 
Zweifel ausschliessende Trennung der Namensschilder ein• 
schliesslich der evtl. dazu gehörigen Judensterne vorzu• 
nehmen. 

Bereits .getroffene örtliche Regelungen für die Kenn= 
zeichnung der jüdischen Wohnungen werden durch diese An= 
ordnung in vollem Umfange aufgehoben. 

Die Verteilung der Woilnungskennzeichen an die Juden 
erfolgt einheitlich durch die Reichsvereinigung der Juden 
in Deutschland. 

Verstösse gegen diese A.1ordnung , di·e ich mit staats­
polizeilichen Mitteln ahnden werde, bitte ich, mir von Fall 
zu Fall unter Darlegung des Sachverhaltg· sofort mitautei• 
len. 

gez.Dr.L ü d c k e 

H-Sturm'lla.nnführer. 
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71 . Erlaß des Reichsverkehrsministers an den Regierungspräsidenten in Kassel 
vom 18. November 1941. 

Der Reichsverkehrsminister 
_K._1_~..!2.L 

Berlin, den 18. November 1941 

Betr.: Benutzung der Straßenverkehrsmittel nach PBetG durch J"uden 
- Erlaß vom 18, Septembe r 1941 - 15 VPA 21 -. 

Bei dom Erlaß waitoror Bestimmungen gemäß meiner heutigen 
Ergänzungsanordnung sind folgende Gesichtspunkte zu beachten: 

1. Im Interess9 d8r d:iutschen Kriegsproduktion darf dor 
Arbeitseinsatz der judon nicht gefährdet worden . 

2. Im sichcrhcitspolizeilichen Intcrcsso muß dio Durch­
führbark eit dor behördlich g etroffen en Bostimmu.ne;on über die Lo­
b0nsführung d,. r Jud :.n gcwährl ; ist;t bl :: ib·: n. 

3, Im Interesse der übrigen .Re.isenden müssen Beeinträch­
tigungen der Beförderungsmöglichkeiten für diese Beisenden durch 
Vorhaltung besonderer Plätze für Judon v~rmicdcn wordon. 

4. Im InLrosso d-.Jr übrigon Fahrgästil und im Interesse der 
Flüssighaltung · des Verkehrs ist es erforderlich, daß die gegebenen­
falls zu erlass enden "Wei t ·:iron B'lstimmungon" für den Betri \lb zu 
möglichst go ringcn Schwic rigkoi t cn führ en . 

5. Im Intorosso des Fdhrp~rsonals muß die für die Benut­
zung dor V .. rk ·Jhrsmi ttol durch Jud:n g:lt .}nd:. Rogolung klar v or ­
ständlich s -. in und vom Fahrp .~. rsonal ohn: b osond·J r '.l Schwiorigkoi ton 
g .;;handhabt W·~rdcn könn'.:n. V·:: rwick:ilt::. Zulassungsb.:: stimmungon mit 
RC(~oln und Ausnahm _:n v erlangsamen den B .. ;tri -::b und g .'.lfährd :::.n d.:in 
V-:: rk:ihr. 

6. Eine uneinheitliche Handhabung in grundsätzlichen Punk­
t en · muß zur Varmeidun<; der daraus zu erwartende n vs rmehrten Unzu­
träglichkeiten .sowohl bei den v erschiede nen Vorkehrsmitteln (Eisen­
bahn- (Stadt- und Vororts-) v erkehr, Schiffahrt, Straßcnv:irkohr), 
als auch in den verschiodonon Rcichsgobi8ton tunlichst verl!licdcn 
wordon. Im übr 1g0n wird j .) nach Lag0 d.;r örtlichen odor gobietli ­
cheu V;. rhäl tni:;so uncl Erford:rnisso u. U. auf wei t orn Einzelbestim­
mung _:n r.icht imm0r v .rzicht :,t w.:.rdon können. Di·;so Bostimmunc;en 
w:ird·.m d.m b ·.sond ..; r cn BJdürfniss .:m ontsproch-:. nd v •rschicdon soin 
müss ,::i , si; könn ;n dah r b -J i B:;darf zug ;lass .)n wcrd:in insb-::i sond:::ro 
für bv; t !.mmt::: Zc it .~n, V:; rk0hrsmittoJ., Fahrgelegenheiten und Linien. 

Hierzu wird i m einzelnen bem~rkt: 
Z:Lll...!. D: r .Arbeitseinsatz der Juden ist durch Verordnung des 
Ro1cl:> 'l:n-bo!.t sm1ni st:irs vom 31. Oktober 1941 - RGBl.I S, 186 - goro­
gelt. D~.nf.ch düri\ m jüdische Beschäftigte grundse.tzlich nur grup­
ponmlircc 0ingos . tzt word0n (§ 12). Andorers0its sind abor di.;; Ju­
den mc :. s t noch nicht in g.Jschlosscnon Wohngobint :::n (CNttos) unt ,Jr­
gobracllt, sonC.orn v10hn:m moist ohn:: Anlehnung an ihre Arbeitsstät­
ten noch v ::. rstrout in den \}cm:iindogobio t cn und t :;il1V(liso weit von 
den Arbc, i tss tätt::n on;;f:i rnt. Um im Intn ::i ss.J dor Erhaltung ihrer 
Arb0i tskn.ft für die doutscho Kri Jgsproduktion den mit längeren 
Fußmärschen, zumal in den Großstädten mit großen Entfernungen, 
verbundenen Zeit- und Kräftev3rlust bei den jüdischen Beschäftig­
ten zu v e rmeiden, ist von einem völligen Aus s chluß der Judon von 
den öffent lichen Massenstraßenvorkohrsmittcln e.bzusohon. Es ist 
abvr auch grundsätzlich nicht zweckmäßig, di e Bonutzung . d or Vor­
kchrsmitt ol auf jüdische Boschäftigtei zu br; schränkcn und andoro 
Juden auszuschließen; donn: 
Zu 2): Di0 b.:ihördlich zugelassenen jüdischen E1nrichtung0n (L:Jb~na. 
und Bozug schoinst ollcn, Schulen, Erfassungsst ::i 11,~n, anork~t.:i 
J"udonorga.nisation0n) sind aus 31chcrhoitspoliz.:iiliohon Gruna~n-
111oist an bostimmton StJll;:;n zusammengefaßt und liog:m unt Jr -;r­
ständon so w::it von d Jr Wohnung d:ir Juden· ontf0rnt, daß i~~tl 
ruichbarkoit nur mit don Straßenvorko.brsmitt.:iln gewährl0~~~ ~v~-'t, 
Um di.-:: Durchführung dos behördlich mit dieser Konzentrat V •• 

t,s.14 ~ ":'l. 
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- 2 -

tolg1;en ·zweckes nicht zu beeinträchtigen, mu.B den aut diea 
Einrichtungen angewiesenen und verpflichteten Juden ihre 1 

Erreichbarkeit gegebenenfalls mit d en öffentlichen Mas3an. 
straßenverkehrsmittoln e rmöglicht werden. Da praktisch hJ. · , 
für alle Juden in Frage kommen, wird im allgomoincn auch~ 
allo Juden di e fü;fl)rd.:irungsmöglichkoi t gogcbcn worden müso . 
~ Di .:: Zuweisung b ;:istimmt er Abt.:iilc , Wagcnt .;ilo, Plät• ·· 
_od:i r Plattformon für Judon wirG. bJi der g::,g,mwärtigon Üb·=.;: 
lastung d::. r V .~ rkohrsmitt0l mit Sicherheit dazu tilhron, daa 
dL Judon au! den ihn0n vorbohal t .:.n on Plätzen usw. lll1 t wc. 
nige:n :Rass;;g-:Jnosscn zusamme n b oqucm:ir und ang:mchm:ir botär­
d ort w-::rdon, als .unt :i r gl.Hchon Umstäo.dcn di :i übrig-:m - mofr 
dichtzusa.mmcngodrängt cn - Roiacndon. Von d :. r -Zuwe isung wire. 
dah .:.r im allgomoinon a bzus -::hon s :iin. 
~ Gog?n di .• V:.rwoisung d·-.r Judon auf Pl<: tt:C'ormcn spro. 
chcn auch b ctricblichc Gosichtspunkto : Platt:C'ormon dicnJn 
o.u:C' Grund d :; r B~.förd-: rungsvorschrift ,-:n oLr gcwohnh•.:ii tamä.Big 
vie;lfach vorzugsvcis c für di :.: Bc; förd ::rung von Polizei beamtcn 
und im Di ;:;nst b .~findlichcn W:ihrm.:..chtso.ngchörig:m, von Kinder. 
TI'D.gon und G-;päckstüok.:;n und im übrigon für don Durchgang»­
v .::; r k.:;hr in d<:s Wugoninn.:: r o . Aus d.;; r Zunoisung von Plu.t tform;r. = .Tudcn.m:.rd)n sich du.h or l e icht ~ rhöhtc Unzuträglichk,, it ::in 
arg -,bon könn ; n. G;gonüb „r Anträg:,n c.Uf d:, n Erl.:.ß ::in0s Sitz· 
v crbot :::s ist zu b „rücksichtig.::n, daß di o Fllissigkci t d:: s V:,r. 
k )hrs durch st -:h ::.nd ·:i F<:hrgäst ::; u.U. stärke r b ;;c intre.chtigt 
~ird ~ls durch Sitzund::: . Bei der in der Anordnung vom 18. 
September 1941 gewählten Fassung "Juden dürren gru.."ldsätzlioh 
mir da nn Sitzplätze einnehmen, wenn diese nicht für andere 
Reisende benötigt w.:;rdon" erscheinen weitere Bostimmungon 
üb or ein Sitzvorbot im allg ::mcin·Jn entbehrlich. - Schwcrwio­
gcndo b otri .:. blichc Gründo sprechen im allgemeinen auch gcgon 
oin0 Bcsti=ung, nach d.:; r Juden be i nachträglich sich :. rgo­
b ::;ndor Üb erfüllung von cl.·) r W-:: i t ortahrt ausg .)schloss cn wordon 
könnon. Ein ·; solche R ,~.:;:, luns mirO.c zu .::rhc blichc:n Aut : nthalta• 
und Fahrtv .: rliine; -: rung :;n und zu Mi~.::llie;ko it :m f ür dL R::i1Nn­
d:::n und das Fahrp,rsonal und zu i!.5i t .:; ·: m Sahwior;igkoi t c n füll• 
r :.n. Aus d·;;r Fahrsch.::inv -;; rläng :.rung und Fahrgv l dl'ückorsta.t­
tung, di ,:; d ;.)n B.:- troff on .:;n nicht abg :;sproch , n werden könnto, 
würd·)n sich ob „nfalls un :. rwünscht~ Aut onthalt :. und w.:: it ei run­
f:pn sowi:, ~ in :i unv . .; rh äl tnismäßig großo V::; r 11altuu:;sarb;:i i t or• 
g:Jbc.n, di _, .unt -.:. r dvn g•;;g;.)b .;n;.;n Ums t änd,Jn für cli :, m::iston lk>­
tricb .; kaum tragbar s ::,in dürtto . 
~Klare V:- rständlichkcit und ·:i inta ch.; Handhabungsmögli13ll­
k oit d::r Abfortigungsvorschriftcn sind '7:;s :;ntlich :: Err.ord.:ir­
nisl!l o auch für di.:, Flüssigkeit d .:: s Vorkohrs. Sie sind insoe• 
sondere erforderlich bei der derzeitigen Personallage und 1.al 
Hinblick dara uf, daß es n'otwendig geworden ist, zahlreiohe 
Ersatzkräf'.te (Frauen , BDM-Mädels, Arbeitsdienstmaiden, Stu­
dontinnan, Ausländeri als Schaffner ainzusotz Gn und diese 
Kräfte vielfach auch noch oinom ständigen Wochsol unt orliogan. 
Uanch<lrorts hat d 0r Fahr ~ r auch n och Soh:if'fn ordionstc zu v cr­
s oh'1n. Di :: Einflillrung w:: i t crcr B~ 1· ochtigungsauswois o und dio 
Zulassung von Judon nur gegen · Vorzeigung solch~r Ausweise wird 
in diesem Sinne zu erhöhten Betriebs- und Verkehrserschwernis­
sen führen, die durch die allgemeine Überfüllung der Verkehrs­
mitta l, di e V0rdunklung und dio dcrz citig~n Li4htvorh~ltnisae 
in don Fahrzougon (VordunklunßSSc.b.oi b ::;n auc~ am Tage) noch or­
lloblich v--:: rm::hrt worden. Ein.;; . solche Re gelung wird r ::rn r.;r abor 

~ 
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1111 - 5 -
auch noch mit einer wesentlichen Verwaltungsarbeit tür die Ausgabe 
der Berechtigungsscheine verbunden sein, die im allgemeinen nicht 
im Verhältnis zu dem erreichbaren Ergebnis stehen dürfte. Auch das 
an sich schon aufs stärkste beanspruchte Personal muß vor derarti­
gen zusätzlichen Belastungen tunlichst bewahrt werden. 

. Soweit die Genehmigungsbehörden hiernach den Erlaß woiterer 
Bostimmungon beabsichtigen, bedürfen sie nach Buchstabe C) dor AO 
vom 18, Septembor 1941 vorläufig moiner Genehmigung. Sodann haben 
die Genehmigungsbehörden - entsprechend einem Wunsche des Herrn 
Cha!> der Sicherheitspolizei und C!#s SD - von der getroffenen Sonder­
regelung auch den örtlichen Dienststellen der Polizei und der Ge­
heimen Staatspolizei K3nntnis zu geben. Für den Bereich dor Deut­
schen Ruichspost goltcn bosondure Bostimmun.s;on das H3rrn Roichs­
postministors, d;.; r zum Erlaß "Weiterer Bestimmungen" die Reichs­
postdirektionen ermächtigt hat. 

Da von einer Veröffentlichung meiner Anordnung vom 18. Sep­
tember 1941 auf Wunsch des Herrn Chefs der Sicherheitspolizei und 
des SD abzusehen war, unterbleibt die Veröffentlichung auch dieses 
Erlasses. Die Genehmigungsbehörden werden ersucht, sich darüber zu 
unterrichten, ob die vorstehunden Richtlinien bei den ihrer Auf­
sicht unt erstehenden Betrieben beachtet werden. Don Vorwaltungon 
und Betrieben ist ferner aufzuerlegen, für die ausreichende Unter­
richtung dos Abf ::; rtigungspcrsonals über dio bei der Benutzung dor 
V0rkchrsmitt ~l durch Juden zu beachtenden Grundsätze Sorge zu tra-

/fgcn.- Eine Unterrichtung der Verwaltungen und Betriebe im Sinne 
f die;scs Erlassc·s erfolgt durch di e zuständigen Roichsvcrk:;irsgruppcn. 

e;ez. Dorpmüller 
An die Genehmigungsbehörden nach PBefG, die Reichsbahndirektionen 

nachrichtlich an die Regierungspräsidenten pp. 

'~==~=~-,~~== =r. .. . . -. -1 ....... -. ···'.'1 
Der Regierungspräsidedt -6.~D . --·;:K~s· 1, den 3. Dezember 1941 

A II V lir. 3000 A t - av . ; 
. . 'X-/:;; ' 

V ttr t ; .a.u 1 i c-hi! 
/ 

Abschritt übersende' ich zur Kenntnis. Falls dor Erlaß wei­
t orcr Bestimmungen (Sonderbost!mmungon) auch in Zukunft noch für 
erford~rlich gehalten wird, ersuche ich um Bericht. Es könnten je­
doch m.E. nur Bestimmungen in Frage kommun, durch welche dio Bonut· 
zung von für Sond; rzwocke bestimmt en Wagen (Einsatzwagen für Theater 
vder besondere Veranstaltungen) für die Benutzu..'lg durch Juden ge­
sperrt werden. 

gez. von Monbart 

~
Beglaubigt: 

(Siegel) a-t-~ 
K nzleiangestellter 

den Herrn Pol.Präs. hier, 
" " " Dir. in Hanau, 

die Herren Landräte des Bez., 
" " Oberbürgermeister 

aJ.1:1 OPB. in Fulda u. furg, 1/ II. L...t~ . ~ 
das Dezernat A II (Fel'. t.) im HaU11e · (] · • 1· . . . ( '< ti 

11>.l/? !Sl:111 r' U. - ~J---1- ~JV-r/!·: ':i l"' ,„ ;. ;1l;t 

G.J "' ~ J· .JA. 
~7' tf!l,. 1-t. l/.lff . . 

, .,1;..1~.'11. 

154 



72. Anordnung des Regierungspräsidenten in Kassel an den Landrat und den 
Oberbürgermeister in Marburg vom 18. Januar 1939. 

/-Der Regierungs~räsident. 
{_„. A.II. 231 g. . , _ / - ~ .· - . ', .. ··· ~ . ·. 

Kassel, den 18 •. Januar 1939 

/ffi·~n iJqhq r 
' . ;-. 1 • • • • • •• , 

Nach einem fümderlaß des Herrn Reichsministersdes Jnnern 
vom 12.Januar 1939 - I 168o/38 g -5o12 - hat der Führer auf 
Vortrag des Beauftragten fü~ den Vierjahresplan Ministerpräsident 
Generalfeldmarschall Göring folgende Entscheidungen in der Ju­
denfrage getroffen: 

A. 
I. Unterbringung der J•.iC.en. 

1.a) Der Mieterschutz für JuG.en ist -generell nicht aufzuheben. Da­
gegen ist es erwünscht, i·n Elnzelf„'1len nach Möglichkeit so 
zu verfahren, daß Juden in einem Haus zusanunengelegt werden, 
soweit die Mie·tverhäl tnisse dies gestatten . 

b) Aus diesem Grunde ist die Arisierllilg de s Ha~sbesitzes an das 
Ende der Gesaratarisierunh zu stellen, d . h . es soll vorläufig 
nur dort der hausoesitz irisiert we:Cdem, wo in Einzelfällen 
zwingende Gründe dafür vcrlie3en. Vordringlich ist die Arisie­
rung der Betriebe und Geschäfte, des landwirtschaftlichen Gru."l.d­
besitzes, der Forsten u.a-:-/ 

2 . Die Benutzung von Sc'.llafwäge,l und Syetsewagen ist Juden zu unter­
sagen. Andererseits sollen kaine besonde~en Judenabteile bereit­
gestellt w.erden. Ebensowenig darf ein Varbot für die Be".lutzung 
von Eisenbahnen, Straßen~ahnen, Vorort- , Stadt- und Untergrund­
bahnen , Amnibussen und Zchiffen ausge~prochen werden. 

3. Der Judenbann soll nur für gewisse, der Öffent lichkeit zugäng­
liche Einrichtungen usw·. ausgesprochen werden. Dazu gehören sol­
che Hotels und Gaststätten, in denen vor allem die P2.rteigenos-. 
senschaft verkehrt (Beispi ele: Hotel Kaiserhof ,Eerlin; Hotel 
Vierjahreszeiten., München, Hotel Deutscher Hof, Nürnberg, 
Hotel Drei Mqhren, At:gsbµ_rg_ etc.) 
Ferner k:an."'l. „ der Judenba='· fiir Badeanstalten, gewisse öffentli .• 
ehe Plätze,- Badeorte usw . ' ausgesprochen werden. Medizinische 
Bäder können im Einzelfall, soweit ii.rztlich verordnet, von 
Juden gebraucht werden, aber nµr derart, daß ke i n Anstoß erregt 
wird:/ 

II. "'Juden , die Beamte waren und pensionie rt worden sind, ist 
die Pension nicht zu versagen. Es ist aber zu prüfen, ob diese 
Juden mit einem geringeren Rub.egehalt auskommen können. 

III. IDie jüdische Fürsorge ist nicht zu arisieren oder a ufzuhe-
ben,- darni t die Juden nicht der öffentlichen Fürsorge zur Last 
fall en , sondern' durch die jüdische ~'ürsorge betreut wer den können. 

IV. Jüdis-:he Patente sind Verrr:ögens1?erte u.daher ebenfalls zu ·aiTsieren. (Ein 
ähnliches Verfahren ist im ':iel·_:krieg seitensd_A.merika u.anderer Staaten 
Deutschen gegerl.uoer ai;i.g~weni.ß.s<::':lel1en . c.e·c wer en. 
I.1. mit Kindern (Mischlinge !.Grades) 

a) Ist der Vater Deutscher , nie~er Jüdin, so darf diese Familie 
in ihrer bisherigen Wch.."l=g verbleiben. Für diese Familien ist 
also hinsichtlich der Unterbringung kein Judenbann auszusprechen . 

Das Vennögen der jüdischen Mutter kann in s dlchen Fällen 
auf den deutschen Ehemann bezw. auf die Mischlinge übertragen 
werden. 

b) Ist der Vater Jude und die Mutter Deutsche, so sind derartige 
Familien ebenfalls vorläufig nicht in jüdischen Vierteln unter­
zubringen, da die Kinder (llischlinge I. Grades) später im Arbeits­
dienst _ und in der Weh!.'lllacht dianen müssen und nicht der jüdischen 
Agitation ausgesetzt werden sollen. 

Hinsicht~ich das Ve:::i:nögcns ist vorläufig so zu v erfahren , 
daß es auf die Kinder gan .. oder teilweise übertragen werden kann. 

~ 
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2. ohne Kinder: 
a)Jst der Ehemann Deutscher und die Frau Jüdin, so gilt das unter 

1 a) Gesagte sinngelIIÄ.ß. 
b)Ist der Ehemann Jude, die Frau Deutsche, so ist bei diesen kin­

derlosen Ehen so zu verfahren, als ob es sich um reine Juden 
handelt. Vermögenswerte des Mannes können nicht auf die Ehe­
frau üb ertragen werden. Beide Ehegatten können in jüdischen Häu­
sern oder Vierteln untergebracht werden • .Vor allem aber sind 
beide Ehegatten bei der Au swanderung wie Juden zu behandeln, 
sobald die verstärkte Aus. wanderung in Gang gebracht ist. 

II. Läßt sich die deutsche Ehefrau eines Juden scheiden, so 

An 

tritt sie wieder in den deutschen Blutsv~rband zurück und alle 
Nachteile für sie fall en fort. 

Hiermit ist die Willensmeinung des Führers in diesen 
Fragen klar eingeholt, damit sie nunmehr als einzige Richtlinie 
für das Verfahren zu ge l ten hat. 

Ich mache jedoch besonders darauf aufmerksam, daß die zu 
den einzelnen Punkten erforderlichen Verordnungen und Anord­
nungen der Minister abzuwarten bleiben . Dies gilt insbesondere 
auch für di e Frage , wie bei Juden fremder Staatsangeliörigkei t zu 
verfahren ist . 

In di esem Zusammen.harnr.e weise ich nochmals nachdrü::~lichst 
auf meine Rundverfügung voffi 31.12.1938 -A.II.10229/38 J·11d.- hin 
wonach selbständige Aktionen in der Judenfrage zu unterbleiben 
haben. 

Ich ersuche die vorstehenden Richtlini en den nachgeordne­
ten Behörden allgemein bekanntzugeben . 

In Vertretun~: 
eez .Flach~ 

~
aubigt: 

(Siegel) 
Re s i ent. 

den Herrn Polizeipräsidenten in Kassel, 
den Herrn P.olizeidirektor in Hanau, 
die Herren Landräte des Bezirks, 
die Herren Oberbürgermeister Kassel,Hanau,Fulda u.Marburg, 

.. „ Nachrichti1üich 
Herrn Reg.Assessor Herrmann,Staatspo:!..Stelle Kassel 

zur Kenntnis. 

r 

156 

-:~~;;.;~;::;~-,~! !füg. ,den 5. September 1939. 
-„-.-„ .. „„. __ _ _, „ ~·-· - --„ .... -' 

1.) Der ~rlass hat dP.m damaligen Sachbearbeiter, Reg.Assees< 
Bachof, vorgelegen. Von diesem ist gesagt worden, dass 

2.) :~d::~:::i:~r~t~·:1 „ 

·;· 



7 3. Schreiben des kommissarischen Leiters der Personalstelle der NSDAP 
Marburg an den Landrat vom 14. Januar 1939. {Ausschreitungen gegen Juden 
1934-1948). 

nationalf 03ialif tif d)e 7>eutf d)e !rbeiterpartei 
»Hierjugenb ~ann 224 marburg = f a~n 

9rltfAnflljrlft: 

marburg•f!., .ijalnmeg 9 a 
lftmlpnd)nummer 2664 u. 3801 

Personalstelle 
1 

• 
, •• „„ •• ,.: 

Stilbt. Sparliaße !Dlarflurg 

Jlonto 1180 

~„ allb !>atla• ••I !1111111ort ~et• •111•9„Clll 

~ ............ , 
!Rarburg • .e., ben J~ .• ~a;.11µ!l:r. .... 1u .3.9. 

An den 
Herrn Lannrat des Kreises Marburg 

M a r b u r g /Lllh'l. 

Joh bitte um Angabe der N11men und genauen Anschri!tPn dPrj enigen 
Hi tlerjungen, die bei der Juden'lktion in Kirchhain beteili.gt w'lre 
Laut Anordnung de5,?Kreisleiters sollen die betre!!endPn Jg. aus t 
der Hitlerjugend ausgeschlossen werden• Obige Ang~be hcnöti~e ic@ 
also zur Durch!ührun~ der Strat•er!ahren. 

Heil Hitler 1 

Oberschar!ührer. 
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7 4. Schreiben von Meta Berger aus Wehrda an den Landrat in Marburg vom 24. 9. 
1939. 

# 
Frau ?.~eta Berger lff ! C 

Wehrda; den 24. September 1939 
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Kreis M9rburg 

l~.:~·~:~~~1~·~:::: 1 
Herrn Landrat Krawielitzki 

M a r b u r g (Lahn) 

Adolf-Hitler-Platz 

Sehr geehrt~r Herr Landrat! 

Gestern ist in meiner ~ohnung Haussuchung vorgeno:nmen 

worden, ob ich gehP:nstc>rt h1itte, und ob wir Rundfunk 

bes~Oen. Etwa 8 Tage vorher erhielt mein ~ann Ausgeh­

verbot von 8 Uhr abends Pb, PUCh ist ihm nicht ges t".t-

tet, d ~n gemeins?men LUftschutzkeller zu benutzen. 

Mein ~ann war 35 Jahre preu8ischer Be„mter und wurde 

auf den Führer und Reichsk?.nzler vereidigt. Unsere 

Loyali t11t zum heutigen Staat können wir wohl nicht bes-

ser beweisen, als da~ sich unsere beiaen Söhne frei-

willig zum Heeresdienst gemeldet hPben, und daß unser 

ältester Sohn Helmut am 26. August ds.Js. eingezogen wurde 

und zur Zeit in Polen Pn der Front stent. Ich kann es nicht 

verstehen, daß die Eltern eines Soldaten in dem Augenblick, 

wo er für Volk und Vaterlanu kämpft, verdächtigt und beun­

ruhigt werden. 

Ich wäre Ihnen, Herr L<>ndrat, dankbar, wenn Sie in diesem 

Fall Abhilfe scheffen würaen, zumal ja auch andere Gesetze 

und Verordnungen der letzten Zeit wie z.B. Ablieferung 

von JlIWelen usw., Mietsverhältnisse, Reichsvereinigung 

etc. auf Mischehen wie die unsere keine An~endung finden. 

Heil Hitler! 



7 5. Schreiben des Ortsgruppenleiters der NSDAP Lohra an den Kreisleiter der 
NSDAP in Marburg vom 15. August 1941. StAM 180 LA Mbg Nr. 4826, 
Judenangelegenheiten B 64 1941-42. 

!1-„as~nq1'1li~~G'~O'~e ~-~~e gJ~"eida~aiei 
OeHoeua>»e ~ofte" 

dl•fdiaftsPeUe: 
dlla~mba<fi<rjh"ajjc • 

An den 

4reislei ter .. der N iiDAP 

~ a r b ~ r g ~hn_ 

dlaa l<ur~•lfm 

1'rrislritang marburg ([a~n) 

f:o~~a, ben lJ. Au~ust 1 '.141. 
'Kreis ma[&urg 

Von der Partei u nd i hren Glieü.erung(;n •,1ird eine :t:rzie.1ung zu 
rassi bc Gelll DeMen al J.er YolL&g e.-iossen ver·laügt • .lJaüitar hinaus 
•·erlangt ci.er Eeauftrag te !'\i r Voli<stur;;s!ragen der 11: ~.u;.f in i;einet:l 
strenc vertraulichen hunu:;ci1rei ilen voo 31. ·1 . 41, dass :üe ~'raCJ.en 
unu ·i._ id.cf.Len, abe r aacb die ~ .-~.inner u.azu e1·zogen we r u e.n, ur~.:::c r·en 

L:.Unllese;enos~en , c.ien l taJ..ie11e:rn i:Set;enl.:.b er ciie ric n t~5e ;:a.ltunß ein ­
za"leh:...i en. ,t;r Yerlangt, de.ss t.ibex· Vvr~oliL:.nicse ur!erl auuten Ve1·!i.::i l t- '.""i 

nir:; t_;es z ·f'; is . .:hen tleut:0ch~n I::rauen und l.!.-idchen und it e.. lieni:::;ci.:.en ;i..r­
beit er·n I.cricht zu erstatten ist. 

Bei der ... ehr·z,o..Jil der hiesigen BevJH:erung braucht man ~ü t ei.ner 
derartigen ~rzieimng tien tun0.esgenossen gcßenc; ber L:te rhau;:i t m.cht 
zu kom:nen, :lenn sie wissen ja nicht einmal, ·.üe si .: · sich Juuen 
gegenii[:er zu bene h;::en h~ ben um.i müssen an de r f,ichtit;kei t :;,e i::er· 
r:e hnung z"v eifi=ln, wenn auf der einen Se ite iceine polizeili.::1:en 
Massnaii:;. en [;egen ö.as herausforciernde Yeri':2l ten aieser Ju.uen u nter­
no :,,::. en ;-1fr~ un:i auf cier anderen 0eite cie Ge;ueinueschwestcr U.ie 
Jugend Uri:J. auch eiie ,".;n1acn3e.;en dire,;:t in eine; a!,tieren .Jelli~U!cJ; S­
Weise ungestra ft erzieht • 

.t.s hc.nci el t sich Uill tiie .Faifiilie des früheren Gend<i r li, er·ieteamten 
Hans W e t t e r a u in ~ohra. 

Bei ·.vetterau se.ibc t ist zu U."'ltersc n eiden z wischen eL1em ':i et:Erau 
in den letzten 4ampfjahren und nacn der ;-..acilter·grei!'u:1g und deu:­
selbe!l 1ietterau nach delli Jahre 193:,J. 

'i'lettera.u war unoittelbar vor der ;>;2chtergrei1'ung ausseror.:lentlich 
konsiliant der Partei und den Führern der Gliederung en gegen'iber. 
br hat ~1i ch z.B. : u<.:!1 versc hiedene hiale über gcpl a:lte E8ussuci1u_'li;en 
nach ;;affen vorher u nterric!J.t et. Auf mein <:ureC1.e!l sah er auch sein 
Vergehen gegenüber dem deutschen Volk o.un:h die Heir:i.t der Voll­
blutjüdin .1.da Sa rah ·,vetterau geb . Kaiser ein und wollte sich von 
ihr scheiden lassen. 1'er st •imiige Aufe üth2l t der illefraa in 1'.:öln 
bei ihrem Bru/der vm r · bers1 t s v ereinbart. Die Jfüiin liess sich 
scheinba r willig auf die Scheiaung ein und zwar bis zum Augen­
blick der Abreise. Dann stiemte sie ihren l.iann durch ei:ie un­
glaubli.cb verzweifelte Szene mit ihren arei hel bjüdischen Z:i:':dern 
wieder weich. 
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Von .üesem „mgenblick an ist eine ständige ,.i~ndlung im .-:esen des 
·::etter<rn vor sich e;ee;angen. Anfan.:;s versuchte er fiir seine Fr:.tu 
den i;achweis beizub1·ingen, dass sie eine Halbjüdin sei. Der BIUJ{Ller 
der 1''r au , der bis dah in l.!:indelbaum hies~ uni! in Perlin :r·a brikant war, 
erbre.cht e den Nachweis, dass sein Vater , ·der Vollblutjude, &ls un­
eheliches Kind in der Göttinger Uni v. - Klinik e;ebo ren sei und. Qa her 
nicht den l~ ru:ien seines späteren Vaters :~nndelbaum, sondern den Ge­
burt:;;nc:men Ece int:r i.,u_t r, er, Kaiser, hätte führen müssen. _t;r wollte -
scheinba.r :oeiner jüdischen •üroßmutter mit dieser neuen :„ufdecirung 
einen a1·i schen unehelichen Vater für das unenelich gebor~ ne A.ind 
versche.tfen. Er h a t .1et terau in echt jüd{scner !feise überred.et, er 
stehe in sehr guten Beziehungen ,r;i t dem hassepolitiscnen t..mt der SS 
und dieses habe schon d rztliche Unte1·suchungen bei ihm eingeleitet, / 

dass mit seiner A1·iscnerklarune; aufgrund des Antra.ge s aes hassen­
poli tiscnen- Amtes der SS zu r echnen sei. 

~ann k4mpfte ·;:etterau dafür, dass seine dl te ste 1oc:ate1„ die von 
einem 1-g •. -.illi liart1 .• ann ein uneheliches ~intl geboren hatte, die 
HeirPtserl o.utnis be'.\:ar::, wo;lcil.e natürlich verweigert 1vurde . lJer Fg. 
1'1ili.i Harti;,ann in Hartenrod wnr vor der h.achtergreiiung :;J..- Trupp­
führe r und trat au& der SA aus, scheinbar, wn u ngestraft wei ter·I'.~ a: 
das Verhiltnis rJit der Halbjüdin zu unt t::rhalten. Br· ha t dem Sch·:,;. __ .\ir 
gerve ter g e;e nJ.ber ange6ei.:en, tiass e.r aus der ,;.anq,fzei t <ien 1.ei ter 
des SS- ::iicherheitsdienstes in irie~sen sehr sut «:enne und uol;.te es 
angeblich mit dessen Hili'e ern;ichen n a<.:n eine r unte·n-uci:lu.ng durch 
den Irof. Verschu ~ r in .ETan;;:furt;;.,ain die Hei·r " t"'erl :.•ubnis zu er­
zwin(!; en. Ich weiß P.uch, dass ein Ter;ün zu U.ieser Untersuchung an­
beraumt gewesen sein soll, und dass dann ?n e inem Vor,;,i ttac:; eine 
Nachricht t;E!irnm~nen sein soll, es 1'/'iirde l'roL ·rerschuer z. Zt. nicht 
passen. i'rotz der Ablehnung üer Erteii.ung einer he ir<>.tserlaubnis 
durch <len :ünister des Innern unterh:il t ci•; r rg . ' .. iilli H:.'.rt1;;ann den 
Verkehr l!l it der H'übji;ciin weiterhin aufrecht, ohne ciass Ci ie .i:'artei 
bis zum heutigen rage irgend etwas unterno~u•en hat. ALe r auch von 
Seiten der folizci wird nichts un ternomLl.en, trotzdem diese r ;lil l i 
Ha.rtmann fast jedes :/ochenende una aucn so;inen Urlaub im Hause ,1et­
tera.u verlebt, wenn seine geliette halbjJdin· nicht bei ihm in Harte<:­
rod ist. 

1'etterau ven1uchte, Leinen Sohn rlugo, di;r der schnierie;st e j üdi::.-·7 
Chara:<:ter i s t, den je 1.ohra erlebte, zu .Beginn dieses i\.rieges t'l:-!;n 
.il:ili tar trotz seines jugendlichen Al ;,o;n; von siebzehn Jail.ren unter­
zubringen, indefil er sich mit di:es"m Chaufteur und seinem Ls.stzug 
in :.:i tteldeutscnland der 'iiehrmach:t zur Veri ü;,,--ung stellte. Auf diese 
Art und ·:;eise ist tatsdchlich der halbjude \iet ter~m i'ür einige ::ona­
te deutscher Sollitat gewesen. l:r wurde entlassen und bei der c<.usterun: 
vom ilehrdienst zurückgestellt. J:ier Vater blieb zunächst bei der ::hllr­
macht, bis eines Tages n ach Erkundie,ung über die ~ arische " Fa.:.ilie 
beim hiesigen Eürgermsiteremt auch seine. sofortige Entlassung von de1 
'l/ehrl.'.lacht verfügt 1vurde. ~:achd.€6 ·:ietterau all diese ,;.nst •iriae ver-· 
geblich versucht hatte, steht er in verbis~ener ':;eise im A:a:upf mit 
seiner j üdischen Familie gegen alles Gesetzlfi~ßige. 

Die ~'rau hat z.B. eine ;:,trafe wegen J:i:;. chtfi.ihrens ihres zv1ei ten j ~d i­
schen V:ornamans, otier ihre r j ;_.u.iscnen 1111:ennune;ioke.rte(ci ~. f: V1eiß ich 
nicht genau) eiha l ten. ::.ie e;ing trotz einer :t ü. r J uaen ange(Se lieHen 
Gesch.:tftszei t zu jetier ~eit einkaufen m1d mus:...te vom burr;er;:ei~ ter 
auf ureine Veranlssu1.5 hin vc.r~ciliedene ;<,.e.le er:.naimt werden. ;;ie be­
tritt heute noch aus~o;r uen ihr vorge~cfiri ebenen Gesc~iften andere 
Geschäfte. Jie hll t eich sehr häufig n icht an das Ausgehverbot nF<ch 
neun Uhr abends. Sie benutzt je ~ e Ge~egenheit, den Verkehr ~it 

anderen 
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~~ona~n~ol}4~G'ffO'~e Ded'Cf&e ~titeqatei 

~•f.tiaft s ~eue: 

~labmia<fierflr•tl• • 

Abschrlft 

Def!Soeea»»e .!o&eca 

X..Ulcitung marhrg (h~n) 

~0~1:a, btn 1 5 . _:;.ugust 1':)41 
'Ktti.s Düathrg 

andE:ren ~'r'luen in .iJorf anzuknüpfen, sei es, dass s ie in ~achbar­
iläuse1·n ""-seer ho lt, sei es , dass sie öft ers in die h.irche geht und 
Eich d :;cn n auf u.em ,,;.irct.•;,e.; unter d.i" Frauen L1engt, oder sei es , daß 
sie V.;r-;ehr a :izu:rnü2fen vo;r&LlCi'l t mit uen .O:unaen, (Üe sich Eitdna.ig bei 
de!' :->Jl bjidin und j~ngsten to-::hter licU.·,;ie; ,;ette!'au .Kl eider machen las­
sen. vie .:1,;: iJ :;..uch, o.~so i ,· ,r 'is heute nocil nicht ~ p2E:Jier·c ist und 
quittiert J.~. lier j t,ClGn n<;uen· ;:,chritt' von ,uir t·ei jeder Begegnung , in 
dem sie ;;-,it ironicc11e;n l.:.iC Lel n ii°J.ren ~opf in di e Eö h e s tr..:;ck:t. n 

Die jene in1i.e::.ch·He::1te r, d.ie l'iai<:onissin ~chwef:ter Gertrtld , hat sich 
j a,~üGr '-' '~rcri ihre :ie.ltung t e i wir,{li cher.. 1;ati0n'.llsoziliLten öfter 
in/~,o s~el~ .::,.: eoet -.;· t. ;:;o ist sie z . E. ;;eihn~l. chten in d~.s „n~er der 
:crü;~ t: :,'Uf ane;t?nen ~· .cccnzosen ohne .t;i·laul::niio eingeini.ngen , i1at aie Ti­
sc he .:eiß ;euee kt u:'l;i erbe tt elte Liece!:z;~ten je .; ~rt ei r;zel :~ en : ,,1·i.e~8-
gef~ n .::;c · . en hin5 e:.:.~eJ..lt • . ütf ; ;:e i ~e .:. :~ze i~e i~t i:,if) zum i1 r.:1ltigen T:„: ge 
ni c ict b erfo lgt . ;.,,ie unterh'il t :r;ehrere Jugendt;ru ;';>en und in diesen 
5u,gen d t:; :i..tr.? en ist eine ihrer .Liellint; e üi e haltjüain :~e:l:;ic; ,;etterau . 
.Ji €s e .·1urci.. e z • .c . a~:l v e r ge.ngenen :.::onnt :i5 durch zie d:·.<lurch t;eehrt , dass 
die '-- ch .;eLter uruüttelbqr n n ch dem \;otteß·J.iern; t <0us der ,;,i rc he !J.inter 
i;1r h erlief, s ie :~lit ihre~ '101-n a.inen ri e1·, Hed:Vi6 , Hec:.v1ig und. Uailn 
eine l ?.r.c;e freu~.dschEJ.ftlic!~e \; „ tel'l1:i.ltu r • .:; .~ it ih1· fü.hrte, ·11_thr end die 
.:irc r.e n:.;.i r,i: er , aiefces schöne Il.ild. ::nschend, alle vor·beizogeri. Die Halb­
j L.;,J. in j.G,;.·,?i ß ./etter~u wird zu ~hrcn 18suchE.n ä.e1· v ugenü..::;tunden der 
:O'.:hwester d2nn mit.:h von den übrit,en Getreuen dieser :Ochwester abge­
holt • So ist es vor allem die :.;achter uea Pg . Ellllsheuser , Anna , 
c.ie uie li~u.bjLldin abholt , n:it ihr eingehängt du1·chs ganze Dorf zieht 
ur,d d.ann U-'1.ter"Wegs no.::h clie anaeren i.;,,dchen mi tnUrr.t, die s i ch dann 
ebenfalls einlHngen . · 

.; al!ob ELrrshe!l.se r Li.si;t als Fg. dies e Sache zu und znar trotz me iner 
uauernuen Ermahnungen. Ja er meidet J:;ich ebenso wie seine Famili en­
angeh~rigen , versiicht aber dann unter ailen ümbt~nden seinen f reund­
l ic hen Gru:os b e i der Vollblut~ ~:. iin anzubringen. l!.!' unterh;.l t s ich 
ebenso wie seine :rarü:i.ie ::li t u.ieser freundschaf tlichst · in aller 
('ffentlic hkeit, die Vollblutj ei.din sta~tet ihre Besuch e in dem Brbhof 
:iieses .Jakob E:nl sheus e r a b und. br„chte sich <ei.<rz.Licn von clc rt .<:ommend 
~ine g ro ße Fortion Frlanzen für ihren ~arten mit. U~ das Eild nicht 
:1ei ter zu " v erschönern " habe ich den Antrag §estell t, .ien :;,g . Elms­
:.euser aus der fartei au8zuschliessen, zurr:al er auf meine Aufforder­
un~en , zu mir zu einer Rüc ksprache zu kommen, überhaupt nicht für 
nö tig eracfi tet, mir auch nur e·ine Antwort zu erteilen. 
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S o i s t es nicht v e rwunderlic h , •:;enr. die Voll blu.t j ~cu. in ld.a S2::-c.: 
~·. · et"ternu in eir-er Reihe m.i t un!:.. t::r-tn b~.ua1nfr:..:.-.ien vo:.: ue ...... :~J. "'CE.! .: 
Z ill!l r-.benci:~o.Ll ~tehend auch J.elE: t,;t.:nhe i t hat, mit o.. i cst::r.. ?!":.l.l..~:1 

~~~~{ s ~, ~~~~;~~~ ~~c~~~e:~~~~~!~~ • i ~i 1 e~J ~~~:~~~~~~~i ~~~-~c;:i:~;~,!·. : 2~~--
wird es innen wi t:(!er e.u~· get:.r:ieben . „enn ccl..che .1.:e1·~j::.lic..:.:..-:c::-:.. 
die Sci:r:1ester in f1 Lu1:clscha1"t.~ ichs te!" ·,': e i se Di t uer ~ i„.:l-2:-""if L . .:. _: 
ve r-Xe!~ren , so können nu..c h die übr·ie en Vol/.:sgeno~~E::n ~:eir~€:1 .-:.~-. 
daran neC~:ien, ihi·e1·r;e i te Gen Ve1·:: E: !l r cAlfr-echt zu e1I~::!l ~e~: li..!"'ic 
u..mf.:o 1v7eniger , we:nn von seiten der ioli~ei r..ich"!; li:::: (;~Gel: ci:ic€­
schr·it"ten ·Nirö., iacs ci c. r ;,'illi H:: i·"t::-:::!!"_n n ·:cn nici·~-:.. .... ~ 1 "tti~ t :.. 1· _ 
erl o.u..Un i s in wil ä.er LJ1e i;: it Eeiner gel ie"ti:. e:n Häl~bj ~~~~ in lett , .... 
die lart ei ihn„ SObar n ici"1t einrr,(:1 zur heci1enoch2„1 t z:..et.t. . 

Um aber 6as /l.ns ehen Ue r r?_rtei nicht \·;e: ter scl:J. üi~en zu. l G.Ct-: : 
~veitcr die ~„." ö5lichkeit r~E i: ischer 1:.rzi ehun5 u:.d re~i nf::..:~ .. s~-.;.:1~ · 
r e r V:ol~ sce r() s~en un ü. der J1~„:?; er!..ö. zu !: ::: ben und. w~1 d.Br J ·:..:.:..i!'". i:-.: 
her·~aefor-derndes .1e ~en gegerü.: Uer äem C.:1 ·t sgruJ.:·l·H:~ilej. ter d..e~· :::... __ 
e.uezi.~ treiten, 1'!1uss ich C..aru„:. ti tten, cias s ~o~·-1cj:l vo!! d e :::· ~· c..:r~-: „ 
'ri i e von :J.en t;taai:.so.ienstt>tS~..ien l:.iese r Jurier.J~lt;.:lee l ;;u·, :..:. Eein.; 
de/ rer ~it .!i.ur!r1 f ur,d ;:;tu..r:.:.,t:f au scerotte t ·\·; e r d.e r.:. . 

lch l ebe c:v. f üesse:n :\uffo1·;;.e1~.:~c.:; zur Ee:richte::::·ct ~~ ~ 1..;EL~ ::.c- i s.-_ 
"-To 1 ·r~ o;:.„u ni!::..t.e.n für ..:..en l:-cauft1·r=.g i.. en i'i..~ 1 · Vo.i.:n: :..i "t ü..:„ ~~ .;..1·~.:. .... ,e ~. , .„ L~!.: ;. ~ 
;ilbeli .G}1jhczr Allee ~(; l.i!1 e ,·LL;e c.::a·ir·t u. ! cee.s ~. ci ~ ! · c i.. t::.::.r1:.. · -- ~ t. ._:; 
:t:i-:te i;.....:: #f;;itt.r·leit1H!(; tei. 

Leil E i t.l e r! 
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76. Anordnung der Gestapo in Kassel an den Marburger Landrat vom 25. August 
1942. 

den 25. August 1942. 

·-~ ·.- ,·~. /~ ... ~. r1< ~· 
~- i . i ._, 

Betri:ff'ts EVakuierWlg voo Juden nach Theresienstadt. 
Vorgangs 
,Aels.gens 

Ob.ne. 
Je l Liste. 

.Alll ?. 9. 1942 worden die restlichen Juden aus 
dem Regiel'Wlgsbezirk Kassel nach Theresienstadt abgeschoben. 
Die Vorbereitung U.Dd Durchführung dieser Abschiebung im 
Benehmen mit den beteiligten stellen liegen ausschliesslich 
wieder in den Händen der Staatspolizeistelle Kaseel. Eine 
namentliche Liste der nach den gegebenen Richtlinien 1n Frage 
ltOIDlll8nden Juden, getrennt fiir jeden Kreis, ist als Anlage 
beigefügt. Sämtliche Juden werden vor ihrem Abtransport 
nach Theresienstadt in einem Auffanglager in Kassel konzen• 
triert. vorgesehen fiir diesen zweck sind die Bürgerschulen 
SChillerstrasse/Ecke Wörthstrasse in Kas$el. Den zoitpunlci; 
der Abfahrt der Juden von ihren Abgangsbilhnhöf en und ihrer 
All)tunft in Kassel werde ich _noch bekannt geben. 

vor dem Abtransport nach Kassel sind die Kenn• 
karten sämtlicher zur Evakuierung kommenden Juden auf Rich• 
tigkeit i.nsbesondere der Personalien zu kontrollieren und mit 
dem stompelaui'druck "Uberprüft" zu versehen. Einer Erlaubnisc 
bescheinigung zur Benutzung der Reichsbahn bezw. zum Verlassen 
des Wohnorts bedarf es nicht, da der Transport von Polizei• 
beamten begleitet werden soll. 

·tHe:.:-ren Landräte 
i Eschwege, Frankenberg/Eder, Fritzlar-Homberg, 

, a, Gelnhausen, Hanau, Hersfeld, Hünfeld, 
kt:th~S/~P..1 Melsungen, Rotenburg a.d .Fulda, 
.fChl.üchte1:n, SChmalkal.den, Witzenhausen und z1egenhain, 

e Staatspolizei-Aussendienststelle in Fulda, 
n Herrn Polizeidirektor in Hanau, 

• Hllrm Oberbürgermeister als ortspolizeibehörde 
1 Marburg/Lahn. 

tJw.;..·. ichtlich 
tAi,im Herrn (lberpräsidenten in Kassel, 
~-Herrn Regierungspräsidenten in Kassel,U.Dd 
4er SD.-H~taussenstelle in Kassel 
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Bai J.bmel'.! :!!"'6 "'"'-' .;„de~ ist in den tt.eldeä:ltern 
.sdc.'it aor z;:l.elort oäer ein vermerlc ''El.'!\k:.U.•xt nach Thereaion• 
stadt", sondern l&diglich ''Unbekannt 'lierzogen" bezw. 
"Ausgewandert'-' anzuführ;n::. 

A):l Gepäck qürfen die Juden bei sich fü.hrena 
Einen Koffer ~ Rucksack mit Ausrüstu.ogsstüolr.en, und zwars 

a) Vollständige Bekleidung, 
(ordentliches Schuhwerk) 

b~ Bettzeug mit necke, 
c ESsgeschirr (Teller oder Topf) mit Läffel, 
d Mundvorrat fÜr drei Tage. 

Es bestehen keine Bedenken, wenn die Juden den 
Mundvorrat in einer Hand- oder Aktentasche oder im Netz bei 
sich tragen. Ausser diesem eill~ll Gepäckstück dürfen sie 
zusätzliCh brauchbare Ausrüstungsgegenstände (Werkzeug 
Matratzen, Eimer, Töpfe, Reinigungsgegenstände usw.) :lt. 
führen. · 

nas Handgepäck (Koffer oder Rucksack) haben die 
Juden mit in die Züge zu oohmen, während die 2:.usätzlichen 
Ausrüstungsgegenstände im Güterverkehr der Reichsbahn nach 
Kassel befördert werden. Die .Art d&r Verfrachtung (Frachtgut 
oder in geschlossenen G''terwa"'"n) so\'l1e die Abfahrtszeiten 
der Güterzüge von den ~bgangP.bahnhöfen nnch Kassel werde 
ich noch mitteilen. Dio Fracntkoston hat j eder Judo selbst 

. 2:.U tragen. Die Au:f:zabe d e~ AL'.Srüstun~gagenstände erfolgt 
an die A.nschrift1 «Gehei .oo Svaatspolizei, Staatspolizei• 
stelle Kassel, ZiPlb~of: Kass9l··Hauptbahnhof (Zoll• 
schuppen)". 

Sämtliches Ge::;iäck haben die Juden mit einem 
hieran zu befestigenden ~araensschild (Name und Abschrift 
des Eigentümers) zu kennzeichne:1. tiit einem Namensschild 
sind ferner auch did Kofferscb .üssel 2:.U versehen und mit 
Draht oder Bindfaden an Kofff' : zu b&festigan. nas Gepäck 
darf mit Farbe nicht beschlll' .• rt werden. 

Die Konzentrierunb der Juden vor der Abfahrt nach 
Kassel ist sache der !U'P 4 9polizeibeh&den und für Fulda­
Stadt Bache der staatspolizei-Aussendienststelle in Fulda. 
Es empfiehlt sich, ja nach den örtlichen Erfotderni ssen 
einen Sammelp•.m!:t festzuleg„n, Z!:1 dem d~e Juden rechtzeitig 
vor Abgang des Zuges hinz~uo~~~l~en ain~. 

Den einzelnen J\Klentransporten sind je nach Not• 
wendigkeit ein oder mel::rare Gendarmeriebeamte als Eegleit• 
kommando von d~n Abgangsbahnhöfen nc.ch Kassel mitzugeben. 
zweckmässig ist fernerhin, auch eine jüdische Transport• 
leitung mit einer entspreche~den A.Dzahl jüdischer ()rdner 
einzusetzen. 

· In Kassel warden d+e Juden 8ll1' den Ba.'1neteigen, 
auf denen die Zügo anko!lllllen, von Beamten der Geheimen 
Staatspolizei und der achutzpolizei in. Empfang gonommen 
D1e den Transporten zugeteilten Begleitkommandos haben • 
diesen Beamten die eintreffenden Juden zu übergeben. Auf 
den Bahnste~gen ~ertlen die Juden gesa.'llaelt und geordnet 
uod d~ von den be~eitg~stellt0~ Beamten zum Aliffaoglager 
lu.ngeführt. Ihr Gepack haben die Juden bei sich zu tragen. 

Für den Transport dieses r,päcks vom Bahnhof in 
Kassel in das Au:ffaJ?gl6.ßer und veo-. J..uffanglsger in den 
Evakuierungszug wira gegebenen:'P•ls von hier -sorge getragen. 

·· J ...... - ··"Sämt:lici:les 



--lll.zJJ.'1WIWIW• Ihnen warden pro parson 50·- RM zur varfügung 
gestellt. nar G&sE:.Litbetrat; ~~rd schon vorher von den Judon 
aufgebracht und bei der jüdi.schen Gemeinde in Kassel ein• 
gesammelt. Die restlichen Barmittel werden den Juden erst 
hier im Auffaoglagor abgeno=en. 

Ich bitte ferner den Jud.:in etwa mitget'ührta 
Wertsachen wie Gold silber, P}.atin usw., zu belassen, 
da hier 1m1 Auffe.ngle.ier ohnehin die körl.>Orliche sowie 
die Gepäckdurchsuchung vorgesehen ist. Auch di.6 Lebensmittel• 
karten werden den Juden erst im Auffanglager abgenomen. 

nas in den wohnuogan zurückbleibende vermögen der 
~u evakuierenden Juden wird nach deren Abtransport beschlag• 
nahmt. um darüber eine Uberaicht zu gevli.ru:ienl werden den 
Juden von · hier Vermögenserklärungen zur Ausfüllllllg ausge• 
bändigt, die sie über ihren jüdischen Obmann bei der staats• 
polizeiBtelle Kassel abzugeben haben. 

Das zurückble ibende Inventar haben die Juden mit 
einem Namensschild so zu kooozeichnen, dass der bisherige 
Eigentümer danach sofort festgestellt werden kann. Die 
sclilüssel zu den verlass&oen wohnu.'lgen, den Räumen und 
Behältnissen haben die Juden,ebenfalls mit einem Namens• 
schild versehen, den jeweils zustüidigen E:reispolizei• 
behörden zu üb ergo ben, die sie dann in Brieflr;.ulen mit der 
entsprechenden Aill'schrift des .bisherigen Eigontümers 
einsammeln. Die sc..'llüssel sind danach den zuständigen 
Pioanzämtern zu Ü.Ö(lrgeb<>n bezw. ihnen auf Ao!orderung zuzua 
stellen, Die in Betracht kommenden Räume sind nec..'l Abzug 
der Juden zumi~dest sti~.hprobenweise zu überholen und 
danach zu varsi~geln. 

Das l&bende Inventar untarliust ebenfalls der 
Beschlagnabl!le und ist von don Juden bei den zuständigen 
ortsbauernführern abzuliefern, die es daru:i listenmässig 
erfassen und für illre Betreu·.10g sorge tragen. Die Juden 
haben hierüber im Auffwglaga r in Kassel i:.eldung zu er• 
statten. Mit den zuz tändigen ortsbauernführern bitte ich, 
dieserhalb rechtzeitig in verb i nC.ung zu treten. 

Leicht verderbliche Sachen werden unentgeltlich 
gegen Quittung dar zuständigen NSV-Dienststelle zur 
Verfügung gestellt. Die Abgabe dieser Sachen bitte ich, 
in eigener zustiindig~eit ~: EtJneh!!!en mit den ~ISV-tiensts 
stellen zu regeln. Der Begriff "lericht verderblich" 
ist nicht zu weit zu fassen, dass sich beispielsweise 
Kartoffeln und Eini;emachteo bis zur t)bernah.u:.e durch äie 
lioanzämter zweifellos halten werden. 

Jede Vermögensverschleppuog bez·.•. Abgabe odar 
Verkauf von sachen an deutschblütige Volksgenossen ist 
nachdrücklichst zu unterbinden. Derartige Gegenstände 
sind sicherzustellen. 

Falls sich vor odur während dar EVakuierungse.ktioo 
SChwierigkeiten in der Durchführun0 'tJrgeben, bitte ich, 
diese im Rahmen der oben erwähnten Richtlinien in eigener 
Zuständigkeit und in weitgehender Selbständigkeit, gegebe• 
nenfalls ~ Beneb.t:len mit den örtlich beteiligten B.ehörden 
und parteidienststellen, zu r&g&ln. i;ar wenn es sich um an 
ort. und stelle wirk~ic..~ nicht überbru'CKba~ schwierige 
keiten handelt, 61h·; 1cii-:-ilrclil 01 soföIT"Iörrur.ündlich zu 
unterrichten und rneino we suog einzuholen. 

Dr. Lüdck.e 
Beglaub.igt1 

:/~· .1 /; „„(/ . :".-(. ( _ 
'...M1g&ste ll te. /. 
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7 7. Anordnung der Gestapo in Kassel an den Marburger Landrat vom 28. August 
1942. 

<;eheimll staatspo.liz.ei 
staatspoli1A11etelle Kassel 

II B 4 - 5400/42. 

uetrif'f'ts EVakuierung von Juden nach Theresienstadt. 
vorgang: Meine Rundverfügung vom 25. a. i942 - II B 4 -

5400/42. 

Die Beförderung der zusätzlichen Ausrüstuni;i:s• 
gegenstände der Juden aus dem Regierungsbezirk Kassel 
geschieht durch :rrachtstückgutsendungen, die bei den 
jeweils zuständigen Güterabfertigungen 9urch die Juden 
sofort aufzugeben sind. Die :rrachtstückgutsendungen 
1DUBsen jedoch so rechtzeitig aufgegeben werden, dass sie 
spätestens am ~. 9. 11·2 in Kassel-Hauptbahnhof (Zoll• 
s·chuppen) ewi;egaogen -sind. Die in Frage kommenden 
CJiterabfertigungen 1m Regierungsbezirk Kassel sind von 
ihren zuständigen Reichsbahndirektionen von der ver• 
:fraahtwig der zusätzlichen Ausrüstu.ngsgegenstäl:lde der 
.Juden nach ltaBsel in Kenntnis gesetzt warden. 

Die Heraoführuog äer für die EVakuieruog 
bestimmten Juden aus dem Ref!ieri.;;igsbozirl: Kassel 
zwecks vorheriger Konzentration in Kassel er:olgt im 
Einvornehmen mit den z~ständigen Reichsbahndirektionen 
in Personenzügen. Für diese Züge sind folgende Abfahrts• 
&eiten festgesetzt: 

Bahnhof 

ie ~erren Lacdräte in ~ch~e5e, FrruU:enbe~/Edor, 
Fritzlar-Homberg, Fulda, Gelnhausen, Ha.::iau, 
Hersfeld, Hünfeld, ~'lfil~/Rt..hn,_ Mels:.uigen, 
Rotenburg a.d .Fulda, . c uc e:-n·, S~ke.lden, 
Witzenhausen Wld Zie~enhain, 

lo staatspolizei-~ussenaie9ststelle in Fulda, 
)O Herrn Polizeidirektor in Hana~, 
in Herrn .Oberbürgermeii--·4s Qrtspolizeibehä!rde 

in llarb urgjLah.o. .. 

~icbtlich 
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dem He~rn Obarpräside~ f: in Kassel, 
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Bahnt.:>:t -J.!<-,ir·-':ur 
Jj8lulhof' HoUll!ta..: .;-nörni.@:l-ieiT. 
Jj8lulhof Haoan,-N:>rd"' -- · · " 
Bahnhof Hanau l!bf' J 
Bahnhof' Nicde=rodQnbach 
Bahnhof L'i!lse~Jo~bo!d 
Bahnhof so=o=n 
j!llhnhof' Bi~S~~in 
}labnho~ Schlüchtern 
]!abl:lhof Neuhof 
}lahnhof' Fulda 
Bahnhof Gersfeld 
Bahnhof TB1'n 
Bahnhof Eiterfeld 
Bahnhof Hünfeld 
:&shnhof Buri)haun 
Bahnhof' Wer..igentaf't-Maruibach 
Bahnhof' Geisa 
Bahnhof' Neukirchen,Krs.Hünfeld 
Bahnhof Niederaula 

Bahnhof Reichenaachaen 
:e~hnhof Eschwege 
Bahnhof Herleshausen 
Bahnhof Frankenberg/Eder 
Bahnhof Gemünden/Wohra 
Bahnhof' HolzhailsenfEder 
Bahnhof -Itter 
Bahnhof' Marb urgjLahn 
Bahnhof x;..rchhain 
Bahnhof Lohra 
Bahnhof Neustrui~ ~~ .Marb urg/L; 
Bahnhof N~~derwaigern 
Bahnhof 1/ietter 
Bahnhof Bebra 
Bahnhof B8.W!lbach 
Bahnhof Rotenburg a,d ,Ji"ulda 
Bahnhof Sontra 
Bahnhof Melsungen 
Bahnhof Guxhagen 
Bahnhof Borken 
Bahnhof Wabern 
Bahnhof Fritzlar 
Bahnhof Gilsa 
Brahnhof Homberg 
Bahnhof Bad Socden-Allendorf 
Bahnhof Witze!:hausen-No:::'d 
ilahnhof Schmallml :ien 
Bahnhof Treysa 

ab ?,o? Uhr 
c.b 7, ;_7 Uhr 
ab ?,22 Uhr 
ab 9,11 Uhr 
ab 9,22 ' Uhr 
ab c;,28 Uhr 
ab ? ,C5 L'hll 
e.b 9,35 Uhr 
ab lo,31 Uhr 
ab 14,29 Uhr 
ab 15 1 25 Uhr 
E.b 11, 20 Uhr 
ab 9,20 Uhr 
ab l0,41 Uhr 
ab .15,50 Uhr 
ab 15,56 Uhr 
ab lo,18 Uhr 
ab 8,23 Uhr 
ab 16,06 Uhr 
ab 15,25 Uhr 

ab ?,11 Uhr 
ab 5,2} Uhr 
ab 8,05 Uhr 
ab ? ,2? Uhr 
ab 9,53 Uhr 
ab 8,42 Uhr 
ab 6,35 Uhr 
ab l0,16 Uhr 
ab l0,39 . Uhr 
ab 8,15 Uhr 
ab 11,00 Uhr 
ab 8,56 Uhr 
e.t 8,o? Uhr 
ab 6,4} Uhr 
ab 6,59 Uhr 
ab 6,53 Uhr 
ab 9,21 Uhr 
ab 7, 26 Uhr 
ab 7,44 Uhr 
er.b 7 1 58 Ull:.' 
ab 8,11 Uhr 
e.b 7,56 Uhr 
ab 6,40 Uhr 
ab 6,53 Uhr 
ab 11,35 Uhr 
ab 6,29 Uhr 
ab 9,19 Uhr 
ab 11,12 Uhr 

Die Juden !!.US Niedenstein, :&:reis Fritzlar-Homberg, 
llind mittels ln'af'tomoibusses nach Kassel zu befördern und 
-:,Will' so rechtzeitig, dass sie im Laufa des vormittegs des 

.9,1942 in Kassel eintreffen kön.:ien. 
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Diese Fohrpläne sind unbedingt verbindlich. Für 
die gonaue und pünktliche Ein.:.'laltung derselben bitte ich 
dnhei•, iTfit-~le!1 1,;:::?:;~::l.:n so::.·ge zu tragen. Den einzelnen 
Judontrnnnportcn sind je ncch Notwendigkeit mindestens 
l oder !!lehrere polizei'bee.i::.te 11.ls B&gleitkonu:iandos von 
den AbganGsba.11.nhöfcn bis nach Kassel raitzugeben. zwecke 
mässig ist fernerhin die Einsetzung einer jüdischen Trans„ 
portlcitung rait einer ents?rcchendon Anz3hl jüdischer 
ordner. 

Ich bittet !"!lit den zuständigen Dienststellen 
der Reichsbahn und cen weiteren an der Juden-EVakuierung 
beteiligten Behörden um:c::-züglich in Verbindung zu treten. 

Uber den Vollzug der E;Vakuierungsaktion bitte ich 
mir umgehend zu bericht~n. 
zusatz für ~cn Herrn I,o.n~rat in schrnalkalden: 

zu dera dortigen Bericht vom 25.8.1942 - Pol. 
lOOl/3a - 7 betr. schwc.chsinnigc Ji.;.den in Aue, ergebt noch 
nähere Weisung. 

/ ... „ ,. , . (J 1-· 
·r1 · / ·· y··c_„ 

168 



7 8. Schreiben des Marburger Landrats an die Bürgermeister des Landkreises vom 
28. August 1942. 

Der ~drat 
IS Kreises LarbU1'6jLa.bn l:a.rburgaden 28 • .A.ugust 1942 

Jd. -
lll 
den Eerrn Bürgermeister 

in •••••••••••••••••••• 

Betrittt: Evakuierung der 4ort wohnhaften Juden. 

Die au1" der AnlaGe bezeichneten Juden wercen am ?. 9. 
1942 von der Geheil!len Staatspolizei- Staatspolizoistelle­
Kassel ev~uicrt. Da der Transport der hiesigen Juden in 
~a~bure; zuz~~engestellt wird,müssen sich die Juden wahr­
scheinlich schon a!.ll 6. 9. 1942 o:.u! dem Hnuptbahnho! in Uar­
burg einfinden. Die genaue Zeit wird noch angegeben werden. 

Jn den polizeilichen Ab~elderegister.n ist bei der Ab­
meldu;Jg einzutragen„ ausgewandert". 

An GoDäck dürfen die Juden bei sich ~Uhren: 
Einen-Koffer~ Rucksack mit AusrüstUDgsgegenstücken 

und zwar: 
a) Vollstfuldige Bekleidung, 

(vor allem ordentliches Schuhwerk) 
b) Bettzeug !:U.t Decke, 
cd) E5Eczc!lirr(~ell~r oder ~op!) tlit Löffel, 

) ~unävorrat fi.ir 3 Tage. 
Es bestehen keine Bedenken,wenn die Juden den ~undvor­

rat in einer lisnd•oder ..U..-tcntasche oder im rtetz bei sich 
tragen. 

Ausser diesem einen Gepäckstück dür!en sie zus.i tzlich 
brauchbare Ausrüstw:issc:;egenstänäe (wie '.ierkzeuge ,?!..atratzen, 
Eii::er , '.1.'öpf e, l\e iniGungsi;ec;e::i.s tände usw.) ::ti tführen . Das Hand­
~e näck(l):ö:r'fe r OÖP, r Rucl:sack) haben die Judc::i lrit in cie-­
~zu nch::cn~end die zusätzlichen Ausrüsti.Ulcsgege::i­
stän<le i!!! Güterver~ehr der Reichsbahn nach Kass~l befö r dert 
we=den. Die Art <ler Verfr~chtung werde ich noch .mitteilon. 
Die Frachtkosten hat je der Jude selbst zu tragen. Die Auf­
gabe der Ausr·lstu.ngsgesenstände erfolgt an die Adresse„ Ge­
hGice Sta•tspolizei- St4atspolizeistelle-Kassel,Zielbahn­
hof: H:a.uptbahnho.f Zollschuppen." 

Sä.::ltliches Geoäck haben die Juden mit eineo hieran zu 
befestigenden ~:acensschild zu kennzeich!:en ,wobei natürlich 
•uch l::;;.:.==cr und KeXJort anzugeben sind. ;.uch die Kof:fer­
scb.Lissel si::d mit einec r:amensschild zu versel:cn und l:lit 
lli'ab.t o:ler EiI1dfaden a.::i Koffar zu befestigen. i.'.it Farbe darf 
das Gepii ck .:licht bescb.:Iliert werden. Sätitlict.es B:>.rgeld haben 
die Juden au.t dec ~ransport i:U.tzuneh::len.Zbenso können sie 
We:t-tsachen wie Gold,Silber,Platin usw. ::i..1.tnehmen,desgleichen 
die Lebens:tittelka...-ten.Al.les weitere regelt sich dann in 

Kassel. 
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Kassel. Das in den Wohnun3en zu.rUckbleibende Veri:iögen der evakuierten 
Juden wird nach oeren .\bt:-ansport beschlai:;nalutt und in ciie Ver1:altung 
des Finanza;;1tes übernommen. Uber di? vorhandenen Vermögensstücke usw. 
liegen genaue Ubersichten bereits vor. Das zurückbleibende Jnventur 
haben die Juden mit einem llai:iensschild so klar zu ke!l::izeichnen, ·fass 
der bisherige Ei„entiicer sofort f'3stg.~ stellt werden k:inn. Di " Schlüs­
sel ~u den v~rlas · ;enen ii'ohcun~en, den Räumen und Beh:.ilt:üssen sind ece: 
falls mit ei.i'!lll iiamensachild zu veL·t>ehen und vor .kntritt äer 1..u:;~1;:.J;­
derwigsreiso ciem Bürgermeister als CPB. zu üb~rgeben.Jch b~auftrage 
Sie ,die \':ohnw15en zu ver!;iegeln und ciie Jlulen üboq;ebenen Schlässel in 
einer Briefhülle zu. verwaru:en, die auch versier;elt uhd mit Jhrer Unter· 
schri!t versehen werden muss. Vorher ist nachzusehen,d~ss die Fenster 
ordnungsm3ssig varschlossen unä die Uasserleitungen abgestellt sind• 
ebenso ist darauI z ·· achten,dass kei.ne La::ipen brennen. 
Die Brie!uoschläge mit den Schlüsseln sind alsdano de~ Beauftragten 
des Finanza::ite3,der nach er!olgter Ausführw:ig bei Jbnen vorsprechen wL 
gesen ~uittll!lG zu5 üb~r5obcn. 

Falls lebendes Jnventar( Kühe, Schweine, Zie~en,Eodervieh u~w.) 
vorhanden ist, unterliegt es gleichfalls der Beschlagnah::e und ist 
von d em Juden,de~ zuständiGen Ort~bauern.filhrer abzu5ebeo,der hierüb~r 
eine genaue Liste anleßt und für die Betreuung des ViehJ Sors~ trägt. 
Dar Ju.d'3 mu::;s il:l Au.::':fanglaGer Kassel 1:1elden ,ob, und !'.lllches Vieh er 
öem Ortsbauernfi.ihrer üb 'Jrgeben h:it. Leicht verderbliche Sachell wer­
den unentgeltlich gegen r,:i.üttung der l>SV .-Dienststelle Z!l!' Vetii.i0ung 
~estellt. Hierunter ~allen natürlich nicht .Kartof.felo, Ei.?lweckgläser 
:isw •• 

Da der eine oder andere Jude bettlägerig und d.ilier iücht ~;ei;e­
~ähig ist, muss diese1· an die B:i.hn gef·ili.ren v;erden.Jch b~ auftr"ce Sie 
'.ür Bereitstelluns eines eeeig."leten ::'ahrzeugs zu sorger.,-ji ·:? K csi;;~ n 
tierfür tr•gen dia Juden. Jch hoffe. cass sich der ..;.btr ;„n spor-;; dort 
~eibun5slos vollzieht und Scl:mieri;;kei't:en unti!rbU!lde n ·~; erden. '/c:!:'alle=.­
'. inc;en wird grosser >lert da1:auf' 5ele~t,dass es nicht zu ~pöbeleien 
~w. kolil.u.t ,anciero!alls ich die Schuldigen rücksichtslos zur Verc..nt"11cr­
ung ziehen werdo. Der Abtr:insport muss sich völlig reibwi~sloo> voll­
iehco. 

Die f·:ir die Juden ausgestellten Kennkarten haben di;i..ie bei sich 
u fi.ihxen un<l auf öem Bahnhof in li;;.rb11rg dem übernehmenden Beö.::t en vor-­
:i.zeie;en. 

l!';i.lls noch irgend•nelche Unklarheiten bestehen,stelle ich fe.rllQÜ.::: d­
Lche Rückfrage anheim. 

A B "- k l ++ Kl . H .t..,.._'--'-" ,r.-.. . .i:-........ ,..;., ,.,.. ·~' , n erro ..,..:i:ir s eutnaot awitter 1m ause. ,.J L . .1, .-_:_„.,., _ ,_,,. .: -. .. ~ 
~ „ ~...J - , _ , _ "'-- ... ~· ~1 „ • 

Auf Ano rd nung der Geheimen Staatspolizei- 3t~at3polizeistc lle-
1 Kassel sind die restlichen Juden ;.;us dec Gebiet des La!1et:re !..5e s ~'.•r ~· 
rg ao 6. 9 . 1942 mittels ~ilCIJl:eltransport der Geheimer. ~taats~olizei 
. überstellen. Es komaen 36 Personen in Frage. Jch bitte sehe~ jetzt 
rsor~e zu treffe~, c ass ein Gend .-neil.!!lter ft.i.r diesen ?•g für die ~•rort 
eh K•ssel !reigestellt wird. Die genaue tr.a.rzeit liegt noch nicht fest . 
h gebe h1erüb~r noch näheren Bescheid. 

++ 

An den Herrn Vorsteher des F1n•nzamtes ~arburg. 

Abschrift( von l) übersende ich zUL' gefii.lliger. Kenotnisna...'lce. 
Ein ~er~eichnis der aus dem Kreisgebiet zu evakuierenden Juden 

ge ich zu.r ge!iü.li~en Kenntnisnahme cei • 
•• 
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ANHANG 

Die folgenden Angaben wurden nach Auskünften des Internationalen Such­
dienstes des Roten Kreuzes von Gabriel Möller 1978 zusammengestellt. 

Lfd. 
Nr . 

Name, Vorname Geb .Datum 
u. -Ort 

letzter 
Wohnort 

Adler, Jul ius 30 . 8. 1865 Marburq/Lahn 
Kelsterbach 

Bachrach ,Walter 9. 6 . 191 5 Marburg/Lahn 
Marburg 

Bachrach ,Albert 16.3.1922 Marburg/Lahn 
Marburg 

Baum, Berta 28. 10.1876 
Marburg 

Benedikt, Bruno 9.12.1861 
Berlin 

Bergel,geb.Baum, 13 . 7 . 1871 
Rosa Marburg 

Blumenfeld , Käte 4.11.1910 
Kirchhain 

Blumenfeld, 28. 5 , 1879 
geb.Wetterhahn, Hersfeld 
Fanny 

Blumenfeld , Sally 25.3.1878 
Kirchhain 

Marburg/Lahn 
Schwanallee 15 

Marburg/Lahn 
Schwanallee 15 

Marburg/Lahn 
Schwana l lee 1 5 

Marburg/Lahn 
Schwanallee 15 

10 Bornstein,Paula 2.8 . 19 11 Marburg/Lahn 
Neu e Kass.Str . 13 Sprinza Willun 

11 Bornstein, Laja 29.5.1883 Marburg/Lahn 
Kalisz 

12 Carow, Elsa 11.10.1872 Marburg/Lahn 
Elisabeth Prag 

13 Dalberg,Traute 10.10.1919 Niedermarsberg, 
Hauptstraße 48 

Deporta tionsda turn 
und - ziel 

Schicksal , 
soweit bekannt 

am 8. Sept. 1942 zum am 30.0kt.1942 im Ghetto 
Ghetto Theresienstadt Theresienstadt verstorben 

am 9. Sept. 1942 vom Keine weitEre Information 
Lager Drancy zum KL 
Auschwitz 

am 4. Sept. 1942 vom keine weitere Information 
Lager Drancy zum KL 
Auschwitz 

am 8. Seot. 1942 zum am 21. Febr. 1943 im Ghetto 
Ghetto Theresienstadt Theresienstadt verstorben 

am 8 . Sept. 1942 zum am 2. Okt . 1942 im Ghetto 
Ghetto Theresienstadt Theresienstadt verstorben 

am 8. Sept. 1942 zum keine weiteren Informationen 
Ghetto Theresienstadt, 
am 29. Sept. 1942 
nach MALY TrostineC 

am 5 . Dez . 1941 mit 
unbekanntem Bestim­
mungsort 

am 5 . Dez. 19 41 mit 
unbekannten Bestim­
mungsort 

am 5 . Dez. 1941 mit 
unbekanntem Bestim­
mungsort 

keine weiteren Informationen 

keine weiteren I nformationen 

keine weiteren Informationen 

am 5. Dez. 1941 depor- am 1. Okt. 1944 im KL 
tiert, am 9 .Aug . 1944 Stutthof verstorben 
in das KL Stutthof 
eingeliefert 

vom 2. Sept. 1939 bis keine weiteren Informationen 
zu einem unbekannten 
Zeitpunkt in Marburg / 
Lahn 

am 8. Sept. 1942 zum am 9. Oktober 19 4 2 im Ghetto 
Ghetto Theresienstadt Theresienstadt versto r ben 

1937 von Niedermarsberg 
angeblich nach der keine weiteren Informationen 
Schweiz verzogen 

14 Drucker, Max 9 . 6 . 1912 Marburg /Lahn, zum KL Lublin, am 15. Aug . 1942 im KL 
Marburg /Lahn Ockershäuserstr . 82 (Datum nicht angeführt) Lublin verstorben 

Häftlingsnummer 10217 

15 Drucker ,Meier 15.3 . 1871 Marburg/Lahn , am 8 . Sept . 1942 zum keine weiteren Informationen 
Marburg/Lahn Ockershäuserstr . 82 Ghetto Theresienstadt 

und am 29. Sept. 1942 
nach Maly TrostineC 

16 Drucker, geb. 8. 12. 1877 Marburg /Lahn am B. Sept . 1942 zum keine weiteren Informationen 
Goldschmidt, Hausen Ockershäuserstr. 82 Ghetto Theresienstadt 
Jeanette u.a. 29.Sept.1942 nach 

Maly TrostineC 

17 Freudenthal, 14 . 8. 1922 Marburg/Lahn am 1 .Juni 1942 mit un- keine weiteren Informationen 
Ernst Laisa bekannten Bestinung.ort 

18 Freudenthal, 1 . 7. 1896 Marburg /Lahn zum KL Lublin (ohne Datum ) am 15.Sept.1942 in KL 
Willy Laisa Behringweg 7 Häftlingsnr . 10196 Lublin verstorben 
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~~~ · Name, Vorname 

1 9 Frank, Sophie 
Henriette 

20 Fürst, Julius 

21 Fürst, geb. 
Gumpers, Martha 

22 Goldschmidt, 
Johanna 

Geb.Datum 
und - Ort 

letzter 
Wohnort 

Deportationsdatum 
und- ziel 

Schicksal , 
soweit bekannt 

8.4.1856 Marburg / Lahn am 8.Sept. 1942 zum am 15. Sept.19 42 Ghetto 
Frankfurt / M. Gisselbergerstr. 17 Ghetto Theresienst. Theresienst. verstorben 

16.2.1873 Marburg/Lahn am 8.Sept. 1942 zum keine weiteren 
Harburg /Lahn Ghetto Theresienst. Informationen 

u.am 28.10.44 zum 
KL Auschwitz 

30.8.1883 Marburg / Lahn am 8.Sept. 1942 zum keine weiteren 
Augsburg Ghetto Theresienst. Informationen 

u.am 28.10.1944 zum 
KL Auschwitz 

14.11.1919 Marburg /Lahn vom 2.Sept.1939 bis keine weiteren 
Marburg/Lahn zu einem unbestimmten Informationen 

Zeitpunkt in Marburg / 
Lahn gemeldet 

23 Goldschmidt , geb. 6.7.1889 Marburg /Lahn 
Heusingerstr. 1 

am 5.Dezember 1941 mit keine weiteren 
unbek .Bestimmungsort Informationen Baum, Bertha Neukirchen 

24 Goldschmidt,Julius 20.8.1882 Marburg / Lahn am 5. Dezember 1941 mit keine weiteren 
unbek. Bestimmungsort InformatJonen 

25 Hammerschlag, 
Anschel 

26 Hess, David 

27 Hess, geb. 
Krämer, Frieda 

28 Hess, Oskar 

29 Goldberg ,Adolf 

30 Höxter, GUnther 

31 Höxter, geb. 
Sachs, Paula 

32 Höxter, Aron 

33 Isenberg ,Berta 

34 Isenberg, geb. 
David , Elise 
Terz 

11. 4. 1856 Marburg/Lahn 
Treis/Lumda 

1.4 .1869 
Oberasphe 

19.12.1873 
oder 1874 
Giedel 

9.4.1902 
Wetter 

21.9.1898 
Marburg /Lahn 

5.5. 1925 
Bibra / Thilr. 

Marburg/Lahn 
Untergasse 17 

Marburg /Lahn 

Marburg/Lahn 
Untergasse 17 

Halle / Saale 
Adolf - Hitler-Str. 

Amsterdam,Olympia­
plein 37 oder 
Franschelaan 1 3 

war bis 5.Sept. 1942 keine weiteren 
i n Marburg/L.gemeldet Informationen 

am 8.Sept.1942 z.Ghetto 
Theresienst.u.am 29.9. keine weiteren 
42 nach Mal y Trostinel: Informationen 

am 8 . Sept.42 z.Ghetto keine weiteren 
Theresienst. u.am 29. 9. Informationen 
42 nach Maly Trostinel: 

zum KL Lublin (Datum 
nicht angeführt) 
Hä.ftlingsnr. 1 0235 

zum KL Buchenwald, 
Bäftlingsnr. 2073 

am 24.Juli 1942 in 
Lublin verstorben 

am 2. April 1942 imKL 
Buchenwald verstorben 

am 15.7.1942 vom Lager am 2. Sept. 1942 im 
Westerbork zum KL KL Auschwitz verstorben 
Auschwitz 

15.6.1894 Dresden, Streblauer am 1.10 . 1944 zum KL keine weiteren Infor-
Bibra/ ThUr. Str. 52 oder Stutthof, Häftlings- rnationen 

18. 11.1892 
Treysa 

26.11.1888 
Buchenau 

Strehlenerstr. nu.nu;ner 93909 

Dresden, Strehlauer 
Str. 52 oder 
Strehlenerstr. 

Marburg /Lahn 
Untergasse 17 

am 1.10.1944 zum KL 
Stutthof, Häftlings­
nununer 95881 

keine weiteren Infor­
mationen 

am 1 . Juni 1942 mit un-keine weiteren Infor-
bekanntem Bestimm.ort mationen 

3./7.6 . 1867 Marburg / Lahn am 8. Sept . 1942 zum am 28. März 1943 im Ghetto 
Eilnhausen Ockershä.user Allee 48 Ghetto Theresienst . Theresienstadt verstorben 

35 Isenberg , Gerson 6. 4. 1880 Marburg /Lahn 
Marburg /Lahn Steinweg 16 

am 12. Nov. 1930 zum am 14. November 1930im 
KL Buchenwald, Häft- KL Buchenwald verstorben 
lingsnummer 25656 

36 Isenberg, Jettchen 24. 12. 1882 Marburg/Lahn am 8 . Sept. 1942 zum keine weiteren Infor-

37 Isenberg, Selma 

3 8 I senberg , geb . 
Hirsch, Selma 

39 Jungmann,Horst 

40 Katz, Hilda 

41 Katz, Moritz 

42 Katz, Toni 

43 Katz, Martin 

44 Levi, Hertha 

45 Levi, Levi 

46 Levi, Kurt 
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Buchenau Untergasse 17 

29.7.1890 
Buchenau 

25.2.1881 
Eppingen/ 
Heidelberg 

17.12.1924 
Berlin 

13.10 . 1879 
Lohra 

28.10.1870 
Mollenfelde 

8.3.1876 
Marburg / Lahn 

29.5.1936 
Marburg/Lahn 

2.6 .1905 
Treysa 

5.5.1869 
Neustadt 

Marburg /Lahn 
Untergasse 17 

Marburg /Lahn 
Steinweg 16 

Berlin NW 
Wilsnackerstr. 3 
Jugendheim 

Marburg / Lahn 
Heusingeratr. 3 

Marburg /Lahn 

Amsterdam, 
Valckenierstr. 4 5 

Marburg /Lahn 
Heusingeratr . 3 

Rauscholdshausen, 
Schwanallee 

Ghetto Theresienstadt mationen 
und am 18. Mai 1944 
zum KL Auschwitz 

am 1 . 6. 1942 mit keine weiteren 
unbek .Bestimmungso rt Informationen 

am 8.9.1942 z.Ghetto keine weiteren 
Theresienst.u . am 18 . Informationen 
5.1944 z . KL Auschwitz 

am 28.März 1942 nach keine weiteren 
Trawniki bei Lublin Informationen 

am 5. 12. 1941 m. unbe- keine weiteren 
kannt. Bestimmungsort Informationen 

am 8.9.1942 zum Ghetto am 11.9.1944 im Ghetto 
Theresienstadt Theresienstadt verstorben 

war bis S . 9.1942 
in Marburg gemeldet 

keine weiteren 
Informationen 

am 20.4.1943 vom Lager keine weiteren 
Westerbork n . Sobibor Informationen 

am 1.6.1942 m.unbekann- keine weiteren 
tem Bestimmungsorg Informationen 

am 8.9.1942 z.Ghetto am 8.12.1943 im Ghetto 
Theresienstadt Theresienstadt verstorben 

6. 5. 1918 Frankfurt/Main am 11. 11. 1941 nach keine weiteren 
Informationen Frankfurt/M . Feststr.16/2 oder Minsk 

Pfingsweidatr. 12 



Lfd. 
Nr . 

Name, Vorname 

47 Lion, geb . 
Stern, Fanny 

48 Lion, geb.Bär 

Geb.Datum 
und -Ort 

letzter 
Wohnort 

9 . 7 .1851/1853 Marburg/Lahn 
Ockers hausen 

12 . 9. 1902 Marburg/Lahn 
oder Back ,Franciska Stockheim Haeburgetr. 1 7 

49 Lion, Karl 20.12 . 1881 Harburg/Lahn 
Marburg/Lahn Haspelstr. 17 

so Loeb, geb. 29.12.1869 Harburg/Lahn 
Freund , Jeanette Storndorf Stiftstr. 36 

Alsfeld 

51 Lucas, Dina 11.11.1866 Marburg/Lahn 
Marburg/Lahn 

52 Michel, Isidor 4 .2.1892 Marburg/Lahn 
Gladenbach BarfUsserstr. 12 

53 Michel, geb. 13./20.3.1892 Harburg / Lahn 
Meier, Sara Zirmnersrose BarfUsserstr . 12 

54 Moses, Fritz 13. 7 . 1891 Marburg /Lahn 
Siegfried Marburg/Lahn 

55 Moses, Hugo 23. 2.1887 Harburg /Lahn 
Harburg / Lahn 

56 Hunk, geb. 14.4.1860 Frankfurt / Main 
Abraham, Se l ma Treysa Sandwe g 32 

57 Nathan ,Betty 12. 3., 918 Marburg /Lahn 
Lohra Univers. Str . 20 

58 Nathan, Hermann 23 . / 25 . 3.1876 Marburg/Lahn 
Lohra Schwanallee 1 5 

59 Nathan, geb.Hess 19. 6 .1 876 Marburg / Lahn 
Bertha Oberasphe Schwanallee 15 

60 Oppenheim, Agathe 28 . 6 . 1884 Harburg/ Lahn 
Harburq/Lahn Barfilsserstr. 1 5 

61 Oppenheim, geb.Cahn 2 . 4 .1856 Marburg/Lahn 
Cahn, Johanna Königsstein 

62 Oppenheim, Martha 30.6 . 1890 Marburg/ Lahn 
Marburg/Lahn Schwanallee 15 

63 Peritz, Kurt , . 11 . 1898 Marburg/ Lahn 
Breslau Heusingerstr. 2 

64 Pfifferling ,Salomon 8.2. 1882 Marburg/ Lahn 
Datterode Heustingerstr. 1 

65 Pfifferling, geb. 27.5 . 1881 Marburg/Lahn 
Rehbock, Selma Eisenach Heusingerstr . 1 

66 Reinheimer, Beda, Sara 25.12 . 1885 Marburg / Lahn 
Habitzheim 

67 Dr. Reiss, Hermann 16. 9.1896 Marburg/Lahn 
Allendorf Schwanallee 15 

68 Reiss, Marion 12.4.1924/25 Marburg /Lahn, 
Marburg/Lahn Schwanallee 15 

69 Reiss, geb.Levy 5.1 1 .1902 Harburg/Lahn 
Selma Treysa Schwanallee 15 

70 Rosenberg , Alfred 10.9.1888 Marburg/Lahn 
Münster Barfüsserstr . 50 

71 Rosenberg, geb. 28 .4 . 1895 Marburg/Lahn 
Meyer, Estella Marburg/Lahn Barfüsserstr. 1 S b 

72 Rosenberg, Walter 6. 12.1929 Harburg/Lahn 
Marburg / Lahn Barfilsserstr . 1 Sb 

73 Rosenberg, Ruth 2. 12. 1922 Marburg/Lahn 

Deportationsda tum 
und -ziel 

Schicksal, 
soweit bekannt 

am 12.7.1941 in Marburg 
verstorben, dort auf dem 
jüdischen Friedhof beigesett 

am 9.8.19 44 zum KL keine weiteren 
Stutthof ,Häftl .nr . 5624 7 Informationen 

am 5.12. 1941 mit unbe- keine weiteren 
kanntem Bestimmungsort Informationen 

am 8.9.1942 zum am 20.Juni 1945 in 
Ghetto Theresienstadt Theresienstadt 

verstorben 

am 7 . 9. 1942 mit unbe - keine weiteren 
kanntem Bestirmnungsort Informationen 

am 5.12 . 1941 mit unbe- keine weiteren 
kanntem Bestilrimungsort Informationen 

am 5.12 . 1941 mit unbe- keine weiteren 
kanntem Bestirmnungsort Informationen 

zum KL Lublin(Datum am 23.6.1942 im KL 
nicht angeführt) Häft- Lublin verstorben 
lings nr . 10180 

am 1 • 6. 194 2 mit unbe- keine weiteren 
kanntem Bestimmungsort Informationen 

am 15.9 . 1942 zum am 9. 1. 1943 in 
Ghetto Theresienstadt Theresienstadt verstorben 

am 1 . 6. 194 2 mit unbe- keine weiteren 
kanntem Bestimmungsort Informationen 

zum Ghetto Tt'leresienst.keine weiteren 
u.am 18. Mai 1944 Informationen 
zum KL Auschwitz 

am 8 . 9.1942 zum am 29.3.1943 im Ghetto 
Ghe tto Theresienstadt Theresienst .verstorben 

am 1 .6 . 1942 mit unbe - keine weiteren 
kannten Bestimrng . ort Informationen 

am 8 . 9 .1 942 zum am 18.9.1942 im Ghetto 
Ghetto Theresienstadt Theresienst. verstorben 

am 8.9. 1942 z.Ghetto keine weiteren 
Theresienst. u. am 23. Informationen 
1.1943 z.l<L Auschwitz 

am 29.11 . 1938 aus dem war vom 28.Juni 194 
KL Buchenwald entlassen in GroBbritannien(Ort niclt 

angeführt, verbleib unbekanr1:. 

am 5 . 1,2.1941 mit un- keine weiteren 
bekannt . Bestirmnungsort Informationen 

am 5.12.1941 mit un- keine weiteren 
bekannt. Bestimmungsort Informationen 

am 5.12.19 41 mit un- keine weiteren 
bekanntem Bestimm.ort Informationen 

am 8.9.1942 z . Ghetto keine weiteren 
Theresienstadt u.arn Informationen 
29.9 . 44 z.KL Auschwitz 

am 8.9.1942 z.Ghetto keine weiteren 
Theresienst.u.am 12. Informationen 
10.44 zum KL Auschwitz 

am 8.9.1942 z.Ghetto keine weiteren 
Theresienst.u.am 12. Informationen 
10.44 z . KL Auschwitz 

zum KL Lublin(Datum am 21.8.1942 im KL 
nicht angeführt) Häft- Lublin verstorben 
lingsnwnmer 1on3 

am 1.6.1942 mit unbe- keine weiteren 
kannt.Bestirnmungsort Informationen 

am 1 . 6.1942 mit unbe- keine weiteren 
kannt. Bestimmungsort Informationen 

Marburg/Lahn BarfUsserstr. 15 b 
am 1.6.1942 mit unbe- keine weiteren 
kanntem Bestimmungsort Informationen 

74 Rosenberg, Benjamin 11. 7 .1923 
Berlin 

75 Rosenbusch, geb. 18 .11.1854 
Eichelberg ,Franziska Marburg/Lahn 

76 Rosenthal, Werner 1.12.1922 
Mainz 

oder 1.5.1922 
Rosenthal, Werner 

Marburg/Lahn 

Marburg/Lahn 

Mainz, Ad . 
Karrillonstr. 54 

In einer Unterlage ist am 10. 3. 1948 in Wien 
vermerkt : Left for USA Bauernmarkt 1 / 17 
17.11.1948 

vom 2.9 . 1939 bis zu ei- keine weiteren 
nem unbekannt.Zeitpunkt Informationen 
in Marburg/L.gerneldet 

vom 1.2. 1941 bis zu ei- keine weiteren 
nem unbekannten Zeit- Informationen 
punkt in Goddelau ge-
meldet 
am 30. 9 . 1942 keine weiteren 
nach Polen Informationen 
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;;~·Name, Vorname 

77 Rothschild ,Minna 

78 Rothschild,geb. 
Nusspaum,Pauline 

79 Salomon, Albert 

80 9iigmann,geb. 
Schönbe rg ,Rosa 

81 Simon , Hanna 

82 Simon, Ismar 

83 Simon, geb. Seif 
Nanny 

84 Simon, Sulamith 

85 Simon, Wilhelm 

86 Spier, Abraham 

87 Spier, Heinz Hermann 

88 Spier, geb. Levite 
Ricka 

89 Stern, Sally 

90 Stern , Betty 

91 Stern, Emilie 

92 Stern, Marga 

93 Stern, geb.Siesel, 
Pauline 

94 Strauss, Izak(Isaac) 

95 Walldorf, Moaes 

Geb.Datum letzter 

und -Ort Wohnort 

12.6.1883 Marburg / Lahn 
Marburg /Lahn 

23. 4. 1853 Marburg / Lahn 
Bergen 

19. 2.1923 Den Haag 

28.2.1883 oder Marburg /Lahn 
27. 2. 188 5 
Welterod 

1.4 .1921 
Wormdith 

21. 4.1927 
Marburg /Lahn 

16.6 .1895 
Schwersenz 

14 .3. 1924 
Wormdith 

3. 4 . 1889 
RUcken 

6.8 . 1886 
Leidenhofen 

28 . 4 .1921 
Marburg/Lahn 

23.1. 1888 
Cramberg 

30.11.1887 
Kirchhain 

14 . 2 . 1878 
Kirchhain 

Marburg/Lahn 
Schwanallee 15 

Marburg/Lahn 
Schwanallee 15 

Marburg/Lahn 
Schwanallee 15 

Marbur9 / Lahn 
Schwanallee 1 S 

Marburg/Lahn 
Schwanallee 15 

Marburg /Lahn 
Moltkeatr. 11 

Marburg / Lahn 
Moltkestr. 11 

Marburg /Lahn 
Moltkestr. 11 

Marburg/Lahn 
Heusingerstr. 30 

Deportationsdatum Schicksal, 
und -ziel soweit bekannt 

war bis 8. 12. 1941 vom Amtsgericht Marburg am 
in Marburg /L. gemeldet 31. 12. 1945 f. tot erklärt 

am 1.4.1941 !.Marburg / Lahn 
verstorben u .dort auf dem 
Jüdisch.Friedhof beigesetzt 

am 12.12.1942 zum keine weiteren 
KL Auschwitz-Birkenau Informationen 

am 1.6.192 mit unbe- keine weiteren 
kannten Bestimmungs- Informationen 

am 5.12.1941 mit unbe- keine weiteren 
kannteJn Bestimmungsort Informationen 

am 5. 12. 1941 mit unbe ... keine weiteren 
kanntem Bestimm.ort u. Informationen 
am 9 . 8.44 von Sipo 
Riga zum KL Stutthof, 
Häftl.nr. 56618 

am S.12 .1941 mit unbe- keine weiteren 
kanntem Bestimm.ort Informationen 

am 5. 12. 1941 mit unbe - keine weiteren 
kanntem Bestimm.Ort Informationen 

5.12.1941 mit unbe­
kanntem Bestimm.Ort 

keine weiteren 
Informationen 

am 8.9 . 42 zum Ghetto keine weiteren 
Theresienst.u.am 1 . 10. Ili.formationen 
44 zum KL Auschwitz 

am 8.12.1942 z . Ghetto keine weiteren 
Theresienst. u . am 4 . 1 0 . Informationen 
44 zum KL Auschwitz 

am 8.9.1942 z.Ghetto keine weiteren 
Theresienst. u.am 4. 1 O. Informationen 
4 4 zum KL Auschwitz 

am 1.6.1942 mit unbe- keine weiteren 
kanntera Bestimm.ort Informationen 

am 1 .6. 1942 mit unbe- keine weiteren 
kanntem Bestimm.ort Informationen 

19.12 .1893 Marburg / Lahn am 8.9.1942 mit unbe- keine weiteren 
Marburg Neue Kasseler Str . 33 / 4 kannt.Bestimm . ort Informationen 

16 .5 .1923 Völkersleier , am 25.4.1942 nach keine weiteren 
Völkersleier Landkrs.Hammelburq, Izbica/Lublin Informationen 

Haus Nr. 34 

14. 5. 1868 Marburg/Lahn 
Ober-Nockstadt Neue Kasselerstr. 

33/4 

17.8.1857 
Amöneburg 

21.2.1884 
Grosaen­
Buaack 

Marburg /Lahn 
Wetterstr. 2 

Marburg/Lahn 
Haspelstr. 17 oder 
Schwanallee 15 

am 8.9.1942 zwn am 12.9.1942 im Ghetto 
Ghetto Theresienstadt Theresienstadt ver-

storben 

am 8.9.1942 zum Ghetto am 17.10.1942 im Ghet to 
Theresienstadt Theresienst. verstorben 

am 14.12.1938 aus dem keine weiteren 
KL Buchenwald entlas- Informationen 
sen;arn 1.6.1942 mit 
unbek. Bestimmungsort 

96 Wal.dorf, geb. 28.9,1886 Marburg/Lahn 
Schwanallee 15 

am 1.6.1942 mit unbe- keine weiteren 
Theisebach ,Thekla Dina Hatzbach kanntem Besti.mm.ort Informationen 

97 Wertheim , Frieda 

98 Wertheim, Willi 

99 Wolf, Hans Martin 

1 oo Wol f, Meier 

, 01 Wolf. Willy William 

1 02 Hamburger, geb. 
Lustig , Jette 

103 Leijsser, Julius 
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8 . 5 . 1877 
BUrgeln 

28. 1 . 1892 
Hatzbach 

Marburg/Lahn 
Wettergasse 2 

Taurize 
(Audel 

28.7 . 1914 Marburg/Lahn 
Marburg /Lahn Universitätsatr. 20 

4 . 7. 1870 oder Marburg /Lahn 
4.7.1873 Universitätsstr.20 
Kordeck oder Schwanallee 

am 8.9 .194..2 zum Ghetto keine weiteren 
Theresienst.u.am 29.9. Informationen 
4 2 nach Maly Trostinee: 

am 26.3.1943 vom Lager keine weiteren 
Drancy u.am 4 .3.1943 Informationen 
:z:.wn KL Lublin 

am 5.12.1941' mit unbe- keine weiteren 
kannt. Bestimmungsort Infonnationen 

am 8.9.1942 zum Ghetto am 15.3.1944 im Ghetto 
Theresienstadt Thereaienst. verstorben 

14.8. 1925 Frankfurt/Main am 22.1 . 1943 vom KL keine weiteren 
Frankfurt/M. Gro8e Kornma r kt 13 Auschwitz in das ia. Informationen 

Buchenwald eingeliefert; 
am 20. 3. 1945 zum XL Berqen­
Belsen überstellt. 

12.3 .1 858 Marburg /Lahn am 20.2.1942 in Marburg/L . 
Uns leben Deutachausstr. 3 4/III verstorben,dort auf dem 

jüdischen Friedhof beige­
setzt 

2.6.1898 Amsterdam, am 20.7.1943 vom Lager keine weiteren 
Marburg/Lahn Tintorettoatr. 1 i Westerbork nach ' Informationen 

Sobibor 



N
Lfd 'Name , Vorname 

r . 

1 04 Leys er, Wolfgang, 

~~~ • Name, Vorname 

Katz, Moritz 

Katz, geb . 
Jakob,Paula 

Feibelmann, 
Albert 

Schir l ing ,Moses 

Schaumberg ,Rosa 

Lilienstein, 
Salomon 

Nathan, geb. 

Geb.Datum 
und -Ort 

letzter 
Wohnort 

Deportationsdatum 
und -ziel 

Schicksal, 
soweit bekannt 

24 .1.1924 
Chemnitz 

Landesbeil-und 
Pflegeanstalt 
Wunstorf 

am 27.September 1940 keine weiteren 
nach dem Generalgouver-Informationen 
nement 

Geb.Datum 
und - Ort 

letzter 
Wohnort 

Deportationsdatum 
und -ziel 

Schicksal, 
soweit bekannt 

20. S. 1891 Schweinsberg /Land- am 8 . Sept. 1942 zum keine weiteren Informationen 
Schweinsberg kreis Marburg Ghetto Theresienstadt 

und arn 12. Okt. 1944 
zwn KL Auschwitz 

17 . 12.1894 Schweinsberg/Land- am 8. Sept, 1942 zwn keine weiteren Informationen 
Bildesheim kreis Marburg Ghetto Theresienstadt 

und am 12. Okt. 1944 zum 
KL Auschwitz 

21 . 1. 1878 Schweinsberg/Land- am 8. Sept. 1942 zum keine weiteren I nformationen 
Kaiserslautern Ghetto Theresienstadt 

und am 12. Oktober 44 
zum KL Auschwitz 

18.4.1860 Harburg/Lahn 
Mardorf 

13. 10.1888 Schweinsberg 
Schweinsberg 

12. 3.1884 Gossfelden, 
Gossfelden Harburg/Lahn 

26. 12.1 862 

Kreis 

am 8. Sept. 1942 zum keine weiteren Informationm. 
Ghetto Theresiens t adt 
und am 29. Sept. 1942 
nach Maly TrostineC 

am 8. Sept. 1942 zum keine weiteren Informationen 
Ghetto Theresienstadt 
und am 23 . Jan. 1943 
zum KL Auschwitz 

am 5. Nov. 1942 im KL 
Auschwitz verstorben 

war bis 6. Sept.1942 keine weiteren Informationm. 
Rosenthal ,Bertha Niederweise! in Lohra, Landkreis 

Abt, Ludwig 

Spier ,Siegfried 

10 Spier, Gise la 

11 Spier, Manfred 

12 Spier, geb. 
Blumenfeld,Sida 

13 Mendel ,Hermann 

14 Mendel, geb. 
Löwnstein, Sara 

15 Rülf, geb. 
Kanter, Bertha 

16 Rülf, Louis 

17 Spier ,Abraham 

18 Spier, geb. 
Wertheim ,Jenny 

21 . 4 .1904 
Kirchhain 

14.5.1887 
Homberg 

29.11.1928 
Homberg 

29.11.1925 
Homberg 

26.7.1896 
Homberg 

11. 2.1878 
Bonn 

9 . 5 .1876 

Kirchhain , 
Kreis Marburg 

Homberg , Kreis 
Marburg/Lahn 

Homberg 

Homberg, 
Marburg/Lahn 

Marburg gemeldet 

am 8. Sept. 1942 zum am 7. August 1943 im Ghetto 
Ghetto Theresienstadt Theresienstadt verstorben 

~e~~s~:~~i~ ~~~m 2 4~~~~~~ 
zum KL Auschwitz keine weiteren Informationei. 

am 8.9.42 mit Transport 
XV - 1 /717 z.Ghetto The-keine weiteren Infor­
resienst. ,am 4.10.44 mit mationen 
Transport En - 1045 zum 
KL Auschwitz 

am 8.Sept.42 zum Ghetto am 16. MÄRZ 1945 im KL 
Theresienst. ,am 1. 10. 44 Dachau/Kommando 
zum KL Auschwitz u.10. Käufering verstorben 
1 O. 44 zum KL Dachau 

Homberg am 8.Sept.1942 zum keine weiteren 
Ghetto Theresienst. und Informationen 
am 4.10.44 z.KL Auschw. 

Raui schholzhausen am 8. Sept. 1942 zum am 4. 4. 194 3 im Ghetto 
Ghetto Theresienstadt Theresienst. verstorben 

Rauischholzhausen am 8 . Sept . 1942 zum am 8.3.46 und zu einem 
R.Holzhausen Ghetto Theresienstadt unbestimmten Zeitpunkt 

(vor dem 15.7.47) in 
Rauischholzhausen 

16. 3. 1872 Rauischholzhausen 
Neustadt Nr. 14 

29.5. 1902 Rauischholzhausen 
Rauischholz- Nr. 14 
hausen 

18.1.1881 Rauischhoi_zhausen 
Ebsdorf 

4.6.1890 Rauischholzhausen 
Hatzbach 

8. Sept. 1942 zum 
Ghetto Theresienst . 

am 8.Sept.42 z.Ghetto 
Theresienst.u.am 29.1. 
43 zum KL Auschwitz 

am 8.Sept.42 z.Ghetto 
Theresienst.u.am 18 .5 . 
1944 zum KL Auschwitz 

am 8.Sept.42 z.Ghetto 
Theresienst.u.am 18 .5. 
1944 zum KL Auschwitz 

am 14 . Nov . 1942 im Ghetto 
Theresienstadt verstorben 

keine weiteren Informa­
tionen 

keine weiteren Informa­
tionen 

keine weiteren Informa­
tionen 
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Lfd. 
Nr. 
1§ 

20 

„ 

" 
23 

24 

25 

26 

27 

28 

29 

30 

31 

32 

33 

34 

35 

36 

37 

38 

Name , Vorname 

Spier , Martin 

Spier, Wal te r 

Stern, geb. 
Kaufmann, Hedwig 

Maas, geb . 
Goldenberg ,Ro sa 

Stern, geb. 
Rosenbaum, Paulina 

Katz, geb. 
Nathan , Paula 

Katz, Moritz 

Levi, Hermann 

Lilienfeld ,Isaak 

Lilienfeld, geb. 
Levy, Fanny, 
rrantiska 

Lilienfeld, geb. 
Cohn, Rosa 

Lilienfeld , Walter 

LilJ enfeld,Hans 

Stern , geb . Rosen-
busch, Bertha 

Stern, Hugo 

Stern, Louis 

Weiler, geb. 
Blumenthal ,Amalie 

Weiler, Wolf 

Lehrberger ,Moses 

Lehrberger, geb . 
Freudenthal , Fanny 

Geb.Datum letzter 
und -or t Wo hnort 
11.7.1925 Raulschhoizhausen 
Rauischholz-
hausen 

17.10.1927 Rauisc hholzhausen 
Harburg /Lahn 16 

17.5 . 18 72 Rauischholzhausen 
Wiesloch 

9 . 10. 1883 Mardorf, Kreis 
Kestrich Harburg /Lahn 

30 . 3.1874 Niederklein oder 
Rodheim/ Mardorf 
Gießen 

4.4 .1896 Gießen , 
Lohra/Marburg Walltorstr. 48 

18 93 Witzenhausen 
bei Kassel 

Deoortationsdatum Schicksal , 
und - ziel soweit bekannt 
am 8.Sept. 42 z.Ghetto keine wel teren Infor-
Theresienst . u.am 18 .S. mationen 
194 4 zum KL Auschwitz 

am 8 .Sept. 4 2 z.Ghetto Bis November 1945 in 
Theresienst . ,am18.5. Rauischholzhausen 
1944 z .KL Auschwitz , wohnhaft 
am 5 .5. 1945 im KL 
Mauthausen befreit 

am 8 .Sept. 4 2 z .Ghetto keine weiteren 
Theresienst . u. am 29.9. Informationen 
1942 nach Ma l y Trostine6 

am 8 .Sept.42 z .Ghetto 
Theresienst. u. am 23. 1. 
1943 zum KL Auschwitz 

am 8. Sept. 1942 zum 
Ghetto Theresienstadt 

am 30.Sept. 1942 
nach Polen 

keine weiteren 
Informationen 

am 8. Sept. 1942 im 
Ghetto Theresienstadt 
verstorben 

Lt. Todeserklärung vom 9. 5. 
1947 Ende Okt. 1942 in 
Theresienstadt versto rben 

war v.d.5.11.1943 keine weiteren 
im Ghetto Theresienst. Informationen 

20. 2.1 881 
Neustadt 

Roth ,Kreis Harburg / zum KL Sachsenhausen am 27. 8. 19 4 2 im J<. 
Lahn, Hauptstr . 8 (Datum nicht a ngefUhrt) Sachsenhausen verstorben 

17.6 . 1867 
Neustadt 

24 . 11. 1868 
Bierstadt/ 
Wiesbaden 

8.5. 1906 
Harisfeld 

1.5.1935 
Marburg / Lahn 

10 .4. 1930 
Neustadt 

26.5.1869 

Roth , 
Hauptstraße 

Neustadt ,Kreis 
Harburg 

Roth , Kreis 
Roth J<irchgöns Harburg / Lahn 

7.2.1896 
Roth 

31.5.1894 
Roth 

1. 7 . 18 79 Roth,Kreis 
Halsdorf Harburg / Lahn 

15. 3. 18 69 Roth, Kreis 
Neustadt/ Harburg/Lahn 
Marburg 

9.6.1864 oder Wetter, 
9. 7. 186 4 Wolfgangstr . 49 
Wet ter/Marburg 

20. 6. 1868 oder Wetter, 
20.11 . 1868 Wol fg angstr . 4'9 
Wetter / Marburg 

am 8. Sept. 194 2 zum am 20.0kt. 4 2 im Ghetto 
Ghetto Theresienst. Theresienst.verstorben 

am 8.Sept.1942 zum am 9. Dez. 1942 im Ghetto 
Ghet t o Theresienstadt Theresienstadt verstorben 

am 8.Sept. 1942 zum keine weiteren 
Ghetto Theresienst . und Informationen 
9 . 10.44 z . KL Auschw i tz 

am 8.Sept.42 zum Ghetto 
Theresienst . u.am 9.10. keine weiteren Informa-
19 44 z. KL Auschwitz tionen 

am 8.Sept.42 z.Ghetto keine weiteren Informa­
Theresienst.u.am 9. 10. tionen 
44 zum KL Auschwitz 

am 8.Sept.42 z.Ghe t to keine weiteren Informa­
Theresienst.u.am 18.5. tionen 
44 z. J<L Auschwitz 

am 8.Sept.42 z.Ghe t to keine weiteren Informa-
Theresienstadt u . am tionen 
18.S.4 4 z . XL Auschwitz 

am 5.12 .1941 mit unbe- keine weiteren Informa­
kanntem Bestimmungsort tionen 

am 8.Sept. 194 2 z.Ghetto 
Theresienst.u.29.9.42 keine weiteren Informa-
nach Haly Tro~tinet: · 

am 8.Sept.1942 zum keine weiteren 
Ghetto Theresienstadt Informationen 
und am 29.Sept . 1942 
nach Mal y Trostine6 

am 8. Sept. 1942 zum keine weiteren 
Ghetto Theresienstadt Informationen 
und am 9.Sept. 1942 
nach Maly Trostinet: 

am 8.Sept.1942 zum keine weiteren 
Ghetto Theresienst. Informationen 
und am 29 . Sept . 1942 
nach Maly Trostinet: 

Die •bsedruckten Li e te n wurden nach .lu•••sen de • Internationa l en Sucbdienete • dee Roten Kreuaee 

Tnn Gabriel Mölle r ( Marburc) 1g70 auea••en1eete l l t . 
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QUELLENVERZEICHNIS 

A) Gespräche mit Zeitzeugen: 

1. Eleonore Kaufmann, Marburg (Cappel) 
2. Sally Bachrach, Marburg 
3. Hermann Bauer, Marburg 
4. Margot Müller, Marburg 

18. 01 . 1981 
20.01 . 1981 
24. 01.1981 
25. 01 . 1981 

B) Archive und Sammlungen: 

1. Staatsarchiv Marburg 

Bestand: 
1) 180 L. A. Mbg. Nr. 1759 Auszüge aus den Ein- und 

Verkaufsbüchern jüdischer Viehhändler 1935-1936 
2) 180 L. A. Mbg. Nr. 2925 Verhandlungen über Arisierung von 

jüdischem Grundbesitz in Wohra. 1940-1942 
3) 180 L. A. Mbg. Nr. 2939 Judenangelegenheiten, Judenvermögen 

1938-1939 
4) 180 L. A. Mbg. Nr. 3487 Auswanderungswesen (Allg.) 1910-1948 
5) "· 180 L. A. Mbg. Nr. 3493 Verlust der deutschen 

Staatsangehörigkeit 1922-1944 
6) 180 L. A. Mbg. Nr. 3495 Überwachung des Auswanderungs- und 

Rückwanderungswesens sowie der Auswanderungsagenturen 
7) 180 L. A. Mbg. Nr. 3871 Verwaltung der jüdischen Gemeinden 

(Bd.1)1897,1925-1948 
8) 180 L. A. Mbg. Nr. 4078 Verhandlungen über Arisierung von 

jüdischem Grundbesitz in Wohra. 1940-1942 
9) 180 L. A. Mbg. Nr. 4174 Ausschreitungen gegen die Juden in 

Kirchhain 1933-1945 
10) 180 L. A. Mbg. Nr. 4175 Handel mit Juden 1935-1939 
11) 180 L. A. Mbg. Nr. 4177 Auswanderung von Juden 1935-194 7 
12) 180 L. A. Mbg. Nr. 4822 Juden (Allgemeines und Besonderes) , 

enthält Listen 1938-1942 
13) 180 L. A. Mbg. Nr. 4823 Judenangelegenheiten (Allg. und Bes.), 

Bd. 1: 1933-1935 
14) 180 L. A. Mbg. Nr. 4824 Judenangelegenheiten (Allg. und Bes.), 

Bd.2: 1935-1938 
15) 180 L. A. Mbg. Nr. 4825 Judenangelegenheiten (Allg. und Bes.), 

Bd. 3: 1938-1941 
16) 180 L. A. Mbg. Nr. 4826 Judenangelegenheiten (Allg. Erlasse, 

besondere Angelegenheiten), 1941-1947 
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17) 180 L. A. Mbg. Nr. 4827 In Schutzhaftnahme von Juden, 
1938-1939 

18) 180 L. A. Mbg. Nr. 4828 Erfassung von Juden, 1933-1946 
19) 180 L. A. Mbg. Nr. 4829 Ausschreitungen gegen Juden, 

1934-1948 
20) 180 L. A. Mbg. Nr. 4830 Verhandlungen über die dritte 

Judenevakuierung aus Marburg, 1942-1944 
21) 180 L. A. Mbg. Nr. 4831 Israelitische Totenhöfe im Landkreis 

Marburg 1940-1942 
22) 180 L. A. Mbg. Nr. 4832 In Schutzhaft genommene Personen unter 

anderem wegen Zugehörigkeit zur KPD, 1933-1940 
23) 180 L. A. Mbg. Nr. 4833 Personalbogen über in Schutzhaft 

genommene Personen, 1933-1937 
24) 180 L. A. Mbg. Nr. 4934 Vermögens Verhältnisse der Juden 

1947-1948 
25) 330 Mbg. Ace. 1973/1, Nr. 367 Verordnung zur Ausschaltung der 

Juden aus dem deutschen Wirtschaftsleben 
26) 330 Mbg. C, Nr. 4452 Die israelitische Elementarschule. 

Allgemeines 
27) 330 Mbg. C, Nr. 4454 Jüdische Volksschule. Zuschüsse der Stadt. 

II. Teil 

2. Archiv des Presseamtes der Stadt Marburg. Akte: „Juden in Marburg" , 
(eine Sammlung von Presseartikeln und sonstigen Schriftstücken über 
das Schicksal jüdischer Bürger Marburgs) 

3. a) Prozeßakten der Staatsanwaltschaft beim Landgericht Marburg an der 
Lahn, 2 Kls 42/ 4 7, Bd. 1, rechtskräftig: Marburg, den 13. 03. 1953. 

b) Prozeßakten der Staatsanwaltschaft Marburg, beim Landgericht, 2 Kls 
13/49 der StA. Marburg, rechtskräftig: Marburg, den 17. August 1951 

4. a) „Wann das Sehring-Denkmal errichtet wurde." 
Protokoll eines Gesprächs von R. Grenz mit Frau Ulrich vom 
Sehring-Archiv, zugefertigt von R. Grenz am 16. 12. 1981. 

b) Bericht Wolfgang Rumpfs an die Verfasser vom 3. März 1982. 
c) Bericht über das „Israelitische Heilerziehungsheim in Marburg/Lahn". 

Archiv Yad Vashem, E/4526; freundlicherweise zur Verfügung gestellt 
von Direktor Benjamin Armon, 24. Februar 1982. 

5. a) Moeiler, Gabriel B., „Die 'Endlösung der Judenfrage' im Stadt- und 
Landkreis Marburg/Lahn", eine unveröffentlichte Dokumentenauswahl, 
Marburg a. d. Lahn, November 1978. 
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C) Zeitungen: 

1) Oberhessische Zeitung, Generalanzeiger für Marburg, Januar 
1933-Dezember 1943. 

2) Oberhessische Presse, Generalanzeiger für Marburg, September­
Dezember 1978 und September- Dezember 1979. 

3) Kirche in Marburg. Mitteilungen der evangelischen und 
katholischen Gemeinden. Heft 11 /1979. 

4) „Studier mal Marburg". Monatsschrift herausgegeben vom 
Magistrat der Stadt Marburg. Jahrgang 1978. 

D) Literatur: 

1) Allen, William S.: Die deutsche Öffentlichkeit und die 
„ Reichskristallnacht" - Konflikte zwischen Werthierarchie und 
Propaganda im Dritten Reich, in: 
Die Reihen fast geschlossen; Vom Ende der Weimarer Republik bis 
zum Zweiten Weltkrieg. Hg. Detlev Peukert und Jürgen Reulecke. 
Wuppertal 1981. 

2) Arnsberger, Paul: Die jüdischen Gemeinden in Hessen, Bd. 2. 
Frankfurt 1971. 

3) Bauer, Fritz (Hg.): Widerstand gegen die Staatsgewalt, Frankfurt 
1965. 

4) „Die Welt dankt Behring" (Sehring Festschrift zum 50-jährigen 
Bestehen der Serumtherapie 1940), Berlin 1942. 

5) vom Brocke, Bernhard: Marburg im Kaiserreich 1866-1918; in: 
Marburger Geschichte. Herausgegeben von Erhart Dettmering und 
Rudolf Grenz. Marburg 1 980. 

6) Dickinson, John Kellog: German and Jew. Chicago 1967. 
7) Das Dritte Reich, seine Geschichte in Texten, Bildern und 

Dokumenten. Herausgegeben von Huber, Heinz/Müller, Arthur. 2. 
Bd., Wiesbaden 1964. 

8) Erinnerung und Gedächtnis. Zum Gedenken an den 9. November 
1938. Herausgegeben vom Magistrat der Stadt Marburg, 
Presseamt, zum 9. November 1979. 

9) Goebbels, Joseph: Angriff (NS-Wochenzeitschrift 1927-1930), 
München 1935. 

10) Katz, Arthur: Streiflichter, Betrachtungen und Erinnerungen eines 
Marburgers, (unveröffentlichtes Manuskript in Akte des 
Presseamtes der Stadt Marburg: Juden in Marburg, Nr. 1336 (s. o.). 

11) Kürschner, Walter: Geschichte der Stadt Marburg. Marburg 1934. 
1 2) Martin, Bernd/Schulin, Ernst (Hg.): Die Juden als Minderheit in der 

Geschichte, München 1981. 
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13) NSDAP Marburg. (1923-1925. 1935). Festschrift zum 10 
(12)jährigen Bestehen der NSDAP in Marburg, Hg.: Kreisleitung der 
NSDAP Marburg, Marburg 1935. 

14) Reitlinger, Gerald: Die Endlösung. Hitlers Versuch der Ausrottung 
der Juden Europas 1939-1945. 5. Auflage. Berlin 1979. 

15) Die Geschichte der Kurhessischen SA. Hg.: SA-Brigade 47 
(Kassel) . Kassel 1935. 

16) Sartre, Jean-Paul: Betrachtungen zur Judenfrage (Drei Essays) . 
Zürich 1979. 

17) Schneider, Ulrich: Verfolgung und Widerstand in Marburg 
1933-1945, MS., Marburg 1978. 

18) Seier, Hellmut: Marburg in der Weimarer Republik 1918-1933, in: 
Marburger Geschichte, s. o. 

19) Solms, Max Graf zu: Ein Lebensgang. Herausgegeben von Freda 
Gräfin zu Solms unter Mitarbeit von lrmgard Foerster. Marburg 
1982. 

20) Trepp, Leo: Das Judentum, Geschichte und lebendige Gegenwart. 
Hamburg 1970. 

21) Unckel, Bernhard: Die Entwicklung des Schulwesens der Stadt 
Marburg seit der Reformation, in: Marburger Geschichte, s. o. 

22) Wiesemann, Falk: Juden auf dem lande: die wirtschaftliche 
Ausgrenzung der jüdischen Viehhändler in Bayern; in: Die Reihen 
fast geschlossen, s.o. 

23) Willertz, John R.: Marburg unter dem Nationalsozialismus 
(1933-1945), in: Marburger Geschichte, s. o. 
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